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Islam in Deutschland
hat nicht nur ein Gesicht: die Frau mit Kopftuch vor einem Bild der Boxerin Fikriye Selen, die hier in Kreuzberg fir ein Haarwaschmittel
wirbt. Foto: dpa-Fotoreport
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Islam in Deutschland

ist langst zu einer festen GrofRRe geworden:
vor allem durch die Zuwanderung von ,,Gast-
arbeitern* aus der Turkei, einschlie3lich deren
Familien, aber auch durch Asylsuchende, Stu-
dierende und Hochschulabsolventen aus allen
Teilen der islamischen Welt. Ein beachtlicher Teil
ist bereits in Deutschland geboren, nicht wenige
sind deutsche Staatsburger. Die meisten leben
hier wie andere Menschen auch, fuhlen sich
zugehorig.

Dennoch: Das Bild Deutschlands hat sich ver-
andert, wie jeder feststellen kann, der durch
die Einkaufsstral3en flaniert, Parkanlagen auf-
sucht, im Supermarkt einkauft. Vereinzelt sind
bereits Moscheen und Minarette sichtbar, wenn
auch zumeist an den Rand geschoben, in die
Gewerbegebiete. Mehr noch: Es gibt ganze
Stadtviertel, in denen Menschen islamischen
Glaubens, zumeist turkischer Abstammung,
konzentriert wohnen, am bekanntesten ist
Berlin-Kreuzberg. Frauen und Méadchen in tra-
ditionell islamischer Kleidung, insbesondere mit
Kopftuch, begegnen uns tberall. Wenn auch
mit deutlichem Abstand: Der Islam ist nach den
christlichen Kirchen zur zweitstarksten Religion
in Deutschland geworden.

Diese sichtbaren Verdnderungen im Alltag
haben in Deutschland zu Verunsicherungen
gefuhrt. Identitatsfragen werden gestellt,
Fragen auch nach Absonderung und nach
Integration. In manchen Stral3en fuhlen sich
Deutsche gelegentlich nicht mehr zu Hause.
Angste werden spurbar, manchmal deutlich
artikuliert, leider auch gelegentlich geschurt.
Eine deutliche Zuspitzung haben die bislang
eher verdeckten Angste erfahren durch die
Anschlage vom 11. September 2001 auf das
World Trade Center und das Pentagon: Waren
es doch islamistische Terroristen, die diese
Verbrechen begangen haben, unter Berufung
auf ihre Religion.

Seitdem - und das ist durchaus ein positives
Zeichen - ist das Interesse fur den Islam bei uns
so hoch wie nie zuvor. Endlich! Wir mussen
feststellen, wie wenig wir Uber die Religion des
Islam wissen, Uber seine Lehren und seine
Entwicklung, seine verschiedenen Richtungen,
die Organisationsformen, die sich deutlich von
den christlichen Kirchen unterscheiden, speziell
auch uber die Gruppen und Gruppierungen bei
uns, von denen wir nur selten wissen, wie sie
einzustufen, wie zu bewerten sind. Fragen
stellen sich, wie die verschiedenen Auspragun-
gen des Islam mit der Werteordnung unseres

Grundgesetzes vereinbar sind, inwieweit der
Islam die fur uns unabdingbare Toleranz kennt
und in welchem Ausmal} Islam und Demokratie
vereinbar sind.

VVon hoher symbolischer Bedeutung hat sich das
Tragen von Kopftuchern durch Frauen und
Madchen erwiesen. Haben wir es hier mit einem
Indiz zu tun fur eine spezielle Auffassung von
der Rolle der Frau, die sich nicht mit den
Grundwerten unserer Verfassung vertragt? Ist
es ein Identitatsmerkmal far bestimmte Grup-
pen mit besonders ausgepragter religioser
Bindung oder ein Zeichen von Diskriminierung
auf Grund des Geschlechts? Mit welchen prak-
tischen Konsequenzen: dariuber hinwegsehen,
tolerieren oder deutlich Grenzen ziehen, im
Namen des Grundgesetzes?

Fur die Politik und das Alltagshandeln von
Verwaltung stellen sich zudem eine Fulle
praktischer Fragen und Rechtsprobleme, die
mehr sind als rein rechtliche Fragen, fur die
vielmehr der Rat von Experten erforderlich ist,
die sowohl mit dem Islam als auch dem Recht
vertraut sind. Das betrifft die Teilnahme von
Madchen am Sportunterricht genauso wie das
Tragen von Kopftichern in der Schule, den
islamischen Religionsunterricht, aber auch das
Schlachten von Tieren.

Die Bundesrepublik Deutschland kennt keine
Staatsreligion, auch wenn das Grundgesetz
sowie die Landerverfassungen sich in ihren
Praambeln ausdrucklich auf Gott berufen, von
den Verfassungsvatern und Verfassungsmut-
tern den Zeitumstanden entsprechend sicher-
lich im christlichen Sinne verstanden. Genauso
wenig jedoch definiert sich die Bundesrepublik
Deutschland als laizistischer Staat, mit strikter
Trennung von Kirche und Staat. Das Verhaltnis
beider ist als Partnerschaft konzipiert, mit
vielfaltigen Formen der Kooperation und der
daraus folgenden Rechtsbeziehungen. Ein Er-
gebnis dessen ist auch, dass Religionsunterricht
ordentliches Schulfach ist, gemeinsam von
Kirche und Staat getragen. Eine Beschrankung
auf die christlichen Religionen gibt es dabei
nicht. Einem islamischen Religionsunterricht
steht bislang allerdings im Wege, dass es auf
islamischer Seite keine Organisationsstrukturen
gibt, die den christlichen vergleichbar und mit
den staatlichen Strukturen kompatibel waren,
bislang jedenfalls.

Integration ist keine Einbahnstral3e: Der Hilfe,
dem verstandnisvollen Entgegenkommen muss
die Integrationsbereitschaft entsprechen. Diese



fangt beim Erlernen der deutschen Sprache an.
Entsprechende Angebote missen gemacht
werden, nicht nur, aber auch von Staats wegen,
auch von der politischen Bildung, und diese
Angebote durfen nicht als unverbindlich gelten.
Nach den Anschlagen des 11. September 2001
stehen die Beziehungen zwischen den Religio-
nen unter dem Schreckgespenst des Terroris-
mus. Mancher mag da an den ,,Kampf der
Kulturen* denken, der im Grunde als Krieg der
Religionen erscheint. Daran ist allenfalls richtig,
dass Religionen mehr sind als unterschiedliche
Dogmensammlungen, namlich Kulturen, die
das gesamte Leben der Menschen bestimmen,
auch wenn sie langst formal die Mitgliedschaft
aufgekiundigt haben. Nicht Gbersehen werden
darf, dass Religionen in unterschiedlichen
Kulturbereichen eine vollig andersartige Ent-
wicklung durchgemacht haben, mit oft sehr
unterschiedlichen historischen Erfahrungen,
manchmal auch zeitversetzt: Man denke nur
an die einschneidende Erfahrung der Aufkla-

rung in Westeuropa. Unterschiedliche Kulturen
mogen aufeinander prallen, vielleicht dabei
auch Reibungen erzeugen. Doch ein Kampf ist
nicht zwangslaufig. Vielmehr muss alles getan
werden, ihn zu vermeiden. Es geht um frucht-
bare Begegnung, nicht um Kampf und Sieg.
Naturlich gibt es islamistisch motivierten Extre-
mismus, ja offensichtlich auch Terrorismus, der
sich auf den Koran beruft. Doch er weist nur
eine geringe Anzahl von Anhangern auf. Er
muss bekampft werden - wie jede andere
Gruppe auch, die sich offensiv gegen die
Grundordnung unserer Verfassung wendet.
Wichtig ist dabei selbstverstandlich, Ursachen
und Denkmuster zu verstehen, um helfend
einschreiten zu kénnen. Doch wenn es sein
muss, ist die Harte des Gesetzes gefragt. Denn
auch wenn sich Deutschland verandert: die
Grundprinzipien unserer Verfassung erheben
dauerhaften Anspruch.

Hans-Georg Wehling



Nicht nur Sunniten und Schiiten

Was ist Islam und wer ist Muslim?

Die Glaubensrichtungen des Islam

Von Heinz Halm

Prof. Dr.
| Heinz Halm
{ lehrt
Orientalistik
an der
Universitat
Tubingen.

Andersalsdie christlichen Kirchen verfugt
der Islam Uber keine feste Organisations-
struktur mit klar definierten Glaubensin-
halten, fester Mitgliedschaft und oberster
Autoritat. Vielmehr ist der Islam in die
verschiedendsten Richtungen gespalten,
von denen die Sunniten und Schiiten die
bedeutendsten sind, auch in Deutschland.
In der — ungewohnten - Diaspora aller-
dings ergeben sich andere Notwendigkei-
ten, wenn man Moscheen und theologi-
sche Zentren unterhalten will und wenn
es um die Einfuhrung islamischen Reli-
gionsunterrichts geht. Red.

Der Kanon der ,,funf Saulen“,
auf denen der Islam ruht

Wer ist ein Muslim? Wer sich selber dafir
halt, wirde auf diese Frage wohl mit dem
Glaubensbekenntnis antworten:

,.Ich bezeuge, dass es keine Gottheit gibt
auller Gott, und dass Mohammed der
Gesandte Gottes ist™.

Der erste Teil dieser zweigliedrigen For-
mel, das Bekenntnis zum absoluten Mo-
notheismus, verbindet den Islam mit den
anderen monotheistischen Religionen,
wahrend der zweite Teil das Besondere
des Islam ausmacht: Mohammed ist der
Gesandte Gottes, ein Prophet, dessen Ver-
kiindigung - im Koran niedergelegt —
daher als gottliche Offenbarung gilt. Ein
Muslim ist also jemand, der den Koran als
AuBerung des gottlichen Willens aner-
kennt und befolgt. Hinzuzufugen ist
noch, dass die Muslime im allgemeinen
die koranische Offenbarung als die letzte
und endgiltige ansehen: nach Moham-
med wird es bis zum Jiingsten Gericht kei-
nen Propheten mehr geben; er ist das
,,Siegel der Propheten” - Bekraftigung
und Abschluss der Offenbarungen, die
Gott der Menschheit durch frihere Pro-
pheten wie Abraham, Moses oder Jesus
hat zuteil werden lassen.

Die Anerkennung des Korans als gottliche
Offenbarung schliet den Glauben an
bestimmte, darin verkiindete Glaubens-
wahrheiten ein, vor allem den an die Auf-

erstehung und das Jingste Gericht mit
darauffolgender Strafe und Belohnung;
ferner die Befolgung bestimmter Riten,
fur die im Koran der Grund gelegt ist: das
finfmalige téagliche Ritualgebet, das Fas-
ten im Monat Ramadan, die Wallfahrt
nach Mekka und das Zahlen einer Almo-
sensteuer, einer Art Solidaritatsbeitrag zu-
gunsten armer und sozial schwacher Glau-
bensbriuder und -schwestern; zusammen
mit dem Glaubensbekenntnis bilden diese
Ritualpflichten den Kanon der ,,funf Sau-
len”, auf denen der Islam ruht.

Die Wallfahrt nach Mekka
als Demonstration der
Zusammengehorigkeit

DasZeremoniell der Wallfahrt (Haddsch)in
Mekka, das jeder Muslim nach Mdglichkeit
einmal im Leben absolvieren soll, demon-
striert auf héchst eindrucksvolle Weise das
Zusammengehorigkeitsgefuhl aller Musli-
me: Pilger aus aller Welt, Angehorige ganz
verschiedenerVolker,Sprecherverschiede-
ner Sprachenvollziehen hier,indasgleiche
weilBe Pilgergewand gekleidet, dasselbe
Ritual. Nirgendwo sonst kommt auch der
egalitare Anspruch des Islams deutlicher
zum Ausdruck: alle Glaubigensind vor Gott
gleich. Auch beim Gebet (salat) wird die
Idee der Einheit und Einigkeit aller Musli-
me sichtbar: wo immer auf der Welt ein
Muslim in einem fremden Land eine Mo-

schee betritt, weil er sich zu Hause und
wird sich richtig verhalten. Die Muslime
sind ,,die Leute mit der Gebetsrichtung”
(ahlal-gibla)—namlich nach Mekka.

Seit Anbeginn keine Einheit,
weder religios noch politisch

Dennoch ist es allgemein bekannt und
allen Muslimen schmerzlich bewusst, dass
der Islam schon seit den Anféangen seiner
Geschichte keine Einheit mehr ist — weder
eine religidse noch eine politische. Seinen
Niederschlag hat dieses Bewusstsein in
einem Ausspruch gefunden, der als Pro-
phezeiung des Propheten Mohammed
selber an seine Anhanger tberliefert wird:
,,Die Juden sind in 71 Richtungen gegan-
gen, die Christen in 72, ihr werdet in 73
Richtungen gehen.”

Die Spaltungen, die die islamische Ge-
samtgemeinde (umma) schon im ersten
Jahrhundert nach Mohammeds Tod in blu-
tige innerislamische Kriege stirzte — das
dafur verwendete Wort fitna bedeutet
»Prafung” -, hatten indes weniger reli-
gids-theologische als vielmehr politische
Ursachen. Die Umma war nicht nur als reli-
gitse Gemeinschaft, sondern auch als poli-
tisches Gemeinwesen gegrundet worden,
das zudem nach dem Tod des Propheten
rasch zu expandieren begann und imperi-
ale Zuige annahm. Da die Nachfolge- und
Machtkampfe innerhalb dieses neuen ara-
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Der Koran

das heilige Buch des Islam. Zweifel sind allerdings angebracht, ob der von der jungen Frau
so hochgehaltene Koran das Kopftuch verlangt. Die beiden Koranverse, die zur Begrun-
dung herangezogen werden, schreiben zwar eine ziichtige Verhillung vor, nicht jedoch
das Kopftuch. Auch zu Lebzeiten des Propheten gab es keine einheitliche Regelung:
wahrend sich die Frauen aus Medina verschleierten, war dies in Mekka nicht der Fall.
Die Bildtexte dieses Heftes verfasste Dorothee Kallenberg-Laade. Foto: dpa-Fotoreport


Bär
Urhebe


bischen Imperiums von einer religios ge-
farbten Propaganda begleitet waren,
fahrten die Parteikonflikte zu Spaltungen,
die sich auch in religiéser Opposition ge-
gen die jeweils herrschende Richtung
niederschlugen. ,,Die religits-politischen
Oppositionsparteien im alten Islam” hat
daherder OrientalistJulius Wellhausen sei-
nenKlassikervon 1901 genannt,indemdie
Entstehungder altesten Hauptrichtungen,
der Kharidschiten, Schiiten und Sunniten,
analysiert wird.

Weniger dogmatische Unterschiede
als Anerkennung verschiedener
Autoritaten

Der ubliche arabische Terminus fur solche
voneinander abweichenden Richtungen
des Islam ist madhhab, ,,Weg” oder ,,Me-
thode”. Eine Wiedergabe im Deutschen
durch ,,Bekenntnis” ist problematisch;
meistens handelt es sich nicht um Unter-
schiede desreligiosen Dogmas, wie beiden
christlichen Glaubensbekenntnissen, son-
dern um die Anerkennung unterschied-
licher Autoritaten: Wer ist legitimiert, die
Umma politisch zu fuhren? Und wer ist im
Konfliktfall befugt zu entscheiden, was is-
lamisch ist oder nicht?

Es ist also die Frage nach der legitimen
Autoritat im Islam, die die Umma von
Anfang an gespalten hat. Da der Prophet
keinen Nachfolger designiert hat (wie die
groRe Mehrheit der Muslime meint) und
da das direkt von Gott inspirierte Pro-
phetentum mit dem Tod des ,,Siegels der
Propheten” endete (wie ebenfalls die
Mehrheit meint), stellte sich die Frage,
wer denn befahigt und berechtigt sei, die
Nachfolge des Propheten anzutreten und
als sein ,,Stellvertreter” (khalifa; Kalif) die
Glaubigen zu lenken.

Die ,,Kharidschiten*

Eine Antwort darauf war die der Kharid-
schiten (etwa: ,,Dissidenten”), die erst-
mals schon im 7. Jahrhundert im Irak auf-
traten; ihr Grundsatz, dass der beste und
frommste Muslim — ohne Ansehen der
Herkunft — durch Wahl an die Spitze der
Gemeinde zu stellen und im Falle des Ver-
sagens wieder abzusetzen sei, hat sich
allerdings nicht durchsetzen kdnnen; das
Kharidschitentum, zeitweilig so etwas wie
die Nationalreligion der nordafrikani-
schen Berber, konnte sich nur an wenigen
marginalen Stellen im Maghreb - etwa
auf der tunesischen Insel Dscherba - oder
in Oman behaupten.

Warten auf den ,,Mahdi*:
die Schiiten

Anders die Schiiten, die Anhanger der
Schia (,,Partei”), die auf die Frage der
héchsten Autoritat im Islam ihre eigene
Antwort gefunden haben. Fir sie war der
vom Propheten selbst designierte, einzige
rechtmaRige Nachfolger des Propheten
sein Vetter und Schwiegersohn Ali, der
aber nach dem Tode Mohammeds zu-
néachst nicht zum Zuge kam, dann nur kurz
(656-661) als vierter Kalif regierte; nach
seiner Ermordung wurden seine S6hne
al-Hassan und al-Hussain, die leiblichen

Enkel des Propheten, ganzlich von der
Macht verdréangt. Fur die Schiiten aber
gelten nur diese leiblichen Nachkommen
des Propheten als die wahren Oberhaup-
ter (Imame) der islamischen Gesamtge-
meinde. Die Schiiten verehren eine Reihe
von zwolf direkten Prophetennachkom-
men als Imame, deren erster Ali ist, wéh-
rend der letzte, der wie der Prophet
Mohammed geheilen habe, schon vor
dem Jahr 874 als kleines Kind versteckt
worden und nie wieder aufgetaucht sein
soll; nach schiitischem Glauben weilt er
seitdem in der ,,Abwesenheit” (ghaiba),
aus der er eines Tages glorreich zurick-

zwolfte Imam ist der erwartete Mahdi, der
..Rechtgeleitete”, dessen Kommen die
Schiiten herbeisehnen. Solange er auf sich
warten lasst, nehmen die islamischen
Religionsgelehrten (die ulam4; Singular
alim) die irdischen Belange der Muslime
wabhr; in Iran haben einige der héchsten
schiitischen Autoritaten, der Ayatollahs,
zusammen mit den niedrigen Geistlichen,
den Mollas, in der Revolution von 1979
eine fihrende Rolle Gbernommen und
bestimmen seitdem dort das politische
Geschehen.

Eine Leidensgemeinschaft

kehren wird, um dem wahren, urspriing-
lichen Islam (im schiitischen Sinne) zum
Sieg zu verhelfen. Dieser verborgene

Neben dem Glauben an die zwolf Imame
und die bevorstehende Wiederkehr des
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Schiiten im Iran

Da Mohammed keinen Nachfolger bestimmt hatte, spalteten sich seine Anhéanger
bereits im ersten Jahrhundert nach dem Tod des Propheten in verschiedene Richtungen
auf. Die grof3te Gruppe der Muslime stellen die Sunniten dar, die neun Zehntel der Mus-
lime umfassen. Die Sunniten kennen kein allgemein anerkanntes Oberhaupt; neben
dem Koran besitzen die durch Religionsgelehrte auszulegenden tiberlieferten Worte und
Taten des Propheten, die Sunna, die hdchste Autoritat. Fir die Schiiten gelten nur die
leiblichen Abkommen Mohammeds als legitime Oberhaupter der islamischen Gesamt-
gemeinde. Nachdem der letzte leibliche Nachkomme des Propheten verschwunden war,
nehmen bei den Schiiten bis zu dessen erwarteter Wiederkehr die islamischen Religions-
gelehrten die irdischen Belange der Muslime wahr. Im Iran haben einige der Ayatollahs,
der héchsten schiitischen Autoritaten, in der Revolution 1979 eine fiihrende Rolle tber-
nommen und bestimmen dort seitdem das politische Geschehen. Beobachter hatten den
deutlichen Wahlsieg des vor allem von der Jugend und den Frauen gewéahlten Moham-
med Chatami, hier vor einem Portrat des verstorbenen Ayatollah Khomeni, im Mai 1997
als Protest gegen die Einschrankungen gewertet, die den Iranern im Namen des Islam
auferlegt worden waren. Foto: dpa-Fotoreport
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verborgenen Zwolften Imams ist der
schiitische Islam wesentlich gekennzeich-
net durch eine starke Passionsbereit-
schaft. Die Schia war immer eine Min-
derheit, oft Verfolgungen ausgesetzt;
ihre Imame, von der rechtmafRigen Herr-
schaft ausgeschlossen, inhaftiert und
deportiert, gelten als Martyrer; ihrer
Leidensgeschichte wird in elegischen
Dichtungen, Prozessionen mit Selbst-
geielungen und in theatralischen Pas-
sionsspielen gedacht; Trauergefuhle und
die Bereitschaft zum Selbstopfer kenn-
zeichnen die besonderen Riten und Feste
der Schiiten.

Obwohl die Schia im Irak entstanden ist
und dort ihre meisten Heiligtiimer hat —
die Schreine der Imame in Nadschaf und
Kerbeld am Euphrat und in Kazimiyya
(bei Bagdad) und Samarra am Tigris —,
ist das Kernland der Schia seit dem
16. Jahrhundert der Iran; starke schiitische
Minderheiten gibt es ferner im Stdliba-
non und im Irak, in den Emiraten am Golf,
in Afghanistan, Pakistan und Indien. In
Deutschland ist die Moschee in Hamburg
das Zentrum schiitischer Aktivitaten. Man
schéatzt, dass etwa ein Zehntel der mehr als
eine Milliarde zahlenden Muslime auf der
Erde Schiiten sind.

Die Weisungen der Ayatollas
gelten als fehlbar und somit
als revidierbar

Das Oberhaupt der (Zwdlfer-)Schiiten, der
verborgene zwo6lfte Imam - nach schii-
tischer Auffassung der rechtméafige Nach-
folger Mohammeds und daher Oberhaupt
aller Muslime - ist also nicht gegenwartig;
stellvertretend fur ihn leitet das Kollektiv
der Religionsgelehrten — die Mollas und
Ayatollahs — die Gemeinde. Die hochsten
Autoritaten unter diesen, die Gro3-Aya-
tollahs, deren Zahl schwankt, konkurrie-
ren miteinander und kdnnen in recht-
lichen und kultischen Fragen durchaus
unterschiedliche Lehrmeinungen vertre-
ten, wenn auch nur innerhalb eines durch
Konsens der Schiiten vorgegebenen Rah-
mens; nur gelegentlich erlangt einer
unter ihnen die alleinige Anerkennung
als héchste ,,Autoritat der Nachahmung”
(Mardscha’ al-taglid). Die Zwélfer-Schiiten
haben also kein dauerndes anwesendes
Oberhaupt; die Weisungen der Ayatollahs
gelten als fehlbar und damit revidier-
bar. Zwar hat das iranische Revolutions-
regime mehrfach versucht, dem 1979 neu-
geschaffenen Amt des Revolutions”fih-
rers” (rahbar) die hdchste und alleinige
Lehrautoritat zuzuerkennen, doch sind
diese Versuche fehlgeschlagen; wie eh
und je wird die hdchste religidse Autoritat
der Zwolfer-Schiiten auf mehrere Perso-
nen verteilt.

Die Sondergruppe der Ismailiten

Die Zwolfer sind die bei weitem grofite
Gruppe unter den Schiiten. Unter den
zahlreichen kleineren sind die Ismailiten
die bedeutendste und bekannteste; sie ist
in Pakistan und im Nordwesten Indiens,
im Jemen und Syrien sowie in ganz Ost-
afrika verbreitet. Die Ismailiten erwarten
keinen Verborgenen Imam, sondern
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Mausoleum des Agha Khan

Die Ismailiten sind eine in Pakistan, im Nordwesten Indiens, im Jemen, in Syrien und Ost-
afrika verbreitete Untergruppe der Schiiten. Die Ismailiten erwarten nicht die Riickkehr
eines verschwundenen Imams, sondern werden von einer ununterbrochenen Reihe von
Imamen gefuhrt, die ihre Abstammung auf den Propheten zurtickfuhren. Agha Khan 111,
Vorgéanger des derzeitigen geistlichen Oberhauptes der Ismailiten, wurde nach seinem
Tod im Jahre 1957 in diesem prachtigen Grabmal bei Assuan bestattet. Neben ihm ruht
seine vierte Ehefrau, die auch in Deutschland bekannte Begum om Habibeh.

haben an ihrer Spitze eine ununterbro-
chene Reihe von Imamen, die aus der
Nachkommenschaft Mohammeds zu
stammen beanspruchen; der derzeitige
49. Imam ist der Agha Khan (Karim Agha
Khan 1V.). Als inspirierter Nachfolger des
Propheten geniel3t der Imam Anerken-
nung als geistlicher Fiihrer seiner weltwei-
ten Gemeinde, die eine geschlossene
Struktur besitzt (offizieller Name: The Shia
Imami Ismaili Muslims). Mit einer wissen-
schaftliche Institution (The Institute of
Ismaili Studies) in London und einer Reihe
gemeinnutziger Stiftungen ist die sehr
wohlhabende Gemeinde in der ganzen
Welt aktiv.

Weniger bekannt ist der andere Zweig der
Ismailiten, die ebenfalls in Indien behei-
matete Gemeinde der Bohras oder Boho-
ras (offiziell: Dawoodi Bohras), die wie-
derum keine leibhaftigen Imame an ihrer
Spitze haben, sondern an eine ununter-
brochene Reihe von verborgenen Imamen
glauben, deren Namen und Aufenthalts-
ort niemand kennt; an der Spitze der
Gemeinde steht der irdische Stellvertreter
des derzeit verborgenen Imams, der
,»Absolute Missionar” (da’t mutlaq), der in
Surat bei Bombay beheimatete Sayyidna
Mohammed Burhanunddin.

Auch diese Gruppe hat ihr europaisches
Zentrum in England; sie unterhdlt ein
Gemeindezentrum mit einer grof3en
Moschee in Northolt im Nordwesten von
London.

Im Unterschied zu der losen Struktur und
dezentralen Leitung der Zwdlferschiiten
haben diese kleineren Gruppen also
eine feste Gemeindestruktur mit einer
hierarchischen Spitze mit eindeutiger Lei-
tungsfunktion.

Foto: dpa-Fotoreport

Die SunnitenalsHauptgruppe um-
fassenrund neun Zehntel der Muslime

Gegenuber den schiitischen Minderheiten
setzt sich der main stream des Islam, dem
rund neun Zehntel der Muslime auf der
Erde folgen, als,,sunnitisch” ab. Das arabi-
sche Wort sunna bedeutet ,,Herkommen™
oder ,,Brauch”; gemeint sind damit die
vom Propheten Mohammed tberlieferten
Lebensformen, ausdriicklichen Anord-
nungen oder Verbote, die sich in tausen-
den seiner Uberlieferten Ausspriche und
Handlungen niedergeschlagen haben;
diese sind fur den Muslim vorbildlich und
verbindlich. Im 8. und 9. Jahrhundert
gesammelt und gesichtet, bilden diese
Uberlieferungen (hadith) als Ganzes die
Sunna; auf ihnen und dem Koran beruht
die religios fundierte Rechtsordnung des
Islam, die schari’a — ein Begriff, unter dem
man die gesamte von Gott gewollte und
geoffenbarte Lebensordnung der Musli-
me auf der Erde versteht.

Politisch war der sunnitische Islam im
Mittelalter dadurch charakterisiert, dass
er die faktischen Inhaber der politischen
Gewalt als rechtméaRige Nachfolger (Ka-
lifen) des Propheten anerkannte:
zunéchst die vier unmittelbaren Nachfol-
ger in Medina (632-661), dann die Dynas-
tie der Umayyaden in Damaskus (660-750)
und die Abbasiden in Bagdad (749-1258).
Dabei war die Qualifikation zum Kalifat
die Zugehdrigkeit zum Stamm des Pro-
pheten, den Quraisch von Mekka. Die
Ermordung des letzten Kalifen von Bag-
dad durch die heidnischen Mongolen
1258 beseitigte zwar den Titeltrager, tat
aber der Kontinuitat der Sunna keinen
Abbruch, denn langst war an die Stelle des
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Kalifen eine andere Autoritat getreten,
die als kollektiver Huter der Schar’a fun-
gierte: die Religionsgelehrten (al-ulama).

Kennzeichnend fur die Sunniten ist,
dass sie kein allgemein anerkanntes
Oberhaupt haben

Es ist ein wesentliches Kennzeichen des
sunnitischen Islam, dass er ein allgemein
anerkanntes Oberhaupt, eine hochste
Lehrautoritat weder hat noch bendtigt.
Hochste Autoritat ist neben dem Koran
die in den Prophetenworten und -taten
Uberlieferte Sunna, die in sechs umfang-
reichen Standardsammlungen aus dem
9.Jahrhundert fixiert ist. Freilich bedarf es
eines Berufsstandes, der in der Auslegung
des Korans und in der Handhabung der
Sunna gelbt ist, dies sind in der ganzen
islamischen Welt die ulama (Singular:
alim), die Gelehrten, die ein sehr langwie-
riges, stark juristisch gepragtes Studium
absolviert haben. Sie kdnnen als Prediger,
Richter und geistliche Lehrer fungieren;
ihre wichtigste Funktion aber ist die des
Gutachters (mufti), der —auf Anfrage oder
aus eigenem Antrieb - zu irgendeiner die
Schari’a beriihrenden Frage ein Gutach-
ten (fatwa) abgeben kann. Die im Alltags-
leben der Muslime allgegenwaértige fatwa
gibt Antwort auf die Frage, was islamisch
ist und was nicht. Dabei muss der Gutach-
ter (mufti) auf jeden Fall durch ein abge-
schlossenes Studium des religiosen Rechts
qualifiziert sein.

Fatwas sind Menschenwerk und
konnen so unterschiedlich ausfallen

Es liegt in der Natur der Sache, dass
Fatwas sehr unterschiedlich ausfallen, ja
dass sie einander widersprechen kénnen.
Sie sind eben Menschenwerk und wer-
den auch als solches beurteilt; es gibt
traditionelle wie moderne, konservative
wie fortschrittliche Antworten auf die
Fragen, die sich dem Muslim stellen
(etwa: Geburtenregelung, Organtrans-
plantation, Gentechnik; aber auch Fra-
gen zur Erndhrung, zur Hygiene, zum
Verhalten in der Diaspora). Ob eine
Fatwa befolgt wird, hangt von der Auto-
ritat ab, die sie ausspricht; nicht jeder,
der eine Fatwa abgibt, findet auch Ge-
folgschaft. In manchen islamischen Lan-
dern ist die Funktion des Mufti institu-
tionalisiert; so hat etwa Agypten einen
hoéchsten Mufti der Republik. Daneben
gibt es weltweit beachtete Fatwas vom
Leitungsgremium der renommierten Az-
har-Universitat in Kairo unter der Fuh-
rung des Scheich al-Azhar (der zu Zeit
mit dem Mufti der Republik identisch
ist).

Vier Schulen, die sich wechselseitig
als rechtglaubig anerkennen

Der sunnitische Islam ist also keineswegs
uniform. Die standige Diskussion um den
rechten Weg bei der Anwendung der
gottlichen Offenbarung auf den Alltag
hat dazu geflihrt, dass sich unter den Reli-
gionsgelehrten schon seit dem 9. Jahrhun-
dert bestimmte lokale Richtungen heraus-
gebildet haben, die man als juristische

»Schulen” bezeichnen kdnnte (sie werden
—wie die ,,konfessionellen” Gruppen — als
madhhab, d. h. ,,Weg” oder ,,Methode”,
bezeichnet) und die sich - meist aufgrund
historisch-politischer Gegebenheiten - in
bestimmten Regionen der islamischen
Welt durchgesetzt haben. So ist die in
Medina entstandene Schule der Maliki-
ten, benannt nach dem 796 gestorbenen
Malik, in ganz Nordafrika vorherrschend;
die hanafitische Schule (Ab( Hanifa, gest.
767 in Bagdad) wurde zur bevorzugten
Rechtstradition der Turkvdlker (Turkei
und Zentralasien), wahrend die schafi’iti-
sche Richtung (Schafi’i, gest. 820 in Agyp-
ten) sich heute vor allem rund um den
Indischen Ozean konzentriert (Indone-
sien, Sudostasien, Schwarzafrika); die
hanbalitische Schule (Ibn Hanbal, gest.
855) ist die Grundlage des streng konser-
vativen Rechtssystems in Saudi-Arabien.
Diese vier Schulen anerkennen einander
als rechtglaubig ,,sunnitisch”; dogmati-
sche Unterschiede spielen bei ihnen keine
Rolle; ihre Differenzen liegen hauptséach-
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Die Moschee in Sindelfingen von innen
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lich auf dem Gebiet der Methodik der
Rechtsfindung. Wahrend etwa die Schafi’-
iten in ihren Fatwas rationale Methoden
wie den Analogieschluss aufgrund von
ahnlich gelagerten Prazendenzféllen
zulassen oder das Prinzip des Allgemein-
wohls gelten lassen und die Hanafiten in
Fragen, die von Koran und Sunna nicht
eindeutig geregelt sind, der persdnlichen
Entscheidung einen gewissen Spielraum
einraumen, wollen die strengen Hanbali-
ten die Grundlagen des Rechts strikt auf
den geoffenbarten Koran und die Uberlie-
ferte Sunna beschrankt sehen; sie sind die
eingentlichen ,,Fundamentalisten” des
Islam im urspriinglichen Sinn des Wortes.

Die konservative Erneuerungs-
bewegung in Saudi-Arabien

Die hanbalitische Rechtstradition ist die
Grundlage einer konservativen Erneue-
rungsbewegung, die im 18. Jahrhundert
in Arabien entstand und zum geistigen
Fundament der saudischen Monarchie
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Trager ist der Tiirkisch Islamische Kulturverein Sindelfingen e. V. Durch die Offnung von
Moscheen, z.B. Veranstaltungen der offenen Tur, bemihen sich Muslime zunehmend
darum, ihre Religion fur Andersglaubige verstéandlicher und nachvollziehbarer zu

machen.

Foto: Peter Federmann
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wurde: der Wahhabismus, benannt nach
seinem Grunder lbn Abd el-Wahhéab
(1703-1792), will den Islam von allen
nichtislamischen Zutaten — etwa Graber-
verehrung und Heiligenkult - reinigen.
Saudi-Arabien fordert Aktivitaten im wah-
habitischen Sinne weltweit durch Vertei-
lung von Koranen, Schulgriindungen und
Unterstitzung von Gemeinden und Ver-
banden; in Deutschland wird der Dachver-
band Zentralrat der Muslime in Deutsch-
land von Saudi-Arabien gesponsort.

Sufi-Orden mit
mystischen Traditionen

Neben den traditionellen madhhab’s, die
den Gesetzesislam der Rechtsgelehrten,
der ulama, praktizieren, gibt es eine Reihe
von Sufi-Orden, die die mystischen Tradi-
tionen des Islam mit ihrer Betonung der
personlichen Frommigkeit und des indi-
viduellen Gotteserlebnisses verkérpern.
Die Bezeichnung SOff ist abgeleitet vom
arabischen Wort SGf (Wolle) und spielt auf
die wollene Kutte des Asketen an; andere
Bezeichnungen sind das arabische faqir
(Armer, Bettler) und das bedeutungs-
gleiche persische derwisch. Die Sufis bil-
den ordenséhnliche Gemeinschaften (tari-
qa, wortlich: ,,Pfad”), die unter der Lei-
tung von geistlichen Meistern stehen und
sich meist regelmaRig zu Exerzitien tref-
fen, bei denen das Gottgedenken oder
Gotterwahnen (dhikr) unter Einhaltung
bestimmter Rituale — rhythmischer Bewe-
gungen und Rezitation fester Formeln -
praktiziert wird. Solche Derwisch-Orden
sind die Naksibendiye oder die modernen
tirkischen Bewegungen der Nurcu und
der Suleymanli. In die Nahe dieser Grup-
pen gehdrt auch die Religionsgemein-
schaft der trkischen Aleviten, einer (auch
in Deutschland) zahlenméRig sehr starken
Religionsgemeinschaft mit eigenen Ritua-
len und Festen, die dadurch gekennzeich-
net ist, dass die Gebote und Verbote der
Scharf’a fur sie eine untergeordnete Rolle
spielen.

Eine kirchenédhnliche Struktur ist
dem Islam fremd

Der Islam kommt nicht nur ohne eine
hdchste Lehrautoritat aus, er hat auch
keine feste, institutionalisierte Organisa-
tionsform, keine kirchenahnliche Struktur
und damit auch keine feste Mitglied-
schaft. In vormoderner Zeit bildeten die
Organisationsform, in der sich der Islam
entfaltete, die islamischen Reiche, deren
Herrscher Muslime waren. Dieser Rahmen
fehlt seit dem Entstehen der modernen
Territorialstaaten mit ihren haufig sakula-
ren Verfassungen. Das ungebrochene
Fortbestehen des Islam ohne einen sol-
chen Rahmen und ohne kirchenahnliche
Organisationsform zeigt aber, dass es auch
ohne beides geht, zumindest dort, wo die
islamische Tradition seit Jahrhunderten
verwurzelt ist und die Muslime die Mehr-
heit der Bevolkerung stellen.

Politscher Islam in der deutschen
Diaspora

Anders stellt sich die Situation in der Dia-
spora dar. Wo die Muslime als Minderheit
in einer Gesellschaft leben, deren Normen
nicht vom Islam gepréagt sind, gibt es
Schwierigkeiten. Die Muslime mussen sich
selbst organisieren, wenn sie Moscheen
unterhalten und Unterweisung im Islam
anbieten wollen; sie mussen Infrastruktu-
ren schaffen, wenn sie traditionelle
Lebensformen beibehalten wollen (was
freilich keineswegs alle wollen). Wahrend
in den Herkunftslandern haufig eine
bestimmte Form des Islam vorherrscht und
als die selbstverstandlich erscheint, wer-
den bei der Migration Muslime ganz
unterschiedlicher Herkunft zusammenge-
wirfelt. Hinzu kommt die Aktivitat von
bestimmten modernen Bewegungen des
politischen Islam, wie die arabischen Mus-
limbrider oder die turkische nationalis-
tisch-religiose Bewegung der Nationalen
Sicht (Milli Gorus), die den zweiten Dach-
verband, den Islamrat der Bundesrepublik

Deutschland dominiert und deren politi-
sches Ziel eine Machtiibernahme in der
Tirkei ist.

Einheitsbewusstsein trotz
Zersplitterung und Konkurrenz

Damanche dieser Gruppen mit einem Aus-
schlieBlichkeitsanspruch auftreten und
um Anhanger werben, konkurrieren sie
stark miteinander und suchen Einfluss auf
die groReren Organisationen und Dach-
verbande zu gewinnen. Die Zersplitterung
istdem gemeinsamen Ziel der Muslime, als
Religionsgemeinschaft anerkannt zu wer-
den, nicht gerade forderlich; die Existenz
von zwei Dachverbéanden ist fur die Unei-
nigkeit bezeichnend. Vor allem fir die Ein-
fihrung eines islamischen Religionsunter-
richts an den 6ffentlichen Schulen ist die
Vielfalt des Islam bisher ein Hindernis
gewesen; bei der Formulierung von Lehr-
planen, die fir verschiedene islamische
Gruppen akzeptabel waren, tun die musli-
mischen Promotoren sich schwer, und die
zustandigen Kultusministerien der Lander
haben Muhe, unter den muslimischen
Organisationen einen Partner zu finden,
der als islamische Autoritat und als Repra-
sentant des Islam allgemein anerkannt
ware und die vom Grundgesetz geforder-
te Gewahr der Dauer bote. Was die christ-
lichen Kirchen in Zuge der Konfessionali-
sierung schon vor Jahrhunderten haben
leisten missen - eine eindeutige Defini-
tionihrer jeweiligen Lehrinhalte, eine kor-
perschaftliche Geschlossenheit und eine
eindeutige Reprasentanz gegentiber dem
Staat —, dazu waren die Muslime bisher
nicht gezwungen, und das mussen sie nun
unter grof3en Anstrengungen nachholen.
Der angeblich monolithische Islam erweist
sich also bei ndherer Betrachtung als ein
&uRerst vielfaltiges Phanomen. Uber allen
Differenzen und Antagonismen darf man
jedoch das starke Einheitsbewusstsein, das
unter den Muslimen herrscht und sie von
den Nichtmuslimen deutlich abgrenzt,
nicht Gbersehen oder unterschatzen.

Landes erklart.

Anklundigung

50 Jahre Baden-Wurttemberg
Eine Publikation der Landeszentrale

Aus Anlass 50 Jahre Baden-Wurttemberg bringt die Landeszentrale fur politische Bildung einen grol3forma-
tigen Jubilaumsband heraus mit dem Titel:

,Baden-Wiurttemberg

Vielfalt und Starke der Regionen*

Auf rund 400 Seiten werden die ,,Bewusstseinsregionen‘ unseres Landes portratiert: Kurpfalz — Badische
Kernlande - Ortenau - Breisgau und Markgréaflerland — Schweizer Grenzland am Hochrhein — Wirttember-
gische Kernlande — Hohenlohe — Ostwirttemberg — Oberschwaben —-Hohenzollern. Ein statistischer Anhang
Uber Baden-Wiurttemberg heute rundet den Band ab. Rund 500 Bilder lassen das Land und seine Regionen
anschaulich und farbig werden. Die Landesregierung hat das Buch zum offiziellen Jubilaumsband des

Bei der Landeszentrale fur politische Bildung ist der Band gegen eine Schutzgebihr zu erhalten, Vor-
merkungen sind ab sofort moglich. Das Buch kann nach Erscheinen Anfang 2002 auch regular im Buchhan-
del erworben werden (DRW Verlag Weinbrenner Leinfelden-Echterdingen und Verlag G. Braun Karlsruhe).




Islam — Grundinformationen
Von Wiebke Walther, Tubingen

Islam (arabisch) bedeutet: ,,Ergebung in den Willen Gottes* (Allah). Wer sich zu ihm bekennt, ist ein Muslim/eine Muslima. Von
derselben arabischen Wurzel s-I-m ist auch das Wort ,,Friede* abgeleitet: Salaam.

Allah hei3t im Arabischen auch der Gott der Juden und der Gott der Christen.
Zahl der Muslims heute: Etwa 1,2 Milliarden Menschen, durch Bevélkerungswachstum und Ubertritte standig wachsend.

Verbreitungsgebiete des Islams: Uber alle Erdteile. Die Kernlander des Islams liegen im Vorderen Orient, von Nordafrika
Uber Agypten, den Sudan, die gesamte arabische Halbinsel, Syrien, Libanon, Jordanien, Irak, Iran, Tiirkei, bis nach Mittelasien,
Pakistan, Afghanistan.

Muhammed: Stifter des Islams, lebte ca. 570-632, zunachst als Kaufmann in Mekka, spater als religids-politisches Oberhaupt
der stadtischen Gemeinde in Medina.

Der Koran (arab.: ,,Rezitation, laute Lesung“): Heiliges Buch des Islams, fiir den Muslim das dem Propheten Muhammed durch
den Erzengel Gabriel in arabischer Sprache geoffenbarte Wort Gottes. Besteht aus 114 Suren (,,Kapiteln*), im wesentlichen
nach dem Prinzip der abnehmenden Lange geordnet. Da fir den orthodoxen Muslim der Koran eigentlich uniibersetzbar ist
und als das sprachliche Wunder Muhammeds gilt, wurde Arabisch zur Kultsprache aller Muslims und die arabische Schrift auch
die Schrift anderer Sprachen in den Verbreitungsgebieten des Islams, etwa fiir das Persische, das Turkische (bis 1926), das Kur-
dische, das Urdu, das Paschto.

Korantbersetzungen ins Deutsche: Von Rubi PAReT, A. TH. KHoury (vom islamischen Weltkongress gebilligt), Max HENNING (jetzt
Uberarbeitet durch den deutschen Konvertiten Murab HorFFrmANN), neuerdings auch von der Achmadiyya-Mission und durch den
deutschen Konvertiten und Orientalisten AHMED VAN DENFFER. Dichterische Ubersetzung durch FRIEDRICH RUCKERT (unvollstandig).

Die Hidschra (arab.: ,,Auswanderung*): Das Jahr 622, das Jahr der Auswanderung Muhammeds mit seinen frihen Anhangern
von Mekka nach Medina, wo er vom Verkiinder einer Religion auch zum Leiter einer Gemeinde wurde. Beginn der islamischen
Zeitrechnung (nach Mondjahren).

Die Ka'ba (arab.: ,,Wurfel*): Zentrales Heiligtum des Islams in Mekka, bestehend aus einem wurfelformigen schwarzen Meteo-
riten, Ziel der Pilgerfahrt, die zu den funf grundlegenden religitsen Pflichten jedes Muslims, den ,,Saulen des Islams*, zahlt.

Der Hadith: (arab.) eig. ,,Bericht*, auch ,,Neuigkeit*, meist mit ,,Tradition* Ubersetzt: Berichte Uber das, was der Prophet des
Islams, Muhammed, in bestimmten Situationen gesagt, getan oder auch nur schweigend geduldet haben soll. Die sechs kano-
nischen Hadith-Sammlungen, aufgezeichnet im 3. islamischen Jahrhundert, bieten erganzende Richtlinien fur die Lebens-
fihrung des frommen Muslims und sind nach dem Koran die zweitwichtigste Quelle fir das Islamische Recht.

Die Scharf’a: (arab.) eig. ,,Wasserplatz*‘: Das religiose Recht des Islams. Wird durch vier Rechtsschulen vertreten, die Hanbaliten,
Hanafiten, Malikiten, Schafi’iten, die einzelne Satzungen zum Teil verschieden interpretieren. Die Rechtsschulen sind in unter-
schiedlichen Gegenden des Vorderen Orients unterschiedlich verbreitet.

Ahl adh-Dhimma oder Dhimmis, Angehdérige einer ,,Schutzreligion*, d. h., Juden und Christen (als Besitzer einer ,,Heiligen
Schrift*), vgl. z.B. Sure 2:62. Juden und Christen hatten in innerkonfessionellen Streitigkeiten in den Landern des Vorderen
Orients ihre eigene Rechtssprechung.

Die Sunna: Der ,,Brauch*, die Lebensweise des Propheten Muhammed, wie sie von arabischen Historikern und in der Hadith-
Literatur Gberliefert wird. Sie gilt als Vorbild fur den glaubigen Muslim bis in die Gegenwart.

Sunniten: Die Mehrheit der Muslims, ca. 85 bis 90 %, die sich nach der Sunna des Propheten so nennt.

Schi’iten: Eigentlich die Schi’at Alf, ,,die Partei Alis*, die Anhanger von Muhammeds Vetter und Schwiegersohn Ali, die in die-
sem und bestimmten seiner Nachkommen die rechtmaRigen Nachfolger Muhammeds sehen. Auch sie erkennen die Sunna des
Propheten an, hatten und haben aber andere Auslegungen von Koran und Sunna hinsichtlich der religios-politischen
Machtausiubung entwickelt. Sie teilten sich spéater in die ,,Finfer-“, die ,,Siebener-*“ und die ,,Zwdlferschiiten* (nach dem 5.,
dem 7. oder dem 12. Imam, d. h. potentiellen religidsen Fiihrer unter den Nachkommen Alis, den die jeweilige Gruppe als den
letzten, fir sie wichtigen, anerkennt). Im Iran ist die Zwélfer-Schi‘a Staatsreligion. Uber die Hélfte der Bevolkerung des Irak,
auch des Libanon ist heute schi‘itisch. Im Jemen ist die Finferschi’a verbreitet. Die Schi’iten haben ihre eigene Rechtsschule, die
Dscha’fariyya.
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Historische Daten

Muhammed verkundet in Mekka die ersten Offenba-
rungen

Auswanderung Muhammeds und seiner mekkanischen
Anhéanger/innen von Mekka nach Medina (Hidschra),
Beginn der islamischen Zeitrechnung nach Mondjahren
plotzlicher Tod Muhammeds

Zeit der ersten vier, der ,,rechtgeleiteten*, Kalifen

Kalifat der Umayyaden mit der Hauptstadt Damaskus
Kalifat der Abbasiden mit der 762 gegriindeten Hauptstadt
Bagdad

Spanische Umayyadendynastie. Ab 929 nehmen die
Herrscher den Titel Kalif an.

Herstellung von Papier in Samarkand.

erste Papiermanufaktur in Bagdad.

Kalifat des al-Ma‘mun in Bagdad. Ubersetzungen griechi-
scher Philosophen und Naturwissenschaftler. Kulturelle
und wissenschaftliche Blutezeit. Verselbstandigungsten-
denzen in den Provinzen.

Niedergang der abbasidischen Zentralgewalt. Allmahliche
Lésung der Provinzen von der Zentralmacht.

Besetzung des Irak durch die Buyiden. Kontrolle des Kali-
fats durch sie.

Die Fatimiden erobern, von Nordafrika kommend, Agypten
und beherrschen den 6stlichen Mittelmerraum. Griindung
Kairos.

Der Seldschukke Togrilbek besetzt Bagdad, beendet die
Herrschaft der Buyiden und wird vom Kalifen als ,,Sultan
des Ostens und des Westens** anerkannt.

Beginn des ersten Kreuzzugs zur Eroberung Jerusalems.
Zerfall des Seldschukkenreichs in selbstandige Teilstaaten.
Beendigung der Fatimidenherrschaft in Agypten durch den
Ayyubidensultan Saladdin

Tod Saladdins in Jerusalem. Herrschaft der Ayyubiden tGber
Agypten bis 1250, auRerdem iiber Syrien, Palastina,
Libanon und denJemen

Der Mongole Hilagu erobert Bagdad. Ermordung des
Kalifen. Ende des Abbasidenreichs.

Die Mamluken unter Baibars besiegen die Mongolen bei
Ain Dschalut, nérdlich von Jerusalem, und stoppen so den
Mongolensturm.

Die mamlukische Offensive gegen die Kreuzritter setzt den
meisten frankischen Besitztiimern in Syrien und Paléstina
ein Ende.

Mongolendynastie der Ilkhane im Iran.

Die Kreuzfahrer verlieren Tripolis an die Mamluken.

Ende des Kdnigreichs von Jerusalem.

Mamlukendynastien in Agypten und Syrien, Berberdynas-
tien in Nordafrika und Spanien (bis 1492). Timuriden in Ost-
iran undKleinasien, spater, bis 1400, im Westiran und Irak.
beginnende Eroberungen der Osmanen.

Beginn der osmanischen Invasion des Balkans

Eroberung Konstantinopels durch die Osmanen

Schah Ismail errichtet die Safawidendynastie in Azerbaid-
schan, erobert Iran und Mesopotamien. Persien wird
schi’itisch.

die Osmanen erobern Agypten. Ende des Mamlukenreichs.
Selim | nimmt den Schlussel zur Ka‘ba in Empfang und legi-
timiert sich so zur Annahme des Titels Kalif.

Indien unter der Herrschaft der Moghulkaiser.

Herrschaft der Qadscharen im Iran.

Napoleon besetzt Agypten. Erste direkte Konfrontation
eines arabischen Lands mit Vertretern einer westeuro-
paischen Kolonialmacht. Anstof3 zu einer Neubesinnung.
Herrschaft Muhammed Alis als ,,Vizekénig* in Agypten
unter tirkischer Oberhoheit, Stammvater der spateren
Dynastie der Khediven (bis 1914).

Einfihrung des Buchdrucks in Agypten, im Irak 1869.
Beginnende Reformen in Administration, Militar, Bil-
dungswesen, Infrastruktur, zunéchst in Agypten.
Grundung der agyptischen Tageszeitung al-Ahram (,,Die
Pyramiden®, nun als Symbol nationaler Grof3e, vorher nur
unverstandene Uberreste vergangener, nicht zum Islam
gehdriger, heidnischer Reiche)) als erster grof3er arabischer
Zeitung durch libanesische christliche Emigranten.

Beginn eines nationalen Denkens, in das die vorislamische
Geschichte als konstituierend einbegriffen wird. Herausbil-
dung erster politischer Parteien.

Die Turkei tritt auf seiten der Mittelméchte in den
1. Weltkrieg ein und beginnt einen Vierfrontenkrieg.
Revolte gegen das Osmanische Reich auf der Arabischen
Halbinsel.

Der Iran wird von britischen und russischen Truppen in
Kampfen gegen die Turkei besetzt.

1917

Nach 1918

1919-22

1923

1924

1925

1947

1922-32

Seit 1946:

1956
1967

1970
1971

1973
1979

1979
1980-88
1981
1987
1989

1990/91
1997

1999

2000

2000

Deklaration des britischen AuBenministers Belfour Uber
die Errichtung einer ,,Nationalen Heimstatt* der Juden in
Paléstina.

im arabischen Raum Grindung von Monarchien unter

britischem bzw. franzésischem Mandat, bzw. mit ,,Bind-

nisvertragen* mit den ehemaligen Kolonialméchten.

Turkischer Unabhéngigkeitskrieg gegen die Alliierten.

Proklamation der Turkischen Republik mit Mustafa Kemal

als Présidenten (Ataturk ,,Der Turkenvater, gest. 1938).

Abschaffung des Kalifats in der Tirkei. Ende der Osmanen-

dynastie.

Innenpolitische Reformen, die starke Briiche mit der Tradi-

tion des Landes bedeuten: Nacheinander: Einfihrung des

Schweizer Zivilrechts; Abldsung der Schari’a-Gerichtshofe

durch Zivilgerichte; Ersetzung der arabischen Schrift durch

die Lateinschrift; Selbstdefinition als ,,laizistischer Staat*.

Ende der Qadscharendynastie im Iran. Der Iran wird unter

der Dynastie der Pahlavis (Offiziersfamilie) zum unabhan-

gigen Nationalstaat, der mit der Berufung auf die groRRe
vorislamische Vergangenheit des Landes den Einfluss des

Islams zurtickzudrangen sucht.

Grindung des Staates Pakistan und der Indischen Union als

Nachfolgestaaten des Vizekdnigtums Britisch-Indien.

Endguiltige Eroberung Libyens durch Italien.

Ibn Saud erklart sich zum ,,K6nig des Hedschas*‘.

Grindung des Konigreichs Saudi-Arabien unter der Dy-

nastie der Al Saud. 1992 wurde hier der Koran zur Staats-

verfassung erklart.

Griindung der arabischen Liga (Agypten, Syrien. Libanon,

Transjordanien, Irak, Saudi-Arabien, Jemen).

Ende des britischen Paléstina-Mandats. Die UN billigen die

Teilung des Landes und die Errichtung des Staates Israel.

Erster Arabisch-israelischer Krieg.

Anerkennung der Unabhéangigkeit arabischer Lander:

1946: Libanon, Syrien, Jordanien;

1951: Konigreich Libyen;

1953: Agypten wird zur Republik erklart; mit Gamal Abd
al-Nasser als Staatspréasident seit 1954;

1954: Tunesien;

1956: Kdnigreich Marokko;

1957: Tunesien wird Republik;

1958: Proklamation der Republik Irak unter dem Terror-
regime Abdalkarim Qassem;

1962: Proklamation der Unabhangigkeit Algeriens nach
erbittertem Befreiungskampf; Verfassung fir Ma-
rokko;

1962: Sturz der jemenitischen Dynastie, Proklamation der
JAR;

1967: Proklamation der Volksrepublik Stidjemen;

1969: Sturz der Monarchie in Libyen. Machtergreifung
durch Oberst Ghaddafi;

1977: Proklamation der Sozialistischen Libysch-Arabischen
Volksdjamahiriyya.

Suezkrieg (Oktober-November)

Dritter Israelisch-Arabischer Krieg (Juni-Krieg, Sechstage-

krieg).

Tod Abd al-Nassers. Nachfolger als Staatsprasident wird

Anwar al-Sadat.

Hafis al-Assad wird Staatspréasident in Syrien.

Oktoberkrieg (vierter arabisch-israelischer Krieg).

Iranische Revolution. Sturz der Schah-Regierung. Prokla-

mation der Islamischen Republik Iran. Staatsprasident wird

Ayatullah Khomeini. AuRerkraftsetzung aller sdkularen

Reformen der Schah-Regierung, z.B. auf dem Gebiet des

Familienrechts. Reinstitution der Schari’a.

Machtantritt Saddam Husseins im Irak. S&kularistische

Ba’th-Systeme, untereinander zerstritten, in Syrien und

dem Irak.

Erster Golfkrieg (Iran-Irak).

6. 10. 1981 Ermordung Anwar al-Sadats. Nachfolger wird

Husni Mubarak.

Im Spatherbst Beginn der ersten Intifada in Palastina/

Israel

3. 6. 1989 Tod Khomeinis. Zum Nachfolger als Prasident

wird Ali Rafsendschani gewahlt.

Zweiter Golfkrieg (Irak-Kuweit).

Wahl von Mohammed Khatami zum Staatsprésidenten des

Iran.

Tod Kénig Husseins von Jordanien. Nachfolger wirdam 7. 2.

sein Sohn Abdallah.

TodvonPréasidentHafisal-Assadam10.6.ZumNachfolgerwird

am 10. 7.sein Sohn Baschschar al-Assad gewahlt (97,29 %).

Im Herbst Beginn der zweiten Intifada.
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Eine islamische ,,Kirche* gibt es nicht

Die Rolle von Imam und Organisation im Islam

Strukturen islamischer Organisationen im Vergleich zu kirchlichen Strukturen in Westeuropa

Von Peter Heine

Prof. Dr. Peter
Heine lehrt
Islamwissen-
schaft an der
Humboldt-Uni-
versitat Berlin.
Von 1996 bis
1998 war er
Grindungsdi-
rektor des Gei-
steswissen-
schaftlichen
Zentrums
,,Moderner
Orient” im Verein ,,Geisteswissenschaftli-
che Zentren zu Berlin e. V.*

Eine kirchendhnliche Organisationsform
ist dem Islam von Haus aus fremd. Ver-
mittler zwischen Gott und dem Indivi-
duum bendtigt er nicht, seine Lehre ist
einfach, feste Riten gibt es nicht, die Ver-
haltensvorschriften sind von jedermann
ohne Schwierigkeiten zu verstehen. Von
daher gibt es keine Priester im christlichen
Sinne und keine Hierarchie, die organisa-
torische Konsequenzen hatte. Eine Aus-
nahme stellen die Schiiten dar und vor
allem die zahlreichen mystischen Orden
und Bruderschaften mit ihrem Lehrer-
Schiler-Verhaltnis. Unter Einfluss westli-
cher Modelle haben sich allerdings inter-
national tatige Organisationen gebildet,
im staatlichen Bereich und bei den islamis-
tisch eingestellten ,,Muslimbrtdern®. In
Deutschland wie in Westeuropa allge-
mein fehlen bislang islamische Struk-
turen, die den staatlichen Strukturen
kompatibel waren, wie das bei den christ-
lichen Kirchen der Fall ist. Red.

Die Ubereinstimmung
religidser und staatlicher Strukturen
im christlichen Europa

Die Organisation desIslamsals der zweiten
groRen Religionsgruppe® in Deutschland
nach dem Christentum zeigt eine Vielzahl
interner und externe Probleme auf, die fur
die Zukunft des Zusammenlebens von
Muslimen und Mehrheitsgesellschaft von
groBBer Bedeutung sind. Dies ist aber nicht
nur ein Ph&anomen, das den Islam in
Deutschland oder Europa betrifft, sondern
die islamische Welt in ihrer Gesamtheit
tangiert. Diese Probleme beruhen vor al-
lem auf den unterschiedlichen Auffassun-
gendes grundsatzlichen Verhaltnisses von
Gottund Menschen im Christentum, dasin
seiner europaischen Form und Geschichte
Kultur und Politik in Deutschland gepréagt
hat, von den besonderen kulturellen und
politischen Bedingungen Europas, aber
auch durch eine lange gemeinsame Ge-
schichte beeinflusst wurde.

Das européische Christentum ist, unab-
héngig von seinen zahlreichen konfessio-
nellen Differenzen, durch eine deutliche
Hierarchisierung der Mitgliedschaft
gekennzeichnet. Christliche Gruppen, die
auf diese Formen der Hierarchisierung
verzichteten, wurden marginalisiert und
durch VerfolgungsmaBnahmen unter-
drickt. Diese christlichen Hierarchien sind
auf verschiedene Weisen theologisch
begrindet und in entsprechende organi-
satorische Strukturen umgesetzt worden.
Diese hierarchischen Strukturen entspra-
chen und entsprechen den jeweiligen
staatlichen Organisationsformen. Dabei
spielt es in diesem Zusammenhang kaum
eine Rolle, ob die staatlichen Strukturen
die religitésen beeinflussten oder um-
gekehrt. Im Verlauf der europaischen
Geschichte sind so organisatorische Uber-
einstimmungen zwischen den religiosen
und den staatlichen Strukturen entstan-
den, die auch durch die verschiedenen
Formen der Sékularisierung nicht grund-
satzlich aufgehoben werden konnten. Als
Beispiel sei hier nur auf die Tatsache hin-
gewiesen, dass sich auch in einer tberna-
tionalen Einrichtung wie der katholischen
Kirche nationale Bischofskonferenzen
entwickelt haben, die bei der territorialen
Veranderung von Staaten ihren jeweili-
gen Verantwortungsbereich verandern.
Trotz gelegentlicher Spannungen hat die
enge organisatorische Parallelitat der bei-
den Strukturen eine Vielzahl von Vortei-
len, vor allem fir die religidse Seite. Bei
gemeinsamen Problemen oder Konflikten
sind Beilegungsmechanismen schon des-
halb gegeben, weil sich im religidsen wie
im staatlichen Bereich birokratische
Strukturen ausgebildet haben, die auf
vergleichbare Weise funktionieren und
daher miteinander kompatibel sind.2

Da der Islam keine
Vermittlungsinstanz braucht, ist
ihm Hierarchisierung fremd

Der Islam kennt diese Form der Hierarchi-
sierung grundséatzlich nicht.® Nach islami-
schem Verstandnis ist der Mensch unmit-
telbar zu Gott. Die Beziehung zwischen
dem Schopfer und seinen Geschopfen
bedarf keiner Vermittlungsinstanz natr-
licher Art.* Lediglich die Engel werden als
Vermittler der gottlichen Botschaft an die
Menschheit verstanden.® Nach einer Auf-
fassung, die auch heute noch von vielen
Muslimen vertreten wird, reichen der
Koran, als das unerschaffene Wort Gottes
und das Vorbild des Propheten Muham-
mad aus, um dem Menschen den rechten
Weg zu weisen. Indem der Mensch sich
diese beiden Quellen zur Richtschnur sei-
nes Lebens macht, dbernimmt er die Ver-

antwortung fur sein Leben und sein Ver-
haltnis zu Gott. Sie kann ihm nicht durch
religiése Funktionstrager wie Priester,
Zauberer, Wahrsager oder Schamanen
abgenommen werden. Die theologischen
Grundtatsachen des Islams sind so einfach,
dass ihre Kenntnis ohne aufwendige Stu-
dien und geistige Ubungen von jedem
Muslim erlernt werden kann. Auch die Tat-
sache, dass der Islam keine besonders kom-
plex ausgebildeten Rituale kennt, fuhrt
dazu, dass der einzelne Muslim ohne wei-
tere Schwierigkeiten in der Lage ist, die
formalen Voraussetzungen fir die Erfil-
lung seiner religidsen Pflichten zu beherr-
schen. Es hat sich daher auch kein Lehramt
herausgebildet. Zu Recht spricht Harald
Motzki von einer ,,Abkoppelung des isla-
mischen Rechts von der Legislative* und
von einer ,,Privatisierung des Rechts*.®

Die fehlende Hierarchisierung des Islams
hat eine Reihe von offensichtlichen Vortei-
len, die man vor allem unter den Stich-
punkten der Flexibilitdt und Mobilitat ru-
brizieren kdnnte. Jeder Muslim und jede
MusliministinderLage, ihreReligion zule-
ben und zu verbreiten ohne eine entspre-
chende Ausbildung. Sie missen auch
keinen Ubergangsritus wie Weihe oder
Salbung absolvieren, um andere Men-
schen in den Islam einzufiihren. Dies ist ei-
ner der Grinde, warum sich der Islam seit
dem Mittelalter in einer standigen Expan-
sion befunden hat, deren Trager vor allem
Handler gewesen sind.” Diese Ausbreitung
fand aber vor allem in den Regionen der
Welt erfolgreich statt, die durch politische
Strukturen gekennzeichnet waren von
nur geringen Auspragungen von Hierar-
chisierung. Dies gilt vor allem fur die ver-
schiedenen akephalen Gesellschaften in
Schwarzafrika oder Stid- und Stidostasien.?
Angesichts seines einfachen Dogmas und
seiner Flexibilitat war der Islam auch in der
Lage, indenKulturen, denenersich aul3er-
halb der islamischen Kernlander gegen-
Ubersah, einen Teil der sozialen und reli-
giosen Vorstellungen und Praktiken insich
aufzunehmen und zu ,islamisieren‘. Dies
fihrte natirlich zu einem gewissen Mal3
an Regionalisierung, also zum Entstehen
eines turkischen, bosnischen, senegale-
sischen, indischen oder indonesischen, ja
auch eines chinesischen Islams.®

Naturlich hat der Islam im Verlauf einer
mehr als 1400-jahrigen theologischen und
sozio-politischen Entwicklung in der Dog-
matik wie in seinen organisatorischen
Strukturen Wandlungen vollzogen, die
neuen kulturellen, politischen oder 6ko-
nomischen Gegebenheiten Rechnung tru-
gen. Dieser Wandel hat sich beztiglich der
Organisationsformen jedoch nie zu dog-
matisch begriindeten Notwendigkeiten
verfestigen kénnen.
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Die Rolle des Imam kann im Prinzip
jeder Ubernehmen

Dies lasst sich an einer Reihe von Beispielen
verdeutlichen. Zu den bedeutenden Glau-
benspflichten der Muslime gehort das
tagliche Pflichtgebet (Salat), das jeder
Glaubige in festgelegten Zeitrdumen im
Zustand ritueller Reinheit vollziehen muss.
Es handelt sich dabei um zunéchst ein Indi-
vidualgebet, dessen Form genau festgelegt
ist. Vorgeschrieben ist der Ablauf der ein-
zelnen formelhaften Gebetsteile und die
Einnahme bestimmter Koérperhaltungen.
Die islamische Tradition empfiehlt jedoch,
dass die Muslime dieses Gebet in Gemein-
schaft mitanderen Glaubigen durchfuihren
sollten. Als Gemeinschaftsgebet verpflich-

Der Imam

tend ist das Freitagsgebet, das am Freitag-
mittag in der Hauptmoschee einer muslimi-
schen Stadt praktiziert wird. Anihmsollten
alle Muslime der Stadt teilnehmen. Immer
wenn mehrere Muslime gemeinsam beten,
sollte das Gebet durch einen Vorbeter
(Iméam) geleitetwerden. Dafiir gibteskeine
dogmatischen Griinde. Die islamischen Tra-
ditionen weisen vielmehr darauf hin, dass
es die Funktion des Vorbeters ist, daftir zu
sorgen, dass die Gemeinschaft der Beten-
den das Ritual gleichzeitig, gleichmaRig
und in einer geordneten Form vollzieht.
Die Aufgabe des Vorbeterskannvon jedem
Muslim Gbernommen werden, der dazu in
der Lage ist. Er muss dafur lediglich den Ab-
lauf des Gebets kennen und darf nicht tiber
korperliche Gebrechen verfligen, die den

Nach islamischem Verstandnis steht der Glaubige in einem direkten Verhéltnis zu Gott
und bedarf keiner vermittelnden Instanz, wie etwa Priester oder Pfarrer in den christli-
chen Konfessionen. Wenn mehrere Muslime miteinander beten, sollte nach der Traditi-
on das Gebet von einem Vorbeter geleitet werden. Dem Imam obliegt dabei die Sorge
daflr, dass das Gebet gleichzeitig, gleichmafig und in geordneter Form ablauft. Bei den
Schiiten werden neben Vorbetern auch die Fuhrer der islamischen Gemeinde als Imame
bezeichnet, die ihre Abkunft vom Propheten herleiten. Ihnen wird wegen ihrer Abstam-
mung vom Propheten eine besondere Fahigkeit zur Auslegung des Koran und der son-
stigen Quellen des islamischen Rechts zuerkannt. Das Bild wurde aufgenommen beim
Freitagsgebet in der Moschee von Sindelfingen. Foto: Peter Federmann

korrekten Vollzug behindern oder unmog-
lichmachen. Dadie Gebetsformelnauf Ara-
bisch rezitiert werden mussen, muss der
Vorbeter sie in dieser Sprache auswendig
kennen, wobei auch auf die korrekte Aus-
sprache wert gelegtwird.® Im Ubrigensind
aber keine Voraussetzung zur Ausfilhrung
dieser rituellen Funktion notwendig.
Allerdings kbnnen Frauen die Funktion des
Imam nur dann ausfillen, wenn die Ge-
meinschaft der Betenden ausschlie3lich aus
weiblichen Personen besteht. Daher wech-
selt diese Aufgabe in vielen Moscheege-
meinden zwischen verschiedenen Perso-
nen und wird lediglich als Zeichen des
besonderen Respektes, den eine Beterge-
meinschaft einer bestimmten Person ent-
gegenbringt, gewertet.

Allerdings hat bei den Schiiten der
Imam eine andere Bedeutung

Im schiitischen Islam, dessen Anhanger ca.
18 % der Weltmuslimbevélkerung ausma-
chen,spieltderlmam-Begriffdagegeneine
weitgehend andere Rolle. Naturlich wer-
den auch hier die Vorbeter beim Gemein-
schaftsgebet als Imam bezeichnet. Dieser
Titel wird aber auch fur die ersten Flhrer
der schiitischen Gemeinde verwendet, die
aufgrund ihrer genealogischen Nahe zum
Propheten Muhammad Uber eine beson-
dere Fahigkeit der Auslegung des Korans
und der Ubrigen Quellen des islamischen
Rechts verfiigen. Ohne die Fihrung durch
die Imame sind die Glaubigen nicht in der
Lage, ihr Leben nach dem Willen Gottes zu
fihren. Dasislamische Dogmawird imschi-
itischen Kontext daher um den Artikel der
Unabdingbarkeit der Leitung der Glaubi-
gendurch denImam erweitert. Je nach der
Tradition glauben die verschiedenen schii-
tischen Konfessionen an eine Kette von
funf, sieben oder zwolf Imamen. Die groR3-
tederGruppenistdiesogen.Zwdlfer-Schia.
Die Schiiten erwarten die Ruckkehr des
in der Verborgenheit befindlichen Imam.
Diese Heilserwartung hat in der Regel
einen quietistischen Charakter. Sie kann
aber unter speziellen Umstanden in revo-
lutionare Aktionen umschlagen.'

Eine gewisse Zuruckhaltung des
Islam gegeniiber dem Staat und
seinen Institutionen

Die kaum ausgebildeten formalen Struk-
turen des Islams mégen insofern tberra-
schen, als ja die auch unter Muslimen weit
verbreitete Ansicht besteht, dass Islam
Religion und Staat zugleich seien oder
sein sollten. Auch die Tatsache, dass in isla-
mischen Staaten islamisches Recht zur
Anwendung kommen soll und teilweise
auch tatsachlich praktiziert wird, lasst
Widerspruch zu den vorausgehenden
Ausfiihrungen erwarten. Andererseits ist
festzustellen, dass vor allem fromme Mus-
lime sich gegeniiber den staatlichen Auto-
ritdten, denen sie sich gegentber sahen,
immer sehr distanziert verhalten haben,
weil sie ihre Legitimitét in Frage stellten.
So stellte denn das staatliche System in der
islamischen Welt zunéchst kein Vorbild fur
die entsprechenden religiésen Strukturen
dar. So wie die Beziehung zwischen Gott
und dem Menschen nach islamischem Ver-



standnis ein personliches Verhaltnis ist,
haben Friihformen islamischer Organisa-
tionen stets von privaten Initiativen ihren
Ausgang genommen. Dies gilt beispiels-
weise fur alle Formen traditioneller islami-
scher Wissenschaften und Erziehung. Die
Entwicklung von Korankommentierung,
der Sammlung von Prophetentraditionen,
den weiteren islamischen Rechtsquellen
etc. sind immer auf die Initiative einzelner
Muslime zurtickzufiihren.*

Dies gilt fur die inhaltlichen Aspekte, aber
auch fur die Organisation und Finanzie-
rungsolcherwissenschaftlichen Unterneh-
mungen. Es kommt wohl auch nicht von
ungefahr, dass esvor allem private Geldge-
ber waren, die im Rahmen von ,,frommen
Stiftungen” (arab.: waqf, pl. augaf)*® die
entsprechenden Einrichtungen islami-
schen Lernens unterstitzten. Gewiss gab
es im islamischen Mittelalter auch Vertre-
ter der islamischen staatlichen Autorita-
ten, die Schulen und Hochschulen finanzi-
ellunterstutzten. Ausden entsprechenden
Quellenwird aber selten deutlich, ob diese
Form des Mé&zenatentums einen staatli-
chen Hintergrund hatte oder auf das per-
sonliche Interesse eines staatlichen Funkti-
onstragers zurtickging. Die Einrichtungen
bleiben bis weit in die Neuzeit hinein von
staatlichem Einfluss weitgehend unab-
héngig und kdnnen nichtin eine nationale
oder auch Ubernationale Organisations-
struktur eingeordnet werden. Auch im Zu-
sammenhang mit der Errichtung und bau-
lichen Unterhaltung von Moscheen l&sst
sichvergleichbareskonstatieren. Naturlich
lassen Herrscher Moscheen errichten. Die
Trennung zwischen den entsprechenden
Privatpersonen und ihren Amtern ist kaum
maoglich. Gleichzeitig findet sich aber auch
eine Vielzahl von Muslimen, die kleine
oder groRere Statten islamischer From-
migkeit bauen lassen und ihren Unterhalt,
samt dem dazugehdorigen Personal, finan-
zieren. Dieses Nebeneinander von staatli-
cher und privater Férderung besteht bis
auf den heutigen Tag.

Staatlicher Einfluss fihrte zu einem
,,offiziellen* Islam, gegen den sich
jedoch Widerstand bildete

In einem komplexen politischen Vorgang,
der hier nicht geschildert werden kann,
hatten die politischen Fihrungen der ver-
schiedenen islamischen Staaten seit den
Reformbemuhungen des 19. Jahrhun-
derts die Kontrolle der ,,Frommen Stiftun-
gen“ Ubernommen und auf diese Weise
eine staatliche Struktur fur religiose An-
gelegenheiten geschaffen, die bis dahin
nicht vorhanden gewesen war.** In eini-
gen Féllen entstanden eigene Ministerien
furreligiose Angelegenheiten, in anderen
wurden die entsprechenden Aufgaben
den jeweiligen Innenministerien oder
dem Amt des Ministerprasidenten zuge-
ordnet. Diese Machtiibernahme im reli-
giosen Bereich durch staatliche Stellen
wurde von den Vertretern der religidsen
Autoritaten naturlich nicht ohne Kritik
hingenommen. Es war ihnen in der Regel
aber nicht moglich, sich gegen diese Ent-
wicklung zu stemmen. Diese Religionsam-
ter kontrollieren in vielen islamischen
Staaten Bereiche des islamischen Lebens,

die von staatlichen finanziellen Leistun-
gen abhangig sind. Dies gilt fur die ver-
schiedenen Ausbildungsstatten des reli-
giodsen Personals und fur die Bereiche der
religidsen Praxis, die bis dahin von den
,»frommen Stiftungen* finanziert worden
waren. Hier sind vor allem gro3e Mo-
scheen mit einem vielkdpfigen Stab an
Vorbetern, Predigern, Ordnungskraften
und Personal fur Unterhalt und Sauber-
keit zu nennen. Auch die Sachmittel far
den Unterhalt der Moscheen stammen aus
dem staatlichen Budget.

Durch diese finanzielle Abhéangigkeit ent-
wickelte sich eine mehroderweniger deut-
liche staatliche Einflussnahme auf die reli-
gidsen Inhalte des Unterrichts und der
Predigten bis hin zu einer Formvon Zensur,
die sich auch auf religidse Publikationen
beziehen kann.* Konsequenz dieser Situa-
tionwar, dass so etwas wie ein ,,offizieller*
Islam entstand. Je groRer aber die Kritik
der Bevolkerung an staatlichen Entschei-
dungen wurde, die auch durch Vertreter
der ,,offiziellen* Religion legitimiert wor-
den waren, um so stérker wurde der Auto-
ritatsverlust dieser Religionsvertreter. Ne-
ben dem ,,offiziellen* Islam entstanden
Formen eines oppositionellen Islams, die
die verschiedensten Strukturen entwickelt
haben. Esistihnen bisher allerdings insge-
samt kaum gelungen, effektive Wider-
standspraktiken zu entwickeln. Naturlich
kann mandiejungsten Entwicklungenz.B.
in Algerienalseinen Erfolg des,,oppositio-
nellen* Islams betrachten. Es hat sich aber
gezeigt, dass nach anfanglichen Erfolgen
die zentrifugalen Kréafte innerhalb des op-
positionellenreligiosen Blocks zu stark wa-
ren, als dass sie eine schlagkraftige Alter-
native zum ,staatlichen* Islam hétten
bilden kénnen.

Islamische Mystik mit dem
Autoritatsverhéaltnis Lehrer-Schuler

Religiose Organisationen entwickelten
sich im islamischen Kontext in einem
erstaunlichen Zusammenhang, dem der
Mystik. Seit dem frihen 8. Jahrhundert
war in der islamischen Welt aus asketische
Bewegungen heraus eine spezifisches
Mystik entstanden. Ziel der Mystiker
war die ,,Vereinigung mit Gott*, die unio
mystica. Um diese zu erreichen, war nach
der Auffassung der Mystiker ein Weg zu
beschreiten, der zahlreiche Risiken in sich
barg.'® Auf diesem Weg war nur voranzu-
kommen, wenn man sich einem Meister
anvertraute, der diesen Weg schon erfolg-
reich gegangen war. Aus dieser Situation
entwickelte sich jeweils ein natirliches
Autoritatsverhaltnis zwischen Lehrer und
Schuler. Miteinem Anwachsen der Anhan-
ger der islamischen Mystik ergaben sich
dann zahlreiche derartige Beziehungen,
die schlieBlich in hierarchisch organisierte
Gemeinschaften mindeten, die in der
westlichen Literatur als ,,Bruderschaften*
oder ,,Orden* bezeichnet werden. Der
arabische Name dieser Organisationen
Tariga (p. turuq) bezieht sich auf den Weg,
den die Mystiker aufihrem Pfad der Gottes-
erkenntnis gehen missen. Die Anhanger
rekrutierten sich aus allen sozialen Schich-
ten der islamischen Gesellschaften. Im
Gegensatz zu manchen anders lautenden

Feststellungen waren und sind auch Frau-
en Mitglieder dieser Gemeinschaften.'’

Eine Fllle von Bruderschaften
breitet sich aus

Mit einer Popularisierung der mystischen
Vorstellungen im Islam kam es seit dem
islamischen Mittelalter zu einer ungeheu-
ren Ausbreitung dieser Orden, die mehr
und mehr an religiésem, aber auch politi-
schem und wirtschaftliche Einfluss
gewannen. Manche Bruderschaften fan-
den lediglich eine regionale Anhanger-
schaft, in der die lokalen und regionalen
kulturellen Besonderheiten eine besonde-
re Rolle spielten, andere konnten sich
Uber GroRRraume der islamischen Welt ver-
breiten, wenn sie auch auf die spezifi-
schen Bedingungen der einzelnen Regio-
nen Riicksicht nehmen mussten.*® Dabei
sind es vor allem die alteren Gruppen,
die eine Uberregionale Verbreitung
haben. Zu nennen sind hier vor allem die
Bruderschaften der Q&adiriyya oder die
Rifa’iyya.'® Jingere Griindungen haben
dagegen auf eine spezifische Kultur oder
Gesellschaft bezogene Bedeutung. So ist
die Bruderschaft der Tijaniyya nahezu aus-
schlieBlich in Nord- und Westafrika ver-
breitet.?® Die Chistiyya dagegen ist eine
Bruderschaft, die auf den indischen Sub-
kontinent und die indische Diaspora
beschrankt ist.?! Die aus dieser Riicksicht
deutlich werdende Flexibilitat der Organi-
sationen machte und macht ihre besonde-
re Starke aus. Manche Bruderschaften las-
sen ihren Mitgliedern die Mdglichkeit, zur
gleichen Zeit mehreren unterschiedlichen
Gemeinschaften anzugehdren. Andere
kdnnen als exklusivistisch bezeichnet wer-
den. Sie untersagen ihren Angehoérigen
den Kontakt zu anderen Bruderschaften.
Die Flexibilitéat der Bruderschaften kann
sich auch auf neue soziale Verhéltnisse
und die aus diesen resultierenden Bedurf-
nisse der Mitglieder beziehen. So ent-
stand im Agypten der 50er-Jahre des
20. Jahrhunderts eine Mystikerorganisati-
on, die sich mit ihren Angeboten speziell
an die wachsende Zahl der Staatsange-
stellten der unteren und mittleren Ebene
wandte. Auch in ihrer Organisationsstruk-
tur glich sie sich den hoch burokratischen
Verhaltnissen des agyptischen Staatsap-
parates an.?

Der Erfolg der Bruderschaften beruhte
zunachst auf der Tatsache, dass sie vor al-
lemdie emotionalenBedurfnisse ihrer Mit-
gliederimreligitsen Bereich befriedigten,
wozu die islamische sunnitische Orthodo-
xieweniger inder Lage sein mag. Daneben
entwickelte sich aber auch ein intensives
Gefiihl der Zusammengehorigkeit zwi-
schenden MitgliedernderBruderschaften,
das weit Uber den religidésen Bereich hin-
ausging. Die gemeinsamen religidsen Er-
fahrungen vermittelten den Anhangern
einen Eindruck von Vertrautheit, der sie
veranlasste, gemeinsame wirtschaftliche
Unternehmungen durchzufiihren, Heirat-
sallianzenzuschmiedenundsichindenUn-
sicherheiten des alltaglichen Lebens ge-
genseitig zu unterstiitzen. In komplexen
sozialen Situationen, in denen die ethni-
sche und/oder politische Identitat einer
Gruppe in Gefahr geriet, haben Bruder-
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schaften erheblich zur |dentitatssicherun-
gen beigetragen.? Die Bruderschaften als
die einzigen effektiven Organisationen in
den islamischen Gesellschaften des 19.
Jahrhunderts trugen den Hauptwider-
stand gegen die Expansion der europai-
schen Kolonialmachte in die islamische
Welt. Dies gilt fiir Nordafrika® ebenso wie
fur Westafrika®® oder Indonesien®. Nach
dem Sieg der jeweiligen Kolonialméachte
sahensie sich haufig deren Werben um Zu-
sammenarbeit gegeniber, dem sie in den
seltensten Féallen widerstehen konnten.
lhnen wurde daher bei Einsetzen des anti-
kolonialen Kampfes, der vor allem von
sakularisierten Nationalistengetragenwur-
de, derVorwurfderKollaborationgemacht.
Nach dem Ende der westlichen Kolonial-
herrschaft verloren sie daher haufig an ge-
sellschaftlichem Einfluss, wurden verboten
und von staatlichen Stellen aktiv be-
kampft.?” Nach einer Schwacheperiode ha-
bensichvielederBruderschaftenwiederer-
holt und eine wachsende Bedeutung auch
inder muslimischen Diasporagewonnen.

Organisatorisch an
westlichen Vorbildern orientiert:
die ,,Muslimbrtder*

Die organisatorischen Strukturen der mys-
tischen Bruderschaften waren zunachst
Vorbild von reformerischen islamischen
Organisationen, die sich seit der ersten
Halfte des 20. Jahrhunderts in verschiede-
nen Teilen der islamischen Welt bildeten,
aus denen sich wiederum radikale musli-
mische Organisationen entwickelten, die
mit auch dem Schlagwort ,,fundamentali-
stisch* bezeichnet werden. Die Organisa-
tion, die die gré3ten politischen und sozia-
lenErfolge zuverzeichnenhatte, istdieder
,»Muslimbrider (Al-lkhwan al-Muslimin),
die 1928 von dem &gyptischen Lehrer Has-
san al-Banné gegriundet worden war. Das
Zielder Organisationwarundistes, der Sa-
kularisierung und Verwestlichung der isla-
mischen Gesellschaften paroli zu bieten.
Es gehort zu den Treppenwitzen der
nahdstlichen Ideologiegeschichte, dass al-
Banna seiner Organisation spater eine
Form gab, die auf westliche Vorbilder
zuriickgeht, die des Vereins oder der Ko-
operation, Institute, die in der islamischen
Rechtsgeschichte weitgehend unbekannt
sind. Die ,,Muslimbruder* sind einerseits
hierarchisch organisiert in eine Zentrale,
verschiedene Zentren, Unterabteilungen
und kleinere Einheiten, in denen sich die
Verwaltungsstrukturen zunéchst Agyp-
tens, dann der anderen islamischen, vor-
wiegend arabischen Staaten, in denen die
Gruppe aktiv war, abbildeten.?® Daneben
existieren verschiedene, in sich wiederum
hierarchisch aufgebaute funktionale Or-
ganisationen wie eine fur Studenten, Ar-
beiter oder Frauen. Vor allem die Studen-
tenorganisationen sorgten fiir eine weite,
Uber die islamische Welt hinausgehende
Verbreitung der Ideologie der ,,Muslim-
brider*, da solche Gruppen muslimischer
Studenten auch an Universitaten westli-
cher Lander entstanden. In den USA z.B.
wurden entsprechende Gruppen zu den
Geburtsstatten von muslimischen Organi-
sationen, die sich nach und nach landes-
weite Bedeutung verschaffen konnten.?

Da die ,,Muslimbrider* auf eine wechsel-
volle Geschichte von Verfolgungen und
Verboten zuriickschauen kdnnen, wird es
nichtverwundern, dasssie auch Strukturen
entwickelt haben, die sich Verfolgungssi-
tuationen angepasst haben. So entstan-
den Zellen-Strukturen, indenen eine mog-
lichstintensive Abschottung der einzelnen
Kleingruppen betrieben wurde die ein
Uberleben der Gesamtorganisationen si-
cherstellensollte. Dieser geheime Apparat
hatte auch die Aufgabe, illegale Aktionen
durchzufiihren.® Trotz vieler Bemiihun-
gen gelang es den ,,Muslimbrtdern* nie,
eine zentral orchestrierte, tberstaatliche
Struktur zu schaffen. Die Zuordnung zu
den sich jeweils unterscheidenden staatli-
chen Verwaltungsstrukturen liel3 eine for-
male Einheitlichkeit nicht zu. Schon die Ei-
genbezeichnung von Organisationen, die
sichderldeologie von Hassan al-Bannaver-
pflichtet fuhlten, unterschieden sich von
Land zu Land.* Hier liegt wohl der Grund
fur die langfristig festzustellende politi-
sche Schwache der Organisation. Es ist je-
doch davon auszugehen, dass sie sich als
aullerordentlich effektiv arbeitende kari-
tative Organisationineiner Vielzahlvonis-
lamischen Staaten endgultig etabliert hat,
bzw. dies in Zukunft tun wird.

Der geheime Apparat der ,,Muslimbri-
der* mag als Vorbild fur die verschiede-
nen radikalen Muslimorganisationen der
letzten dreilBig Jahre gedient haben, die
durch Attentate vor allem gegen staatli-
che Einrichtungen fur internatioanle Auf-
merksamkeit gesorgt haben. Ebenso ist es
aber auch nicht auszuschlieBen, dass sie
ihre organisatorischen Vorbilder in westli-
chen Terrororganisationen unterschiedli-
cher ideologischer Herkunft gefunden
haben.** Wie weit eine Vernetzung durch
moderne elektronische Medien hier auch
zu organisatorischen Veradnderungen
fuhren wird, bleibt abzuwarten.

Panislamismus:
Anpassung an erfolgreiche westliche
Organisationsmodelle

Nicht nur islamisches Recht und theologi-
sche Dogmatik hatten sich dem Beginn des
19. Jahrhunderts der verstarkten Notwen-
digkeit gegentber gesehen, auf einen
durch den Westen ausgeldsten, sich be-
schleunigenden kulturellen und sozialen
Wandel zu reagieren. Auch die politischen
Eliten derislamischen Weltsahensicheiner
als Uberlegen empfundenen westlichen
Macht gegenuber, die ihnen - falschlicher-
weise — als einheitlich und kompakt er-
schien. Es entstand der Eindruck, dass die
islamische Welt in eine Vielzahl von haufig
verfeindeten Staaten zersplittert sei.
Hierin wurde die besondere Schwéche der
islamischen Welt gesehen. Vor allem ge-
genEnde des 19. Jahrhunderts hatte esun-
ter der Herrschaft des osmanischen Sultans
Abdul Hamid Il. Bemuihungen zu einer Ei-
nigung der islamischen Welt unter der
Fuhrung des osmanischen Herrschers ge-
geben, der zu diesem Zweck seinen mit re-
ligiosen Vorstellungen verbundenen Titel
Khalif in den Vordergrund der o&ffentli-
chen Aufmerksamkeitgerickthatte. Diese
Be-wegung ging unter der Uberschrift
Panislamismus in die Darstellungen zur is-

lamischen Ideologiegeschichte ein.* Das
Schlagwort von der ,,panislamischen Be-
wegung* hatte in der westlichen Offent-
lichkeit noch bis in die Mitte des 20. Jahr-
hunderts Reaktionen zur Folge, wie wir sie
heute bei der Erwahnung des ,,islamischen
Fundamentalismus* feststellen kdnnen.
Zu einer ernst zu nehmenden politischen
Kraft konnte sich dieser Panislamismus
aber nicht entwickeln. Nach der Aufl6-
sung des Osmanischen Reiches und der
Abschaffung des Kalifats durch die turki-
sche Nationalversammlung in der Folge
der osmanischen Niederlage im Ersten
Weltkrieg entstand ein politisch-ideologi-
sches Vakuum, das bis dahin durch den
Kalifen in Istanbul gefullt worden war.3
In der Folge gab es immer wieder ver-
gebliche Anlaufe, eine einheitliche, fir
die gesamte islamische Welt sprechende
Organisation zu etablieren. Grund fur
diese Misserfolge war u.a. die Tatsache,
dass der Uberwiegende Teil der islami-
schen Staaten bis zum Beginn der 60er-
Jahre des 20. Jahrhunderts unter einer
unterschiedlich direkten, aber immer
deutlichen Bevormundung der grof3en
westlichen Kolonialméachte stand.

Die ,,Liga der islamischen Welt*
als internationales Sprachrohr

Erst mit dem Erfolg der antikolonialen
Bewegung waren die Voraussetzungen
gegeben, eine Organisation aufzubauen,
die als Sprachrohr der islamischen Welt im
internationalen Rahmen dienen konnte.
Im Jahr 1962 wurde die Liga der islami-
schen Welt gegriindet, die sich inzwischen
zur wichtigsten internationalen muslimi-
schen Organisation entwickeln konnte.
Schon in einer ihrer ersten Verlautbarun-
gen macht die Liga ihre Ziele deutlich. Zu
ihren Aufgaben gehért danach, ,,durch
Rechtsgutachten (Fatawda) und Rechtswis-
senschaft (Figh) die Basis fur eine wahr-
haft islamische Herrschaft zu schaffen,
durch Mission (Da’wa) vor allem in Afrika
islamische Prasenz zu schaffen, durch
Publizistik eine internationale islamische
Offentlichkeit zu schaffen und ,feindliche*
Ideologien zu bek&mpfen, schlielich
durch eine organisierte Kontrolle die Inte-
gritat der Pilgerfahrt zu wahren*“.® Im
gleichen Jahr veroffentlichte die Organi-
sation eine Grundsatzerklarung, die fur
die weitere Politik der Liga bestimmend
geblieben ist. Der Text hat den folgenden
Wortlaut:

,.Preis sei Gott, dem Herrn der Welten, und
Segen und Frieden dem Gesandten Gottes,
seiner Familie und allen seinen Genossen.
Wir, die Mitglieder der Liga der islami-
schen Welt, verpflichten uns Gott — erha-
ben sei er — gegentber dazu, dass wir die
uns von Gott auferlegte Pflicht erfillen,
seine Botschaft zu lehren und sie in allen
Teilen der Welt verbreiten;

Dass wir von neuem unseren Glauben
bekraftigen, dass es keinen Frieden fir die
Welt gibt auRer durch die Grundsatze, die
der Islam verankert hat;

Dass wir die Nationen allgemein dazu auf-
rufen, auf dem Felde der Arbeit fur das
Wohl und die Begliickung der Menschheit
miteinander zu wetteifern und die soziale
Gerechtigkeit zwischen ihren Individuen



zu verwirklichen, sowie die beste mensch-
liche Gesellschaft zu schaffen;

Dass wir Gott als Zeugen daftr anrufen,
dass wir in keiner Sache Zwietracht séen,
Uber niemanden herrschen und Uber nie-
manden Hegemonie anstreben wollen;
Auf dem Weg zu diesen Zielen haben wir
beschlossen, folgendes anzustreben:

Wir werden unser Mdglichstes dafur tun,
das Wort der Muslime zu einen und die
Faktoren der Spaltung, die die in der Welt
verstreuten muslimischen Gesellschaften
befallen haben, zu tberwinden.

Wir werden alle Schwierigkeiten Giberwin-
den, die der Schaffung einer Liga der isla-
mischen Welt gegenuberstehen;

Wir werden jedem helfen, der nach dem
Wohl und der rechten Leitung ruft, und
ihn in der Durchfuhrung seiner islami-
schen Aufgaben unterstitzen;

Wir werden alles, was wir an geistigen,
materiellen und kulturellen Mitteln besit-
zen, aufbringen, um das zu verwirklichen,
wonach wir mit dieser Charta streben.
Wir haben beschlossen, dass wir unsere
BemlUhungen vereinigen werden, um
diese Ziele auf einem friedlichen und posi-
tiven Wege zu erreichen;

Dass wir jedem djahilitischen Ruf®, sei er
alt oder neu, zurtickweisen;

Dass wir erklaren, dass es im Islam weder
Shu’Gbiyya® noch Rassismus gibt.”’%®

Die Organisation, die darauf achtet, dass
in ihren Leistungsgremien Vertreter aus
den verschiedensten islamischen Staaten
vertreten sind, wird in starkem MaR von
saudischem Geld finanziert. Der saudische
Einfluss auf die Politik der Organisation
darf also nicht unterschatzt werden. Die
Liga der islamischen Welt kennt eine
ganze Reihe von Unterorganisationen.
Hier ist vor allem die Akademie fir isla-
misches Recht zu nennen. Diese traf zu
ersten Konferenzen im Jahr 1984 zusam-
men und bemuht sich seitdem, zu den
unterschiedlichsten Fragen des modernen
Lebens eine einheitliche muslimische Posi-
tion zu erarbeiten. Dabei kann es um Fra-
gen der medizinischen Ethik genauso
gehen wie um die Akzeptanz von techno-
logischen Entwicklungen und 6konomi-
schen Praktiken.*® In der Regel treffen sich
die 110 Mitglieder der Akademie zu jahr-
lich stattfindenden Konferenzen, auf
denen die aktuellen Rechtsfragen disku-
tiert werden. Die Akademie hat allerdings
keine legislativen Kompetenzen in dem
Sinne, dass die von ihr herausgegebenen
Rechtsgutachten fir alle Muslime ver-
bindlich wéren. Die AuRerungen der Aka-
demie erhalten jedoch dadurch ein beson-
deres Gewicht, dass die Mitglieder der
Versammlung aus 46 islamischen Staaten
kommen und so ein gewisses Mal3 an Ein-
heitlichkeit der Entscheidungen fir die
gesamte islamische Welt entstehen kann.

Die ,,Organisation der
islamischen Konferenz* zur Wahrung
gemeinsamer Interessen

Wahrend sich die Islamische Weltliga als
religiose und kulturelle Organisation ver-
steht, fehlte aus der Sicht mancher Mus-
lime eine Organisation, in der die isla-
mischen Staaten ihre gemeinsamen Inter-
essen gegenlUber anderen Zusammen-

Dieses Bild kann aus
urheberrechtlichen Grinden
nicht angezeigt werden

Ein Bild mit Symbolcharakter:

die Yavus Sultan Selim Moschee zusammen mit dem Kirchturm der Liebfrauenkirche in
Mannheim. In Deutschland leben rund 4 Millionen Muslime. Dennoch ist der Islam im
Bewusstsein der deutschen Bevélkerung bislang eine weitgehend unbekannte Religion

geblieben.

schliissen von Staaten einer Weltregion,
wie der Européaischen Union, oder
gemeinsamen ideologischen Vorstellun-
gen, wie dem Warschauer Pakt, formulier-
ten. Allerdings gibt es bekanntlich auch
keinen Zusammenschluss katholischer
oder buddhistischer Staaten. Insofern ist
die Griindung der Islamischen Konferenz-
organisation ein singulérer Vorgang
geblieben. Auslésendes Moment fur die
Grindung dieser Organisation war der
Brand der al-Agsa-Moschee in Jerusalem
am 21. August 1969. Im Herbst dieses Jah-
res hatten die Konige von Marokko und
Saudi-Arabien zu einer ersten islamischen
Gipfelkonferenz geladen. Doch erst 1972
wurde auf einer AufRenministerkonferenz
der islamischen Staaten in Djidda der
Beschluss, die Organisation der islami-

Foto: dpa-Fotoreport

schen Konferenz (OIC) zu grtinden, ge-
fasst. Mitglied der Organisation kann
jeder islamische Staat werden. Es wurde
allerdings vermieden zu definieren, was
ein islamischer Staat sei. So wurden nicht
nur Staaten wie Libanon oder Senegal,
sondern auch Mozambique und die Repu-
blik Surinam aufgenommen. Der Indi-
schen Union wurde dagegen die Mitglied-
schaft verwehrt, obwohl in Indien eine
zahlenmafig grof3e muslimische Minder-
heit lebt. Hier sei auf zwei fur das Selbst-
verstandnis der Organisation wichtige
Aussagen hingewiesen:

,.Die Uberzeugung aller Muslime von den
ewigen Prinzipien von Freiheit, Gerechtig-
keit, menschlicher Wirde, Bruderlichkeit,
Toleranz und Mitleid und ihr andauern-
der Kampf gegen Ungerechtigkeit und
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Aggression verstarkt ihren Willen, einen
gerechten Frieden und Einheit unter den
Voélkern zu verwirklichen, um die Respek-
tierung der Menschenrechte zu sichern
und die Starkung derjenigen interna-
tionalen Organisationen, die auf hu-
manistischen Prinzipien und der friedli-
chen Koexistenz zwischen den Volkern
beruhen, zu bewirken. So kdnnte ein
neues Zeitalter entstehen, in dem die
Beziehungen zwischen den Nationen von
Prinzipien und nicht von Macht bestimmt
werden und in dem alle Formen von
Unterdrickung, Ausbeutung, Vorherr-
schaft, Ungerechtigkeit, Kolonialismus
und Neo-Kolonialismus, wie auch alle
Formen von Diskriminierung auf Grund
von Rasse, Farbe, Glauben oder Ge-
schlecht fiir immer von der Erde verbannt
sein werden.*

Weiter heil3t es:

,Es ist unsere Uberzeugung, dass eine
Gemeinschaft von mehr als 1000 Millio-
nen (sic) Menschen, die sich aus verschie-
denen Rassen zusammensetzen und die
Uber den gesamten Globus verteilt Gber
aullerordentliche Méglichkeiten verfi-
gen, gestarkt durch ihre spirituelle Macht
und unter Ausnutzung ihres gesamten
menschlichen und materiellen Potentials
eine herausragende Position in der Welt
erreichen und fur sich die Méglichkeiten
fur ihren Wohlstand sichern kann, um ein
besseres Gleichgewicht zum Nutzen der
gesamten Menschheit zu erreichen.*
Nach der Charta der OIC gibt es drei Gre-
mien in der Organisation: die Konferenz
der Staatsoberhaupter, die jahrlich abzu-
haltende Konferenz der AuBenminister
und das Generalsekretariat mit den ihm
angeschlossenen Einrichtungen. In der
Folge gab es nur wenige Treffen der
Staatsoberhaupter, aber regelmaRige
AuRenministerkonferenzen. In der politi-
schen Praxis ist das Generalsekretariat die
effektivste Einrichtung der OIC. Seine Auf-
gabe ist die Koordinierung der politi-
schen, wirtschaftlichen, kulturellen und
sozialen Bereiche der Politik der Islami-
schen Konferenz. Die OIC hat einige
Unterorganisationen wie den Islamischen
Solidaritatsfonds oder die Islamische Ent-
wicklungsbank.*

Betrachtet man die beiden grof3en inter-
nationalen muslimischen Organisationen,
werden die Probleme, denen sich der
Islam unter organisatorischen Gesichts-
punkten gegenibersieht, noch einmal
deutlich. Die Islamische Weltliga kann mit
ihren verschiedenen Einrichtungen zwar
bis zu einem gewissen Grad pragend fur
die muslimische Gemeinschaft wirken. Da
sie aber immer auf den Konsens der Mit-
wirkenden angewiesen ist, kommt es
nicht selten nur zu einer Entscheidung auf
der Basis eines kleinsten gemeinsamen
Nenners. Die Schwerfalligkeit der Organi-
sation ist ebenfalls eine Konsequenz die-
ses Konsensprinzips. Die Konferenz der
islamischen Staaten hat bisher nur in den
Fallen, in denen ein Mitgliedsstaat von
auBen angegriffen wurde, in seinen
Bemuhungen ein gewisses Maf? an Erfolg
verzeichnen kénnen. Bei Konflikten zwi-
schen Mitgliedsstaaten der Organisation
fand sich keine Mdglichkeit, diese zu ver-
hindern oder auch nur zu begrenzen.
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Effektive Organisationsformen
fur die europaischen Muslime fehlen
nach wie vor

Die spezifischen Organisationsformen des
Islams geniigten und gentigen teilweise
auchheutedenBedingungen,unterdenen
Muslime in Staaten und Gesellschaften mit
einer muslimischen Bevolkerungsmehr-
heit leben. Kompliziert wird die Situation,
wennsich die unstrukturierten Organisati-
onsformen hierarchischen, teilweise hoch
burokratischen Strukturen gegenuberse-
hen, wie sie fur das Verhéltnis von Staat
und Kirche in Deutschland bzw. Westeuro-
pakennzeichnendsind. Eine Mehrheitvon
Muslime in Deutschland ist mit der bisher
Ublichen Organisationsform des ,,einge-
tragenen Vereins* immer weniger zufrie-
den. Sie fordern eine Gleichbehandlung
mit den grof3en christlichen Religionsge-
meinschaften. Dies erscheint aber erst
dann mdglich, wenn die hier lebenden
Muslime Strukturen entwickelt und fur die
muslimische Mehrheit in Deutschland ak-
zeptabelgemachthaben, die mitdendeut-
schen Verwaltungsstrukturen ausreichend
kompatibelsind.

FuBnoten

Uber die Anzahl der in Deutschland lebenden
Muslime gibt es keine genauen Angaben; die Schéat-
zungen schwanken zwischen 2,7 und 3,3 Millionen
Personen. Regionale Schwerpunkte sind die GroR3-
raume um Muinchen und Hannover, das Rhein-
Main-Gebiet, das Ruhrgebiet und Berlin.
S. dazu : Nicklas Luhmann: Funktion der Religion.
Frankfurt/M. 1977
3 Eine Ausnahme bilden hier die verschiedenen For-
men des schiitischen Islams, die eine besondere Form
von,,Klerus*entwickelthabenunddaherinverschie-
dener Hinsicht moderner agieren kénnenalsder sun-
nitische Mehrheitsislam, s. dazu Meir Litvak: Shi’i
Scholars of Nineteenth-Century Iraq. The "Ulama’of
Najaf and Karbala'. Cambridge 1998 S. 21-44; Udo
Steinbach: Der Islam in ausgewahlten Staaten: Iran,
in: Werner Ende/Udo Steinbach (Ed.): Der Islam in der
Gegenwart. 4. Aufl. Miinchen 1996 S. 246-263; Fer-
had Ibrahim: KonfessionalismusundPolitikinderara-
bischen Welt. Die Schiiten im Irak. Munster 1997
S.42-47;259-265
4 Rudi Paret: Die Gottesvorstellung im Islam, in: Zeit-
schrift fur Missions- und Religionswissenschaft 34
(1950) S. 81-91
Louis Gardet: Les anges en Islam, in: Studia Missio-
nalia 21 (1972) S. 207-227; F. Jaadane: La place des
anges dans la théologie cosmique musulmane, in:
Studia Islamica 41 (1975) S. 23-61
¢ Harald Motzki; Die Entstehung des Rechts, in: Alb-
recht Noth u. Jurgen Paul (Hg.): Der islamische Ori-
ent. Grundzuge seiner Geschichte. Wirzburg 1998
S.151-172, hier S. 165
7 8. dazu: Richard W. Bulliet: Conversion to Islam in
the Medieval Period. An Essay in Quantitative His-
tory. Cambridge MaR. 1979
Zur Islamisierung im Allgemeinen s.immer noch T.W.
Arnold: The Preaching of Islam. London 1935; in die-
senWeltregionens.J. Spencer Trimingham: The Influ-
ence of Islam upon Africa. Beirut 1968 S. 34-52; Anne-
marie Schimmel: Der Islam auf dem indischen
Subkontinent. Darmstadt 1983 S. 5-30; J. C. van Leur:
Indonesian Trade and Society. The Hague 1955;
S. Q. Fatimi: Islam comes to Malaysia. Singapore 1963
9 Viele Muslime wiirden einer solchen Darstellung wi-
dersprechen, weil sie den Islam als eine einheitliche
Lebensform begreifen. Die unterschiedlichen Aus-
pragungen der religidsen Praxis von Muslimen in
den verschiedenen Kulturen kénnen sie dennoch
nicht leugnen; zur Gesamtproblematik s. Leif Man-
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Schreckgespenst ,,Dschihad“

Wie tolerant ist der Islam?

Der Koran, die historische Entwicklung, die Aktualitat

Von Hartmut Bobzin
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Der politische Islam der Gegenwart ver-
schreckt die westliche Welt: Ist der ,,heili-
ge Krieg“ gegen die westliche, christlich
gepragte Welt dem Islam innewohnend?
Was sagt der Koran? Welche historischen
Erfahrungen gibt es mit dem Islam? Ist der
Islam allenfalls zu ziviler Toleranz bereit,
nicht aber zu einer inhaltlichen, die die
Gleichberechtigung der Religionen ein-
schlie3t? Red.

Unter dem Eindruck des
11. Septembers

DasBild des Islams in der 6ffentlichen Mei-
nung europdischer Lander und vor allem
auch Nordamerikas ist durch zahlreiche,
teils jahrhundertealte Vorurteile gepragt.
Zu ihnen gehort das Schlagwort ,,Feuer
und Schwert* und die Vorstellung, dass
der Islam durch Ausrufung des ,,Heiligen
Krieges*, des Dschihad verbreitet werden
soll. Und sicherlich denkt man auch an
muslimische Glaubenskampfer (arab.
Mudschahidin), die mit dem Schwert in
der Hand Andersglaubige zur Annahme
des Islams zwingen. Im Fernsehen unserer
Tage sind haufig Bilder fanatisierter, oft
vermummter Demonstranten zu sehen,
die, in befremdlicher Nachbarschaft,
sowohl Waffen tragen als auch Spruch-
bander religiosen Inhalts. ,,Gewalt*, ,,Ter-
ror*“und ,,Islam* - das sind offenbar keine
Begriffe, keine Erfahrungen, die sich un-
bedingt ausschlieRen, ganz im Gegenteil.
Der 11. September 2001 mit seinen unaus-
16schlichen Schreckensbildern scheint das
auf schlimmste Weise zu bestatigen. Kann
man unter diesem Eindruck Uber ,,Islam
und Toleranz* schreiben?

Man muss es tun! Ja, man muss mit aller
Kraft nicht nur die schrecklichen Bilder der
allerjingsten Ereignisse zu vertreiben
suchen, sondern auch die zahlreichen
alteren Vorurteile zunachst einmal beisei-
teschieben, um zurtckzufinden zu beson-
nener historischer Betrachtung, die dem
ebenso komplexen wie komplizierten
Thema ,,Islam und Toleranz* wenigstens
ansatzweise gerecht wird. Denn, um zwei
Dinge gleich vorweg zu sagen, zu Beginn
der Geschichte des Islam wurden keines-

wegs Bekehrungsfeldziige mit ,,Feuer und
Schwert* gefuhrt, und hinter vielen der
heute so gerne gezeigten Bilder von ,,Ter-
ror und Islam* stehen Bewegungen, die
sich zur Verfolgung bestimmter politi-
scher Ziele ganz bewusst der Religion
bedienen, um eine mdglichst groRe Mas-
senwirkung zu erzielen. Und schlieB3lich
liegen die Ursachen zahlreicher sozialer
und politischer Konflikte, als deren
Losung der Islam angepriesen wird, nicht
zuletzt in dem, was man in zugegeben
pauschaler Weise das Erbe des Kolonialis-
mus nennen kdnnte.

Der Absolutheitsanspruch einer
prophetischen Religion

Der Islam gehort, in all seiner historisch
bedingten Vielfalt, zum Typ der propheti-
schen Religionen, die mit dem Anspruch
ausschlieBlichen Wahrheitsbesitzes auf-
treten:
,.ES gibt keine Gottheit auRer Gott, und
Mohammed ist der Gesandte Gottes!*
Dieses Bekenntnis, auf arabisch Schahada,
ist Bestandteil des Gebetsrufes, d. h. der
taglich finfmal von den Minaretten ver-
kiindeten Aufforderung zum Gebet.
Dabei unterstreicht der erste Teil des mus-
limischen Glaubensbekenntnisses den
strikten Monotheismus des Islams, so wie
er im Koran am eindrucksvollsten in Sure
112, dem ,,Bekenntnis zur Einheit*, zum
Ausdruck kommt:

,»Sprich: Gott - Er ist Einer,

Gott - ewig-bestandig Einer,

Hat nicht gezeugt und Ihn gezeugt

hat keiner,

Und Ihm gleichet keiner.*
Die Kernaussage dieser Sure kann man
als Abgrenzung in zweierlei Richtung
verstehen, ndmlichsowohlgegenden Viel-
gotterglauben der vorislamischen heidni-
schen Religion als auch gegen die christ-
liche Trinitat. Fur beide Richtungen findet
man im Koran reichliches Belegmaterial.
Der zweite Teil der Schahada betont die
besondere Rolle, die dem Gesandten
und Propheten Mohammed im Islam
zukommt. An zahlreichen Stellen im
Koran heil3t es: ,,Gehorcht Gott und sei-
nem Gesandten!* Dieser Gehorsam
gebuhrt auch den legitimen Nachfolgern
Mohammeds in der Leitung der muslimi-
schen Gemeinde, der sog. Umma. Und
wenn Mohammed in Sure 33,21 als ,,das
schdéne Vorbild*“ bezeichnet wird, dann
wird daraus erklarlich, warum die Lebens-
praxis des Propheten in der islamischen
Welt eine so Uberragende Rolle spielt.
Der Absolutheitsanspruch des Islams
kommt vielleicht am besten in folgendem
Satz zum Ausdruck, der im Koran an drei
Stellen (Sure 9,33; Sure 48,28; Sure 61,9)
vorkommt, und der von den frithen musli-

mischen Herrschern als so wichtig erachtet
wurde, dass sie ihn auch auf Munzen pra-
gen lieRRen:
»Er (d. h. Gott) ist es, der da sandte sei-
nen Abgesandten mit der Recht-
leitung und mit der Religion der Wahr-
heit, um ihr zum Siege zu verhelfen
gegen alles, was es an Religion(en
sonst) noch gibt.
Den Muslimen wird in Sure 5,3 gleichsam
die Vollkommenheit des Islam bestatigt,
indem Gott spricht:
,.Heute habe ich euch eure Religion
vollstandig gemacht und meine Gnade
an euch vollendet und bin zufrieden,
dassihrden IslamalsReligion habt.*
Ein &hnliches Gefuihl von Selbstgewissheit,
ja vielleicht sogar Uberlegenheit spricht
aus Sure 3,110, wo es Uber die Muslime
heil3t:
,lhr seid die beste Gemeinde (Umma),
die unter den Menschen hervorge-
bracht wurde; ihr gebietet das Rechte,
verbietet das Verwerfliche und glaubt
an Gott.”

,.Schriftbesitzer und ,,Schrift-
verfalscher - Auseinandersetzung
mit Judentum und Christentum

Um Bedeutung und Tragweite der soeben
zitierten Koranstellen im Zusammenhang
desThemas,,Toleranz* richtig einschéatzen
zu kbénnen, ist es freilich wichtig, sich vor
Augen zu flhren, mit welchen Religionen
Mohammed in Bertihrung kam und wie er
das Verhaltnis des Islam zu ihnen be-
stimmte. Dabei sind nun, neben der voris-
lamischen heidnischen Religion, vor allem
Judentum und Christentum von Bedeu-
tung. Nur fur die Anhénger dieser beiden
Religionen gilt namlich urspringlich die
Bezeichnung ,,Schriftbesitzer* (arab. Ahl
al-Kitab, wortlich: ,,Leute des Buches*),
die im Koran mehrfach vorkommt. Denn
nur sie verfigen Uber Offenbarungs-
bicher: Thora, Psalter und Evangelium;
diese drei werden zwar durch den Koran,
die von Gott an den Araber Mohammed
geoffenbarte Schrift, in ihren wesentli-
chen Inhalten ,,bestatigt, in einzelnen
Aussagen jedoch auch wieder aufgeho-
ben. Die Letztgultigkeit des Korans wird
vonden Muslimen mitder Theorie der sog.
»Schriftverfalschung* begriindet, die be-
sagt, dass Juden und Christen die im Him-
mel aufbewahrte Urschrift nichtin der rei-
nen, urspringlichen Form bewahrt haben,
wie sie nun Mohammed, dem letzten
Propheten bzw. dem ,,Siegel der Prophe-
ten*, wie er im Koran genannt wird (vgl.
Sure 33,40), durch Vermittlung des Engels
Gabriel offenbart worden ist.

Fur das Verhaltnis zu den ,,Schriftbesit-
zern“istein Koranversvon besonderer Be-
deutung geworden, und zwar Sure 9,29:
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,.Bekampft diejenigen, die nicht an
Gott und an den Jungsten Tag
glauben, die nicht das verbieten, was
Gott und sein Gesandter verboten
haben, und die nicht der rechten Reli-
gion anhangen unter denjenigen,
denen die Schrift gegeben wurde, bis
sie Tribut entrichten aus ihrer eigenen
Hand und sich dabei demtitigen.*
Obwohl dieser Vers eine Reihe nicht uner-
heblicher interpretatorischer Schwierig-
keiten bietet, auf die hier nicht eingegan-
gen werden kann, stellte er in der Folge-
zeit fur die islamische Jurisprudenz die
einschlagige Begriindung fur die religiose
Duldung zunéchst der Juden und der
Christen, dann aber auch anderer Religio-
nen im Rahmen der islamischen Rechts-
ordnung (arab. Schari’a) dar.

Qital und Dschihad:
Krieg um Gottes willen?

In den spé&ten Suren des Korans, die mit
der Wirksamkeit Mohammeds in Medina
(622-632) in Zusammenhang stehen, ist
haufig vom Kampf die Rede. Neben der
vollkommen klaren arabischen Bezeich-
nung Qitéal (,,Kampf“) begegnet dabei
auch die umschreibende Bezeichnung

Dschihad (,,Anstrengung‘, oder genauer:

,»Anstrengung auf dem Wege Gottes*

bzw. ,,Anstrengung um Gottes willen*;

arab. al-dschihad fi sabil Allah). So heil3t es

z.B.in Sure 2,190:

,,.und bekdmpft um Gottes willen die-
jenigen, die euch bekdmpfen! Aber
geht dabei nicht zu weit ...1*

Oder in Sure 5,35:
,lhr Glaubigen
willen Krieg!*

Die indiesen Zusammenhang gehdrenden

Texte spiegeln, vereinfacht gesagt, zum ei-

nendie Auseinandersetzungender jungen

medinensischen Gemeinde (Umma) mit
ihren alten heidnischen Widersachern in

Mekkawieder,zumandernaberauchinne-

re Konflikte mit Abtriinnigen und Wankel-

mutigen. Liest man einzig und allein den

Koran, ohne den Zusammenhang mit der

Lebensgeschichte Mohammeds zu ken-

nen, so bleiben manche Passagen unklar, ja

mancheerscheinenvonabstoRender Grau-

samkeit, wie z. B. Sure 43,4:

,»Wenn ihr die Unglaubigen trefft, so
schlagt ihnen den Kopf ab (wdrtlich:
so haut ihnen auf den Nacken)!*

oder Sure 9,73:

,,Prophet! Streite gegen die Unglau-
bigen und Wankelmutigen und sei
gegen sie unnachgiebig!*

Viele klassische Korankommentare wei-
sen jedoch durchweg auf den zeitgendssi-
schen Bezug dieser Stellen hin, d.h. sie
betonen, dass solche Satze nicht verall-
gemeinert verstanden werden dirfen
als Aufforderungen, ,,die Unglaubigen*
generell zu bekdmpfen.

... fuhrt um Gottes

Eroberungen, nicht Bekehrungen

Die Darstellung der friihen Ausbreitung
des Islams in den &ltesten erhaltenen
Quellen lasst noch ziemlich klar erkennen,
dass es sich bei den Eroberungsziigen
gegen das byzantinische und das neuper-
sische Reich zunéchst um weitgehend
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unkoordinierte, d. h. nicht zentral gelenk-
te, primar auf die Gewinnung von Beute
ausgerichtete Aktionen handelte. Dane-
ben dienten sie naturlich auch der Aus-
breitung islamischer Herrschaft. Aber das
bedeutete zunachst nichts anderes als
Beherrschung von Territorien und der
darin wohnenden Menschen — ohne diese
unbedingt zum Islam ,,bekehren* zu wol-
len. Denn der Islam war zunéachst die Reli-
gion der arabischen Eroberer, behielt also
langere Zeit eine gewisse Exklusivitat. Die
Unterworfenen, zum groéf3ten Teil Chris-
ten, also ,,Schriftbesitzer*, hatten Tribut
zu zahlen, und zwar in Form einer Kopf-
steuer, deren genaue Bemessung nicht
feststand. Diese Steuer war eine wichtige
Einnahmequelle fur die neuen musli-
misch-arabischen Herren.

Die Untertanen der ehemals byzantini-
schen Gebiete scheinen die arabischen Er-
oberer zunachst durchaus begruf3t zu ha-
ben. Das lag daran, dass in der Levante, in
Agypten und an den Grenzen zu Arabien
Christen lebten, die sich nicht zu der Form
christlicher Rechtglaubigkeit, der Ortho-
doxie, bekannten, welche die byzantini-
schen Kaiser ab dem 4. Jahrhundert durch-
zusetzen versuchten, sondern anderen
Glaubensrichtungen zuneigten. Fur die
arabischen Eroberer waren diese Unter-
schiede nicht von Bedeutung. Auch die
Steuer der neuen Herren war moglicher-
weise geringer als die der byzantinischen
Kaiser. Diese beiden Faktoren waren si-
cherlich von entscheidender Bedeutung
fur die rasche arabisch-muslimische Erobe-
rung weiter byzantinischer Gebiete.

Vertraglich geregelte Beziehungen
mit den unterworfenen Christen

Fur das Zusammenleben von Christen und
Muslimen wurde, abgesehen von der
generellen Grundlage, wie sie in Sure 9,29
vorgezeichnet war, ein Vertragsformular
von besonderer Bedeutung, das auf den
zweiten Kalifen Omar (reg. 634-644)
zuruckgefuhrt wird. In ihm unterschrei-
ben die Christen verschiedener, von den
Muslimen eroberter Stadte (wie z. B. Jeru-
salem oder Damaskus) eine Reihe von Ver-
pflichtungen den Muslimen gegenuber.
Im einzelnen lautet dieser Text (in der
Ubersetzung von G.E. von Grunebaum,
Der Islam im Mittelalter, S. 230f.):
,»Wir [d. h. die Christen] wirden per-
sonlich und in demutigender Haltung
Kopfsteuer bezahlen; keinen Muslim
daran hindern, bei Tag oder Nacht in
unseren Kirchen abzusteigen, ihn dort
ehrenvoll drei Tage lang aufnehmen,
ihm Speise geben und ihm ihre Tore
offnen; den Holzgong nur leicht
anschlagen und beim Kirchengesang
unsere Stimmen nicht erheben; ... wir
wiurden (ferner) keine Kirche, Kloster,
Einsiedelei oder Zelle bauen, noch
auch solche (religiésen Gebaude), die
verfallen sind, wieder herrichten; uns
nicht in einem (solchen Gebaude) ver-
sammeln, wofern essich in einem mus-
limischen Viertel befindet noch auch
(Gberhaupt), wenn Muslime zugegen
sind; unsere Vielgo6tterei nicht zur
Schau tragen, nicht fir sie Propaganda
machen; kein Kreuz (auf3en) an irgend-

einer unserer Kirchen aufrichten noch
auch an irgendeiner StraRe oder
irgendeinem Marktplatz der Muslime;
den Koran weder lernen noch unseren
Kindern lehren; keinen unserer Ange-
hdrigen an der Annahme des Islam
hindern, falls er (den Ubertritt) be-
gehrt; ... den Muslimen in Tracht, Er-
scheinung und Satteln nicht dhneln ...;
sie ehren und respektieren und unsvor
ihnen erheben, wenn wir mit ihnen
zusammentreffen; ... unsere Hauser
nicht héher machen (als die ihren);
keinerlei Waffen und Schwerter
behalten und diese weder in einer
muslimischen Stadt noch auf Reisen
durch muslimisches Gebiet tragen; ...
keinen Muslim schlagen; keinen
Sklaven an uns nehmen, der Eigentum
von Muslimen gewesen ist. Diese
Bedingungen erlegen wir uns selbst
und unseren Religionsgenossen auf;
wer sie verwirft, geniel3t keinen
Schutz (dhimma)*““.

Christen und Juden
als ,,Schutzbefohlene*

Durch die Unterzeichnung eines solchen
Schutzvertrages (arab. dhimma) wurden
die Christen —ebenso wie auch die Juden —
zu ,,Schutzbefohlenen* (arab. dhimmi)
der islamischen Gemeinde, der Umma.
Aber auch die vormals persischen Unterta-
nen vermochten in den Genuss der dhim-
ma-Regelung zu gelangen. Denn die
Anhénger der Religion Zarathustras, die
,»,Magier* (arab. madschus), konnten auf
eine Erwahnung im Koran verweisen
(Sure 22,17), wo sie neben Juden, Christen
und sog. ,,Sabiern* genannt waren. Als
Sabier, die urspriinglich vielleicht eine
monotheistische Gruppierung in Arabien
darstellten, bezeichneten sich wahrend
der islamischen Herrschaft mindestens
zwei verschiedene Gruppen, die dadurch
den Status einer erlaubten Religionsge-
meinschaft erlangen konnten: zum einen
waren dies die Sternanbeter der nordme-
sopotamischen Stadt Harran, und zum
anderen die Mandéer, eine uralte Taufer-
gruppe, die bis heute in den Simpfen des
Sudirak ansassig ist. Die muslimischen
Eroberer waren also in der Regel recht
weitherzig und gingen pragmatisch mit
der Verleihung des dhimma-Status um.
Fur die Fruhzeit des Islam ergab sich die
Notwendigkeit dazu schon daraus, dass
immer wieder ein Bedarf an bestimmten
Berufen (z.B. Arzten) bestand, die haupt-
séchlich von Christen oder Juden aus-
gelbt wurden.

Getrennte Wohnviertel

Der zitierte Ausschnitt aus dem dhimma-
Vertrag zeigt deutlich die Tendenz, die
einzelnen religidsen (spater waren es
auch ethnisch definierte) Gruppierungen,
die erst allmahlich auch zu Minoritaten
wurden, von der islamischen Gesellschaft
getrennt zu halten, zu separieren. In den
Stadten gab es in der Regel getrennte
Wohnviertel fir Muslime, Christen und
Juden - was natirlich nicht ausschloss,
dass man auf den Markten zusammenkam
und miteinander Handel trieb.



Die dhimmis hatten ihre eigenen sozialen
und rechtlichen Organisationsformen.
Diese hatten solange Gultigkeit, wie nicht
ein Muslim in irgendeine Angelegenheit
involviert war. Dann war die islamische
Rechtsordnung, die Schari’a, anzuwen-
den. Muslime konnten Nichtmusliminnen
heiraten, Christen und Juden jedoch keine
muslimischen Frauen. Die Kinder mussten
in jedem Fall muslimisch erzogen werden.
Schon aus diesen wenigen Andeutungen
wird deutlich, dass es fur die Angehdrigen
unterschiedlicher Religionen in der islami-
schen Gesellschaft im modernen Sinne
keine Gleichheit vor dem Gesetz gab.

Razzia, Dschihad, Da’wa:
Formen der Ausbreitung des Islam

Im Zusammenhang der Frage, wie tolerant
der Islam ist, ist vor allem zu klaren, auf
welche Weise er sich ausgebreitet hat.
Viele heutige Muslime deuten den
berihmten Satz aus dem Koran:

,.ES gibt keinen Zwang in der Religion*
(arab. la ikraha fi d-din; Sure 2, 256) dahin-
gehend, dass der Islam gewaltsame
Bekehrungen stets abgelehnt habe und
weiterhin ablehne. Und sie verweisen da-
rauf, dass sich der Islam friedlich ausge-
breitet habe, da schon das arabische Wort
Islam in einem inneren Zusammenhang
mit dem Wort fur Friede, Salam, stehe.
Auch wenn diese Etymologie aller Wahr-
scheinlichkeit nach nicht zutreffend ist,
sagt diese Deutung dennoch viel iber den
erklarten Friedenswillen hier lebender
Muslime aus. Gleichwohl besteht die Not-
wendigkeit, das in der Geschichte des
Islam weitverbreitete Glaubenskampfer-
tum zu erklaren - ein Ph&nomen, das
durchaus seine Fortsetzung in heute agie-
renden militanten islamistischen Gruppen
findet, zumal diese sich explizit auf den
Koran berufen und sich islamische religio-
se Symbolik in reichem MalRe zunutze
machen.

Weiter oben wurde auf den unkoordinier-
ten Charakter der fruhislamischen Erobe-
rungsziige hingewiesen. Um das noch bes-
ser zu verstehen, muss man sich das bedui-
nische Milieu Arabiens und die Situation
Mohammeds vor Augen fihren, als er mit
einer nicht sehr groBen Schar von Anhén-
gern imJahr 622 in die priméar von Oasen-
wirtschaft gepragte Ortschaft Medina ein-
z0g. ,,Razzien* (von arab. ghazawat), also
Beuteziige gegen andere Stdmme, gegen
Karawanen oder auch gegen die sesshafte
Bevolkerung waren durchaus legale For-
men beduinischer Kriegfihrung. Moham-
meds Feldzige gegen die Mekkaner
figen sich in diesen Rahmen ein. Sie
gewannen aber zunehmend dadurch
einen neuen Charakter, dass deren Ziel
nun nicht nur die Erringung von Beute
war, sondern zugleich auch die Durchset-
zung von Mohammeds religios legitimier-
ter Macht im gesamten Lebensraum der
arabischen Beduinen.

Diesen Bedeutungswandel in den Zielen
der Kriegfiihrung deutet die Wortbildung
al-dschihad fi sabil Allah, also ,,kriegeri-
sche Bemiuhung um Gottes willen* an. Mit
den kriegerischen Aktionen des Dschihad
wurden namlich jetzt primar machtpoliti-
sche Zielsetzungen verfolgt, die allerdings

Dieses Bild kann aus
urheberrechtlichen Grinden
nicht angezeigt werden

Kénig-Fahad-Akademie im Siebengebirge

Muslime, die in westlichen Demokratien leben, genieRen Religionsfreiheit und nutzen
diese mehrheitlich. Hierzulande st6R3t in der Bevolkerung die Toleranz gegeniiber Mus-
limen auf Kritik, wenn deren Heimatlander Christen keine gerechten Lebensmdglich-
keiten bieten. Ein Beispiel fir toleranten Umgang von Muslimen und Nichtmuslimen soll
die 1995 in Bonn erdffnete Konig- Fahad- Akademie bieten. In dieser Institution, deren
Bau vom saudischen Kénig Fahad finanziert wurde, werden tiber 500 Schiiler der Grund-,
Mittel- und Oberschule in Arabisch und nach saudiarabischem Lehrplan unterrichtet. Die
Kinder, darunter auch deutsche, kommen aus 27 Landern, der Schulbesuch ist nicht an

die Zugehorigkeit zum Islam gebunden.

von religidsen Motiven insofern durch-
drungen waren, als mit der Anerkennung
Mohammeds als alleinigen Leiters der
Gemeinde, Umma, zugleich auch die
Anerkennung des Islam verbunden war.
Freilich war der Islam zu dieser Zeit kein
Glaubenssystem im voll ausgebildeten
Sinne, er implizierte zuné&chst vor allem
die Ablehnung der altarabischen heidni-
schen Lebensordnung. Erst im Lauf der
Zeit nahm die eigene islamische Lebens-
ordnung genauere Formen an; dabei ent-
stand eine eigene Religionsgelehrsamkeit,
die diese Lebensordnung systematisch zu
durchdringen und zu regulieren suchte. In
diesem Zusammenhang wurde auch der
Dschihad genau geregelt.

Der Dschih&ad - in genau geregelten
rechtlichen Bahnen

Lange Zeit diskutierten islamische Rechts-
gelehrte (ulema) dartiber, ob der Dschihad
in die Reihe der von jedem Individuum zu
erfullenden Pflichten (wie Gebet, Fasten,
Almosen, Wallfahrt) mitaufzunehmen
sei. SchlieRRlich kam man zu der mehrheit-
lich akzeptierten Auffassung, dass der
Dschih&d eine von der Gemeinschaft, aber
nicht von jedem einzelnen Glaubigen zu
erfullende Pflicht sei. Er durfe sich nur
gegen Nichtmuslime, also gegen Unglau-
bige (darunter auch die Ahl al-kitab), rich-
ten, denen aber vor der Erdoffnung der
eigentlichen kriegerischen Handlungen
die Gelegenheit zur Unterwerfung (womit
nicht unbedingt die je individuelle Annah-
me des Islam gemeint war) gegeben wer-
den musse. Uberhaupt bedurfte es vor
dem Beginn des Dschihad eines offiziellen
Rechtsgutachtens (arab. Fatwa) durch den
ranghochsten Rechtsgelehrten (Mufti).
Vor allem die osmanischen Turken haben
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wahrend ihrer Feldziige in Europa seit
dem spaten 14. Jahrhundert diese recht-
lich streng geregelte Form des Dschihad
praktiziert.

Gerade das Beispiel der tirkischen Herr-
schaft in Sidosteuropa zeigt jedoch, dass
Dschihad und religiose Toleranz keine
Phanomene waren, die sich unbedingt
ausschlieen mussten. Zwar fuhrten die
Turken Dschihad gegen die Christen und
betrachteten sich seit dem 14. Jahrhun-
dert als die Glaubenskampfer fir den
orthodoxen sunnitischen Islam schlecht-
hin; gleichwohl aber waren sie bestrebt, in
ihrem Herrschaftsbereich den inneren
Frieden zwischen den verschiedenen reli-
gidsen und ethnischen Gruppierungen
(tark. millét) zu wahren. So fanden seit
dem Ende des 15. Jahrhunderts tausende
von Juden, die vor der religiésen Unduld-
samkeit der katholischen Kdnige Spaniens
und Portugals fliehen mussten, im Osma-
nischen Reich eine neue Heimat. Und in
ahnlicher Weise fanden im 16. und 17.
Jahrhundert im damals osmanischen
Ungarn verschiedene protestantische
Gruppierungen vor der Gegenreformati-
on Zuflucht. Und die pragmatische Dul-
dungdesreligidsen Pluralismus seitens der
Turken zeigt sich auch darin, dass nur eine
Minderheit der Bevolkerung des Balkans
zum Islam Gbertrat.

Wie missioniert eigentlich der Islam?

Damit ist es unausweichlich geworden, zu
beantworten, wie der Islam eigentlich mis-
sionierte und wie er im Laufe der Zeit zu
der gewaltigen Zahl von ca. 2 Milliarden
Anhéangern gekommen ist.

Die heutige Ausbreitung des Islam steht
unter dem Stichwort D&'wa, ,,Aufruf“ zum
Islam. Diese Form der Missionierung ist
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jedoch relativ neu und unter dem Einfluss
der christlichen Mission entstanden; man
darf daher daraus nicht auf frihere Jahr-
hunderte schlieBen, wo die Verbreitung
des Islam auf ganz andere Weise vor sich
ging. Nachdem sich in den ersten beiden
Jahrhunderten des abbasidischen Kalifats
(d.h. ab 750; das Kalifat endete 1258 mit
der Einnahme Bagdads durch die Mongo-
len) der Islam von der ausschlieRlichen Bin-
dung an das Arabertum |dste, war es vor
allem der Erfolg der islamischen Gesell-
schaftsordnung, der eine unwiderstehli-
che Anziehungskraft ausibte: Nur ein
Muslim war im Vollbesitz aller Rechte
und aller Aufstiegsmoglichkeiten. Hinzu
kamen gewiss auch rein religiose Fakto-
ren, wie z. B. die Zerstrittenheit der Chris-
ten untereinander in dogmatischen Fra-
gen und demgegeniuber die relative
Unkompliziertheit des islamischen Glau-
bensbekenntnisses. All das fuhrte allmah-
lich dazu, dass sich die Mehrheit der Bevél-
kerung in den muslimisch beherrschten
Territorien auch zum Islam bekannte.

Toleranz innerhalb des Islam?

In der Aul3ensicht erscheint der Islam hau-
fig als eine quasi monolithische Religion.
Nichts ist unzutreffender. Denn innerhalb
der zwei Hauptrichtungen des Islam, dem
Sunnitentum der Mehrheit (ca. 85-90%)
und dem Schiitentum der Minderheit (ca.
10-15%) gibt es wiederum eine Vielzahl
von Gruppierungen mit je eigenem Profil.
Solassensichjeweilsunterschiedliche Glau-
bensiiberzeugungen bzw. deren prakti-
sche Umsetzung unterscheiden, ebenso
wie man den streng rechtlich orientierten,
orthodoxen Islam der Rechtsgelehrten
dem mehr innerlichen, stark von der Mys-
tik, dem Sufitum, gepragten Volksislam
gegeniberstellen kdnnte. Alle diese Spiel-
arten des Islams lebten keineswegs kon-
fliktfrei nebeneinander. So gab esschonin
den ersten Jahrhunderten des Islams zahl-
reiche Beispiele fur religiose Intoleranz.
Der Kalif al-Ma’'mun (reg. 813-833) ver-
suchte zum Beispiel das Dogma von der
»Erschaffenheit des Korans*“ gewaltsam
durchzusetzen und schuf eine Art von In-
quisition, ja Mystiker wie al-Halladsch
(858-922) oder Schihab ad-Din as-Suhra-
wardi (1154-91) wurden wegen ihrer an-
geblich ketzerischen Ansichten hingerich-
tet. Auch war der in Europa als tolerant
geltende Sultan Saladin (1138-93), be-
kanntgeworden durch Lessings ,,Nathan
der Weise*, in Wahrheit ,,ein fanatischer
Sunnit, bekampfte die Schiiten hart und
war gegen besondere Exponenten des
Christentumsvon gréf3ter Unduldsamkeit**
(H.J.Kissling, Saladin, S. 84).

Bei den Islamisten keine Toleranz

Das Aufkommen islamistischer Bewegun-
gen im 20. Jahrhundert hat der Frage in-
nerislamischer Toleranz eine neue Aktua-
litat verliehen. Der Agypter Sayyid Qutb
(1906-66), der Theoretiker der Muslim-
bruder, scheute sich in mehreren seiner
Schriften nicht davor, die Hauptstromun-
gendeslslamsseiner Zeit als ,,Heidentum*
zu bezeichnen und zum Dschihad gegen
solche - seiner Meinung nach - ,,heidni-

sche* Muslime aufzurufen. In diesem
Sinne ,,aktualisierte* er auch entsprechen-
de Koranverse, die zum Kampf gegen die
Unglaubigen aufrufen. Damit wurde Qutb
zum Wegbereiter fur eine sehr bedenkli-
che Art der Auslegung des Korans. Sie ent-
fernte sich ndmlich zunehmend von dem
durchaus historischen Koranverstandnis
klassischer Korankommentare, welche
z.B. die ,,Kampfverse* im Zusammenhang
mit dem Leben Mohammeds interpretier-
ten. Qutb verallgemeinerte jedoch viele
Koranaussagen in unhistorischer Weise
und versuchte sie fur politische Zwecke zu
instrumentalisieren. Unter dieser Voraus-
setzung kann es kaum noch Toleranz
geben.

Von inhaltlicher Toleranz
noch weit entfernt

Gewiss hangt die Mdglichkeit, im Rahmen
einer bestimmten Religion Toleranz zu
gewadhren, nicht zuletzt vom Typ dieser
Religion ab. Von seiner prophetischen
Ausrichtung her und aufgrund der vielen,
den Kampf betonenden Aussagen des
Korans war es dem Islam gewiss nicht in
die Wiege gelegt, Toleranz zu praktizie-
ren. Unter pragmatischen Gesichtspunk-
ten sahen sich islamische Herrscher durch
die Jahrhunderte hindurch gendtigt, for-
male Toleranz zu Uben, d.h. andere Reli-
gionen anzuerkennen, wenn auch nicht
als dem Islam ebenbiirtig. Das ware inhalt-
liche Toleranz, welche freilich die Fahig-
keit voraussetzt, die eigene Religion in
ihrer historischen Bedingtheit zu begrei-
fen. Davon aber ist der Islam noch sehr
weit entfernt, wie es vor kurzem der Fall
des agyptischen Wissenschaftlers Nasr
Hamid Abu Zaid gezeigt hat.

Die Frage der Menschenrechte

Das Christentum hat erst nach jahrhunder-
telangen, schweren Kampfen, und keines-
wegs freiwillig, zur Gewéhrung inhaltli-
cher religioser Toleranz finden konnen,
d. h. zur Anerkennnung der Gleichwertig-
keit anderer Religionen. Der Islam tut sich
gerade in diesem Punkt heute wesentlich
schwerer. Aus mehreren Landern (z.B. Su-
dan, Turkei) sind schwere Menschenrechts-
verletzungen bekannt, insofern Menschen
mitunlauteren Mittelnzur Annahmedesls-
lams gebrachtwerden. Und in LAndernwie
Afghanistan, Pakistan, Iran oder Saudi-
Arabien werden der dortigen Bevoélke-
rung, vor allem den Frauen, im Namen des
Islams Lebensformen aufgezwungen, die

Islamismus
Der Islam kann — wie
andere Religionen auch —
politisch instrumentalisiert,
ja missbraucht werden.
Ein Beispiel dafir stellen
die Muslimbruder dar, die
auch vom deutschen Ver-
fassungsschutz als
extremistisch eingeschatzt
werden. Auch in islami-
schen Landern wird ihnen
der Prozess gemacht, wie
1995 in Kairo.
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elementare Menschenrechte (z. B. die freie
Berufswahl) auRer Kraft setzen. Nach wie
vor ist in allen islamischen Landern eine
freie Religionswahl nicht moglich, da es
nichtzuléssigist,denlslamzugunsteneiner
anderenReligionaufzugeben.

Religionsfreiheit - eine universelle
Forderung

Muslime, dieinwestlichen Demokratien le-
ben, kdnnensich derihnen hier gewéhrten
Religionsfreiheit erfreuen, und sie machen
davon auch durchweg Gebrauch. Aller-
dingsstoft hierzulande die vom Gesetz ge-
forderte Toleranz gegentber Muslimen
gerade in einem Punkt immer wieder auf
Kritik. Eine Reihe von muslimischen L&n-
dern bieten namlich Christen keine fairen
Lebensmdglichkeiten und diskriminieren
sie in kaum zu tolerierender Weise. Daher,
so eine immer wieder zu horende Mei-
nung, durfe man im Gegenzuge den hier
lebenden Muslimen nicht auch noch Tole-
ranz bieten! Aber es ist aus gutem Grunde
nicht im Sinne unserer Verfassung, die
Gewahrung von Religionsfreiheit an Be-
dingungen zu knipfen — zumal an Bedin-
gungen gegenuber anderen Staaten. Al-
lerdings ware viel gewonnen, wenn die
hier lebenden Muslime sich in groB3erem
Umfang daflr einsetzen wirden, dass
auch in islamischen Landern volle Religi-
onsfreiheit gewahrt wird. Denn an der To-
leranzgewahrung fur Nichtmuslimeinisla-
mischen Staaten wird sich letztendlich
entscheiden, inwieweit die Bevolkerung
unseres Staatesbereitseinwird, die formell
bereits seit vielen Jahren gewahrte Religi-
onsfreiheit fur Muslime auch mit dem Her-
zen zu unterstitzen.
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Ein ,,Kampf der Kulturen*“?

Sind Islam und Demokratie vereinbar?

Das schwierige Verhaltnis von Religion und Staat

Von Oliver Schlumberger
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Woran lasst sich messen, ob sich Islam und
Demokratie vereinbaren lassen? An den
Worten und Verhaltensregeln des Pro-
pheten? An der politischen Wirklichkeit
islamischer Staaten heute? An den Aussa-
gen islamischer Politiker? Am Verhalten
muslimischer Mitmenschen bei uns hier in
Deutschland? Oder an den Parolen derer,
die den Islam als Waffe fir ihre politischen
Zielsetzungen missbrauchen? Die Kern-
frage ist in jedem Einzelfall die nach reli-
giosen Absolutheitsanspriichen auch in
weltlichen Belangen. Denn sie sind in der
Tat nicht mit dem Konzept demokrati-
scher Herrschaft vereinbar. Der Islam aber
ist nicht mehr oder weniger demokratie-
fahig als andere Religionen. Deshalb mis-
sen Demokratien wie die Bundesrepublik
Deutschland bestrebt sein, pragmatische
Auspragungen des Islam zuzulassen bzw.
zu foérdern, dogmatischen Varianten je-
doch eine Absage zu erteilen. Red.

Islam und Demokratie:
Apfel und Birnen

Islam und Demokratie werden in west-
lichen Kulturkreisen meist als unverséhnli-
che Antipoden gesehen. Ein herausragen-
des Beispiel dafir bieten die ersten Reak-
tionen aus den USA auf die Anschlage auf
Pentagon und World Trade Center vom
September 2001: Von Angriffen auf die
.zivilisierte Welt* und auf die freiheitlich-
demokratische Werteordnung war die
Rede, denen es in einem ,,Kreuzzug“
gegen das ,,Bose*, so der US-amerikani-
sche Prasident, zu begegnen gelte. Rasch
zeigte der Finger der westlichen Méchte
in Richtung islamischer und arabischer
Welt, als die Suche nach den Schuldigen
einsetzte. Dahinter verbirgt sich ein tief-
verwurzeltes kulturelles Misstrauen und
die in den Sozialwissenschaften seit Jahr-
zehnten heif3 und emotional diskutierte
Frage, ob denn der Islam Gberhaupt mit
liberaldemokratischen Vorstellungen vom
Staat, wie sie sich in Europa und Nordame-
rika seit der Aufklarung herausgebildet
haben, zu vereinbaren sei.

Dass die Antwort hierauf schwer fallt,
liegt zuvorderst an einem textuell-seman-

tischen Problem: Sicher unvereinbar sind
Islam und Demokratie auf einer sprach-
lich-analytischen Ebene, da Islam eine
Religion bezeichnet, Demokratie aber
eine bestimmte Art politischer Systeme
darstellt. Man vergleicht also gewisserma-
Ren Apfel mit Birnen, so daR zuné&chst zu
klaren ist, wovon wir sprechen, wenn wir
»lslam“ und ,,Demokratie* im Munde fiih-
ren. In der Literatur geschieht das meistin
Bezug auf den Islam, wahrend der Begriff
der Demokratie von vornherein klar
scheint — schlieBlich leben wir in einer sol-
chen. Dabei wird Ubersehen, dass auch
dieser Begriff mitnichten geklart ist,
weder in der Wissenschaft noch im Alltag.
Beide Termini werden daher im Folgen-
den ndher beleuchtet.

Begriffe und Positionen:
Was ist Islam?

,,Der* Islam existiert ebenso wenig wie
,,das*“ Christentum. Wenn sich das Chris-
tentum durch Protestantismus und Katho-
lizismus dominiert zeigt, so gibt es doch
auch in Deutschland die neuapostolische
Kirche, Zeugen Jehovas, Siebentagesad-
ventisten und eine Vielzahl weiterer klei-
ner Gemeinden, freikirchlicher Organisa-
tionen, die griechische, serbische und rus-
sische Orthodoxie. Nimmt man die im
Orient existierenden Zweige christlicher
Glaubensgemeinschaften hinzu und
bertcksichtigt die unzahligen christlichen
und christlich inspirierten Sekten in Nord-
amerika, so vermag man einen religidsen
Pluralismus zu erkennen, der gréRer kaum
sein konnte. Nicht anders verhélt es sich
bei der islamischen Religion: Neben der
grof3en Zweiheit der sunnitischen Mehr-
heit (ca. 85-90 % aller Muslime) und der
schiitischen Minderheit (ca. 10-15 %) exis-
tieren Dutzende unterschiedlicher Kon-
fessionen, die sich zu verschiedenen histo-
rischen Epochen vom ,,Mainstream* (von
Sunna wie von Schi’a) abgespalten haben,
und deren Zugehorigkeit zum Islam teil-
weise gar umstritten ist (etwa im Falle der
Drusen oder der syrischen Alawiten). Von
verschiedenen Formen der spirituellen
islamischen Mystik (Sufismus) und des
,,Volksislam* Uber den staatlichen oder
»Sakularen* Islam bis hin zu politisch-ide-
ologischen Ausrichtungen existieren
nahezu alle nur denkbaren Spielarten
einer Religion, die schon allein deshalb
nicht als ,,der* Islam untersucht werden
kann.?

Einerseits wird von liberalen Muslimen
immer wieder hervorgehoben, dass die
Lehren des Islam Entsprechungen zu libe-
raldemokratischen Institutionen und Pro-
zeduren enthielten: Das Prinzip der Bera-
tung und Konsultation der Muslime
untereinander (shura), das im Koran selbst

gefordert wird und woraus sich Forderun-
gen nach Konsultativraten (majalis ash-
shura) ableiten lassen, erfulle in islami-
schen Gesellschaften die Funktion von
Parlamenten in Demokratien; das Prinzip
der bay’a oder mubaya’a (Zustimmung
der Gemeinde zu einem Fihrer) entspre-
che der demokratischen Wahl; das islami-
sche Prinzip der Konsensfindung (ijma’)
sei mit der Funktionsweise von Konkor-
danzdemokratien zu vergleichen. Auch
burgerliche Rechte wie selbst das der Reli-
gionsfreiheit werden von liberalen Musli-
men aus dem Koran heraus begrindet,
und Eigenverantwortlichkeit des Indivi-
duums schlieBlich wird bisweilen im is-
lamischen Auftrag zur intellektuellen
Anstrengung, die richtige Auslegung des
Glaubens zu finden (ijtihad), gesehen.®
Die Liste lieRe sich muhelos fortfuhren,
und es ist von Islamwissenschaftlern ein-
gehend untersucht worden, welche dieser
Aspekte im islamischen Diskurs wie in
Bezug zur Demokratie gesetzt wurden.*
Der Koran bedarf, wie alle heiligen
Bicher, der Interpretation und Ausle-
gung. So untersucht die Berliner Orienta-
listin Gudrun Kramer etwa zeitgendssi-
sche islami(sti)sche Diskurse, um anhand
der darin vorgeschlagenen politischen
Entwirfe herauszufinden, wie sich diese
in eine dem Westen verstandliche politi-
sche Terminologie ,,ubersetzen* liel3en,
wie also das politische System des Islam
konkret aussehen wiirde. In ihren Augen
,.lieRe sich der islamische Staat mit einer
Prasidialrepublik vergleichen.® Ein sol-
cher Befund mag aus orientalistischer
Sicht fruchtbar sein, nur hilft er uns in der
Frage nach der Vereinbarkeit von Islam
und Demokratie nicht weiter: Brasilien,
China, Frankreich, Irak, Nigeria oder Tai-
wan sind allesamt Prasidialrepubliken,
doch decken sie praktisch das gesamte
Spektrum zwischen Liberaldemokratie
und Autokratie ab.

Damit ist klar: Eine Annédherung an die
Frage nach der Vereinbarkeit (Kompatibi-
litdt) kann nicht stattfinden, ohne auch zu
klaren, welches die definitorischen Ele-
mente von Demokratien sind - eine Auf-
gabe, die jenseits der Disziplin der Islam-
wissenschaft liegt. Feststellen l&sst sich bis
hierher lediglich, dass Vertreter einiger
muslimischer Denkschulen ihre Religion
als durchaus kompatibel mit demokrati-
schen Staatsformen sehen. Um zumindest
einen kleinen Schritt nach vorne zu tun,
geht dieser Beitrag deshalb von der These
der Unvereinbarkeit aus: Fur den Fall, dass
der Islam entweder Uberhaupt nicht oder
grundsatzlich weniger demokratiekom-
patibel als andere Religionen wére, wie
dies im Westen weithin angenommen
wird, so misste das begriindbar sein. Des-
halb werden, nach dem hier anschlieen-
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den allgemeinen Blick auf die Grundlagen
demokratischer Herrschaft, im folgenden
Abschnitt die Argumente derer analysiert,
die die Annahme von der Unverséhnbar-
keit von Islam und Demokratie teilen.
Grundlage dieser Vermutung bilden ins-
besondere die Erfahrungen mit denjeni-
gen islamischen Strémungen, die einen
explizit politischen Anspruch haben, die
also ein islamisches Herrschaftssystem
errichten mochten. Solche Ausrichtungen
des Islam werden unter dem Begriff des
Islamismus zusammengefasst. Allerdings
gibt es gerade unter Islamisten eine Viel-
zahl von Vertretern, die die Legitimitat
islamischer Regime (Konigreich Saudi-
Arabien oder Islamische Republik Iran)
abstreiten, denn naturlich haben nicht
alle Muslime, die die politische Herrschaft
ihrer Religion anstreben, dieselben Vor-
stellungen davon, wie dies konkret auszu-
sehen habe.

Und was ist Demokratie?

Was Demokratie meint, ist innerhalb der
Wissenschaft von politischen Systemen,
der vergleichenden Systemanalyse, durch-
aus umstritten. Reicht bereits ein Mini-
mum an prozeduraler Transparenz® (also
etwafreie Wahlen),umvonderExistenzei-
ner Demokratie zu sprechen? Oder muss
man vielmehr den weiteren Wertekanon
einer Gesellschaft mitbetrachten? Sollten
gar die sozialen und 6konomischen Chan-
cen des Einzelnen, also Aspekte sozio-
okonomischer Egalitat mit in Betracht
gezogen werden, um zu entscheiden, ob
es sich bei einer Regierungsform um
ein demokratisches System handelt?
Zwischen den beiden Polen dessen, was

,formales*, ,institutionelles* oder auch
»prozedurales“ Demokratieverstandnis
genannt wird und dem ,inhaltlichen*
oder ,,substantiellen* Demokratiebegriff
lassen sich in der Literatur nahezu alle
denkbaren Schattierungen ausmachen. Es
gibt keinen akademischen Konsens daru-
ber, welche Kriterien hinreichend sind, um
einen Staat als Demokratie zu bezeichnen.
Andererseits lasst sich der Begriff auch
nicht vollig beliebig fullen. Wissenschaft-
ler sind sich einig, dass freier Wettbewerb
und die Mdéglichkeit zur politischen Parti-
zipation unabdingbare Elemente einer
Demokratie sind.” Zur Gewahrleistung
dieser beiden Attribute wiederum sind
burgerliche und politische Freiheiten
sowie Institutionen, die Wettbewerb
(oder: Moglichkeit zur Opposition) und
politische Partizipation garantieren,
unabdingbar. In der Folge wurde argu-
mentiert, dass diese Bedingungen zwar
notwendig, aber nicht hinreichend seien.®
Freier Wettbewerb (um politische Amter)
und Partizipation (meist durch Wahlen)
gelten heute jedoch als Minimalkonsens
jedes Demokratiebegriffes. Eine Defini-
tion, die weder rein prozedural noch strikt
substantiell ist, und die von weltweit
renommierten Demokratieforschern in
einer globalen Studie erarbeitet wurde,
besagt, dass ein Staat genau dann als
demokratisch gelten kann, wenn er fol-
gende Kriterien erfullt:

(1) Bedeutsamer und extensiver Wettbe-
werb zwischen Individuen und organisier-
ten Gruppen (besonders politische Par-
teien) um alle effektiven Positionen mit
(Regierungs-)Macht, in regelmafigen
Abstanden und unter Ausschluss von
Gewaltanwendung.

Dieses Bild kann aus
urheberrechtlichen Grinden
nicht angezeigt werden

Islam und Demokratie

Die im westlichen Kulturkreis vielfach vertretene Auffassung von der Unvereinbarkeit
von Islam und Demokratie wurde in den ersten Reaktionen aus den USA auf die Anschlé-
gen auf das World Trade Center und das Pentagon deutlich: Die Terroranschlage wurden
von manchen als Angriff auf die ,,zivilisierte Welt* und die freiheitlich-demokratische
Werteordnung bewertet. Je nach religiosem und politischem Standpunkt werden
héchst unterschiedliche Positionen vertreten. Unstreitig durfte sein, dass die Systeme
der meisten islamisch gepragten Staaten kaum als demokratisch eingestuft werden kdn-
nen. Das Foto zeigt Vertreter der insgesamt 22 Mitglieder umfassenden Arabischen Liga

bei einem Gipfeltreffen.
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(2) Ein hohes Mal an politischer Partizipa-
tion bei der Auswahl von Fuhrern und
Politikern, zumindest durch regelmafige
und freie Wahlen dergestalt, dass keine
grolRere (erwachsene) soziale Gruppe
davon ausgeschlossen bleibt

(3)Ein MaR an burgerlichen und politi-
schen Freiheiten — Meinungsfreiheit, Pres-
sefreiheit, Assoziationsfreiheit — das hin-
reicht, um die Integritat politischen Wett-
bewerbs und von Partizipation zu
gewdbhrleisten.’

Sind islamische Demokratien
maoglich? Die Positionen

Diese Definition setzt sich in der aktuel-
len Diskussion durch, da sie eine recht
eindeutige Verwendung des Begriffes er-
laubt. Um es vorab klar zu sagen: Nach
dieser Definition gibt es im islamischen
Vorderen Orient keine Demokratien.
Dieser Befund lasst sich auch nicht durch
das verschiedentlich vorgebrachte Argu-
ment relativieren, dass das, was De-
mokratie meine, in verschiedenen geo-
grafischen oder kulturellen Kontexten
variieren koénne. Die wissenschaftliche
Antwort hierauf ist ein klares ,,Nein*;
wissenschaftliche Definitionen mussen
stets universelle Gultigkeit besitzen.
Hierbei handelt es sich nicht um nor-
mative Kategorien eines ,,besser oder
,Schlechter®, sondern um grundlegende
analytische Voraussetzungen, die nicht
wertend zu verstehen sind.*°

Von einer absoluten Unvereinbarkeit des
Islam mit demokratischem politischem
System Uber eine eventuell nur teilweise
Kompatibilitdt unter bestimmten Bedin-
gungen bis hin zu der These ,,Der Islam ist
die (wahre) Demokratie* werden alle
Positionen in den einschlagigen Diskursen
und Literaturen vertreten, je nach religio-
sem und politischem Standpunkt des
Autors. Aus islamistischer Sicht gilt, wie
Abu [-A’la al-Mawdudi schreibt: ,,Wo
immer dieses System (die Demokratie)
existiert, betrachten wir den Islam als
nicht existent, und wo immer der Islam
existiert, gibt es keinen Platz fir dieses
System.“*! Diese Position ist ganz offen-
sichtlich nicht vereinbar mit der Idee der
Demokratie. Dem stehen auf islamischer
Seite die bereits erwahnten Argumente
liberaler Muslime gegentber, die eine
prinzipielle Vereinbarkeit von Islam und
Demokratie behaupten. In der westlichen
akademischen Literatur wird — mit ganz
wenigen Ausnahmen und mit einigen
Variationen in den Details — zumeist
davon ausgegangen, dass sich Islam und
Demokratie unter bestimmten Umstan-
den nicht gegenseitig ausschlieBen.*
Gesamtgesellschaftlich betrachtet muss
jedoch konstatiert werden, dass dies
gegenwartig eher eine Minderheitenposi-
tion darstellt. Die au3erhalb der Wissen-
schaft am weitesten verbreitete Ansicht
istdiejenige, dass sich Islam und Demokra-
tie nicht miteinander verséhnen lassen.
Sollte diese Vermutung zutreffen, so
musste sie plausibel begrundbar sein.
Daher werden im Folgenden die Argu-
mente derer beleuchtet, die dieser These
der Unvereinbarkeit von Islam und Demo-
kratie anhangen.


Bär
Urhebe


Argumente und Begrundungsmuster
fur die Unvereinbarkeitsthese

Muslimische und westliche Welt stehen
sich oft fremd bis feindselig gegenuber;
das Verhaltnis ist in erster Linie gekenn-
zeichnet von gegenseitigen Zuschreibun-
gen. Dabei hat sich in Bezug auf die
Region des Vorderen Orients die Religion
des Islam als wesentlichstes Attribut he-
rauskristallisiert. Im Hinblick auf den Wes-
ten dagegen hat sich als Hauptattribut
nicht das Christentum als Religion, son-
dern die Demokratie als Staatsform durch-
gesetzt. So werden Islam und Demokratie
spontan mit einander entgegengesetzten
Weltentwdirfen assoziiert; daraus resul-
tiert die weitverbreitete Ansicht, Islam
und Demokratie stinden in offenem
oder latentem Widerspruch zueinander.
Begrundungen der These, dass sich spe-
ziell die islamische Religion und demokra-
tische Herrschaft unverséhnlich gegen-
Uberstehen, lassen sich stets auf eines der
folgenden vier Muster zurtckfihren:

(a) Untersuchung des Koran und/oder der
Sunna (Sammlung von Aussprichen und
Handlungen des Propheten, die dem isla-
mischen Recht als Prazedenzfélle gelten —
grob gesprochen parallel zur Bedeutung
von Prazedenzféllen im britischen Rechts-
system) und Aufsplren von Passagen, die
mit demokratischen Prinzipien nicht in
Einklang zu bringen sind.

(b) Analyse dersozio-politischen Empiriein
Staaten mit muslimischer Bevoélkerungs-
mehrheit. Diesfuhrtin derRegel zu derun-
bestreitbarenFeststellung, dass keine mus-
limischen Demokratien existieren, schon
garnichtinder Ursprungs-undKernregion
deslslam, der arabischen Welt.

(c) Mittels einer im Kern modernisierungs-
theoretischen Argumentationskette, die
im Extremfall ,,Ranglisten* der Religionen
in Bezug auf deren Kompatibilitat mit De-
mokratie aufstellt (Platz 1: Protestan-
tismus; Schlusslicht: Islam); interessanter-
weise gibt es aus empirischer Sicht extrem
wenig, was gegen eine solche Hypothese
spricht.

(d) Mit dem vielzitierten Absolutheitsan-
spruch des Islam, der von sich selbst
behaupte, din wa dunya (Religion und
[diesseitige] Welt) oder din wa dawla
(Religion und Staat) zu sein. Dies zieht
weitere Konsequenzen nach sich, da sich
Fragen wie die des islamischen Rechts
(inklusive der Problematik der Stellung
der Frau oder der Menschenrechte) sowie
die Frage nach islamischen Entsprechun-
gen fur demokratische politische Institu-
tionen anschlieRen.

Eine Analyse dieser Begriindungsmuster
zeigt, dass keines von ihnen geeignet
scheint, den Islam, wie er von Millionen
von Muslimen praktiziert wird, a priori als
inkompatibel mit demokratischer politi-
scher Herrschaft zu bezeichnen.

Der Verweisaufdie heiligen Schriften

Erstens: Wie die Blicher aller monotheisti-
schen Religionen datiert auch die heilige
Schrift des Islam aus einer Zeit, in der das
moderne Konzept der Liberaldemokratie
nicht existierte. Daher ist es nicht verwun-
derlich, dass sich in keiner der Schriften

dieser Religionen explizite Anweisungen
fur demokratisches Handeln finden. Aller-
dings dient der Rickgriff auf den Koran
oftmals dazu, explizit ,,undemokratische*
Tendenzen aufzuspiren. Zwar steht nicht
geschrieben, dass der Demokratie abzu-
schworen sei, doch findet sich in der Tat
eine ganze Reihe von Aussagen, die in
scharfem Kontrast zu Normen und Wert-
vorstellungen stehen, die wir als untrenn-
bar mit demokratischer Herrschaft ver-
bunden sehen (Stellung der Frau,
Ungleichheit von Glaubigen und Unglau-
bigen vor dem [religidsen] Gesetz, etc.).

Problematisch bei dieser Vorgehensweise
ist nun, dass auch die heutigen, vielfach
als universell angesehenen Normen und
Werte, die unter den Kanon der birger-
lichen und politischen Freiheiten fallen
und somit direkt mit dem Konzept von
Demokratie zusammenhéangen, sich erst
nach und nach herausgebildet haben. Zur
Entstehungszeit der heiligen Schriften der
Buchreligionen herrschten andere. Auf
diese Art zu messen verbietet sich also aus
methodischen Griunden. Wie ,,der* Islam
(oder ,,das* Christentum, ,,das* Juden-
tum...) ist, kann folglich weder durch eine
Analyse seiner heiligen Schriften noch
durch die Geschichte seiner Ausbreitung
belegt werden. In diesem Fall missten die-
selben Maf3stabe auch bei der Beurteilung
anderer Religionen gelten; legte man die
MefRlatten der religidsen Texte und ihre
Verbreitungsgeschichte an, so kdnnte
keine der drei monotheistischen Religio-
nen als demokratiekompatibel gelten.*®

Ob sakular oder religios: Gewalt
geht von autoritaren Regimen aus

Das zweite Argument baut darauf auf,
dass sich in muslimisch gepragten Landern
keine Demokratien entwickelt haben und
folgert, dass deshalb wohl dem Islam Cha-
rakteristika inh&rent seien, die Demokra-
tien verhindern. Wahrend der erste Halb-
satz eine empirische Tatsache beschreibt,
zeigt sich die vermeintliche Folgerung
daraus als logisch nicht haltbar: Sie stellt
lediglich eine Korrelation dar; unklar
bleibt, ob auch eine Kausalitat vorliegt,
denn es gibt keinen Nachweis eines
ursachlichen Zusammenhanges. Also
kann nur untersucht werden, ob diese
Annahme einer Ursache-Wirkung-Bezie-
hung zwischen der Rolle des Islam und der
Abwesenheit von Demokratien im Vorde-
ren Orient plausibel erscheint.

Im Vorderen Orient gibt es sowohl auf
sakularen Prinzipien basierende Staaten
(Syrien, Tunesien, Algerien, Irak, Jemen)
als auch sich religios legitimierende politi-
sche Systeme (Saudi-Arabien, Iran, Afgha-
nistan unter Taliban-Regierung, Sudan in
den spaten 1990er-Jahren). Weiterhin
gibt es keine Demokratien, wohl aber
immense intra-regionale Unterschiede im
relativen Grad an Liberalitat, den die Regi-
me ihren Blrgern gewahren bzw. vorent-
halten. In Jordanien etwa spielt die islami-
sche Religion im Alltagsleben eine deut-
lich starkere Rolle als im benachbarten
Syrien, dessen Verfassung nach DDR-Vor-
bild modelliert ist. Wahrend jedoch Jorda-
nien trotz seines als religids-konservativen
Erscheinungsbildes mithin als politisch

liberalstes orientalisches Land gilt, ist
Syrien eine der sieben Nationen, die die
USA auf ihrer Liste der so genannten
»Schurken-Staaten* (rogue states, neuer-
dings politisch weniger verfanglich: states
of concern) fuhren und das durch fakti-
sche Einparteienherrschaft und Militar-
diktatur gekennzeichnet ist. Weitere Bei-
spiele lieRen sich nach Belieben addieren.
Dieser Befund spricht klar gegen einen
negativen Kausalzusammenhang zwi-
schen Islam und politischen Freiheiten.
Ein Unter-Argument dieses Punktes ver-
weist auf die Virulenz gewaltférmig aus-
getragener Konflikte in der Region des
Vorderen Orients. Auch hier handelt es
sich um eine empirisch unstrittige Tatsa-
che, doch ist bei einer Untersuchung der
gewaltformigen Konflikte des 20. Jahr-
hunderts belegbar, dass die jeweiligen
Konflikte ihren Ursprung hochst selten
in religidsem Fanatismus haben. Zudem
lasst sich eindeutig nachweisen, dass die
blutigsten Unruhen und Kriege nicht auf
islamischen Extremismus, sondern auf
staatliche Gewalt autoritéarer Regime
zuriickgehen.* Damit aber ist auch das
zweite ,,Argument* nicht fur die Begrun-
dung einer Inkompatibilitéat von Islam und
Demokratie geeignet.

Eine ,,Rangliste der Religionen*?

Das dritte Muster wird mit dem Namen
des amerikanischen Politologen und Poli-
tikberaters Samuel Huntington ver-
knupft: Er folgt in seinen frihen Schrif-
ten® der modernisierungstheoretischen
Pramisse, dass ein bestimmtes MaR an
sozio-6konomischer Entwicklung reali-
siert sein musse, damit Demokratien ent-
stehen kénnen. In einem weiteren Schritt
fragt er dann nach den Ursachen und
Bedingungen fir die als notwendig erach-
tete wirtschaftliche Entwicklung und
erkennt hier, in impliziter Anlehnung an
Max Weber,'® dem Faktor Religion eine
entscheidende Rolle zu: Wahrend Europa
und die USA vom Protestantismus gepragt
seien, verzeichne Lateinamerika aufgrund
des dort vorherrschenden Katholizismus
einen Entwicklungsrickstand, der das
Entstehen von Demokratien dort verhin-
dere oder zumindest unwahrscheinlich
mache.?” Vollends verstellt scheinen ihm
die Aussichten auf Demokratien in Regio-
nen, in denen Konfuzianismus oder Islam
dominieren, denn in den Lehren beider
erkennt er demokratiefeindliche Elemen-
te. Interessanterweise bedient er sich an
diesem Punkt nicht mehr der aktuellen
Empirie, sondern beschreitet denjenigen
Weg, der oben unter Punkt (a) besprochen
und fir methodisch unzulassig befunden
wurde. Schlief3lich, und das markiert den
vorlaufigen Hohepunkt dieser Argumen-
tation, schlie3t Huntington in Zusammen-
fihrung seiner friheren Ergebnisse auf
einen bevorstehenden ,,Kampf der Kultu-
ren“ (clash of civilizations), in dem eine
sino-islamische Allianz der christlich-
abendlandischen Zivilisation entgegen-
treten werde. Eine Weltkarte dient ihm
nicht etwa dazu, Briicken zwischen Kultu-
ren zu finden, sondern ,,Bruchlinien*
(fault lines) zwischen den von ihm postu-
lierten ,,Zivilisationen* zu ziehen.®
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In Not gerat die klassisch-modernisie-
rungstheoretische Argumentation bei der
Erklarung der indischen Demokratie (die
trotz Armut und geringem Entwicklungs-
grad stabil blieb) oder, umgekehrt, in Fal-
len wie Saudi-Arabien oder den Vereinig-
ten Arabischen Emiraten, die mit den
hdchsten Pro-Kopf-Einkommen weltweit
Uber &ulerst stabile autoritare Herr-
schaftssysteme verfiigen. Die so genannte
,.Kulturalistische* Argumentation Hun-
tingtons scheint aber auch aus anderen
Grunden in héchstem MaRe fragwurdig:
Zunachst ist dagegen einzuwenden, dass
sich in Lateinamerika sowie in Polen und
anderen ostmitteleuropdischen Staaten
gerade die katholische Kirche als zentraler
Akteur beim Ubergang zur Demokratie
erwies.'® Diesbeziiglich hat auch Hunting-
ton seine friheren Thesen (schlechte bis
keine Aussichten auf Demokratie bei aus-
gepragtem Katholizismus) revidiert. An
der Erfahrung, dass dieser Ansatz bereits
friher zu geradezu absurd falschen Prog-
nosen fuhrte, &ndert diese Revision aller-
dings nichts. Die tatsachliche Voraussage-
kraft solcher Szenarien muss daher ange-
zweifelt werden. Zweitens scheint die
Begriindung seiner ,,Rangliste der Religio-
nen“ wie erwahnt deshalb fragwirdig,
weil sie den Pfad wissenschaftlich haltba-
rer Methoden verlasst. Drittens schlieRlich
krankt die Idee eines ,,Kampfes der Kultu-
ren* daran, dass sie intervenierende Ein-
flussvariablen auf gegenwartiges und
kinftiges Verhalten der behaupteten
Zivilisationen untereinander zu wenig
bertcksichtigt. Die Vermutung, dass es in
erster Linie der religits-kulturelle Faktor
sei, der die Interaktionen von Kulturkrei-
sen miteinander determiniert, wider-
spricht aller bisherigen Erfahrung in einer
globalisierten Welt. Weitaus wahrschein-
licher scheint, dass sich in einer globalisie-
renden Welt zwar neue Konflikte auftun,
parallel dazu jedoch auch globale Mecha-
nismen der gewaltfreien Konfliktverrege-
lung geschaffen werden, wie das in der
bisherigen Menschheitsgeschichte immer
wieder der Fall war. Auch berucksich-
tigt die ,,Kampf-These* nicht die sich
aus internationalen 6konomischen Zu-
sammenhangen ergebenden weltweiten
Annéherungen von urspriinglich kulturell
gepragten Verhaltensweisen der Men-
schen. Am ehesten noch scheint sich hin-
ter Huntingtons Uberspitzungen eine dif-
fuse Furcht vor kultureller Konkurrenz zu
verbergen, die sich auf wenig tolerante
Weise Ausdruck verschafft.

Islam als Religion und Staat?

Zu diskutieren bleibt noch das vierte
Argument: Nahezu jeder kennt den
,»,dem* Islam zugeordneten Anspruch, er
sei Religion und Staat (din wa dawla). Um
es klar zu sagen: eine Lesart, die den
,Lwahren* Islam nur in einer Theokratie
realisierbar sieht, ist in keinem Fall verein-
bar mit dem Konzept der Demokratie wie
es oben definiert wurde.

Die traditionelle Formel, der Islam sei din
wa dunya, ist in sich noch neutral. Sie
bezeichnet den Anspruch des Islam,
sowohl fir die spirituelle Doméne (din)
Autoritét zu besitzen, als auch fur die tem-
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porére, diesseitige Welt (dunya). Der Islam
schreibt also moralische Verhaltensregeln
fur das Miteinander der Menschen unter-
einander (und nicht nur fir die mensch-
lichen Pflichten Gott gegenuber) vor, wie
das im Ubrigen auch das Christentum tut.
Und naturlich hat sich der Glaubige diesen
Regeln in allen zwischenmenschlichen
Bereichen zu unterwerfen, also auch in
der Politik. Eine solche Interpretation der
Formel sagt jedoch nichts Gber die Natur
des Staates aus.

Moderner interpretierten zuerst die agyp-
tischen Muslimbruder diese Formel: Wie
nahezu alle islamistischen Gruppierungen
sehen sie darin einen islamischen
Anspruch auf Religion und Staat (din wa
dawla). Das arabische dawla bezeichnet
den Staat im engeren Sinne, also die poli-
tische Sphéare von Regierung und Herr-
schaft. Verbunden mit dem charakteris-
tisch islamistischen Rickblick auf die ,,gol-
dene* Friihzeit des Islam, in der religiose
und weltliche Herrschaft beim Khalifen in
einer Hand lag, wird daraus ein religioser
Anspruch auf politische Herrschaft. Da
aber nach islamistischer Diktion Glaubige
und Unglaubige niemals gleichgestellt
sein konnen, sind hier die elementaren
Prinzipien demokratischer Herrschaft
nicht zu verwirklichen: In Demokratien
leitet sich das Prinzip der Gleichheit der
Burger aus der nationalen Staatsburger-
schaft ab; dadurch werden Wettbewerb
und Partizipation gewahrleistet. In isla-
mistischen Vorstellungen ist das Gleich-
heitsprinzip die Gleichheit der Glaubigen
und gilt innerhalb der religidsen Gemein-
de.® Esist somit in letzter Konsequenz die
von den meisten Islamisten abgelehnte
europadische ldee des Nationalstaates, auf
deren Grundlage sich die heutigen Demo-
kratien herausbilden konnten.

Obwohl also die Interpretation des Islam
als Religion und Staat in jungerer Vergan-
genheit betrachtliche Resonanz gefunden
hat, stellt sie das moderne Postulat einer
Minderheitengruppierung innerhalb des
Islam und mitnichten eine gottlich offen-
barte Wahrheit dar. Als Stutze fur die
Behauptung einer generellen Unvertrag-
lichkeit von Islam und Demokratie ist die-
ses Argument damit nicht verwendbar.

Es zeigt sich also, dass samtliche bisher
vorgebrachten Argumente, die eine prin-
zipielle Unvereinbarkeit von Islam und
Demokratie auf der Grundlage spezifi-
scher Charakteristika dieser Religion
behaupten, nicht tragfahig sind. Unbe-
nommen davon bleibt, dass es in der Tat
islamische Gruppierungen gibt, derenreli-
gioses (und mehr noch: politisches)
Gedankengut und deren Praxis nicht kom-
patibel mit demokratischer Politik sind.
Dabei handelt es sich durchweg um isla-
mistische Gruppen, die den Islam politisch
ideologisieren. Wie alle Menschen sind
auch Islamisten in ihren Uberzeugungen
und Ansichten gepréagt durch ihr soziales
und politisches Umfeld sowie durch ihre
politische wie familiare Sozialisation. Nun
gehen die intellektuellen und religisen
Impulse fur Muslime bis heute von der isla-
mischen Welt aus, und hierbei nicht von
der islamischen Peripherie (Afrika, Std-
asien), sondern vom Kern- und Ursprungs-
gebiet des Islam, dem arabischen Nahen

und Mittleren Osten, wo auch der Isla-
mismus entstand. Deshalb lohnt sich ein
Blick auf den politischen Islam dort.

Der politisch-ideologisierte Islam
als Produkt der Konfrontation mit
einem Uberlegenen Westen

Politisch ideologisierte Auspragungen des
Islam, die sich auf neue Weise von (a) der
unterdrickenden Politik der damaligen
orientalischen Staaten und ihrer Macht-
haber, gleichzeitig aber von (b) einem
imperialistischen (oder spater: als solchem
empfundenen) Westen abzugrenzen ver-
suchen, treten seit dem 19. Jahrhundert
als religios-politische Erneuerungsbewe-
gungen auf. Jamal ad-Din al-Afghani,
Muhammad "Abduh, Rashid Rida, Hassan
al-Banna, Sayyid Qutb, oder auch Abu
I-A’la al-Mawdudi zahlen hier zu den
herausragenden Vertretern, die als
gedankliche Vater heutiger islamistischer
Spielarten des Islam gelten kénnen. Insbe-
sondere al-Afghani (1838-1897), mit dem
die religitse Reformbewegung begann,
verkorpert wie kein anderer das noch
heute existierende Dilemma der Islamis-
ten zwischen Opposition gegenuber des-
potischen orientalischen Regimen einer-
seits und einem imperialen Westen ande-
rerseits, was zum einen in &uBerst libera-
len politischen Forderungen miindete
(v.a. in den Schriften Muhammad
"Abduhs), andererseits aber auch dezidier-
te Forderungen nach Errichtung eines
anderen, gerechten, d.h. islamischen Staa-
tes nach sich zog.

Wahrend das Phdnomen als solches seit
Uber hundert Jahren zu beobachten ist,
gewannen diese modernisierenden isla-
mischen Stromungen erst in der zweiten
Halfte des 20. Jahrhunderts politische
Bedeutung als Massenphdnomene. Seit
den 1970er Jahren fasst man diese Erschei-
nung bei uns als ,,Re-Islamisierung* des
Vorderen Orients auf. Symbol im Westen
ist hierfur die Islamische Revolution im
Iran (1979), in der mit der Vereinigung
weltlicher und religidser Herrschaft diese
Entwicklung ihren H6hepunkt fand.
Auffallend hierbei ist, dass die Bewegung
der islamischen Erneuerung zeitlich und
inhaltlich Gberlappt mit einer sozio-politi-
schen Erneuerung in der arabischen Welt
des 19. Jahrhunderts, die als "Asr an-
Nahda (Epoche der Erneuerung oder
Wiederbelebung) ein im Orient auch
heute vieldiskutiertes Thema ist. Im
Wesentlichen bezeichnet dies den Ver-
such der orientalischen Gesellschaften,
die traumatische Begegnung mit einem
technisch und militarisch Gberméachtigen
Europa zu verarbeiten, die verstarkt mit
der Landung napoleonischer Truppen in
Agypten (1798) zutage trat. Die Frage
nach den Ursachen fir die als arabische
bzw. islamische ,,Unterlegenheit* und
»Ruckstandigkeit* empfundene Diskre-
panz zwischen Europa und dem Orient
brachte zunéchst stark intensivierte politi-
sche Beziehungen v.a. zwischen Agypten
und Frankreich hervor. Es wurde nun sys-
tematisch versucht, den Ruckstand in
Wirtschaft, Technik, Bildung, Militéar, Ver-
waltung, etc. aufzuholen. Aus religitser
Sicht dagegen war die schlussigste



Begrundung der orientalischen ,,Rick-
standigkeit*, dass die Muslime vom wah-
ren, urspriinglichen Glauben abgefallen
seien. Notwendig sei daher eine Rickbe-
sinnung auf die Wurzeln des Islam. Nur so
kdnne die muslimische Welt wieder zu fru-
herer Starke und friherem Glanz zurtck-
finden.?*

Es ist daher vernunftiger, im Hinblick auf
die Entstehung des modernen politischen
Islam von einer Reaktion auf imperiale
westliche Durchdringung der islamischen
Kernstaaten zu sprechen, als die Ursachen
fur die Re-Islamisierung in den Glaubens-
grundsatzen des Islam selbst zu suchen.
Letztlich waren es die politischen und
sozio-6konomischen Verhéltnisse in der
arabischen Kernregion des Islam, insbe-
sondere in ihrem direkten Vergleich zum
européaischen Entwicklungsstand jener
Zeit, die zur Entstehung eines mo-
dern(isierend)en politisch-ideologischen
Islam fuhrten.

Aus dieser orientalischen Warte der
Unterlegenheit stehen historisch Napole-
ons militarischer Feldzug nach Agypten,
die europdaische Kolonialisierung der
Region bis nach dem Zweiten Weltkrieg,
die verheerende Niederlage der arabi-
schen Staaten gegen das vom Westen
unterstitzte Israel im Sechs-Tage-Krieg
(1967),% sowie schlieRlich die US-AuRRen-
politik im Vorderen Orient® mit ihrer als
bedingungslos empfundenen militéri-
schen und finanziellen Unterstitzung
Israels in einer Linie. Besonders letztere
wird im islamistischen Diskurs immer wie-
der angeprangert und dient, zusammen
mit der amerikanischen Unterstiitzung
von arabischen Regimen, die aus islamisti-
scher Sicht die muslimische Religion verra-
ten, als Rechtfertigung fir militanten
Aktionismus.

Die wichtigsten islamistischen
Gruppierungen

Die spirituellen Vater islamistischer Grup-
pierungen im islamischen Orient, die Mus-
limbrider (al-ikhwan al-muslimun), wur-
den 1928 vom oben erwahnten Hassan al-
Banna in Agypten gegriindet; sie stellen
eine der ersten Vereinigungen dar, die
einen explizit politisch-ideologischen
Islam vertritt. Ihre Entstehung fallt somit
genau in die hier aufgezeigte historische
Entwicklungslinie. In ihrer Nachfolge
grundeten sich weitere Gruppierungen
wie die von Mawdudi in den 1940er-Jah-
ren in Indien (spater: Pakistan) ins Leben
gerufene Jama’at-i Islami, die extremisti-
sche Gama’at Islamiyya (Islamische Grup-
pe) in Agypten und, spater noch, al-Jihad
al-Islami (Islamischer Dschihad, v.a. in
Agypten und Paléstina) sowie weitere
Organisationen von Somalia bis Pakistan.
Einige von ihnen definierten sich explizit
anti-kolonialistisch und wurden so ironi-
scherweise in der ersten Jahrhunderthalf-
te zu Verbindeten sakularer Befreiungs-
bewegungen. Letztere beméachtigten sich
hernach oftmals der Staatsapparate, um
sakulare autoritére Regime zu etablieren,
die ihrerseits wiederum den Einfluss von
Religion unterdrickten und statt dessen
kollektivistische Ideologien, meist eine
Form von ,,arabischem Sozialismus*, ver-
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Symbolfigur Gaddafi

Verteufelt im Kontext des internationalen Terrorismus, verehrt als Revolutionar und
Vorkampfer der Unabhéngigkeit der Dritten Welt. Dass er ein Frauenbild hat, das nicht
den verbreiteten Vorstellungen in den islamischen Landern entspricht, zeigt seine weib-

liche Leibgarde.

folgten. So fand sich die islamistische
Bewegung in Opposition zu den Regie-
rungen ihrer Heimatlander. In diesem
Kontext ist auch die algerische Islamische
Heilsfront FIS (Front Islamique du Salut) zu
sehen, wahrend sich die palastinensische
Hamas (Akronym fir: ,,Bewegung des isla-
mischen Widerstands*) in erster Linie
gegen die israelische Besatzung palésti-
nensischer Gebiete und gegen die Exis-
tenz des israelischen Staates insgesamt
wendet.

Religiose Absolutheitsanspriche
und Demokratie sind nicht vereinbar

Entstehung und Standpunkte islamisti-
scher Gruppen lassen sich also rational er-
klaren; das andert freilich nichts daran,
dass sie insofern absolute Anspriiche ver-
treten, als sie fordern, die Religion solle in
einem noch zu schaffenden, gerechteren
Staat als den gegenwartigen Autokratien
auch das politische System bestimmen.
Alle oben erwdhnten Bewegungen vertre-
tenden Anspruch, imErfolgsfall ein System
schaffen zu wollen, in dem, wie in Saudi-
Arabien oder Afghanistanwéahrend der Ta-
liban-Herrschaft, das islamische Recht gel-
ten soll. Islamisten suchen also auch heute
eine Alternative sowohl zu dem in ihren
Augen ethisch und moralisch verderbten
Westen, der zudem fir Ausbeutung und
Unterdrickung steht, als auch zu den Re-
gimen ihrer Ursprungslander.

Foto: dpa-Fotoreport

In ihrer Gewissheit, die einzige Wahrheit
zu besitzen, unterscheiden sich islamisti-
sche Strémungen aus historischer Sicht
nicht von anderen Monotheismen, wohl
aber im Grad ihres politischen Einflusses
innerhalb Nordafrikas und des Mittleren
Ostens: Islamismus erscheint deshalb
besonders brisant, weil er im Vorderen
Orient zu einem Massenphanomen ge-
worden ist; die zugrunde liegende Proble-
matik jedoch ist keine spezifisch islami-
sche, sondern beruht auf einer bis heute
tragischen Begegnung mit der Moderne.

Ahnlich wie totalitare Ideologien einen
absoluten Anspruch auf die Aneignung
des Staates vertreten, so zeichnen sich
monotheistische Religionen dadurch aus,
dass sie ein Absolutes (Gott) Uber alle
anderen Dinge, Werte, Menschen setzen.
Damit wohnt ihnen a priori die Méglich-
keit inne, demokratische Werte, Normen,
Erfordernisse und Definitionsmerkmale
den je eigenen religiésen Dogmen unter-
zuordnen. Bis heute gibt esin allen mono-
theistischen Weltreligionen Stimmen, die
das fordern. Hier liegt der Ursprung des
algerischen Burgerkrieges und des islamis-
tischen Terrorismus in Agypten, das lasst
sich im christlichen Afrika und bei einigen
katholischen Wurdentragern beobach-
ten, daran droht gegenwartig die israeli-
sche Gesellschaft zu zerreiRen. Alle Aus-
pragungen von Religiositat, die sich im
Besitz einer exklusiven Wahrheit wahnen,
kdénnen nicht demokratievertraglich sein
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— es sei denn, sie negierten ihre eigenen
Dogmen.

Ebenso sprechen sich jedoch Vertreter
aller drei monotheistischen Religionen oft
genug fur die Starkung des demokrati-
schen Prozesses aus. Daher ist die Demo-
kratievertraglichkeit von Religionen
abhéngig davon, ob sie die Legitimitat
pluralistischer Interessenartikulation und
-organisation akzeptieren. Diese beginnt
innerhalb der Religion selbst: Demokrati-
sches Potenzial ist demnach dort auszu-
machen, wo religitése Stromungen zuge-
stehen, dass innerhalb ihrer Religion auch
andere Interpretationen legitim existie-
ren und wo deren Existenz im praktischen
Umgang miteinander akzeptiert wird.
Dort, so die hier verfolgte Argumenta-
tion, besteht berechtigte Hoffnung, dass
auch die Existenz anderer Religionen und
nicht-religioser Interessenartikulation in
der praktischen Politik toleriert werden
kdnnte. Was bedeutet dies nun fur das
Verhaltnis zwischen Staat und Religion in
Demokratien?

Die Spielregeln der wechselseitigen
Tolerierung

Dass die meisten islamistischen Staatsent-
wiurfe nicht mit demokratischer Herr-
schaft in Einklang zu bringen sind, liegt
auf der Hand. Allerdings betrifft dies nicht
nur die islamischen Anspriche auf eine
religiose Natur des Staates, sondern dieje-
nigen jedwelcher Religion. Extrem religio-
se Thesen und AuRerungen von christ-
licher und muslimischer Seite &hneln sich
teils so sehr, dass einige Autoren eine
generelle Krise von Religionen angesichts
der Herausforderungen der Moderne als
Ursache ausmachen.? Religitse Interpre-
tationen, die eine Pluralitat gesellschaft-
licher wie religiéser Ansichten und Inte-
ressen negieren, konnen sich naturgeman
nicht mit der demokratischen Interessen-
vielfalt und der demokratischen Kernfor-
derung, dass die Verfolgung jedwelcher
Interessen legitim ist (solange sie nicht das
System selbst oder die birgerlichen und
politischen Rechte anderer beschneidet),
abfinden.

Aus diesem Befund folgerte eine ganze
Schule westlicher Denker, dass zur Heraus-
bildung moderner Demokratien eine voll-
stdndige Sékularisierung vonndten sei, in
der die Rolle der Religion ausschlief3lich
auf den privaten Bereich beschrankt
bleibt. Nur eine vollstandige Trennung
zwischen Politik und Religion kénne also
den Fortbestand von Demokratien sichern
bzw. ihr Entstehen erlauben.® Jiingste
empirische Untersuchungen zeigen
jedoch, dass es in einigen der gefestigt-
sten Demokratien gerade nicht die voll-
standige Trennung von Kirche und Staat
war, die zu stabilen demokratischen
Bedingungen gefuhrt hat. Vielmehr ist
das Erreichen eines,,freundlichen Verhalt-
nisses* (friendly relationship) zwischen
und einer ,,wechselseitigen Tolerierung*
(twin toleration) von Staat und Religion
entscheidend.? In der Tat: Nimmt man die
Forderungen nach Assoziations- und Mei-
nungsfreiheit ernst, die zum Kernbestand
jeder Definition von Demokratie gehéren,
so lasst sich schwerlich eine Rechtferti-

210

gung dafur finden, religiése Gruppen
gegenluber anderen zivilgesellschaft-
lichen Interessengruppen zu benachteili-
gen. Insofern haben religidse Gemeinden,
Gruppen und Parteien in Demokratien
legitimen Anspruch auf einen Staat, der
sie nicht nur in ihrer Glaubensaustibung
nicht einschrankt, sondern auch ihre
Organisation zu politischen Zwecken tole-
riert. Wenige wirden etwa die Existenz
christdemokratischer Parteien als unde-
mokratisch ansehen. Dasselbe Recht frei-
lich muss dieser Staat allen Religionen ein-
rdumen, um den freien Wettbewerb der
Ideen und Interessen zu gewahrleisten.

In der Politik geht es um Konflikte, und
der demokratische Prozess zeichnet sich
dadurch aus, dass er ergebnisoffen ist und
Konfliktregelungen als Resultat eines
Wettstreits von Ideen und Interessen ent-
stehen. Damit dieser Wettbewerb offen
ist, bedarf es aber fir alle Beteiligten der
Maoglichkeit, fur ihre ldeen zu werben.
Deshalb sind religitse Zeitschriften, Mei-
nungsbildung und Werbung in demokra-
tischen politischen Systemen ausdricklich
erlaubt, solange (a) der Staat nicht
bestimmte Interessen diskriminiert oder
bevorteilt und (b) diese ihrerseits nicht die
demokratische Ordnung in Frage stellen.
Denn das Prinzip der Tolerierung funktio-
niert nur, wenn es auf Wechselseitigkeit
beruht.

Herausforderungen an die Politik
wie an die Religionsgemeinschaften

Wie der Staat die Freirdume der Religio-
nen zu wahren und zu schiitzen verpflich-
tet ist, sind auch die Religionen dazu ver-
pflichtet, dem Staat die notwendigen
Handlungsspielradume zu garantieren, um
Interessenvielfalt und Pluralismus zu
erhalten. Eine Organisation wie etwa der
,,Kalifatsstaat* mit ihrem selbsternannten
,.Khalifen von Koln* kann somit in demo-
kratischen Systemen nicht toleriert wer-
den, da sie die Wechselseitigkeit der Tole-
rierung negiert und damit elementare
demokratische Spielregeln verletzt. Auch
die in Deutschland einfluBreiche Organi-
sation Milli Goris stellt zumindest einen
Grenzfall dar, der der sorgfaltigen Uber-
prifung durch staatliche Organe bedarf
und, so sie die Freiraume fur den demo-
kratischen Staat in Abrede stellt, nicht
toleriert werden kann. Von allen Musli-
men in Deutschland (ca. 3,3 Mio.) rechnet
man allerdings nur rund finf Prozent isla-
mistischen Gruppen zu, weniger als ein
Prozent gilt als gewaltbereit.?” Damit ist
unstrittig, dass die ganz Uberwiegende
Mehrheit der Muslime in Deutschland, so
sie auch die deutsche Staatsburgerschaft
genieflen, genau wie Birger anderen
Glaubens aktiv am demokratischen Pro-
zess teilnehmen und politisch partizipie-
ren kdnnen.

Umgekehrt bedeutet dies, solange die
»Spielregeln der wechselseitigen Tole-
ranz‘ gewahrt sind, ausdricklich auch die
Akzeptanz muslimischer politischer Inte-
ressenartikulation, in Deutschland wie in
allen anderen Demokratien. Denn politi-
sche Freiheiten flr nur manche (nicht aber
fur alle) bezeichnet einen Systemzustand,
der in der Politikwissenschaft mit

,»begrenztem Pluralismus* bezeichnet
wird — und der das konstitutive Merkmal
autoritarer Systeme darstellt.?®

Wenn diese Voraussetzungen der Vertrag-
lichkeit von Religion und Demokratie aber
bekannt sind, so stellen sich zwangslaufig
neue Herausforderungen an die Politik.
Im Innern gilt: Vereine, Parteien, Interes-
senverbande und auch religidse Gemein-
schaften mussen sich in Demokratien den
Spielregeln des politischen Systems unter-
ordnen, da diese die burgerlichen und
politischen Freiheiten garantieren; jed-
welche Einschrankung derselben gefahr-
det den Kernbestand eines demokrati-
schen Systems. Umgekehrt ist die Wah-
rung der Religionsfreiheit und die Uber-
wachung ihrer tatsachlichen Umsetzung
die Pflicht des Staates. Ein friedliches
Nebeneinander von Staat und Religion
kann nur erreicht werden, indem der
Staat durch politische Bildung demokrati-
sche Normen und Spielregeln férdert, und
eventuell auch selbst die Hoheit tber reli-
gitse Erziehung und Bildung wahrnimmt.
Religitse Gemeinschaften wiirden dann
nicht mehr unterschieden von anderen
Einrichtungen der Zivilgesellschaft, in
denen schon Alexis de Tocqueville die
Grundlagen der Demokratie erkannte.?
Auf internationaler Ebene wére anstelle
einer Abschottung gegenuber der islami-
schen Welt die politische Unterstitzung
liberaler religitser und sékularer Krafte
winschenswert, die in allen Landern mit
muslimischer Bevdlkerungsmehrheit,
auch im Iran, im Sudan und in Afghanis-
tan, die breite Mehrheit stellen. Ob sich
,.der Westen“ in einen ,,Kampf der Kultu-
ren* begibt oder eine befruchtende Part-
nerschaft anstrebt, liegt nicht in der Hand
islamistischer Extremisten, sondern in der
Entscheidungsgewalt der Politiker in
Demokratien - also letztlich bei den Bur-
gern und Birgerinnen der westlichen
Industrienationen.

Wo allerdings, wie fast Gberall in der ara-
bischen Welt, die Menschenrechte syste-
matisch verletzt werden und selbst die
physische Existenz des Individuums von
der Willkur (oft westlich unterstitzter)
Machthaber und ihrer Geheimdienste
abhéangt, kann schwerlich eine politische
Kultur der Toleranz und des Respekts
gedeihen. Wollte man ,,demokratiever-
tragliche* Varianten des Glaubens in mus-
limisch geprégten Staaten fordern, so
miusste deshalb Demokratisierung im Ver-
gleich zu anderen auRenpolitischen Zie-
len wie etwa der Wirtschaftsforderung
einen klar anderen Stellenwert ein-
nehmen, als sie das heute tut. Demokra-
tisierung stellt aus dieser Warte einen
fundamentalen Aspekt der AuRensicher-
heitspolitik von Demokratien dar, was
auch wissenschaftlich, aus der Lehre von
den Internationalen Beziehungen heraus,
begrundet wird: In der Nachfolge von
Immanuel Kant® hat die moderne Politik-
wissenschaft empirisch gezeigt, dass
Demokratien untereinander keine Kriege
fuhren.® Wenn also ein gewaltfreies Mit-
einander der Staaten angestrebt wird, so
miussten die bisherigen auRenpolitischen
Prioritaten der Demokratien neu uUber-
dacht werden, denn nur zwei Dinge ste-
hen in fundamentalem Widerspruch zur



Demokratie: autoritdre oder totalitare
Ideologien und religidse Absolutheitsan-
spriche. ,,Der* Islam aber fallt unter keine
dieser beiden Kategorien.

FuBnoten

* Mein Dank gilt André Bank und Debbie Rice fiir Kor-

rektur und hilfreiche Anregungen.

Zu unterschiedlichen Stromungen innerhalb des

Islam vgl. den Beitrag von Heinz Halm in diesem

Band. Fur den ,,Einsteiger* empfiehlt sich auRerdem

vom selben Autor: H. Halm, 2000: Der Islam.

Geschichte und Gegenwart, (C.H. Beck: Muinchen).

Eine detailierte Diskussion der Begriffe und der

ihnen zugrundeliegenden Quellen wirde den Rah-

men dieses Beitrags sprengen. Ubersichtliche Dar-
stellungen der Begriffe und Argumente finden sich

in fast lehrbuchhafter Weise bei G. Kramer, 1999:

Gottes Staat als Republik. Reflexionen zeitgendssi-

scher Muslime zu Islam, Menschenrechten und

Demokratie, (Baden-Baden: Nomos). Als Basis zu

einer eingehenderen Betrachtung sind die ausfihr-

lichen Artikel zu den arabischen Begriffen in der

Encyclopedia of Islam (EI?), 8 Bde., [CD-Rom Edition],

(Leiden: Brill), zu empfehlen.

Vgl. bspw. die voluminése Untersuchung von Roswi-

tha Badry zur gegenwartigen Diskussion um das

Schura-Prinzip: R. Badry, 1998: Die zeitgendssische

Diskussion um den islamischen Beratungsgedanken

(sura), (Stuttgart: Steiner; zugl: Habilitationsschrift

Universitat Tibingen).

® G. Kramer, 1997: ,,Der ,Gottesstaat* als Republik.
Islam und Demokratie®, in: K. Hafez (Hg.): Der Islam
und der Westen. Anstiftung zum Dialog, (Frankfurt:
S. Fischer), S. 53.

® Einer der ersten Vertreter dieses rein prozeduralen
Demokratieverstandnisses ist der Osterreichische
OkonomJ. Schumpeter, 1950 [1942]: Capitalism, Soci-
alism, and Democracy, (New York: Harper, 3. Aufl.).

7 Das klassische Werk hierzu ist R. Dahl, 1971: Polyar-
chy: Participation and Opposition, (New Haven: Yale
University Press), S. 1-3.

8 Ausfuhrlich dazu: J. Linz und A. Stepan, 1996: Pro-
blems of Democratic Transition and Consolidation:
Southern Europe, South America and Post-Commu-
nist Europe, (Baltimore & London: Johns Hopkins
University Press), Kapitel 1.

® L.Diamond, J. Linz und S.M. Lipset, 1988: Democracy

in Developing Countries (4 Bde), (Boulder: Lynne

Rienner), Band 2, S. xvi.

Die Tatsache, dass im arabischen Mittleren Osten kei-

ne Demokratien existieren und zumindest mittelfris-

tig auch keine Demokratisierungsprozesse zu erwar-
tensind, habeichananderer Stelle ausfiihrlicherklart
und begruindet. Dort findet sich auch eine Diskussion
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des hier erwéhnten epistemologischen Problems
von Definitionen. Siehe dazu: O. Schlumberger, 2000:
,,The Arab Middle East and the Question of Democra-
tization: Some Critical Remarks®, in: Democratiza-
tion, Jg. 7, Heft 4 (Winter 2000), S. 104-132.
Al-Mawdudi, 1978: al-Islam wa |I-Madaniyya al-Hadi-
tha [Islam und moderne Zivilisation], (Kairo: Dar al-
Ansar), S. 42.

Stellvertretend fur viele andere siehe J. Esposito und
J. Voll, 2001: Makers of Contemporary Islam (Oxford:
Oxford University Press); J. Esposito, 1999: The Isla-
mic Threat: Myth or Reality? (New York: Oxford Uni-
versity Press, 3. Aufl.); sowie Ch. Butterworth und W.
Zartman (Hgs.), 2001: Between the State and Islam,
(Cambridge: Cambridge University Press [Woodrow
Wilson Center Series]).

Aufschlussreich ware es, einmal den umgekehrten
Fall durchzuspielen und zu untersuchen, wie kompa-
tibel die Bibel und die Ausbreitung des Christentums
mit unserem heutigen ,,Set* an Normen und Werten
ist. FUr die Bibel macht das F. Buggle (1992): Denn sie
wissen nicht, was sie glauben. Eine Streitschrift,
(Reinbek: Rowohlt). Die dort angefiihrten Belegstel-
len lieRen, folgte man einer solchen Argumenta-
tionsweise, keine Zweifel daran, dass das Christen-
tum in keiner Weise mit demokratischer Herrschaft
in Einklang zu bringen wére. Betrachtet man die
jeweilige Ausbreitungsgeschichte und die entspre-
chenden Bibel- und Koranstellen, so schnitte die
biblische Religion im direkten Vergleich sogar deut-
lich weniger ,,vorteilhaft* ab als der Islam; die einzig
mogliche Schlussfolgerung wére die generelle
Unvereinbarkeit von Religion und Demokratie. All
dies aber bleibt fur die hier verfolgte Frage von
begrenzter Relevanz, da die Vorgehensweise als sol-
che methodisch-wissenschaftlich nicht haltbar ist.
Verstandlich einfihrend hierzu: Th. Scheffler, 1997:
,,West-Ostliche Angstkulturen. Gewalt und Terro-
rismusimlIslam*,in: K. Hafez (Hg.): [Anm. 5], S. 80-84.
Exemplarisch: S. Huntington, 1968: Political Order in
Changing Societies, (New Haven: Yale University
Press). Paradigmatisch fur den modernisierungsthe-
oretischen Gedankengang bleibt: S. M. Lipset, 1959:
,,Some Social Requisites of Democracy. Economic
Development and Political Legitimacy*, in: Ameri-
can Political Science Review, Jg. 53 (1959), S. 69-105.
M. Weber, 1934 [1904/-5; 1920]: Die protestantische
Ethikund der GeistdesKapitalismus, (Tubingen: Mohr).
S. Huntington, 1984: ,,Will More Countries Become
Democratic?*, in: Political Science Quarterly, Jg. 99,
Heft 2 (Sommer 1984), S. 193-218.

S. Huntington, 1996: The Clash of Civilizations, (New
York: Simon & Schuster). In der européischen Politik-
wissenschaft werden diese Thesen zwar rezipiert,
vor allem aufgrund ihrer groRen Resonanz aufer-
halb des Fachpublikums, wissenschaftlich fuhren sie
jedoch ein eher stiefkindliches Dasein.

Vgl. A. Przeworski, 1991: Democracy and the Market.
Political and Economic Reforms in Eastern Europe
and Latin America, (Cambridge, MA).
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Vgl. dazu auch Laura Guazzone, 1997: ,,Islam and
Islamism in the Contemporary Arab World“, in: dies.
(Hg.): The Islamist Dilemma. The Political Role of Isla-
mist Movements in the Contemporary Arab World,
(Reading: Ithaca Press), S. 3-38.

Alsdetailliertere, aber noch einfiihrende Informatio-
nen zu dieser Epoche (ca. 1800 bis zum Ausbruch des
Zweiten Weltkrieges) empfehlen sich: A. Hourani,
1992: Die Geschichte der arabischen Vélker, (Frank-
furta. M.:S.Fischer),S.323-425; A.Schdlch,1991:,,Der
arabische Osten im neunzehnten Jahrhundert,
1800-1914*, in: U. Haarmann (Hg.): Geschichte der
arabischen Welt, (Minchen: C.H. Beck, 2. Aufl.),
S. 365-431; Rudolph Peters, 1991: ,,Erneuerungsbe-
wegungen im Islam von 18.-20. Jahrhundert und die
Rolle des Islams in der neueren Geschichte: Antiko-
lonialismus und Nationalismus®, in: W. Ende und
U. Steinbach (Hgs.): Der Islam in der Gegenwart,
(Minchen: C.H. Beck, 3. Aufl.), S.91-131.

Zu den Ereignissen siehe H. Mejcher, 1998: Sinai,
5. Juni 1967 (Munchen: dtv [Reihe: 20 Tage im
20. Jahrhundert]).

Vgl.dazuP.Pawelka, 1999:,,Der Vordere Orientunter
der Hegemonie der USA. Eine politische Okonomie
der US-amerikanischen AuRRenpolitik*, in: ders. und
H.G. Wehling (Hgs.): Der Vordere Orient an der
Schwellezum21.Jahrhundert. Politik, Wirtschaft, Ge-
sellschaft, (Opladen: Westdeutscher Verlag), S. 13-33.
Vgl. bspw. S. al-Azm, 1993: Unbehagen in der Moder-
ne. AufklarungimIslam, (Frankfurta.M.: S.Fischer).
Einen guten und aktuellen Uberblick tiber die Frage
des Sakularismus und Entwicklungen in der islami-
schen Welt geben die Beitrage in J. Esposito und A.
Tammimi (Hgs.), 2000: Islam and Secularism in the
Middle East, (New York: New York University Press).
Alfred Stepan, 2000: ,,Religion, Democracy, and the
,Twin Tolerations**, in: Journal of Democracy, Jg. 11,
Heft 4 (Oct. 2000), S. 37-57. In einigen Punkten ahn-
lich argumentiert W. Zartman, 2001: ,,Islam, the
State, and Democracy: The Contradictions®, in: ders.
und Ch. Butterworth, (Hgs.): [Anm. 12], S. 231-244.
Auf die problematische Datenlage in dieser Frage
weist auch U. Spuler-Stegemann in ihrem Beitrag zu
diesemBand hin; der grobe Trend jedoch st deutlich.
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Mit knapp einer Milliarde Anhanger ist der Islam die gro3te Glaubensgemeinschaft nach dem Christen-
tum. Der Islam breitete sich im 7. und 8. Jahrhundert durch Eroberungen unter den ersten Kalifen im Vor-
deren Orient und Nordafrika, spater auch nach Zentralasien. Die weitere Ausbreitung Richtung Stidosta-
sien und Afrika geschah Giberwiegend durch kulturelle Kontakte. Heute leben durch den Zustrom von

Gastarbeitern und Migranten auch in Westeuropa grofRe muslimische Minderheiten.
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Das Kopftuch als Symbol

Die Stellung der Frau im Islam

Frauen, Sexualitat, Ehe und Familie in der islamischen Welt

Von Wiebke Walther

Prof. Dr. Wieb-
ke Walther
lehrt Arabistik
und Islamkun-
de an der Uni-
versitat Tubin-
gen. lhr Buch
,,Die Frau im
Islam*“ erschien
erstmals 1980
in Leipzig und
Stuttgart und
wurde ins Eng-
R _ % lische, Franzo-
sische und Pol-
nische Ubersetzt; die letzte Uberarbeitete
Neuauflage erschien 1997 in Leipzig. Fur
ihr orientalistisches Gesamtwerk als For-
scherin und Ubersetzerin erhielt sie 1988
den Friedrich-Riickert-Preis der Stadt
Schweinfurt.

Nichts scheint die kulturellen Unterschie-
de zwischen den westeuropaischen und
den islamischen Gesellschaften so deut-
lich zu markieren wie die Stellung der
Frau, sichtbar an Kleidung und Kopftuch
auch auf unseren Straf3en. Wie sieht der
Koran Wesen und Rolle der Frau, was ist
an spateren Auslegungen hinzugekom-
men, welche rechtlichen Regelungen
trifft die Schari’a, das Islamische Recht?
Welche Entwicklungen haben sich hier
vollzogen, nicht zuletzt in der Begegnung
mit europaischem Denken? Red.

Manches ist spatere Zutat, durch
Koranund Schari’anichtzubegrinden

,.Ihr o ihr Menschen, wir erschufen euch
Mann und Weib und machten euch zu
Stammen und Geschlechtern, dass ihr ein-
ander kennen mdochtet. Firwahr, der
edelste von euch ist der Gottesfurchtigste
von euch: denn Gottist weis’ und kundig.*
So uUbertrug der deutsche Dichter und
Orientalist Friedrich Rickert im 19. Jahr-
hundert Vers 13 der 49. Sure des Korans.!
Andere Schoépfungsberichte des Korans
lassen den aus der Genesis bekannten
Mythos von der Erschaffung der Frau aus
dem Mann als dem Ersterschaffenen (aus
Ton oder einem Samentropfen, auch ei-
nem Blutklumpen, etwa Sure 23:12-14)
erkennen. Sure 7:189 sagt:?

,,uUnd Er ist es, der euch aus einer einzigen
Seele erschaffen hat und der aus ihr ihren
Partner/zweiten Teil erschaffen hat, damit
er bei diesem Ruhe finde/wohne.“

Eva kommt als die Verfiihrerin Adams und
Schuldige an des Menschen Muhsal auf
Erden im Koran noch nicht vor, denn auch
dieser Mythos lief im Alten Orient in Va-
rianten um. Laut Koran verfiihrte der
Satan (spater in Gestalt der Schlange) mit
der VerheiRung ewigen Lebens beide, von
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dem Baum zu kosten, den als einzigen
ihnen Gott verboten hatte, weil sie sonst
zu Unrecht Tuenden, zu Tyrannen wirden
(7:18-24). Als sie ihre Bl63e erkennen und
sich bedecken, verstd3t Gott sie aus dem
Paradies und setzt als Strafe ewige Feind-
schaft zwischen ihnen. Spater nimmt er
aber ihre von Adam initiierte Reue gna-
denvoll an und gewahrt ihnen die Erde zu
einem zeitweiligen Aufenthalt und zur
NutznieBung.

Erst etwa vom 2/3. islamischen Jahrhun-
dert an drang, vermutlich tber die christ-
liche Askese, die Geschichte von Eva als
gefahrlicher Verfuhrerin, die das Frauen-
bild von Judentum und Christentum jahr-
hundertelang geprégt hat, aufgezeichnet
in Genesis 3:1-24, in den Islam ein. Von
nun an gibt es in legendar-historischen
Texten ein stetig wachsendes Strafregister
fur Eva und den Teufel, der sie zum Unge-
horsam gegen Gott bewog. Weibliche bio-
logische Spezifika wie Menstruation,
Schwangerschafts- und Wochenbettbe-
schwerden werden zu Evas Strafen ebenso
gezahlt wie bald auch koranische Satzun-
gen zum Ehe- und Scheidungs-, zum Zeu-
gen- und Erbrecht, aulRerdem soziale Pha-
nomene der Geschlechterhierarchie, die
sich historisch herausgebildet hatten. Das
heil3t auch, dass man damals zugab, dass
diese Bestimmungen fur Frauen nachtei-
lig waren, sie als Bestrafung aller Frauen
fur die UnbotmaRigkeit ihrer Urmutter
gegeniber Gott bewertete und mit einem
aus dem Alten Testament Ubernommenen
Mythos rechtfertigte. In neuerer Zeit wer-
den sie von orthodoxen Muslims vertei-
digt und mit Gottes Wohlwollen den Frau-
en gegenuber begriindet.

Die Position der Frau im Islam ist spates-
tens seit der zweiten Hélfte des 19. Jahr-
hunderts eines der interkulturell ebenso
wie innerkulturell strittigsten Themen
generell. Hier kann es nur Uberblicksweise
und konzentriert auf die Kernléander des
Islams, also den arabischen Raum, den Iran
und die Tiirkei, dargestellt werden.* Im
subsaharischen Afrika, in Ost- und Sud-
ostasien haben regionale Sonderent-
wicklungen stattgefunden, auf die hier
nicht eingegangen werden kann. Man-
ches, was das Leben von Frauen in isla-
mischen Landern bis heute stark tangiert,
etwa die besonders im Sudan und in Agyp-
ten (hier trotz eines Verbots aus den 50er-
Jahren) praktizierte Madchenbeschnei-
dung, auch der Jungfraulichkeitskult, der
im gesamten Mittelmeerraum verbreitet
ist, also die Norm, dass ein junges Mad-
chen jungfraulich in die Ehe zu gehen hat,
istim Islamischen Recht, der Schari'a, nicht
festgelegt. Ohnehin war und ist es eine
Vielfalt von unterschiedlichen histori-
schen, regionalen, sozialen und indivi-
duellen Faktoren, in die das Leben von

Frauen in islamischen L&andern (wie das in
anderen Kulturen) eingebunden war und
ist.

Im Kult formal gleich gestellt

Im Kult ist die Frau dem Mann formal
gleich gestellt. Mehrere Verse des Korans
wenden sich an M&nner und Frauen
gleichermalien. Zuerst genannt werden
allerdings immer die Manner, etwa, wie-
der in der Riickert’schen Ubertragung:
»FUrwahr, ergebne Mé&nner und ergebne
Fraun, glaubige Manner und glaubige
Frauen, andachtige Manner und andéch-
tige Frauen, worttreue Manner und wort-
treue Frauen, geduldige Manner und ge-
duldige Frauen, demuthige Manner und
demiithige Frauen, almosenspendende
Méanner und almosenspendende Frauen,
fastende Méanner und fastende Frauen,
und ihren Sinnentrieb behitende Méanner
und behitende Frauen und Gottes haufig
denkende Manner und gedenkende Frau-
en; Gott hat bereitet ihnen Barmherzig-
keit und grof3en Lohn* (33:35).

Im Arabischen beeindruckt der Vers durch
die stakkatoartige Reihung sich reimen-
der femininer Pluralendungen bei kurzen
Reimgliedern.

Die religitsen Pflichten, also das Glau-
bensbekenntnis, das finfmalige téagliche
Gebet in Richtung Mekka, das Fasten im
Monat Ramadan, die Almosensteuer und
die Pilgerfahrt nach Mekka wenigstens
einmal im Leben, gelten fir Manner und
Frauen. Wahrend der Menstruation und
im Wochenbett ist die Frau aber — wie
Kranke, Reisende und Kinder —vom Fasten
befreit. Sure 2:222 bezeichnet die Men-
struation als ,,Leiden* und gebietet den
Méannern, sich wéahrend dieser Tage von
ihren Frauen fern zu halten. Die Hadith-
Literatur hat diese Vorschriften erweitert:
Frauen in diesem Zustand durfen die
Moschee nicht betreten, den Koran nicht
anrthren, allenfalls zum Schutz gegen
den Satan ein oder zwei Verse aus ihm
rezitieren. Wahrend der Pilgerfahrt dur-
fen sie in dieser Zeit am rituellen Umlauf
um die Ka’ba (Tawaf) nicht teilnehmen.
Erst die ,,gro3e Reinigung“ nach diesen
Tagen hebt die Verbote auf.® Die Vorstel-
lung von der kultischen Unreinheit men-
struierender Frauen, moéglicherweise aus
Tabuvorstellungen Uber die Magie des
Blutes® erwachsen, existierte schon im
altarabischen Heidentum, und es gibt sie
in anderen Religionen und Kulturen, auch
bei den Kirchenvéatern. Anders als im
Judentum hat der Versto3 gegen diese
Reinheitsgebote im Islam keine Bestra-
fung im Diesseits zur Folge. Doch fuhrten
sie etwa vom 2/3. islamischen Jahrhundert
an zur Bewertung der Frau als religios
mangelhaftem Wesen.



Dies fand ebenso schon in die kanoni-
schen Hadith-Sammlungen Eingang wie
die Debatten dariiber, ob eine Frau das
Haus verlassen durfe, um in der Moschee
zu beten. Da heildt es einerseits, dass
Muhammeds Frauen auch in stockdunkler
Nachtin die Moschee gingen, andererseits
wird empfohlen, sie sollten sie so friih ver-
lassen, dass sie von den méannlichen Glau-
bigen nicht hinterher noch zu einem
Gesprach eingeholt werden koénnten.
Ohnehin sollen Méanner und Frauen
getrennt voneinander beten, die Frauen
entweder auf einer Galerie oder im hinte-
ren Teil der Moschee, den sie durch einen
eigenen Eingang betreten. Das galt aber
auch jahrhundertelang fir den Kirchen-
besuch im Vorderen Orient. In orthodoxen
Synagogen beten Mé&nner und Frauen
ebenfalls raumlich getrennt. Wenn ande-
re Traditionen dem Mann befehlen, er
solle seiner Frau auf ihre Bitte hin erlau-
ben, in der Moschee zu beten, so wird
deutlich, wie sehr die Frau der Autoritat
ihres Mannes unterstand.

Die Pilgerfahrt darf eine Frau nur in
Begleitung ihres Mannes oder eines
nahen mannlichen Verwandten, in neue-
rer Zeit auch in der anderer Frauen unter-
nehmen. Die Geschlechtertrennung
ermoglichte es Frauen in gréReren Ha-
rems, als Vorbeterinnen zu fungieren.
Heute werden in muslimischen Landern
Frauen fir spatere religiose Funktionen in
Frauengruppen ausgebildet.

Unterschiedliche Freuden im
Paradies fur Manner und Frauen?

Der Koran verheif3t das Paradies Mannern
und Frauen, etwa 9:71f.:

,,Die glaubigen Manner und Frauen sind
untereinander Freunde. Sie gebieten das
Rechte und verbieten das Verwerfliche,
verrichten das Gebet und entrichten die
Abgabe und gehorchen Gott und seinem
Gesandten. Siehe, Gott wird sich ihrer
erbarmen. Gott ist machtig und weise.
Gott hat den glaubigen Mannern und
Frauen Garten versprochen, unter denen
Béache flief3en und in denen sie ewig wei-
len werden, und gute Wohnungen in den
Garten von Eden.*

Allerdings zeichnen andere Koranverse
und starker noch spéatere Paradiesesbilder
Geschlechtsunterschiede beziiglich seiner
Freuden. Der Mann werde dort ,,gelauter-
te Partnerinnen® finden, heif3t es Sure
2:25, 3:15 und 4:57, aber auch:

,Wir geben ihnen (den Mannern) grof3-
augige (Jungfrauen) zu Partnerinnen*
(44:54), ,,gleich wohlverwahrten Perlen*
(56:22).

Diese werden in der Traditionsliteratur
mit den ,gelauterten Partnerinnen*
identifiziert. Dass fur eine Frau der Zu-
gang zum Paradies nicht nur von der Ein-
haltung religiéser Gebote, sondern wie-
derum von der Unterwerfung unter die
Autoritat ihres Mannes abhéangig ge-
macht wird, wird ebenfalls aus einem
Hadith deutlich:

,,Wenn eine Frau ihre funf Gebete verrich-
tet, ihren Monat fastet, ihre Scham hutet
und ihrem Mann gehorcht, dann sagt man
ihr: ,Betritt das Paradies, durch welches
Tor du willst!**

Dieses Bild kann aus
urheberrechtlichen Grinden
nicht angezeigt werden

Madchenbildung

Nach dem Ersten Weltkrieg er6ffneten sich in islamischen Landern auch fur Frauen und
Méadchen nach und nach Moglichkeiten zum Erwerb hdherer Bildung. Ab den zwanziger
Jahren des letzten Jahrhunderts wurde in arabischen LaAndern und im Iran auch Frauen
der Zugang zu einem Universitatsstudium erdffnet. Das Foto zeigt iranische Madchen,
die in einer im Mausoleum des verstorbenen Ayatollah Khomeni in Teheran eingerichte-
ten Schule unterrichtet werden. Die unter den Kopftiichern hervorschauenden Haare
der Schulmadchen scheinen die Annahme zu bestatigen, dass sich im Iran die Verhaltnis-
se in Bezug auf die staatlich verordnete Zwangsverhullung leicht liberalisieren.

Eswarensicher Frauenfeinde, die Muham-
med, schonderkanonischenHadith-Litera-
tur zufolge, die Worte inden Mund legten:
»lch stand am Tor des Paradieses. Da
waren die meisten, die eintraten, Manner.
Und ich stand am Tor zur Hélle. Da waren
die meisten, die eintraten, Frauen.*

Das wird u. a. so begrtndet:

»Frauen, die alles verraten, wenn sie je-
mandem etwas anvertrauen, zu hartna-
ckig sind, wenn sie bitten, und undankbar,
wenn man ihnen etwas schenkt.*
Bekannte Koraninterpreten der Reform-
bewegungen vom ausgehenden 19. Jahr-
hundert an deuten die sinnlichen Freu-
den, die der Koran und mehr noch die spa-
tere Hadith-Literatur den Glaubigen im
Paradies verheiRen, allegorisch und
begrinden dies mit der Metaphernfreude
des Arabischen. Das Entzlicken, das die
Paradiesjungfrauen den Glaubigen brin-
gen, sei mit irdischer Vorstellungskraft
nicht zu begreifen, gelte aber jedenfalls
fir Manner und Frauen gleichermaRen. ’

Die Vorrangstellung des Mannes
vor der Frau

Der Koran vertritt die auch aus dem
Judentum und dem Christentum?® bekann-
te, im gesamten Vorderen Orient verbrei-
tete Doktrin von der Vorrangstellung des
Mannes vor der Frau, die ja bereits im
Schopfungsmythos des Alten Testaments
deutlich wird:

,»Die Manner stehen Uber den Frauen,
weil Gott die einen vor den anderen
bevorzugt hat und weil sie von ihrem Ver-
mdogen (fur die Frauen) ausgeben. Die
rechtschaffenen Frauen sind demdiitig
ergeben und bewahren das, was geheim
gehalten werden soll, da Gott es geheim
halt,* sagt Sure 4:34.

Foto: dpa-Fotoreport

Wenn Adel Th. Khoury den Anfang mit
,,Die Manner haben Vollmacht und Ver-
antwortung fur die Frauen* Ubersetzt, so
ist das eine modernere Interpretation.
Aber eine emanzipierte heutige Frau wird
wohl immer Vollmacht und Verantwor-
tung fur sich selbst Ubernehmen, sich
nicht als ,,Mundel* eines Mannes fuhlen
wollen. Islamische Reformtheologen seit
etwa 1900 deuten die hier formulierte
Uberlegenheit des Mannes als seine gro-
Beren Kdrperkrafte.

Jedenfalls wird die Hegemonie des Man-
nes hier einmal als gottgegeben, zum
anderen als 6konomisch bedingt charak-
terisiert. Das letztere ist sicher bis heute
nahezu weltweit Realitat. In einem Vers,
der sich auf die Scheidung oder Versto-
Bung bezieht, 2:228, heil3t es:

,,und sie (die Frauen) haben Anspruch auf
dasselbe, was ihnen (den Ménnern) ob-
liegt. Aber die Manner stehen eine Stufe
Uber ihnen.*

Beide Verse wurden in den Korankom-
mentaren jahrhundertelang mit densel-
ben Phdnomenen begrindet, die sich in
den Strafregistern fur die ungehorsame
Eva finden, mit Menstruation und
Wochenbettbeschwerden, mit den fur die
Frau ungunstigeren Bestimmungen zum
Islamischen Familienrecht und Erschei-
nungsformen der Geschlechterrollen,
etwa dass es keine Prophetin und keine
Sultanin gebe (bis es vom 13. Jahrhundert
an vereinzelt Herrscherinnen gab), eine
Frau keinen Turban tragen durfe, am Frei-
tagsgebet nicht teilnehme u. a. m. In den
USA lebende und wirkende muslimische
Feministinnen meist nicht arabischer Her-
kunft interpretieren den zweiten dieser
Verse heute als nur auf die Verstol3ung zu
beziehen. Den ersten dieser Verse analy-
sieren sie, indem sie eine Praposition,
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durchaus zulassig, m. E. sogar besser als
die traditionelle Deutung, anders umset-
zen:

,»Die Manner haben Verantwortung fur
die Frauen mit dem zu tragen, womit Gott
sie ihnen gegenuber ausgezeichnet hat,
und mitdem Vermégen, das sie fir sie aus-
geben.”

Sie sehen in dem, womit Gott die Manner
den Frauen gegeniber ausgezeichnet
hat, den doppelten Anteil am Erbe, den
ihnen der Koran zugesteht. Damit seien
sie den Frauen gegenuber, denen Gott
eine andere biologische Aufgabe erteilt
hat alsihnen, namlich die, Mutter von Kin-
dern zu werden, zur Fursorge, zum Unter-
halt verpflichtet.®

Erst der Koran gesteht der Frau, vorisla-
mische Brauche reformierend, und anders
als das judische Familienrecht, ein gene-
relles Erbrecht zu. Doch erbt sie nach Sure
4:11 nur jeweils die Halfte einesihrim Ver-
wandtschaftsverhaltnis zum Verstorbe-
nen gleichgeordneten mannlichen Erben.
Das wird schon langer mit den finanziel-
len Verantwortlichkeiten des Mannes
begrindet, die eine Frau nicht hat. Tat-
sachlich ist der Mann allein fur den Unter-
halt seiner Familie verantwortlich, und es
gibt, jedenfalls theoretisch, keine Guter-
gemeinschaft in der Ehe.

In bestimmten Rechtsféallen durfen laut
Koran, wiederum im Unterschied zum
judischen Recht und generell zur vorisla-
mischen Zeit, Frauen als Zeugen fungie-
ren. Das hei3t, wenn kein zweiter mann-
licher Zeuge auffindbar ist, kdnnen zwei
Zeuginnen einen Mann ersetzen. Das wird
von frommen Muslimen und Musliminnen
heute damit begriindet, dass Gott es den
Frauen, die durch Haushalt und Kinder oft
abgelenkt seien, leicht machen wollte. In
frauenfeindlichen Hadithen seit dem
2/3. islamischen Jahrhundert fiihrte es zur
Schlussfolgerung, dass Frauen intellek-
tuell defizitar seien. In spateren Darstel-
lungen des ,,Ersten Fehlers*, wie der
christliche ,,Sindenfall*“ im Arabischen
heil3t, gehort dies, wie die Verfugungen
zum Erbrecht, zu Gottes Strafen fir Eva.
Spatere Korankommentare reihen beides
unter die in Sure 4:34 formulierte ,,Uber-
legenheit* des Mannes Uber die Frau.

Die Adaption des judisch-christlichen
Mythos von der Erschaffung Evas aus einer
Rippe Adams mundete in Hadithen wie
diesem:

,.Behandelt die Frauen gut! Die Frau ist
eine Rippe, also krumm. Und der krumms-
te Teil der Rippe ist der obere (sicher der
Kopf, die Mentalitat, W. W.). Wenn du
versuchst, sie gerade zu biegen, zerbrichst
dusie. Wenn du sie aber so lasst, wie sie ist,
bleibt sie krumm. So behandelt die Frauen
gut!*

Dies lasst sich als eine widerwillig-wohl-
wollende Anerkennung einer weiblichen
Identitat deuten, die ,,mann* nicht an-
dern kann und deshalb mit guter Behand-
lung hinnehmen soll: Die Frau als die
Andersartige, anders geartet als der
Mann, der sich fir den Normalfall halt.
Goethe machte Ubrigens darausim,,West-
Ostlichen Diwan*:

,Behandelt die Frauen mit Nachsicht!“°
Jedenfalls hat es im Islam weder Hexen-
verfolgungen gegeben, vielleicht aus der

Akzeptanz der ,,Fleischeslust*, ja der Freu-
de an ihr zu erklaren, noch die zunachst
ironisch begonnene Debatte dariiber ,,0Ob
die Weiber Menschen seyn oder nicht*,
die mannliche Vertreter beider Kirchen
im christlichen Mitteleuropa im 16. und
17. Jahrhundert erhitzte.™*

Mehrehe oder Einehe des Mannes?

Der Koran als wichtigste Quelle des Islami-
schen Rechts bettet den Vers, der jahrhun-
dertelang zur Rechtfertigung der Ehe
eines Mannes mit mehr als einer Frau
diente, in einen Bedingungssatz im
Umfeld der gerechten Behandlung von
Waisen ein:

,,Und wenn ihr flrchtet, gegeniiber den
Waisen nicht gerecht zu sein, dann heira-
tet, was euch an Frauen beliebt, zwei, drei
oder vier. Wenn ihr aber furchtet, sie nicht
gleich zu behandeln, dann nur eine, oder
was ihr an Sklavinnen besitzt. Das bewirkt
eher, dass ihr euch vor Ungerechtigkeit
bewahrt* (4:3).

Muhammed selbst war als Waise aufge-
wachsen und handelte oft als der Anwalt
Unterprivilegierter. Vers 129 dieser 4.
Sure, die den Namen ,,Die Frauen* tragt
und viele soziale Bestimmungen enthalt,
stellt fest:

,lhr werdet es nicht schaffen, die Frauen
gleich zu behandeln. Ihr mégt euch noch
so sehr bemuhen.*

Daraus haben muslimische Reform-
theologen seit etwa 1900 das Gebot der
Einehe abgeleitet. Soziale Umstande
zu Lebzeiten Muhammeds - nach den
Kampfen der Muslims gegen ihre Gegner
waren Witwen und Waisen zu versorgen —
hatten damals die Mehrehe notwendig
gemacht.

Tatsachlich gab es die Ehe eines Mannes
mit mehreren Frauen im gesamten Vorde-
ren Orient schon vor dem Islam. Muham-
med selbst heiratete nach dem Tod seiner
ersten Frau Chadidscha, der er in einer Ein-
ehe verbunden gewesen war, hinter ein-
ander zwei Witwen gefallener Muslims.
Dass er mit insgesamt neun Frauen verhei-
ratet war, gehorte in den Augen seiner
Umgebung sicher zu seinem Prestige als
religi6s-politischem Oberhaupt einer
Gemeinde, das er in Medina wurde. Seine
Ehen dienten sichtlich auch dem Ziel, den
Zusammenbhalt in der jungen Gemeinde
zu festigen. Die einzige Jungfrau unter
seinen Ehefrauen war A‘ischa, die Tochter
eines seiner ersten Anhanger, des spate-
ren ersten Kalifen Abu Bakr, die bald seine
Lieblingsfrau wurde. Dass sie historischen
Texten zufolge 9 Jahre alt war, als sie zu
ihm zog, und Muhammed tber 50, war
unter den Umstanden der Zeit nicht unge-
wohnlich.

Da spatere Satzungen verfiigten, dass ein
Mann jeder seiner Ehefrauen einen eige-
nen Haushalt oder doch wenigstens einen
eigenen Raum in seinem Haus einzurich-
ten hatte, wurde die Mehrehe in der stad-
tischen Gesellschaft das Privileg Wohlha-
bender. Allerdings konnte und kann in all
den muslimischen Landern, in denen sie
bis heute trotz der Kritik der Frauenorga-
nisationen gestattet ist, ein Mann zu sei-
ner kinderlosen oder durch zahlreiche
Schwangerschaften gealterten Frau eine

zweite Frau dazu heiraten. Dies geschieht
ofter auf dem Land, wo die Frau sehr stark
auch Arbeitskraft sein muss. Dass diese
zweite Frau dann meist von der ersten
Frau aus einer sozial niedriger stehenden
Familie ausgesucht wird, ist sozialkriti-
schen Werken der modernen Literaturen
des Iran und arabischer Lander zu entneh-
men.

Staatliche Reformgesetze
kénnen Jahrhunderte alte Brduche
nur allméhlich beseitigen

Unter den arabischen Landern hat nur
Tunesien 1956, bald nach dem Amtsantritt
von Prasident Bourguiba, die Polygynie
gesetzlich verboten. Andere Lander
haben sie durch Zusatzbestimmungen im
Zuge von Reformen der Schari'a seit den
20er Jahren und stérker seit den 50er Jah-
ren des 20. Jahrhunderts erschwert Die
Turkei hat 1926 unter Atattrk das damali-
ge Schweizer Zivilrecht en bloque Uber-
nommen. Sie hat sich aber der Realitat der
weiterhin, besonders auf dem Land, prak-
tizierten ,,lImam-Ehe* insofern anpassen
mussen, als acht Amnestiegesetze zwi-
schen 1935 und 1981 die Legitimitat der
aus solchen Ehen entstandenen Kinder
bestatigen mussten. ,,Imam-Ehen* wur-
den zuséatzlich zur standesamtlich regis-
trierten und offiziell allein gestatteten
Einehe geschlossen. Im Iran wurden die
Reformgesetze des letzten Schahs von
1967 und 1976 zu Ehe und Scheidung
unmittelbar nach der ,,Iranischen Revolu-
tion*, 1979, auBer Kraft gesetzt. Die
Scharfi'a ist hier wieder uneingeschrankt
gultig. Da im Iran die Zwodlferschia Staats-
religion ist, ist auch die Mut‘a, die ,,Ehe
auf Zeit*, die nur die Schia gestattet, wie-
der moglich. Ein Schi'it kann zusatzlich zu
seiner Ehefrau oder auch ,,nur* eine ,,Ehe
auf Zeit* eingehen, d. h., auf der Grundla-
ge eines Ehevertrages eine Frau fur eine
im Vertrag festgelegte Zeit (von wenigen
Stunden bis zu 99 Jahren) heiraten, meist
mit weniger Pflichten und Verantwort-
lichkeiten als in der Ublichen Ehe. Ideolo-
gen der Iranischen Revolution rechtferti-
gen dies als eine Erleichterung angesichts
der ansonsten strengen Bestimmungen
des Islamischen Eherechts, auch als Not-
wendigkeit nach dem Iranisch-lrakischen
Krieg 1980-88, der viele Méannerleben
kostete, also, wie jeder Krieg, einen
Frauenuiberschuss zur Folge hatte.*?

Der Koran gebietet die Ehe (24:32). Sie ist
laut Sure 4:21 ,,eine feste Verpflichtung*
des Mannes gegeniber der Frau, aber
kein Sakrament wie in der romisch-katho-
lischen Kirche nach langeren Debatten
endglltig erst seit dem Konzil von Trient
1545-69. Sure 4:22f. legt fest, welche Ver-
wandtschaftsverhéltnisse eine Ehe aus-
schlieBen. Die Ehe mit einer/einem
Unglaubigen ist verboten. Ein Muslim darf
eine Christin oder Judin heiraten, weil
beide Religionen als ,,Schutzreligionen*
gelten. Das Umgekehrte war untersagt,
da man voraussetzte, dass die Kinder der
Religion des Vaters folgen. Dort, wo eine
Reform dies seit einiger Zeit moglich
macht, etwa im Irak, wird ein solches Paar,
selbst in der gebildeten stédtischen Ober-
schicht, oft sozial ausgegrenzt.



Materielle Voraussetzung fir eine Ehe ist
der Machr, ,,die Morgengabe“, die nach
Sure 4:4 der Mann der Frau als Geschenk
zu Uberreichen hat. Dass er Gegenstand
von Verhandlungen zwischen den Ver-
tragspartnern fur eine Ehe, das ist der Wali
der Braut, meist ihr Vater oder ein naher
Angehdériger, und dem Brautigam und sei-
nen nahen méannlichen Verwandten vor
dem Abschluss des zivilen Ehevertrags
wurde, wissen wir. Er wurde schon fruh
zum Symbol fur das Sozialprestige der
Braut und auch ein Mittel fur Eltern, die
Ehe ihrer Tochter mit einem ihnen uner-
winschten, vielleicht armeren, jungen
Mann zu verhindern. Schon in der Tradi-
tionsliteratur gibt es Empfehlungen, ein
Vater solle seine Tochter einem armen,
aber rechtglaubigen Bewerber fir seine
Korankenntnisse (als Machr) zur Frau
geben. Tunesien hat bei der Reform des
Familienrechts die Hohe des Machr auf
einen symbolischen geringen Betrag
fixiert. Doch wird hier wie auch anderswo
deutlich, dass staatliche Reformgesetze
nicht sofort jahrhundertelang verwur-
zelte Brauche beseitigen kénnen. Das
gewohnheitsmé&Rig zusétzlich zum Machr
der Braut vom Brautigam zu Uberreichen-
de Geschenk wurde nun als gesetzlich
unberihrt Verhandlungsgegenstand.
Eine gesetzliche Gutergemeinschaft gibt
es in der islamischen Ehe nicht. Die Frau
kann also theoretisch Uber ihr in die Ehe
eingebrachtes Vermdgen frei verfligen.
Sie ist unterhaltsberechtigt, aber nicht
-verpflichtet. Dass sie in den &armeren
Schichten der Bevdélkerung, vor allem auf
dem Land, immer mit gearbeitet hat,
soweit es Kinder und Schwangerschaften
zulieRen, kann als selbstverstandlich
angenommen werden. In stadtischen
Haushalten hat sie oft durch Heimarbeit
zum Familieneinkommen beigetragen.
Ein Ehealter wurde, meist schon aus demo-
graphischen Grinden, erst in Reformge-
setzen zum Familienrecht vor allem in den
Landern fest- und relativ hoch angesetzt,
denen die BevoOlkerungsexplosion zur
sozialen Gefahr wird. In diesen Landern
wird auch fiar Familienplanung offiziell
geworben, denn sie ist im Islam generell
zulassig. Da die Jungfréaulichkeit schon
bald nach Muhammeds Tod als wertvoll-
stes Gut einer Braut galt, wurden Mad-
chen in islamischen Landern sehr jung,
manchmal schon vor der ersten Menstrua-
tion, und oft mit wesentlich &alteren Méan-
nern verheiratet. Diese Frihverheiratung
von Madchen ebenso wie die Verlobung
von Vetter und Kusine bald nach ihrer
Geburt, gab es aber auch bei arabischen
Christen und Angehdrigen anderer Reli-
gionsgemeinschaften des Vorderen
Orients.

Eheliche Beziehungen

Zu den ehelichen Beziehungen sagt der
Koran (30:21):

,,und zu Seinen Zeichen gehort, dass Er
euch aus euch selbst Gattinnen erschaffen
hat, damit ihr bei ihnen wohnt (oder Ruhe
findet). Und Er hat zwischen euch Liebe
und Barmherzigkeit gesetzt. Darin sind
Zeichen fiUr Leute, die nachdenken.*

Das arabische Wort fur ,,Barmherzigkeit,

Gnade, Mitleid* tbrigens ist eine Ablei-
tung derselben Wurzel, von der das Wort
fur ,,Gebarmutter, Mutterleib* stammt.
Dass Gott ,,der Barmherzige, der All-
erbarmer* ist, zieht sich formelhaft versi-
chernd durch den Koran.

Vers 34 der 4. Sure, oben fiur die vom Ko-
ran festgelegten Geschlechterrollen zi-
tiert, enthélt darauffolgend die Weisung:
»Ermahnt diejenigen, von denen ihr
Widerstand beflirchtet, und entfernt euch
von ihnen in den Schlafgeméchern und
schlagt sie! Wenn sie euch (wieder) gehor-
chen, dann wendet nichts Weiteres gegen
sie an! Gott ist erhaben und grof3!*

Das heif3t, fur eine widerspenstige Frau
gab es eine sich steigernde Dreierreihung
von Strafen: Ermahnen, sexuelle Enthalt-
samkeit des Mannes (dem Polygynie ge-
nerell erlaubt war) ihr gegentber, Schlé-
ge. Gegen dieses Koranwort wurde aber
schon frih und durch die Jahrhunderte in
der Traditions- und generell in religiéser
Literatur polemisiert:

,»,Warum schlagt einer von euch seine Frau
(manchmal: ,,wie einen Sklaven oder ein
Pferd*) und will sie am selben Abend
umarmen?!*

Zur Relativierung: Das Allgemeine Preuf3i-
sche Landrecht, in PreuRRen rechtsver-
bindlich bis 1894, konstatiert in § 701:
,»Wegen blo mundlicher Beleidigungen
oder Drohungen ingleichen wegen ge-
ringerer Thatlichkeiten sollen Eheleute
gemeinen Standes nicht geschieden
werden.“

In der Fassung von 1794 fehlt diesem Satz
bezeichnenderweise noch die soziale Ein-
schrankung. Opfer wie Akteure solcher
,.Thétlichkeiten* durften meist eindeutig
zu benennen (gewesen) sein.

Muslimische Feministinnen in den USA se-
hen in den Schlagen, die hier als auRerstes
StrafmaR empfohlen werden, wenn eine
Frau die gebotene Intimitat ihrer Ehe nicht
wabhre (so deuten sie das Vorhergehende),
eineEinschrankung gegentiberdeminvor-
islamischer Zeit Ublichen Brauch oder eher
der Verpflichtung, eine Frau in solch einem
Fall zu téten, d. h. dem auch heute noch
gelegentlich vorkommenden ,,Ehrerein-
waschen* durch das Blut der Frau.*® Mir ist
allerdings kein Bericht, keine Uberlie-
ferung bekannt, die diesen grausamen
Brauch fir die vorislamische Zeit als Gblich
bestatigten.

Im folgenden (4:35) verfugt der Koran,
dass bei Zerwirfnissen zwischen Ehe-
leuten je ein Schiedsrichter aus seiner und
ihrer Familie bestellt wird:

,Wenn sie sich ausséhnen wollen, wird
Gott ihnen Eintracht schenken. Gott weilR
Bescheid und hat Kenntnis von allem.*

Scheidung

Auch wenn aus den zahlreichen korani-
schen Verfigungenzum Talaq, der Ver-sto-
Bung, auch Freisetzung oder Schei-dung
der Frau, deutlich wird, dass der Koran hier
vorislamische Brauche zugunsten der Frau
reformierte, ist es bezeichnend, dass die
Reformen des Familienrechts im 20. Jahr-
hundert stark auf diesem Gebiet ansetzen.
In der Traditionsliteratur heil3t es:

,uUnter den erlaubten Dingen ist der Talaq
das, was Gott am verhasstesten ist.*

Das Islamische Recht kennt die vier wer-
tenden Kategorien ,,Empfohlen, erlaubt,
verwerflich, verboten*‘.

Tatsachlich ist nach der Schari‘a ein Mann
jederzeit und ohne Angabe von Grinden,
ohne Hinzuziehung eines Richters, ja in
ihrer Abwesenheit, berechtigt, seine Frau
zu verstoBen. Er muss(te) ,,nur“ eine
bestimmte Formel - hier gibt es Varianten
in der Wortwahl - dreimal hintereinander
zu einer Zeit aussprechen, in der die Frau
nicht menstruierte. Dann muss(te) sie sein
Haus verlassen und zu ihrer Familie
zurickkehren. Diese Form des Talaq gilt
als ,,verwerflich*“. Doch gab es sie. Im Nor-
malfall hat der Mann die Formel jeweils im
Abstand von 4 Wochen in einer Zeit zu
auRern, in der die Frau nicht menstruiert.
Verbindlich wird sie erst beim dritten Mal.
Durch den Koran eingefuhrt wurde die
“Wartezeit* der Frau. Sie muss vor einer
Neuheirat drei Perioden warten, damit
deutlich wird, ob sie ein Kind erwartet. In
diesem Fall kann der Mann sie auch gegen
ihren Willen zurtiicknehmen (2:228), soll
sie aber gut behandeln. Die Wiederheirat
einer Geschiedenen war und ist im Islam -
im Gegensatz etwa zum judischen, katho-
lischen und anglikanischen Eherecht-sehr
leicht.

Legte der Mann einen Eid ab, sich seiner
Frau 4 Monate lang sexuell zu enthalten,
und hielt den Eid ein, war die Frau eben-
falls verstofRen (2:226). Wollte der Mann
nach einem Ubereilt gedullerten Talaq
seine Frau wiederheiraten, dann durfte er
das nur, wenn sie inzwischen mit einem
anderen Mann verheiratet war und von
diesem verstoRBen wurde (2:230). Das sollte
wohl den Mann vor affektbedingter
Voreiligkeit schitzen.

Frauen hatten im vorislamischen Arabien
und haben im Islam die Mdglichkeit, sich
durch die Rickgabe der Brautgabe ,,frei-
zukaufen*. In den Ehevertrag konnten/
kénnen Schutzklauseln aufgenommen
werden, meist die, dass ein Teil, oft der
groRere, der Brautgabe, vom Mann erst
bei einer VerstoRBung zu entrichten ist,
aulerdem, dass die Frau unter bestimm-
ten Umstanden, etwa wenn der Mann
eine zweite Frau dazuheiraten wollte,
auch wenn er sie schlug, die Scheidung
von ihm fordern konnte. Generell hat
nach der Mehrheit der vier Rechtsschulen
die Frau das Recht, vom Richter die Schei-
dung zu verlangen, wenn sie nachweisen
kann, dass ihr Mann langer abwesend,
zum Unterhalt nicht in der Lage, inhaf-
tiert, geistesgestort oder impotent ist. In
Reformen zum Familienrecht meist seit
den 50er Jahren wird festgelegt, dass eine
Scheidung grundsatzlich vor Gericht zu
erfolgen hat, dass ein Mann, der eine
zweite Frau dazuheiraten will, die erste
dariber zu informieren und vor Gericht
nachzuweisen hat, dass er zum Unterhalt
einer zweiten Frau fahig ist. Frauen haben
mehr Rechte, eine Scheidung zu verlan-
gen,imlraqg etwaseitder Novellevon 1978
auch bei Untreue des Mannes. Ob sie es
tun, hdngt vom Sozialstatus einer Geschie-
denen ab. Unzulénglich geregelt ist bis
heute in den meisten Landern das Unter-
haltsrecht fur eine Geschiedene.

Das Sorgerecht fur S6hne, bis sie sieben
Jahre alt sind, bei Madchen bis zur Puber-
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tat, hat die Frau. Heiratet die Frau wieder,
fallt es an den Vater, der ohnehin der Vor-
mund bleibt.

Verhullungs- und Keuschheitsgebote

Die ,,Kopftuchfrage* spielt in allen euro-
paischen Landern, in denen Muslime in
groRerer Zahl leben, eine wichtige Rolle.
Die beiden Koranverse, die bis heute zur
Begriindung der Verschleierung dienen,
gebieten tatséchlich eine zlchtige Ver-
hallung, nicht den Schleier.** Sure 33:59
wendet sich an Muhammed:

,,O Prophet, sag deinen Gattinnen und
deinen Tochtern und den Téchtern der
Glaubigen, sie sollen etwas von ihrem
Uberwurf Uber sich herunterziehen. Das
bewirkt eher, dass sie (als ehrbare Frauen)
erkannt und dass sie nicht belastigt wer-
den.*

Sure 24:30 tragt ihm ein Keuschheitsgebot
far die mannlichen Glaubigen auf:
,»oprich zu den glaubigen Mé&nnern, sie
sollen ihre Blicke senken und ihre Scham
bewahren. Das ist lauterer fir sie.*

Der folgende Vers gebietet dasselbe fir
die Frauen, erweitert es aber:

,.-.. und ihren Schmuck nicht offen zeigen
mit Ausnahme dessen, was (ohnehin)
sichtbar ist, und ihren Schal tber ihren
Halsausschnitt schlagen und ihren
Schmuck nicht offen zeigen, nur ihren
Ehegatten, ihren Vatern, ihren S6hnen,
ihren Stiefsdhnen, ihren Bridern, den
Séhnenihrer Brider und ihrer Schwestern,
ihren Frauen, ihren Sklavinnen, den mann-

lichen Bediensteten, die keinen Trieb
(mehr) haben, den Kindern, die die Bl6e
der Frauen nicht beachten. Sie sollen ihre
FURe nicht aneinanderschlagen, damit
man gewahr wird, welchen Schmuck sie
verborgen tragen!*“ (Gemeint sind sicher
klirrende Fuldringe).

Arabische Historiker vom 3. islamischen
Jahrhundert an berichten, dass sich die
Frauen von Mekka zu Muhammeds Leb-
zeiten nicht verschleierten, wohl aber die
von Medina. Tatsachlich stammen beide
Verse aus Muhammeds medinensischer
Zeit. Im Zweistromland und im Iran, Regio-
nen, in die sich der Islam nach Muham-
meds Tod schnell ausbreitete, trugen Frau-
en der hofisch-stadtischen Ober- und
Mittelschichten traditionell einen Schleier.
So wurde die Verschleierung fur Frauen
dieser Schichten bald in allen islamischen
Landern Ublich, im Gbrigen auch fir Judin-
nen und Christinnen, die oft andersfarbi-
ge Schleier zu tragen hatten. Auf dem
Land, auch bei den Beduininnen und
generell bei korperlicher Arbeitist die Ver-
hullung sicher nie so streng praktiziert
worden. Fir Frauen, ,,die sich zur Ruhe
gesetzt haben und nicht mehr zu heiraten
hoffen, ist es kein Vergehen, wenn sie ihre
Kleider ablegen, ohne dass sie jedoch
ihren Schmuck zur Schau stellen. Und bes-
ser fir sie ware, dass sie sich dessen enthal-
ten* (24:60).

Im Ubrigen wird auf spateren iranischen
und tdrkischen Miniaturen der Prophet
Muhammed mit einem sein gesamtes
Gesicht verhillenden Tuch dargestellt.

Dieses Bild kann aus
urheberrechtlichen Grinden
nicht angezeigt werden

Harem und Geschlechtertrennung

Das Wort Harem geht auf das arabische
Harim zurick, abgeleitet von der Wurzel
h-r-m ,,verboten, tabuisiert, heilig sein*
und ist Uber das Turkische ins Deutsche
gelangt. Es bezeichnet den Ort eines Hau-
ses, an dem sich dessen Frauen aufhielten,
also die Ehefrau(en) eines Mannes, seine
Mutter, seine Tdchter, unverheiratete
Schwestern und deren Sklavinnen, auch,
solange es die Sklaverei gab, also meist bis
ins ausgehende 19., beginnende 20. Jahr-
hundert, die Sklavinnen des Mannes.
Nach traditioneller islamischer Vorstel-
lung ist der Mann als Familienvorstand fur
die Wahrung der Ehre seiner weiblichen
Angehdrigen verantwortlich. Diese Ehre
kann in ihnen und durch sie am stéarksten
verletzt werden. So hatten jahrhunderte-
lang zum Harem eines Hauses auf3er dem
Ehemann und Vater nur dessen S6hne, die
ihre Frauen in ihn einbrachten, ménnliche
Verwandte und Diener Zutritt, die fur eine
Ehe nicht infrage kamen. Diese Teilung
der Hauser in ,,Mé&nner-*“ und ,,Frauen-
regionen“ gab es aber in der stadtischen
Gesellschaft auch bei Christen und Juden.
Allenfalls ein mannlicher Arzt durfte ei-
nen Harem betreten, bis ein Medizinstu-
dium fur Frauen offiziell gestattet war.
Das war z.B. in der Tirkei 1899, in
Deutschland erst ein Jahr spater der Fall.
Hofische Harems, die bei Européaern ganz
besonders die Vorstellung von sinnlicher
Uppigkeit geweckt haben, existierten be-
reits im Alten Orient. Sie waren jahr-
hundertelang Statussymbol und wurden
von Eunuchen und Frauenbataillonen
streng bewacht. Im Gibrigen gab esdort un-
ter den Frauen, meist Sklavinnen nicht-
arabischer Herkunft, hierarchische Rang-
ordnungen und Aufgabenverteilungen
ahnlich wie in den Teilen der Palaste, die
den Mé&nnern vorbehalten waren." Ehe-
frauen, Lieblingssklavinnen und vor allem
die Mutter desjeweiligen Herrscherskonn-
ten, etwabeiderDynastieder Abbasidenin
Bagdad und spater den Osmanen in der
Turkei, erhebliche Macht austiben. Sie ver-
fagten auch meist Uber betrachtliche fi-
nanzielle Mittel, mitdenensiereligiéseund
karitative Bauten errichten liel3en.

Als religibse Rechtfertigung der Ge-
schlechtertrennung dienten Koranverse,
die wiederum zunachst Muhammeds
Frauen betrafen:

Mit oder ohne Kopftuch

AuRer der Religionszugehdrigkeit bestimmten und bestimmen
viele unterschiedliche historische, regionale, soziale und indivi-
duelle Faktoren das Leben islamischer Frauen. Unterschiede zu
Westeuropa zeigen sich am deutlichsten in der Kleidung, insbe-
sondere durch das Kopftuch. Da sich jedoch islamische Frauen
auch untereinander in Erscheinungsbild und Auftreten deutlich
voneinander unterscheiden, stellt sich die Frage des Frauenbil-
des im Koran und seiner Abgrenzung zu spater hinzu getrete-
nen Regelungen und Vorstellungen. Zwar vertritt der Koran die
Doktrin der Vorrangstellung des Mannes vor der Frau, doch sind
manche der das Leben von Frauen in islamischen Landern bis
heute stark bertihrenden Einschrankungen weder durch den
Koran, noch das islamische Recht, die Schari’a, zu begriinden.
Die gesellschaftliche Position der islamischen Frau ist nicht nur
interkulturell, sondern auch innerkulturell ein heftigst umstrit-
tenes Thema. Bild einer Straf3enszene in Freiburg.

Foto: dpa-Fotoreport


Bär
Urhebe


,.Und wenn ihr die Frauen des Propheten
um etwas bittet, dann tut das hinter einem
Vorhang. Das ist reiner fur euer Herz und
ihr Herz* (33:53).

Vers 55 derselben Sure nennt die mann-
lichen Angehdérigen einer Frau, fur die das
nicht gilt. Diese wie andere Verse der
33. Sure lassen deutlich konkrete Bezlige
zum Leben Muhammeds erkennen. Die
arabische historische Literatur beschreibt
die Situation, eine sehr menschliche im
Leben des Propheten, die zu diesem ,,Vor-
hangvers* fuhrte. Jedenfalls entwickelten
sich die muslimischen Gesellschaften des
Vorderen Orients, und dies wiederum
stark nach altorientalischem Vorbild, zu
Manner- und Frauengesellschaften.®
Dass die Angehérigen der anderen Reli-
gionsgemeinschaften des Vorderen
Orients davon mitgeprégt wurden, ist
selbstverstandlich.

Eine positive Sicht der Sexualitat

,.Die beste Ehefrauistdie, dieihre Schamin
Keuschheit bewahrt und ihrem Mann in
Sinnenlustzugetanist®, konstatiertein auf
den Schwiegersohn Muhammeds und vier-
ten Kalifen Alizurtickgeftihrter Hadith.
Der Koran gebietet den Mannern:

,,Eure Frauen sind fir euch ein Saatfeld.
Geht zu eurem Saatfeld, wo immer ihr
wollt! Und schickt (fir euch) etwas Gutes
voraus!“ (2:223)

Der Islam ist eine Religion, die die menschli-
che Sexualitat voll bejaht, allerdings nur in
der Ehe, fur den Mann, solange es die Skla-
verei gab, auch die Beziehungen zu seinen
eigenen Sklavinnen, und sehr stark unter
dem Gesichtspunktder Dominanz desMan-
nes. Eine Frau darf sich, schon frihen Ha-
dithen zufolge, ihrem Mann nicht verwei-
gern, sonst fluchen ihr die Engel bis zum
Morgengrauen, sie darf es nicht, selbst
wennsieaufdemRickeneinesKamelssitzt.
Andererseits wird dem Mann, der ja fir
die Wahrung der Ehre seiner Frau verant-
wortlich ist, in einem so wichtigen Werk
wie al-Ghazalis (st. 1111) ,,Neubelebung
der Religionswissenschaften®, das auch
ein ,,Buch der Ehe* enthalt, zur Pflicht
gemacht, seiner Frau sexuelle Erfullung
zuteil werden zu lassen, so oft sie diese
braucht. Der Autor gibt auch Empfehlun-
gen, wie er das zu tun habe, mit zartlicher
Vorbereitung. Ein Mann, der mit mehre-
ren Frauen gleichzeitig verheiratet war,
hatte seine Nachte gerecht auf seine Frau-
en aufzuteilen. Nur wenn er eine Jungfrau
dazuheiratete, sollte er ihr sieben Nachte
nach der Hochzeit widmen, einer deflo-
rierten Frau lediglich drei. Sure 4:129
wurde allerdings oft im Hinblick auf das
sexuelle Begehren bezogen, das ein Mann
nicht fur alle seine Ehefrauen gleichméRig
empfinden kdnne. Muhammeds Vorliebe
fur A‘ischa, die seine anderen Frauen
durch den Verzicht auf Nachte mit ihm
zugunsten A‘ischas respektierten, diente
als Begrindung und Hinweis.

Doch die Bestrafung auf3er- und
vorehelicher Sexualitat

Jede aulRer- und voreheliche Beziehung
zwischen einem Mann und einer Frau,
auch, solange es die Sklaverei gab, zwi-

schen einem Mann und einer Sklavin, die
ihm nicht gehorte, gilt nach dem Koran als
Zina‘, oft mit ,,Unzucht* tbersetzt, und
unterliegt strenger Bestrafung fur beide.
Nach Sure 24:2 besteht die Bestrafung in
100 Peitschenhieben vor Zeugen. Damit
wurde Vers 15 der 4. Sure korrigiert. Spa-
ter wurde aus dem judischen Recht die
Steinigung vor Zeugen tbernommen, also
letztlich die Todesstrafe mit 6ffentlicher
Achtung. Allerdings miissen vier vollguilti-
ge mannliche Zeugen den Akt glaubwur-
dig bestatigen kénnen, wenn sie nicht
selbst hart bestraft werden wollen. Daran
ist diese Bestrafung oft gescheitert. Die
Rahmengeschichte von 1001 Nacht
erzahlt, wie ein Konig straffrei an seiner
ehebrecherischen Frau Selbstjustiz Ubte,
etwas, was schon aus dem Alten Orient
Uberliefert wird.

Aus der modernen Literatur mehrerer ara-
bischer Lander, auch aus Meldungen ara-
bischer Zeitungen, wird deutlich, dass bis
heute, vor allem auf dem Land, ein junges
Médchen, das in den Verdacht gerat, seine
Jungfraulichkeit ohne eine Heirat verlo-
ren zu haben, traditionellen Ehrvorstel-
lungen zufolge vom nachsten ménnlichen
Verwandten getdtet werden muss. Das
Thema des ,,Ehrereinwaschens* der Fa-
milie durch das Blut des beschuldigten
Madchens — der Mann geht frei aus — aus
kritischer Sicht, auch aus der des Bruders,
der sich gegen den ihm von alteren weib-
lichen Verwandten auferlegten Mord hef-
tig stréubt, zieht sich durch die arabische
Prosa und Poesie des 20. Jahrhunderts.
Diese Grausamkeit ist Urf, ,,Gewohnheits-
recht*, nicht islamische Vorschrift.
Ansonsten sind die Literaturen der Lander
des Vorderen Orients bis in die 2. Halfte
des 19. Jahrhunderts reich an Liebes-
gedichten, auch Erzahlungen Uber die
udhritische, die Liebe derer, ,,die*, nach
Heinrich Heine, ,,da sterben, wenn sie
(unerfllt) lieben*, ebenso wie an leiden-
schaftlichen Liebesgedichten mannlicher
Dichter auf Frauen wie auf junge Manner.
Hier wird oft religitse Sprache zur Meta-
pher fur sinnliche. Und es gab schon frith
die Gattung der Mudschun-Literatur, der
,,obszénen* Literatur, die in Dichtung wie
Prosa ebenso derb wie offen war. Prostitu-
tion galt zwar als verboten, doch hat es sie
wohl fast immer und Uiberall gegeben.””

Frauen zu Lebzeiten Muhammeds
und im frihen Mittelalter

Dass es im vorislamischen Arabien, beson-
ders bei den Beduinen, vorkam, dass neu-
geborene kleine Madchen lebend im Wis-
tensand vergraben wurden, ist dem Koran
zu entnehmen, der dies unter Androhung
von Strafen beim jungsten Gericht strikt
verbietet (16:58f.; 17:31). Er rigt Manner,
die ein finsteres Gesicht ziehen, wenn ih-
nengesagtwird, sie hatteneine Tochter be-
kommen. DerKoranmachtauchdenGrund
firdenUnmutdeutlich: Furchtvor Notund
Schande. Unter den harten Lebensbedin-
gungenderBeduinen,diesichalsNomaden
von der Jagd und der Wanderweidewirt-
schaft erndhrten, konnten Madchen als
Uberflissige Esser gelten, die zur Starke des
Stammesnichts beizutragen hatten.

Das im Koran verwendete Wort fur das

Lebendbegraben, wa’ada, wird in arabi-
scher sozialkritischer Literatur seit dem
Beginn des 20. Jahrhunderts auch fir die
Verbannung der Frau ins Haus von der Pu-
bertat an, ihren Ausschluss aus der Offent-
lichkeit, d. h. auch von allen inzwischen
geschaffenen und noch zu schaffenden Bil-
dungsmaoglichkeiten, verwendet.

Dass Frauen in Mekka zu Lebzeiten Mu-
hammeds stark und selbstandig sein konn-
ten, beweist seine erste Frau Chadidscha,
die als reiche Kaufmannswitwe ein Han-
delsunternehmen leitete. Sie trug dem
15Jahre jingeren Muhammed, derinihren
Diensten stand, durch eine Vermittlerin
die Ehe an. Sie gab ihm, der als Waise auf-
gewachsen war, psychischen Ruckhalt, als
er sich von Gott, Allah, zum Propheten be-
rufen fuhlte und gegen die Anfeindungen
reicher Mekkaner seine ersten Verkindi-
gungenvortrug. Vermutlich konnte sievon
ihm verlangen, dass er, solange sie lebte,
keine andere Frau dazuheiratete. Sie war
die einzige seiner Frauen, die ihm Kinder
gebar - bis auf die Koptin Maria, deren
S6hnchenkurz nachder Geburtstarb. Auch
Muhammeds Vetter und Schwiegersohn
Ali, der Mannseiner Tochter Fatima, wurde
erst nach Fatimas Tod polygyn. Es heifl3t,
Muhammed habevonihmverlangt, dasser
zu Lebzeiten Fatimas keine andere Frau
nebenihrhatte.

Atischa, MuhammedsLieblingsfrau, die bei
seinem Tod 18 Jahre alt war, wird als Quelle
vieler Uberlieferungen Uber seine Sunna
genannt, d. h., seine Art zu leben, sich zu
verhalten, die zum ,,schénen Vorbild* fur
die Muslims tber die Jahrhunderte wurde.
Hier finden sich auch viele nicht im Koran
fixierte Weisungen fUr Frauen. Dass sie
aber 656 im ersten Burgerkrieg der Mus-
lims, der sogenannten ,,Kamelschlacht*
nahe Basra, genannt nach dem Kamel, auf
dem sie ritt und nach dem Vorbild alt-
arabischer Frauen ihre Partei anspornte,
die dann gegen Ali, den spéateren vierten
Kalifen und Stammvater der Schi‘iten, ver-
lor, hat zu ihrer Verdammung bei den
Schi‘iten gefuhrt. Es wurde jedoch auch
von mannlichen sunnitischen Autoren bis
ins 20. Jahrhundert fUr ein Pauschalurteil
Uber die fehlende politische Begabung
vonFrauen,,genutzt*. Konservative musli-
mische Autoren begriinden hiermit den
dringenden Rat, Frauen sollten sich von
Politik und Offentlichkeit fernhalten.
Generell war es sicher fur Frauen aus den
stadtischen Mittel- und Unterschichten
normal, sehr jung verheiratet zu werden,
in das Haus der Eltern ihres Mannes zu zie-
hen und mdoglichst viele Kinder, besonders
S6hne, zu bekommen. In diesen Schichten
war die Ehe eines Mannes mit einer Frau
Ublich, 6fter mit seiner Kusine, auch mit ei-
ner Sklavin, die im Haus seiner Eltern grof3
geworden, ihm also bekannt war. Im Fall
einer Ehe von Vetter und Kusine bleibt na-
turlich auch das Vermogen in der Familie.
Bisheute behéltin den arabischen Landern
die Frau meist den Namen ihres Vaters, in
dessen Familie sie im Fall einer VerstoBung
zuriickkehrt.

Koran und Traditionsliteratur sind, aus-
gehend von der Vorrangstellung des Man-
nes, betont familienfreundlich. Dem
Mann, der Gott darum bittet, er mdge ihm
Freude an seinen Frauen und Kindern
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schenken, wird das Paradies verheil3en
(25:74f. u. 6.). Eine besondere Verehrung
fir die Mutter ist schon aus der friihen
Hadith-Literatur ablesbar. Hadithe weisen
darauf hin, dass aus kleinen Madchen
Mutter, Schwestern, Tanten wirden, d. h.,
Frauen wurden Uber ihre Zugehdrigkeit
zuihren mannlichen Familienangehorigen
definiert. Und diesen wurden sie als nahe
Verwandte besonders ans Herz gelegt.

Spatere Uberlieferungen
lassen eine Verschlechterung
der Position erkennen

Die umfangreiche Traditionssammlung
von al-Muttaqi al-Hindi (st. 1567), in der
sich spatere Auffassungen und Entwick-
lungen in Hadithe eingekleidet finden,
d. h., sie werden auf Muhammed zurtck-
gefuhrt und somit fur die Glaubigen allge-
mein verbindlich gemacht, wenn auch
abgestuft hinsichtlich der Glaubwiirdig-
keit der Uberlieferer, enthalt die kurzen
Reimworte: ,,Lob sei Gott, To6chter ins
Grab zu legen, ist ein Segen!*

Uber die unterschiedliche Erziehung, die
man den Geschlechtern zuteil werden las-
sen sollte, heil3t es hier:

,»,Ein Sohn hat seinem Vater gegentiber das
Recht darauf, schreiben, schwimmen und
Speer werfen zu lernen und stets gut
ernahrt zu werden*, aber:

,»Lehrt sie, die Madchen/Frauen, nicht
schreiben, lehrt sie spinnen und die Sure
,Das Licht‘!1* (die 24. Sure, die die Strafen
fur Zin&‘, und spater ein Keuschheits-/Ver-
hillungsgebot enthélt).

Fdr Jungen sei die 5. Sure, ,,Der Tisch*,
besonders einpréagenswert. Sie enthélt die
Gebetsordnung und rituelle Gebote tUber
das Jagen, Schlachten, Gber Speisen, das
Verbot des Glicksspiels und von Alkohol,
auch Aussagen uber das Verhaltnis der
Muslims zu Juden und Christen u. a. m.. Ein
spater Hadith sagt aber auch:

,.Wer fiir drei Tochter zu sorgen hat, ihnen
eine gute Erziehung zuteil werden l&sst,
sie verheiratet und ihnen Gutes tut, dem
gebuhrt das Paradies!*®

All das zeigt, dass mehrere Téchter (auch
Schwestern) fur einen Familienvater unter
den damaligen Lebensbedingungen als
eine belastende soziale Verpflichtung gal-
ten, die er im Sinne der Tochter/Schwes-
tern human erfullen sollte. Dafur wurden
ihm, wie einem Martyrer, Gottes Lohn, die
Freuden des Paradieses, versprochen.

Weibliche Gelehrte, Herrscherinnen

Dass Tochter aus Gelehrtenfamilien oft
(durch Familienangehorige) dieselbe Aus-
bildung erhielten wie S6hne, dass es vom
14. Jahrhundert an weibliche Hadith-
Gelehrte gab, dass arabische biographi-
sche Lexika des Mittelalters eigene Ab-
schnitte Uber bekannte Frauen enthielten,
die freilich weitaus geringer an Zahl
waren als bekannte Méanner, zeigt, dass
Frauen im sozialen Leben eine Rolle spie-
len konnten, die Uber die der im Verbor-
genen wirkenden Ehefrau, Hausfrau und
Mutter hinaus ging.

Die Kdnigin von Saba, spater heil3t sie Bil-
gfs, erscheint im Koran (27:15-44) als
machtige Herrscherin, die sich, wie es
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einer Frau zukommt, der Weisheit und
Macht des rechtglaubigen Salomo (Sulai-
man) beugt. Von spateren islamischen
Miniaturmalern wird sie als Frau auf dem
Thron eines Feen- und Damonenreichs
phantasiereich und farbenfroh darge-
stellt. Im Zuge der Frauenemanzipation ist
heute in manchen arabischen Landern,
etwa dem Libanon, der Name Bilqis fur
Médchen recht beliebt. Aber die Tradi-
tionsliteratur enthalt den (angeblichen)
Ausspruch Muhammeds:

,»EinVolk, dasseine Angelegenheiteneiner
Frau anvertraut, wird nie Erfolg haben.*
Doch es gab vereinzelt und meist kurz-
zeitig Herrscherinnen in verschiedenen
Dynastien, auch machtbewusste Mutter,
die im Namen ihrer minderjahrigen S6hne
regierten.

Listige und kluge Frauen
in der arabischen Literatur

Die Geschichte von der listigen Dalila in
1001 Nacht, die Ausschnitte aus einem lan-
gen Volksroman desselben Titels enthalt,
eigentlich Dalila, die Trickdiebin, ist m. W.
der einzige Gaunerroman der Weltlitera-
tur, dessen Heldin eine Frau ist. Er zeigt,
wie eine Frau aus dem Volk, der stadti-
schen Gesellschaft von Bagdad, in die sich
Ziuge des Kairos der Mamlukenzeit
mischen, sich gemeinsam mit ihrer scho-
nen Tochter Zainab, ,,der Gaunerin*, vol-
ler List und Tlcke und offensichtlich zur
kollektiven Schadenfreude der mé&nn-
lichen Erzahler ebenso wie eines vermut-
lich durchgéangig mannlichen Auditoriums
gegen eine dominante und korrupte Man-
nergesellschaft durchsetzt. ,,Listen der
Ohnmacht* nennt dies die europdische
Sozialgeschichtsforschung. Es gibt noch
einen anderen langen arabischen Volksro-
man, dessen Heldin eine Frau ist, eine
Amazone, die Frommigkeit, Tapferkeit
und Tuchtigkeit vereint, Dhat el-Himma.
Scheherazad, die bertihmte Erzahlerin von
1001 Nacht, die heutigen arabischen
Schriftstellern und Schriftstellerinnen zur
Symbolgestalt fur weibliche Klugheit und
Kreativitat geworden ist, hat in den
verschiedenen Ausformungen dieses
berihmten Werks der Weltliteratur unter-
schiedliche Gestalten angenommen: Von
der urspringlichen klugen und gebildeten
Erzahltherapeutin, die einen koniglichen
Frauenhasser kuriert, ihm wéhrend dieser
Zeit auch einen Sohn schenkt, zur Mutter
dreier Sohnchen, die sie diesem Frauen-
hasser in 1001 Nachten oder auch Tagen
heimlich geboren hat, in der spatesten,
der agyptischen Fassung. Der Kdnig erlasst
ihr gnadig die Todesstrafe, die er nun end-
lich an ihr vollstrecken lassen wollte, da
ihn besondersihre letzte Geschichte unge-
mein gelangweilt habe, als sie ihm pl6tz-
lich seine ihm bis dahin ganzlich unbe-
kannten méannlichen Nachkommen vor-
fuhrt. Naturlich ein Trick des Erzahlers, der
aber die Grundhaltung erkennen l&sst:
Nicht die Klugheit und Bildung der Sche-
herazad retten ihr hier das Leben und hei-
len den kranken Konig, sondern ihre Treue
und vor allem die Tatsache ihrer Mutter-
schaft von so vielen S6hnen, wie eine Frau
in 1001 Nachten empfangen und gebéaren
kann.*

Die Auseinandersetzungen mit
Europa zwangen zum Uberdenken
Uberlieferter Positionen®

Die Konfrontation mit den expandieren-
den Kolonialstaaten Frankreich und Eng-
land seit Beginn des 19. Jahrhunderts, in
der Turkei bereits friher, zwang die ein-
heimischen Machteliten, die ihre Positio-
nen wahren wollten, ebenso wie die da-
mals kleine Schicht der Intellektuellen zum
Uberdenken der eigenen Situation.?

Die Auseinandersetzung mit dem uber-
kommenen Erbe einerseits, mit dem zu-
nachst vor allem aus Westeuropa einstro-
menden neuen Gedankengut, etwa dem
der Franzosischen Revolution, anderer-
seits, hatte in langeren und vielschichtigen
Prozessen Umstrukturierungen, Refor-
men, meist von oben, also durch die je-
weilige Regierung, und Neuerungen zur
Folge. In der Wirtschaft 16ste die Industria-
lisierung mit ihren sozialen Folgeerschei-
nungen allm&hlich Manufakturen und
h&usliche Produktion ab. Die Einfiihrung
des Buchdrucks, zunéchst, seitdem 17. Jahr-
hundert, durch kleine Pressen bei christ-
lichen Gemeinden fur deren konfessionel-
le Schriften, dann in der Turkei durch den
ungarischen Konvertiten Ilbrahim Mute-
ferrika 1727, in Agypten um 1824, im Iran
1825, in Tunis 1842, in Libyen 1866, im Irak
1869, im Nordjemen 1877, 1882 im Hed-
schas, 1922 in Jordanien, 1928 in Bahrein
wurde eine Basis fur die Popularisierung
von Bildung. Er machte nicht nur das Kur-
sieren von Bichern, sondern auch die
Grindung von Zeitungen und Zeitschrif-
ten moglich, die aktuelle Themen, schon
aus Zensurgriinden vorwiegend soziokul-
turelle, nicht politische, debattierten, star-
ker seit ca. 1870. Adaptierende Uberset-
zungen, zunachst besonders aus dem
Franzésischen, vermittelten bisher unbe-
kanntes Wissen, dann auch neue literari-
sche Formen, die Uber andere Lebens- und
Denkweisen informierten. Ausbildungs-
einrichtungen nach europaischen Vorbil-
dern zuné&chst fur Militars, Verwaltungs-
beamte, Mediziner wurden gegriindet.
Das Schulwesen wurde insgesamt langsam
erweitert, sékularisiert und ausgebaut.

Madchenschulen

Fur die erste staatliche ,,Berufsschule* fir
Frauen, eine 1832 gegrindete Hebam-
menschule in Kairo, wurden 1836 die
Schilerinnen unter athiopischen (also
wohl christlichen) Sklavinnen und Waisen-
madchen rekrutiert, denn ein muslimi-
scher Familienvater hatte es als unehren-
haft empfunden, eine seiner Tochter zur
Ausbildung dorthin zu schicken. Den Schi-
lerinnen wurde ein Ehemann, ausgewahlt
aus Absolventen einer mittleren medizini-
schen Fachschule, versprochen, zudem
lebenslang eine Wohnung und ein Esel als
Transportmittel. Die erste staatliche Mad-
chenschule wurde in Agypten 1873, noch
gegen starke Widerstande konservativ-
muslimischer Kreise gegriindet,? im Irak,
um nur einige Beispiele zu nennen, 1898,
in Teheran 1918, in Bahrein 1928, in Shar-
djain den Emiraten 1955, in Saudi-Arabien
1956, in Oman 1970 mit der Einfihrung
der allgemeinen Schulpflicht. Madchen-



schulen christlicher Missionen gab es in
verschiedenen Stadten und Regionen
schon langer vorher. Die Alliance Israélite
Universelle erdffnete 1864/65 die erste
Knaben-, 1893 die erste Madchenschule
fir die Bagdader judische Gemeinde.
Christliche wie judische Schulen pflegten
die damalige franzésische Form der Mad-
chen- wie der Knabenbildung.

Frauenzeitschriften und
-organisationen

Die ersten Frauenzeitschriften erschienen
in Agypten seit 1892. Die 1910 gegriindete
erste iranische Frauenzeitschrift hatte den
programmatischen Titel Wissen. Nach
1900 grindeten Frauen aus Oberschicht-
familien Wohltéatigkeits- und Bildungs-
vereine. Die ersten politischen Frauen-
organisationen wurden nach dem Ersten
Weltkrieg ins Leben gerufen. Sie kampf-
ten fur Reformen des Islamischen Famili-
enrechts und fur politische Rechte von
Frauen. Meist erst nach dem Ersten Welt-
krieg begannen Frauen aus dieser Schicht,
den Schleier abzulegen.

Als der Schah des Iran 1936 die Verhullung
gesetzlich verbot, verlieRBen viele Frauen
das Haus nicht mehr. Auch Méanner aus
unterensozialen Schichten taten dies, weil
sie nicht unverhullten Frauen begegnen
wollten. Ein jahrhundertelang gewahrtes
Schamgefuhl fur das Gesicht ist nicht
durch ein Gesetz sofort zu beseitigen.
1941 musste der Sohn und Nachfolger des
Schahs das Gesetz annullieren, das im tbri-
gen an der sozialen Ungleichheit von
Mann und Frau nichts geandert hatte.

Seit Ende der Siebzigerjahre
starkere Tendenz zur Verhullung

Seit den ausgehenden 70er Jahren hat die
Tendenz zur Verhillung, wenn auch regio-
nal und schichtenspezifisch unterschied-
lich, wieder zugenommen. Sie wird heute
auch von emanzipierten Frauen islami-
scher Lander oft als Zeichen ihrer soziokul-
turellen Identitat und als Schutz gegen
sexuelle Belastigung, besonders in man-
nerdominierten Berufsbereichen, gewéahlt
und verteidigt. Dies ist auch eine Begrin-
dung junger europédischer oder in Europa
lebender Musliminnen fur das Kopftuch,
verbunden oft mit dem Tragen langer, die
Korperformen kaschierender Gewander.
Dass die Formen der Verhullung sehr
unterschiedlich sein kdnnen, vom oft
kleidsamen mehrfarbigen Kopftuch, farb-
lichaufdie Ubrige Garderobe abgestimmt,
bis zum schwarzen oder auch weil3en, das
gesamte Haar und den Stirnansatz verhul-
lenden Tuch zu sackartiger schwarzer Klei-
dung, bewusst enterotisierend, zeigt indi-
viduelle Entscheidungsmdglichkeiten und
Lebenshaltungen. Bei sehr jungen Méad-
chen und Frauen mag der Familienvater,
auch der altere Bruder diese Entscheidung
erzwingen. Emanzipierte Frauen im Iran
zur Schahzeit haben Ubrigens aus Opposi-
tion gegen eine ihnen zu forciert erschei-
nende Sakularisierung nach westlichen
Vorbildern ostentativ den Tschador, den
schwarzen Umhang, angelegt. Als er von
der Mollah-Regierung 1979 zur Pflicht
gemacht wurde, demonstrierten sie dage-

gen und waren dann die ersten, die ihre
Stelle im Regierungsdienst verloren.

Reformen des Familienrechts

Auch Reformen des Familienrechts wur-
den nach und nach, abhéangig vom politi-
schen System des jeweiligen Landes und
basierend zunachst auf den jeweils far
Frauen gunstigsten Bestimmungen der
vier Rechtsschulen, verfugt, starker nach
der Grindung unabhangiger National-
staaten in den 50er Jahren des 20. Jahr-
hunderts. Libyen machte 1977 den Koran
zur Grundlage der Gesellschaft, fuhrte
aber spater Modifikationen zum Ehealter,
zur Polygynie und zum Scheidungsrecht
zugunsten der Frau ein. Saudi-Arabien
erklarte 1992 den Koran zur Verfassung
des Landes. Der Iran fuhrte 1979 die Scha-
ri'a unverandert wieder ein, der Sudan tat
dies 1983 und erklarte 1991 auch das isla-
mische Strafrecht wieder fur verbindlich.
Die Turkei dagegen trennte sich 1926
unter Atattrk durch die Einfuhrung des
Schweizer Zivilrechts vom lIslamischen
Recht. Es sind immer wieder die Frauenor-
ganisationen der jeweiligen Lander, die
seitder Griindung von Nationalstaaten oft
mit der jeweiligen Regierung zusammen-
arbeiten, die weitere Reformen zuguns-
ten der Frauen fordern und mit unter-
schiedlichem Erfolg durchsetzen. Natur-
lich ist dafur stets die Zustimmung der
obersten religibsen Autoritaten notwen-
dig. Vieles ist Interpretationsfrage, aber
Weisungen des Korans zu modifizieren,
bereitet Schwierigkeiten.

Bessere Bildungschancen fur Frauen

Die Mdoglichkeiten zu héherer Schulbil-
dung fiur Madchen wurden allméahlich,
variierend von einem Land zum anderen,
nach dem Ersten Weltkrieg geschaffen. In
vielen arabischen Landern und dem Iran
wurde ein Studium fir Frauen erstvon den
20er/30er Jahren an, abhangig vom jewei-
ligen politischen System und der Griun-
dung sakularer Universitaten, teilweise
auch erheblich spater, méglich Von dieser
Zeit an vergaben einzelne Lander Stipen-
dien an Frauen zum Studium in Europa.
Dass an den neu gegrindeten Universita-
ten im Vorderen Orient auf Grund der
jahrhundertelang gewohnten Geschlech-
tertrennung Hemmungen im Verhalten
der Studenten wie des mannlichen Lehr-
personals gegentber Studentinnen zu
Uberwinden waren, lassen Schriftsteller
dieser Generation aus Agypten ebenso
wie dem Iran erkennen. An der traditions-
reichen islamischen As’har-Universitat in
Kairo wurden in den 30er Jahren die
ersten Studienkurse fir Madchen einge-
richtet. 1962/3 wurde eine bis heute exis-
tierende Méadchenfakultéat gegriindet. In
Saudi-Arabien gibt es heute neun Univer-
sitaten, auch mit weiblichem Lehrperso-
nal, an denen strikte Geschlechtertren-
nung herrscht. Die mannlichen wie die
weiblichen Analphabetenraten waren in
den letzten 15 Jahren stark ricklaufig.
Natdrlich bringen seit einigen Jahrzehn-
ten andere Informationsméglichkeiten,
vor allem TV und Transistorradio, auch
Analphabet/inn/en und Menschen mit

Frauen islamischer Herkunft
in der deutschen Politik
In Deutschland nehmen islamische Frauen
zunehmend die Mdéglichkeit einer aktiven
Teilnahme am politischen Leben wahr. Das
Foto zeigt Aydan Ozoguz, die auf Platz
funf der Kandidatenliste der SPD fur die
Hamburger Burgerschaftswahl im Sep-
tember 2001 aufgestellt war.

Foto: dpa-Fotoreport

geringen Bildungschancen andere Welten
und Lebensformen ins Haus. Dass TV- und
Radioprogramme ebenso wie die Auswahl
an Video-Filmen in Landern mit autorita-
ren Regierungen, etwa in Libyen, staatlich
gesteuert werden, versteht sich beinah
von selbst.

Berufliche und politische Chancen

Mit der Schaffung von Bildungsmdg-
lichkeiten fir Frauen wurden weibliche
Lehrkrafte gebraucht, d. h., Frauen er-
hielten berufliche Chancen bis hin zur Pro-
fessorin. Sie erhielten sie nattrlich auch in
frauentypischen Bereichen wie als Arztin
oder Schwester auf Frauen- und Kinder-
stationen. Die Turkei garantierte mit der
EinfUhrung des Schweizer Zivilrechts 1926
Frauen das Recht auf eine Berufstatigkeit,
auch auf die Beamtenlaufbahn. 1922
eroffnete die erste tiirkische Arztin ihre
Praxis in Istanbul, 1927 die erste Rechtsan-
waltin, 1930 gab es die ersten Richterin,
1932 die erste Staatsanwaltin. An turki-
schen Universitaten lehren heute prozen-
tual mehr Professorinnen als in Deutsch-
land. Generell ist die Berufstatigkeit von
Frauen, die zunachst hart erkdmpft wer-
den musste, heute in vielen Landern nor-
mal geworden, aber doch abhéngig von
der wirtschaftlichen, demographischen
und politischen Situation des jeweiligen
Landes. Im konservativ islamischen Saudi-
Arabien durfen Frauen zwar nicht Auto
fahren, aber es gibt Banken und andere
Einrichtungen mit rein weiblichem Perso-
nal nur fur Frauen, schon weil man auf
Gastarbeiter nach und nach verzichten
mochte.
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Die erste arabische Ministerin wurde 1959
im Irak fir das Ressort Landwirtschaft
tatig. Seit den 70er Jahren gibt es in den
Landern, die Progressivitat demonstrieren
wollen, wenigstens eine Ministerin, meist
fur ein Ressort, das als frauentypisch gilt,
etwa in Agypten seit 1962 ,,Soziale Ange-
legenheiten®, in Syrien seit 1980 ,,Kultur*.
Ins Zentralkomitée der PLO wurde 1980
eine Frau aufgenommen. Die Zahl der Lan-
der ohne Ministerin ist allerdings hdher:
der Iran, die Emirate, Kuweit, Saudi-Ara-
bien, der Jemen, Jordanien, der Libanon,
Libyen, Marokko. Farrokrou Parsa, irani-
sche Erziehungsministerin von 1968 bis
1978, wurde nach dem Sturz des Schahs
1979 angeklagt, Korruption und Prostitu-
tion im Land verbreitet und Krieg gegen
Gott gefihrt zu haben, und im Alter von
69 Jahren hingerichtet. Im heutigen irani-
schen Parlament sind Frauen durch Wit-
wen oder andere Angehorige fuhrender
Staatspolitiker vertreten.

Die Turkei, die sich in ihren Verfassungen
seit 1928 als laizistischer Staat definiert,
gestand 1930 Frauen das aktive Wahlrecht
zu. Seit 1933 konnten sie in den Senat, seit
1934 in das Grol3e Parlament gewéahlt wer-
den. In den meisten arabischen Landern
erhielten Frauen das aktive Wahlrecht erst
in den 50/60er Jahren und nach Ausein-
andersetzungen mit hohen religitsen
Autoritaten. In Kuwait, einem Land mit
einem hohen Anteil gut ausgebildeter
Frauen und einer starken Frauenorganisa-
tion, haben Frauen bis heute nicht das
Wahlrecht. Im agyptischen Parlament gab
es 1957 die ersten zwei Parlamentarierin-
nen (von insgesamt 360 Parlamentariern).
1982/83 waren von 390 Parlamentariern
35 Frauen. Ahnlich ist der Prozentsatz
heute in der Turkei. Zum Vergleich: In der
Bundesrepublik Deutschland wurde die
Zehnprozenthirde im Bundestag 1987
Uiberschritten, in Osterreich 1983.

Frauenpower durch
weibliches Schreiben

Zwar gab es bereits in vorislamischer Zeit
Dichterinnen, berihmt ist al-Chansa' fur
ihre Trauergedichte auf ihre gefallenen
Brider, und es gab vereinzelt durch die
Jahrhunderte Dichterinnen, arabische,
persische und tirkische. Es gab auch hofi-
sche Sangerinnen und Musikerinnen,
diese durchgangig als hochgebildete Skla-
vinnen. Aber dass Frauen aus vorderorien-
talischen Landern Gedichte, Novellen und
Romane schreiben und veroffentlichen,
ihre Geflhle, die Situation von Frauen aus
intimer und meist kritischer Sicht beschrei-
ben, begann starker erst seit den 50er-Jah-
ren des 20. Jahrhunderts. Besondersin den
Niedergangszeiten der islamischen Lander
dominierte das patriarchalische Macht-
wort: Saut al-Mar’a Aura ,,Die Stimme der
Frau ist etwas schamvoll zu Verbergen-
des*. Der Bait at-Ta’a, ,,Das Haus des
Gehorsams*, war das, was der Frau zukam.
Heute und nun schon seit einigen Jahr-
zehnten erheben mutige Frauen aus
vorderorientalischen Landern ihre Stim-
me, bzw. nitzen ihre Feder/ihren PC auch
als Journalistinnen und Wissenschaft-
lerinnen mit Forschungen zur Situation
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von Frauen in islamischen Landern in Ver-
gangenheit und Gegenwart. Dass es hier
zu divergierenden Meinungen kommt, ist
wohl kaum vermeidbar. Dies ist auch von
den Herkunfts- wie den heutigen Aufent-
haltslandern der Verfasserinnen und von
ihren Lebenserfahrungen abhangig. Die
Standpunkte reichen von mutiger, har-
scher Kritik wie bei der Agypterin Nawal
al-Sa‘dawi (geb. 1931) oder der Marokka-
nerin Fatima Mernissi (geb. 1941) bis zur
Stitzung fundamentalistischer Positionen
wie bei der Agypterin Zainab al-Ghazali
(geb. 1917)%. Muslimische Feministinnen,
wie die in den USA wirkenden Pakistane-
rinnen Amina Wadud und Riffat Hassan?*
betonen emanzipatorisch fordernd die
generelle Frauenfreundlichkeit des Ko-
rans, Muhammeds und des frithen Islams
gegen jahrhundertelang vertretene
mannlich-chauvinistische Interpretatio-
nen und Standpunkte.

Vom Islam (in seinen unterschiedlichen
Auspragungen) unmittelbar betroffen
sind allemal diejenigen, die in islami-
schen Landern, in einer vorwiegend musli-
mischen Umgebung leben. Aber auch hier
kénnendie Lebensumstande sehrverschie-
den sein: In der Uber Jahrzehnte sakular
gepragten Turkei gibt es heute junge, ge-
bildete, religits orientierte Akademikerin-
nen, die gegen das Kopftuchverbot bei al-
len staatlichen Einrichtungen angehen. Im
Iran dagegen scheint sich in Bezug auf die
staatlich verordnete Zwangsverhullung ei-
nigesleichtzuliberalisieren.

Wie sich die Verhaltnisse weiterentwi-
ckeln, bleibt abzuwarten. In einigen Lan-
dern, etwa Syrien und Jordanien, ist eine
jungere Generation von Staatsfihrern mit
Ehefrauen, die ihre akademische Ausbil-
dung in westeuropaischen Landern erfah-
renhaben,angetreten.Einemwachsenden
Potential an gebildeten jingeren Frauen
generell steht eine nicht zu tbersehende
Verelendung breiter Schichtenin den wirt-
schaftlich schwachen Landern, wachsende
Arbeitslosigkeit, besondersderJugend, die
inmanchenLandern Uberdie Halfte derBe-
vOlkerung ausmacht, und wirtschaftliche
Unterentwicklung entgegen. Die politi-
sche Bandbreite reicht vom konservativ-is-
lamischen, reichen Kdnigreich Saudi-Ara-
bienunddenEmiratenmitdem, wasFatima
Mernissialsden,,Petro-Islam* bezeichnet,®
bis hin zur sakularisierten Republik Turkei
oder Agypten als dem bevélkerungsreich-
sten arabischen Land mit langeren sékular
orientierten Tendenzenreligitser Toleranz
einerseits, erstarkenden fundamentalisti-
schen Stromungen andererseits.
Afghanistan unter der Taliban-Regierung
ist offensichtlich zum fanatischsten kon-
servativ-islamischen Staat Uberhaupt
geworden und l&asst sich so von Medien-
vertretern, die ein Feindbild Islam aufbau-
en wollen, als das Paradebeispiel fur die
Rickstandigkeit und Frauenfeindlichkeit
des Islams generell gut nutzen.
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Die Grenzen der Religionsfreiheit

Muslime in Deutschland

Organisationen und Gruppierungen

Von Ursula Spuler-Stegemann

Prof. Dr. Ursula
Spuler-Stege-
mann lehrt
Religionsge-
schichte an der
Universitat
Marburg.

Rund drei Millionen Menschen muslimi-
schen Glaubens leben gegenwaértig in
Deutschland. Da der Islam etwas Ver-
gleichbares wie Konfessionen oder gar
Kirchen nicht kennt, ist nur ein Teil der
hier lebenden Muslime organisiert, und
zwar in einer Vielzahl von Verbanden und
Gruppierungen, die zu Uberschauen und
einzuordnen den meisten Deutschen
schwerfallt. Erst recht gilt das fur eine
Bewertung unter dem Aspekt der Verein-
barkeit mit dem Grundgesetz. Zentrale
Fragen dafir sind die nach dem Stellen-
wert der Schari’a - dem islamischen
Gesetz — und nach der Anerkennung der
Menschenrechte. Red.

Die Entwicklung einer muslimischen
Parallelgesellschaft wurde bei uns
bislang kaum wahrgenommen

Die grundliche Antwort auf die Grol3e
Anfrage der CDU/CSU im Bundestag vom
8. November 2000 beweist, dass deutsche
Politiker die Prasenz des Islam zunehmend
zur Kenntnis nehmen.’ Die gahnende
Leere im Plenarsaal bei der abendlichen
Diskussion dieser Vorlage mag freilich
einen gegenteiligen Eindruck vermitteln
und zeigt, dass das Verstandnis fur die
Situation der hier lebenden Muslime noch
auBerordentlich unterentwickelt ist. Das
ist deshalb bedauerlich, weil sich — von der
Offentlichkeit kaum wahrgenommen - in
den letzten Jahren eine in fast allen
Lebensbereichen autarke muslimische
Parallelgesellschaft entwickelt hat, die
zumindest in den stadtischen Ballungsréau-
men funktioniert. Auch die Anfrage an
den Bundestag hat die Situation nicht
umfassend in den Blick genommen, hat sie
doch einen der wichtigsten Faktoren die-
ser gesellschaftlichen Autonomie gar
nicht bertcksichtigt, dass sich hierzulande
namlich eine selbststandige islamische
Wirtschaft etabliert hat, die ihren Einfluss-
bereich zusehends ausweitet.?

Vorab festzustellen ist, dass Religion nur
ein Aspekt der Integration von Muslimen
ist. Gewichtiger als manch andere Fakto-

ren sind gleichwertige Schulbildung, fur
die man endlich die sprachlichen Voraus-
setzungen schaffen will, dieselben berufli-
chen Chancen -etwa 20 % der Turken sind
arbeitslos, darunter Uberproportional
viele Jugendliche - und gesellschaftliche
Akzeptanz auf allen Ebenen. Frauen sind
noch starker benachteiligt und bedirfen
daher besonderer, vielfaltiger Hilfestel-
lungen. Die Muslime — auch Musliminnen
—sind hierzulande bereits in allen Berufs-
sparten tatig. Sie sind Lehrer, Universitats-
professoren, Geschéaftsleute, Computer-
spezialisten, Arzte, Regisseure, Journalis-
ten, Gastronomen, Taxifahrer oder Bun-
deswehroffiziere; doch allzu oft noch
mussen sie besser qualifiziert sein als ihre
deutschdeutschen Kollegen, um diesel-
ben Positionen zu erreichen.

Rund drei Millionen Muslime leben
gegenwartig in Deutschland

Der Islam wird in Deutschland durch Verei-
ne, Dach- und Spitzenverbénde repré-
sentiert. Allerdings kann keiner der im Fol-
genden aufgefiihrten Spitzen- und Dach-
verbande fir alle Muslime in Deutschland
sprechen, und Uberhaupt nur 10 bis 15 %
der hiesigen Muslime durften in diesen
Verbanden erfasst sein.® Zum einen vertre-
ten sie weder die 400000 bis 600000 tir-
kischen Aleviten, die sich eigenstandig
organisiert haben,* noch die aus dem offi-
ziellen Islam ausgeschlossenen 60000
pakistanischen Ahmadis,® die sich selbst
sogar als ,,die besten Muslime” betrach-
ten, noch die meisten Sufi-Derwisch-
Orden, die von traditionellen Muslimen
als ,,heterodox” bezeichnet werden. Vor
allen Dingen nehmen sie nicht die Interes-
sen der immer noch schweigenden Mehr-
heit der hier lebenden Muslime wabhr, die
ihre eigenen Vorstellungen endlich nach-
drucklich einbringen mussen, zumal nicht
wenige von ihnen vor dem Schari’a-Islam
in ihren Herkunftslandern geflohen sind.®
Im vorliegenden Beitrag werden die 21 ex-
tremistischen und militanten kleinen bis
kleinsten Gruppierungen wie Hamas, Gia,
Kalifatsstaat, Hizbollah, Hizb ut-Tahrir
oder Khatm-e Nabuwwat nicht abgehan-
delt, weil sie die Verfassungsschutzberich-
te des Bundes und einiger Bundeslander
wie Baden-Wirttemberg, indenensie cha-
rakterisiert werden, fur jeden Burger ab-
rufbarsind. Zuderinallenislamischen Lan-
dernverbotenen, aber auf der Frankfurter
Buchmesse 1999 und 2000 vertretenen
Hizb ut-Tahrir findet man auRerdem im In-
ternet unter Khilafah reichlich Informatio-
nen, genauso wie Uber andere Extremis-
ten. Internet-Institutionenwie der Muslim-
Markt oder Amana Online mitsamt ihren
,»links*“ verdienen eine eigene Darstellung.
Die nachstgrofRe muslimische Gruppe bil-

den - Stand: Ende Dezember 1999 — mit
abnehmender Tendenz die Bosnier mit
rund 168 000 Personen. Dann kommen mit
etwa 115000 die Iraner, gefolgt von den
Marokkanern mit 81 000; 71000 kommen
aus Afghanistan, 51000 Personen (Uber-
wiegend Muslime) ausdem Irak, 38 000 aus
Pakistan.

Um die 3 Mio. Muslime leben in Deutsch-
land, davon gut 2 Mio. (2053564) Turken.
Es gibt auBerdem schatzungsweise
100000 bis 120000 deutschdeutsche Mus-
lime; die meist aufgrund ihrer Heirat mit
einer Muslimin oder mit einem Muslim
zum Islam konvertiert sind. Groben Schat-
zungen zufolge durften hierzulande fer-
ner etwa 650000 eingeburgerte Muslime
nicht nur turkischer Abkunft leben, die
nicht mehr in der Auslanderstatistik
beriicksichtigt werden.’

Vier grol3e Spitzenorganisationen
gibt es derzeit

Derzeit gibt es vier grof3e Spitzenorga-
nisationen:® die tiirkei-staatliche DITIB
(Diyanet Iseri Turk Islam Birligi, TUrkisch-
Islamische Union der Anstalt fur Religion);
den von der Islamischen Gemeinschaft
Milli Gorus (IGMG) mit ihren zahlreichen
Untergliederungen dominierten Islamrat
der Bundesrepublik Deutschland; ferner
den Zentralrat der Muslime in Deutsch-
land (ZMD); schlielich den nunmehr
unabhangigen Verband der Islamischen
Kulturzentren (VIKZ) mit seinen 304
Moscheegemeinden und 21.000 Mitglie-
dern, der im August 2000 den Zentralrat
verlassen hat.® Dazu kommen regionale
Dachverbande wie die von Muslimbri-
dern gegriindete Islamische Religionsge-
meinschaft Hessen (IRH) oder die Schurain
Hamburg, in der die IGMG grof3en Einfluss
hat. Die meisten dieser Verbénde sind tur-
kisch, namlich DITIB, IGMG und VIKZ. Im
ubrigen sind die Dachverbénde gespalten
in die semi-sékulare DITIB und in die restli-
chen anti-sakularen Organisationen.

DITIB mit Sitz in K&In ist der gréRte Dach-
verband mit 776 Mitgliedsvereinen. Er ist
eine Dependance der staatlichen Religi-
onsbehdrde in Ankara (Diyanet Isleri
Bagkanhgi, Prasidium fir Religionsange-
legenheiten), deren Préasident qua Amt
auch Ehren- und Beiratsvorsitzender von
DITIB ist. DITIB vertritt die Interessen und
die Politik des semi-sakularen tarkischen
Staates, die auch der Vorsitzende in seiner
gleichzeitigen Funktion als Botschaftsrat
absichert. Die Imame lernen neuerdings
Deutsch, aber nicht um die Integration zu
fordern, sondern um auch die deutsch-
sprachigen Turken betreuen zu kénnen.
DITIB beharrt auf turkischsprachigem Reli-
gionsunterricht, in dem mit Hilfe der offi-
ziellen turkischen Religionsschulblcher
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die Kinder zu guten turkischen Staatsbdir-
gern erzogen werden sollen. Als Ableger
des turkischen Staates ist DITIB auch politi-
scher Spielball der jeweiligen dortigen
Regierungskoalitionen und deshalb kein
stabiler Faktor. DITIB ist mit Sonderkondi-
tionen fur deren Imame bei der Einreise
nach Deutschland ausgestattet, weil man
von dieser Organisation zu Recht erwar-
tet, dass von ihr unter den derzeitigen
Bedingungen keine anti-westlichen, anti-
christlichen und gegen unsere Verfassung
gerichteten Impulse ausgehen.

Die anderen im Folgenden aufgefiihrten
Spitzenverbande und ihre Mitgliedsverei-
ne sind nicht minder stark von ihren Her-
kunftslandern abhangig als DITIB von der
Turkei; aber sie sind islamistischen Partei-
en, Regierungen oder sogar Organisatio-
nen zuzuordnen, die in den islamischen
Landern verboten sind, wie etwa die vom
Verfassungsschutz als ,,extremistisch* ein-
gestuften Muslimbrider. Sie vertreten in
dem breiten Spektrum des Islam nur eine
einzige Ausrichtung, wenn auch in Varian-
ten, namlich den politisch orientierten
Islam.*® Die meisten der hiesigen Muslime
haben allerdings keinerlei Berihrung mit
diesen Organisationen und kennen selbst
als eingetragene Mitglieder oft deren
eigentliche Intention nicht.

Der Islamrat und viele kleinere
Organisationen werden von
Milli G6rijs dominiert

Der Islamrat der Muslime in Deutschland™*
mit Sitz in Bonn als zweitgroRter Dachver-
band besteht - neben der wichtigen
Jama’at-un Nur (Nurculuk) und winzigen
weiteren Vereinen — im Wesentlichen aus
der turkischen Islamischen Gemeinschaft
Milli Gorus (IGMG) mit der vorstandsiden-
tischen EMUG (Européische Moscheebau
und -unterstitzungsgesellschaft) und
deren zugeordneten Organisationen und

Vereinen, die oft weder im Namen noch in
der Satzung als der IGMG zugehorig zu
erkennen sind, wie IHH (Internationale
Humanitare Hilfsorganisation e.V.), Selpa
Lebensmittelhandel, Islamische Union
Europa und deren juristische Nachfolge-
organisation MSB (Muslimischer Sozial-
bund), GMSG (Gesellschaft Muslimischer
Geisteswissenschaftlerinnen), IPD (Institut
fir Internationale Padagogik und Didak-
tik), DIF (Deutschsprachige Islamische
Frauengemeinschaft), Muslim Studenten-
vereinigung in Deutschland oder zahlrei-
che Islamische Foderationen wie die Isla-
mische Foderation Berlin.

Die IGMG gibt an, europaweit Uber 1091
Organisationen und Uber 2.137 Zweigstel-
len mit 17.841 Verwaltungsbeamten (ida-
reci) zu verfugen. Der Verfassungsschutz
gesteht ihr — arg knapp - hierzulande nur
rund 27.000 Mitglieder zu.*

Die IGMG ist personell und politisch-ideo-
logisch aufs Engste mit der turkischen im
Juli 2001 gegriindeten ,,Saadet Partisi*,
»Partei der Gluckseligkeit*, verbunden,
die als Nachfolgerin der wegen ihrer anti-
laizistischen Umtriebe am 22. Juni 2001
vom turkischen Verfassungsgericht verbo-
tenen ,Fazilet Partisi*, ,,Tugendpartei*,
deren Politik fortsetzt.’®* Mehmet Sabri Er-
bakan, Neffe des mit Berufsverbot beleg-
ten ehemaligen Ministerprasidenten und
Generalsekretérs der bereits friher verbo-
tenen Vorgangerparteien Necmettin Er-
bakan, wurde in diesem Jahr (2001) Vorsit-
zender der IGMG. Die ,,Tugendpartei
wollte in der Turkei die Regierung Uber-
nehmen und die Schari’a einfuhren. Die
IGMG wird vom Verfassungsschutz be-
obachtet und als ,,extremistisch* einge-
stuft,** auch wegen ihres Anti-Judaismus,
den ihr Sprachorgan Milli Gazete unver-
hohlen artikuliert.® Die Milli Gazete ver-
breitet eindeutig anti-laizistische Artikel.
Dazu empfiehlt sie das Buch Soykirim
Yalani (Die Vélkermord-Liige), das Harun

Dieses Bild kann aus
urheberrechtlichen Grinden
nicht angezeigt werden

Am Zeitungsstand in Frankfurt

In Deutschland gibt es fir die tber zwdIf Millionen hier lebenden Ausléander fast 2800
fremdsprachige Publikationen und etwa 20 Rundfunkprogramme, die in anderen Spra-
chensenden. Verbundenheit mit der Heimat oder ein Anzeichen dafir, dass viele der bei
uns lebenden Auslander, von denen die weitaus meisten Tirken und muslimischen Glau-
bens sind, abgeschottet von der deutschen Gesellschaft in Parallelgesellschaften leben?
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Yahyaalias Adnan Oktay, bekanntauch als
Adnan Hoca, verfasst hat und in dem er
den Holocaust als Ge-schichtsverfalschung
kritisiert.*® Die Doppelb&digkeit und man-
gelnde Transparenz sind vielerorts ange-
prangert worden. Eindrucksvoll wurden
sie im ARD-Report am 21. Mai 2001 an-
hand von Aussagen und widersprechen-
den Dokumenten vor Augen gefuhrt.*’ Die
Wirtschaftsinteressen vertreten der IGMG
zuzuordnende Holdings.

Unbeschadet dieser Informationen ist der
Islamrat heute ein allseits begehrter
Gesprachspartner: Er wird nicht nur zu vie-
len Dialogveranstaltungen eingeladen;
im Februar 2001 war er einer der Mitfi-
nanzierer eines Universitatsworkshops in
Erfurt; der Ratsvorsitzende der Evangeli-
schen Kirche in Deutschland, der EKD,
hielt in der Geschéftsstelle des Islamrats
einen Vortrag; Politiker hofieren dessen
wichtigstes Mitglied IGMG bei deren Jah-
resversammlungen, und die Evangelische
Kirche verharmlost die IGMG.*® Offenbar
fehlt manchen das Sensorium dafur, dass
es weder dem Islamrat noch der IGMG wie
auch anderen Organisationen um eine
inhaltliche Auseinandersetzung geht,
sondern primar um die rein formale Aner-
kennung.*®

Der Zentralrat der Muslime
in Deutschland

Der arg geschrumpfte Zentralrat der Mus-
lime in Deutschland (ZMD) hat nach dem
Ausstieg von VIKZ seinen Sitz von KéIn
nach Eschwege verlegt. Diesem multi-
ethnischen Spitzenverband gehdrt als ein-
ziger turkischer Verein ATIB (Avrupa Turk-
Islam Birligi, Union der Turkisch-Isla-
mischen Kulturvereine in Europa) an.?
Mitglieder des Zentralrats sind ansonsten
das Islamische Zentrum von Aachen, das
den syrischen Muslimbrudern, und das
von Miinchen, das den agyptischen Mus-
limbridern zuzuordnen ist, auRerdem das
schiitische Islamische Zentrum Hamburg,
die deutschsprachigen Muslime vom Haus
des Islam, die Muslimische Studentenver-
einigung, die Deutsche Muslim-Liga Bonn,
die Deutsche Muslim-Liga Hamburg, Alba-
ner, Bosniaken etc. Der Zentralrat nimmt
in Pressemitteilungen und im Internet zu
aktuellen Themen Stellung. Wiewohl zah-
lenméRig recht klein, ist er insbesondere
durch seinen engagierten Vorsitzenden
Dr. Nadeem Elyas politisch wirksam. Der
im Jahr 2001 ernannte Generalsekretar
des Zentralrats, Dr. Ayyub Kdhler, gehort
zu den bedeutendsten Vertretern des hie-
sigen Islam.

Der ,,Verband der Islamischen
Kulturzentren* und was hinter
ihm steht

Der in K6In beheimatete Verband der Isla-
mischen Kulturzentren (VIKZ) hat sich
offenbar nicht erneut an einen Spitzen-
verband gebunden, nachdem er ja schon
einmal dem Islamrat den Ricken gekehrt
hatte. Seine Moscheen sind klar als dem
VIKZ zugehorig gekennzeichnet. Schrif-
ten werden kaum publiziert.?* Von ihren
friheren heftigen anti-semitischen und
anti-christlichen AuRerungen haben sie
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sich langst offiziell distanziert. VIKZ ist ein
Verband der Siileymancis, die ihre Ordens-
zugehorigkeit allerdings nur sehr ungern
zugeben —schon um nicht als Haretiker zu
gelten. Sie sind eine endogame Sufi-Grup-
pe. Ein Suleymanci darf nur hinter einem
Suleymanci beten, und er darf nur das
Fleisch eines von einem Suleymanci rituell
geschlachteten Tieres verzehren. Frauen
durfen nicht — und das ist ganz Islam-
widrig — zur segensreichen Pilgerfahrt
nach Mekka fahren.

Der VIKZ galt lange als besonders ,,dialog-
offen”.?? Heute ist er verschlossen wie eine
Auster, und es bestehen nur noch verein-
zelte AuBBenwelt-Kontakte. Mitte 2000
wurde in Kéln ihre Islamische Akademie
Islah in der K&lner ,,Villa Hahnenburg™,
die Begegnungsstatte zwischen Musli-
men, Christen und Juden sein sollte,
bereits nach zwei Jahren wieder geschlos-
sen; die Mitgliedschaft in der Hamburger
Schura wurde ,,suspendiert* — beides
wahrscheinlich veranlasst durch die Zent-
rale in Istanbul. Die neue Flihrungsspitze
Denizoglu mit Pirlu als Generalsekretér
Uubt sich in Distanz. Mehrgeschossige
Internate und Moscheen werden weiter-
hin im ganzen Bundesgebiet gebaut.

Internationale Verflechtungen
und Geld aus dem Ausland

Der Islamrat, der Zentralrat und VIKZ
sowie ihre Mitgliedsvereinigungen sind
teils untereinander, aber auch weltweit
international mit entsprechenden Interes-
sengruppen vernetzt. Gelder aus dem isla-
mischen Ausland flie3en reichlich, z.B. aus
Libyen oder Saudi-Arabien. Bei der IGMG
und einigen anderen Vereinigungen ste-
hen neben politischen insbesondere wirt-
schaftliche Interessen im Vordergrund.®

Die Organisationen bieten aber auch —
und zwar ausnahmslos — soziale Dienste in
vielen Bereichen an. Sie setzen sich mit
Nachdruck fur die so oft frustrierten
Jugendlichen ein. Sie holen sie von der
Stral3e, starken ihr Selbstwertgefuhl und
geben ihnen Halt sowie Unterweisung,
z.B. schulischen Nachhilfeunterricht und

Computerkurse im eigenen Internet-Café.
Sie bieten ihnen Sportaktivitadten an und
helfen ihnen auch ganz konkret materiell.
Zunehmend wird die Betreuung von
Gefangnisinsassen in den Blick genom-
men. Es gibt Hilfsfonds fur Muslime in Kri-
sengebieten und dergleichen mehr.

Die Tatsache, dass immer mehr junge,
gebildete und geschulte Akademiker zum
Teil sogar ihren eigenen Organisationen
gegenuber kritisch eingestellt und offen
sind, verfuhrt immer mehr Menschen
dazu, deren letztendliche Abhéngigkei-
ten nicht mehr richtig einzuschétzen. Bis-
lang hat sich keine einzige der nachgeord-
neten Gruppierungen von deren Zentra-
len in Deutschland frei machen kdnnen,
ebenso wenig wie diese von den letztlich
maRgeblichen Zentralen in ihren Her-
kunftslandern.

Die Hoffnung auf einen Europa-Islam
ohne Schari’a bleibt wohl Vision

Die Hoffnung, dass die Muslime in dem fur
sie ungewohnten Milieu freier Meinungs-
aulerung einen Europa-lslam ohne
Schar?’a entwickeln kénnten, wird wahr-
scheinlich eine Vision bleiben.? Die hiesi-
gen Organisationen — abgesehen von
DITIB - sind nicht sékular. Das kbnnen sie
auch gar nicht sein, weil sie ihr System als
,».Einheit von Religion und Staat“ (din wa
daula) verstehen. In keinem islamischen
Land gibt es eine demokratische Regie-
rung, und zwar aus den unterschiedlich-
sten Griinden. Deshalb sind Uberlegun-
gen reine Spekulation, ob demokratische
Ansatze gemal dem koranischen Prinzip
der schara, der ,,Beratung”, in der Praxis
in eine echte Demokratie mit einem Par-
teien-Pluralismus Uberfuhrt werden kon-
nen, auch wenn sie in der Theorie von
modernen islamischen Denkern wie Abu
Zaid, Farag Foda, Mohammed Arkoun,
Muhammad Said Ashmawi, Abdullah
Borek und zuletzt von Murad Wilfried
Hofmann durchaus bejaht worden sind.®
Der Islam bietet prinzipiell sehr wohl die
Madglichkeit, in der Diaspora-Situation auf
der Grundlage von Fatwas zu angemesse-

StraBenszene in Berlin-Kreuzberg
Von der Offentlichkeit kaum wahr-
genommen haben sich —vor allem in
stadtischen Ballungsgebieten —in allen
Lebensbereichen autarke muslimische
Parallelgesellschaften entwickelt.
Insbesondere hat sich eine eigenstandige
islamische Wirtschaft etabliert, die ihren
Einflussbereich zusehends ausweitet.
Vor diesem Hintergrund erhélt die
Frage der Integration der islamischen
Mitbirger in unsere Gesellschaft be-
sondere Bedeutung.

Foto: dpa-Fotoreport

nen Lésungen zu kommen, und kdnnte
sein Selbstverstandnis gegebenenfalls
verfassungs- und gesetzeskonform gestal-
ten.?® Daflr bedurfte es aber der Umset-
zung durch eine der freien Meinungsent-
scheidung fahigen und beféhigten, von
allen anerkannten islamischen Juristen-In-
stitution. Das setzt zumindest Einmutig-
keit unter den Organisationen voraus. Je-
doch hat jede Einzelne von ihnen ihren
eigenen fur Fatwas zustandigen Figh-Rat
oder ist auch in dieser Hinsicht an entspre-
chende Institutionen im Ausland ange-
bunden. Ein Konsens tUber einen schriftlich
zu fixierenden Kodex als Voraussetzung
fir die Durchsetzung eines solchen Vorha-
bens ist deshalb eher nicht zu erwarten.

Eine Individualisierung
der Religion wird als Untergang
des Glaubens gesehen

Eine Individualisierung der Religion sehen
diese Organisationen als Untergang des
islamischen Glaubens an. Deshalb steuern
sie gegen individuelle Freiheiten an, die
sie immer dem ,,Gemeinwohl* (maslaha)
der Gemeinschaft der Glaubigen, der
umma, unterordnen. Diese Feststellung
gilt auch im Hinblick auf unsere individu-
ellen Menschenrechte und das islamische
Menschenrechtsverstandnis. Vor einem
vergleichbaren Niedergang des Islam wol-
len sie die hiesigen Muslime bewahren.
Dagegen hilft ihrer Ansicht nach nur ein
kompromissloses Festhalten am urspriing-
lichen Islam, also am Koran und an der
Sunna einschlieBlich der Schar’a.

Ein Nebeneinander von Grundgesetz
und Schar?’a?

Unverzichtbar fur den deutschen Staat ist
und bleibt aber die Akzeptanz seiner Ver-
fassung und seiner Gesetze durch jeden
Einwohner, welche Religions- und Staats-
angehdrigkeit er auch immer ansonsten
noch haben mag.?” Dieser Rechtsstaat
kann nicht zweierlei Recht dulden und
partiell die Schari’a akzeptieren. Denn
dies wiurde unweigerlich endgultig auf
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Integration im Sport

Der Sportist der Bereich, der fur die Eingliederung vor allem junger Mitblrger aus ande-
ren Landern in unsere Gesellschaft Vorbildwirkung entwickelt hat: nicht nur im Fu3ball
trainieren und spielen deutsche und auslandische Sportler mit und ohne deutschen Pass
miteinander. Das Bild zeigt Yildray Basturk (1.), Mittelfeldspieler des FC Leverkusen beim
Spiel gegen den FC St. Pauli am 15. 9.2001. Im Gedenken an die Opfer der Terroranschla-
gevom 11.09.2001 in den USA tragen die Spieler einen Trauerflor.

den ,,Staat im Staat“ hinauslaufen. Man
muss aber leider davon ausgehen, dass
unser Grundgesetz den meisten der hiesi-
gen Muslime Gberhaupt nicht bekannt ist,
weshalb dieser Staat allerdringendst Auf-
klarungsarbeit leisten muss. Deshalb muss
eine - allerdings nicht genauer definierte
- Umfrage auBerordentlich nachdenklich
machen, deren Ergebnis das Zentral-Insti-
tut Islam-Archiv in Soest in der ,,Moslemi-
schen Revue publiziert hat und offenbar
positiv einschatzt. Danach sollen knapp
50 % der befragten hiesigen Muslime
keinen Widerspruch zwischen unserem
Grundgesetz und dem Koran mehr sehen,
bei steigender Tendenz. Wenn nun aber
etwas mehr als die Halfte der hiesigen
Muslime den Koran und das Grundgesetz
fur miteinander unvereinbar halt, ist dies
ein gravierender Befund. Denn dann kann
man die Problematik nicht mehr auf die
Islamisten reduzieren.?®

Allerdings hat auch ein Muslim in der Dias-
pora nach Uberwiegender Meinung der
Theologen den Gesetzen des jeweiligen
Landes zu gehorchen, freilich unter der
dehnbaren Bedingung, dass er seinen
Glauben praktizieren kann, und mit der
Einschrankung, dass dies nur Gultigkeit
hat, ,,wenn der Islam bzw. die Schar?’a dies
gestatten”. Die Schari’a regelt das Ver-
haltnis der Menschen untereinander und
zu Gott. Sie umfasst nicht nur straf- und
zivilrechtliche Regelungen, sondern auch
die ibadat, die funf Saulen (Glaubensbe-
kenntnis, rituelles Gebet, Fasten im Monat
Ramadan, Sozialabgabe und Pilgerfahrt),
Speisegebote, Verhalten im Feindesland
oder im Land des Vertrags etc. Sie ist aber
kein vorliegender Gesetzeskodex.
Dieselbe Einschrankung findet sich in den
diversen Islamischen Menschenrechtser-

Foto: dpa-Fotoreport

klarungen. Das bedeutet z. B. im Falle der
Religionsfreiheit: Sie ist grundsatzlich
gegeben, wenn man zum Islam Ubertre-
ten will; aber es ist gemal der Schari’a
nicht gestattet, vom Islam abzufallen,
was — im strengsten Falle — mit der Todes-
strafe zu ahnden wére.

Nur allzu leicht Ubersieht man die Aktivita-
ten auch kleinerer Vereine und Institute,
die tatsachlich auf eine Zweigesetzlichkeit
inDeutschland-Schari’anebendeutschem
Recht und Scheriatgerichtshofe neben
deutschen Rechtsinstitutionen — hinarbei-
ten und die entsprechenden Fachleute so-
gar hierzulande ausbilden. Auch wenn die
Muslime dies nicht so sehen, so ist es doch
ein massiver Angriff auf unser Rechtssys-
temund zugleich der Versuch, die entstan-
dene Parallelgesellschaft weiter zu festi-
gen. Begruindet wird dies gelegentlich
damit, dass in England eine Schari’a-Insti-
tutionalsMittler furdasVerstandnisislami-
scher Rechtsvorstellungen positiv tatig sei.”
Auch wenn die grof3en islamischen Ver-
bénde in der Diaspora die hiesigen Bedin-
gungen ,,respektieren* und dies sogar in
ihren Satzungen festgelegt haben, so
muss man dennoch abklaren, ob dies nur
geschieht, weil die gegebenen Mehrheits-
verhaltnisse momentan keine Alternati-
ven zulassen.

Anerkennung als Korperschaft
des o6ffentlichen Rechts?

Vereinfacht dargestellt sind es diese nicht
mit letzter Rechtssicherheit beantworte-
ten Probleme, warum die Anerkennung
desIslam als Korperschaft des 6ffentlichen
Rechts bis heute in keinem Bundesland
erfolgt ist. Ebenso ist keine dauerhafte
Regelung fur islamischen Religionsunter-

richt erreicht, obwohl dies ein garantier-
tes Grundrechtist und Konsens dariiber zu
herrschen scheint, dass die muslimischen
Kinder in ihrer religiosen Identitat gefes-
tigt werden mussen, ein Gedanke, den
auch —vielleicht nicht ganz uneigenntitzig
—die Kirchen beider christlicher Konfessio-
nen massiv unterstiitzen.*
Vielerortswurdenislamische Curriculaent-
wickelt, z.B. von DIF und dem Zentralrat.
Die Ausbildung der Imame wird von etli-
chen Organisationen eigensténdig betrie-
ben.® In Deutschland bilden z.B. DIF oder
seit Februar 2001 der umstrittene ehemali-
ge Vorsitzende der Islamischen Religions-
gemeinschaft Hessen Amir Zaidan mitdem
Projekt ,,Deutschsprachige Ausbildung in
Islamologie* in Berlin, Frankfurt und
Minchen muslimische Islamwissenschaft-
ler aus. Die Schaffung eines Lehrstuhls fur
Islamische Theologie an hiesigen Univer-
sitdten wird in Hamburg, Frankfurt, Essen
und andernortsdiskutiert.
WieaberistdieSicherheitgegebenundwie
ist Uberprufbar, dass diese Religionslehrer
nicht die Schari’a als einzig wahre islami-
sche Lebensform anpreisen und dass sie
unser Grundgesetz mitdenMenschenrech-
ten nicht nur als eine bedauerlicherweise
unterden hiesigen Diaspora-Bedingungen
zu ertragende Kompromisslésung vermit-
teln? Diese Unklarheit betrifft grundsatz-
lich alle islamischen Organisationen mit
Ausnahmevon DITIB.

,.Knackpunkt* ist die Frage
der Menschenrechte

Alle islamischen Organisationen in
Deutschland wird man vor allem an der
Frage der Menschenrechte zu messen
haben, insbesondere auch hinsichtlich der
Stellung der Frau und der Religionsfrei-
heit, ob z.B. Muslime zu einer anderen
Religion konvertieren durfen, und an
deren Umgang z.B. mit den missionie-
renden Ahmadis und den Aleviten oder
Atheisten. Grundsatzliche rechtlich-reli-
giose Fragen werfen die ,,Mischehen* auf.
Das Tierschutz-widrige Schachten ohne
Betaubung wird ausnahmslos von allen
Vereinigungen gefordert, obwohl inneris-
lamisch Kurzzeit-Betdubung gestattet ist,
oder die Teilnahme an mehrtéagigen Klas-
senfahrten® und am koedukativen Schul-
sport.®® Alle Vereinigungen treten auler-
dem fur eine grundgesetzwidrige rigide
Geschlechtertrennung ein.

Der Kopftuch-Streit

Am Beispiel ,,Kopftuch fur Lehrerinnen*
entbrannte ein noch immer wahrender
Rechtsstreit. Der Fall der Fereshteh Ludin
in Baden-Wirttemberg ist das bekann-
teste Beispiel; dagegen darf eine Lehrerin
mit Kopftuch seit 2000 in Lineburg in
Niedersachen unterrichten. Namhafte
Gelehrte wie der agyptische Religionsmi-
nister Dr. Hamdi Zakzouk erkennen kei-
nen Schleier- bzw. Kopftuchzwang in der
Religion.** Die islamischen Organisa-
tionen in Deutschland sehen aber das
Kopftuch als religidse Pflicht an, mit der
einzigen Ausnahme der grof3ten, rein tir-
kisch-staatlichen Organisation DITIB, weil
in der Turkei Parlamentarierinnen und
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Lehrerinnen bzw. Hochschullehrerinnen
sowie Angestellten im 6ffentlichen Dienst
das Tragen des Kopftuchs verboten ist.
Ware das Kopftuch-Tragen religiose
Pflicht, so wirden sich die meisten Musli-
minnen in Deutschland versiindigen. Um
dennoch derartige Vorstellungen durch-
zudricken, werden mit System Muster-
prozesse gefuhrt, um mit Prézedenzfallen
den Durchbruch zu erzielen.* Dass man
hier in Deutschland bereits weiter voran-
gekommen sei als in der Turkei, wird
immer wieder herausgestellt. Deutschland
ist eine Spielwiese der Islamisten gewor-
den mit besseren Mdglichkeiten als in
allen islamischen Herkunftslandern.®

,,Als Menschen akzeptiert werden”

Es geht zuné&chst generell um den Schutz
der muslimischen Mehrheit vor islamisti-
schen Ansprichen. Es geht aber auch um
den Schutz des deutschen Staates vor dem
Anspruch von Minderheiten auf Rechte,
diezulastenderallgemeinen Mehrheitge-
hen kdnnten. Eskdnnte eine Situation ent-
stehen, in der die Religionsfreiheit gefahr-
det ist oder in der zumindest der einschla-
gige Grundgesetzartikel klarer definiert
werden musste, eventuell unter Festschrei-
bung dessen, was ,,Religionsfreiheit* im
deutschen Grundgesetz beinhaltet.

Bei allen Schwierigkeiten ist es mit Einsicht
und unter Ricksichtnahme auf unverrick-
bare Werte sehr wohl méglich, miteinan-
der gut auszukommen; die Geschichte hat
es bewiesen. Wir mussen nach so kurzer
Zeit des Zusammenlebens noch viel
Geduld miteinander haben. Allerdings ist
es angebracht, klare Positionen zu bezie-
hen, um nicht jener immer wieder apo-
strophierten Mehrheit zu schaden. Was
wir zunachst erreichen mussen, klingt so
einfach und ist doch so schwer, aber es ist
erreichbar, und ich sage es mit den Worten
des turkischstammigen deutschen Staats-
birgers Ahmet Senyurt:

,,Wir wollen nichts anderes als Normalitat.
Wir wollen keine Benachteiligung, keine
Bevorzugung, keine Sonderrechte. Wir
wollen nur einfach als Menschen akzep-
tiert werden!”
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FuBnoten

Drucksache 14/4530 vom 8.11.2000 im Umfang von
93 Seiten. Zur Diskussion siehe http://www.islam.
de/sections/servicepoint/downloads/files/protokoll_
islam_bundestag.log

Kenntnisreich ist die Broschiire von Claudia Dantsch-
ke/Ali Yildirim/Eberhard Seidel: Politik im Namen
Allahs. Der Islamismus - eine Herausforderung fir
Europa, die im September 2000 von Ozan Ceyhun
herausgegeben und Uber Die Griinen im Européi-
schen Parlament zu ordern ist.

Ob diese Angabe der Realitat nahekommt, lasst sich
angesichts etlicher fragwurdiger Angaben tber Mit-
gliederzahlen nicht ausmachen.

Der grof3te alevitische Verband ist AABF (Avrupa
Alevi Birlikleri Federasyonu, Foderation der Alevi-
tengemeinden in Europa) mit Sitz in KoIn.

Die Zahlen stammen von der Ahmadiyya Muslim
Jamaat mit Sitz in Frankfurt.

Zu der Gesamtproblematik siehe Ursula Spuler-Ste-
gemann: Muslime in Deutschland. Nebeneinander
oder Miteinander? Freiburg-Basel-Wien 1998.
Diese Angabe basiert auf der Addition der in 12 Jah-
ren (1988-1999) rund 460000 aus islamischen Lan-
dern eingeburgerten Menschen, wahrscheinlich
uberwiegend Muslime, darunter 140605 Tirken,
zuzuglich geschatzte Einburgerungszahlen aus der
Zeitvor 1988.

Siehe im Detail Thomas Lemmen: Islamische Organi-
sationen in Deutschland. Hrsg. von der Friedrich-
Ebert-Stiftung. Bonn Juli 2000.

VIKZ gibt auBerdem die Zahl 80000 fir ,,Gemeinde-
mitglieder* an.

Dazu der Deutschland-zentrierte Beitrag von U. Spu-
ler-Stegemann: Zwischen Fundamentalismus und
Pluralismus: Zum Spannungsfeld Islam-Islamismus.
In: R. Weeth (Hrsg.): Bekenntnis zu dem einen Gott?
Christen und Muslime zwischen Mission und Dialog.
Neukirchen-Vluyn 2000, S. 123-128.

Die Selbstdarstellung findet sich unter http://www.
islamrat.de. Das Ergebnis der Vorstandswahl am
2.Juni 2001 bestatigt die engen Verbindungen zwi-
schen Islamrat und IGMG.

Zum Zahlen-Chaos siehe Th. Lemmen, op. cit. S. 43,
Anm. 96.

Der Parteivorsitzende Recai Kutan erklarte laut
,,Milli Gazete* vom 5.9.2001: ,,Wir werden uns nicht
andern; wir werden verandern.

Nachzulesen unter http://www.verfassungsschutz.
de/arbeitsfelder/ausland/page.html’6a.

So: http://www.baden-wurttemberg.de/verfas-
sungsschutz/inhalt.php?ID=573.

Zu den Schriften des Holocaust-Leugners Harun
Yahya siehe die Selbstdarstellung http://www.
harunyahya.org/de/autor.html.

Dieser Beitrag stammte von Stefan Meining und
Ahmet Senyurt.

Zusammenleben mit Muslimen in Deutschland.
Gestaltung der christlichen Begegnung mit Musli-
men. Eine Handreichung des Rates der Evangeli-
schen Kirche in Deutschland. Gutersloh. 2000, S. 19.
Die Empfehlung, leerstehende Kirchen an Moschee-
Vereine zu verkaufen (S. 116f.), bezieht automatisch
auch die IGMG ein.

Dazu Ursula Spuler-Stegemann: Wider die Blauau-
gigkeit. In ,,taz*“ vom 8.6.2000.

ATIB hat nach eigenen Angaben 20.000 Gemeinde-
mitglieder. Siehe dazu: http://www.atib-web.de.
Derartige Zéhlungen sind problematisch, weil sie
wahrscheinlich nicht die eingetragenen Mitglieder
angeben. Deshalb ist die unter sehr attraktiven
neuen Webseite http://www.islam.de zu findende
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Mitglieder-Liste mit der Angabe von 11000 ATIB-
Mitgliedern vermutlich realistisch.

Die Selbstdarstellung ist im Internet unter http://
www.vikz.de zu finden; ferner: Verband der Isla-
mischen Kulturzentren: Der kurzgefasste limihal.
Illustriertes Gebetslehrbuch. Koln 1998.

Siehe dazu: Zusammenleben mit den Muslimen
[Anm. 17], S. 18 und sehr viele Dialogveranstaltun-
gen.

Siehe z.B. die Artikel des hervorragenden Experten
far islamische Wirtschaft Ahmet Senyurt; ,,Der
Schatz der Gastarbeiter* WDR 3 Horfunk, in: Kriti-
sches Tagebuch, am 28.1.2000, 19.00 Uhr, und mit
einem Interview mit dem auf Holdings spezialisier-
ten Rechtsanwalt A. Ulger in: ,,Etap* 3/2000, oder
A. Senyurt/Claudia Dantschke: ,,Die Pyramide bro-
ckelt”, in: ,,persembe* vom 14.7.2000.

Siehe dazu Bassam Tibi: Der Islam in Deutschland.
Muslime in Deutschland. Stuttgart-Miinchen 2000,
S. 325-349.

Andreas Meier: Der politische Auftrag des Islam.
Programme und Kritik zwischen Fundamentalismus
und Reformen. Originalstimmen aus der islamischen
Welt. Wuppertal 1994. Erdmute Heller/Hassouna
Mosbahi: Islam, Demokratie, Moderne. Aktuelle
Antworten islamischer Denker. Munchen 1995.
Gudrun Kramer: Gottes Staat als Republik. Reflexio-
nen zeitgendssischer Muslime zu Islam, Menschen-
rechten und Demokratie. Baden-Baden 1999. So
auch im ,,Rundbrief der Deutschen Muslim-Liga*
vom Maérz/April 1998, in dem Abdullah Borek die
Muslime auffordert, sich an Wahlen zu beteiligen;
ferner das beachtenswerte Buch von Murad Wilfried
Hofmann: Der Islam im 3. Jahrtausend. Eine Religion
im Aufbruch. Kreuzlingen 2000, S. 107-130.

Smail Balic: Der Islam-europakonform? Religionswis-
senschaftliche Studien 32. Wirzburg-Altenberge
1994, weist Ansatze auf, die aber - soweit ich sehe -
als ,,sékular* abgeurteilt werden.

Dazu Heiner Bielefeldt: Muslime im sakularen
Rechtsstaat. In: Der interkulturelle Dialog Heft 2.
Hrsg. von der Auslanderbeauftragten des Landes
Bremen. Bremen 1999.

.Moslemische Revue* 2/1999, S. 113

Dazu Mathias Rohe: Der Islam — Alltagskonflikte und
Losungen. Rechtliche Perspektiven. Freiburg-Basel-
Wien 2001, S. 122 und Anm. 297.

Islamischer Religionsunterricht: Stellungnahme des
Sekretariats der Deutschen Bischofskonferenz vom
22.1.1999, und Religionsunterricht fur muslimische
Schilerinnen und Schiiler. Eine Stellungnahme des
Kirchenamtes der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land. Hannover. 16.2.1999.

Eine Ausnahme bilden die DITIB-Imame und Reli-
gionslehrer, weil sie an staatlichen tirkischen Uni-
versitaten ausgebildet wurden.

Dazu Ahmet Senyurt: Bei km 82 endet die Freiheit.
,»taz* vom 13.7.2000.

Zur hiesigen Rechtssituation siehe Adel Th. Khoury/
Peter Heine/Janberd Oebbecke: Handbuch Recht
und Kultur des Islams in der deutschen Gesellschaft.
Gutersloh 2000, die Kap. VI und VII sowie Mathias
Rohe: op. cit [Anm. 28].

Siehe dazu das Interview mit Zakzouk im ,,Spiegel*
23/2.6.2001, S. 180.

DIF: SchleierHaft. Zur Situation muslimischer Kinder
und Jugendlicher in Schule und Ausbildung. K&In
1996, bietet gute Einblicke in die Methodik, entspre-
chende Gerichtsurteile zu provozieren.

Siehe Werner Schiffauer: Die Gottesmanner. Turki-
sche Islamisten in Deutschland. Frankfurt a. M. 2000.
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Eine Fallstudie

Auf der Suche nach Anerkennung
Im Spagat zwischen zweli Kulturen

Die Uberzeugungskraft des radikalen politischen Islam
fur Jugendliche der zweiten Generation in Deutschland

Von Werner Schiffauer

Prof. Dr. Wer-
ner Schiffauer
lehrt Verglei-
chende Kultur-
und Sozialan-
thropologie an
der Europa-
Universitat
Frankfurt/Oder

Tarkische Jugendliche, die in Deutschland
aufwachsen, sehen sich einer doppelten
Herausforderung gegenuber: Integrati-
onsbemuihungen, westlicher Lebensstil
lassen sie in den Augen der Eltern und der
Tarkei-Turken zu ,,Deutschlandlern® wer-
den, fur die deutsche Umgebung bleiben
sie weitgehend ruckstéandige Turken. Sie
leben somit nicht nur sprachlich in zwei
Welten. Einige von ihnen, gerade die bes-
ser Ausgebildeten, 16sen den Konflikt
durch Hinwendung zu islamistischen
Gruppen wie die des Cemaleddin Kaplan.
Damit zeigen sie gegenlber der Véaterge-
neration eine Uberlegenheit, die auf einer
grundlicheren Kenntnis des Islam und auf
einem starkeren Eifer beruht, der deut-
schen Umwelt gegeniber inszenieren sie
ihre Andersartigkeit und entgehen dem
Vorwurf, ,,verdeutscht* zu sein. Red.

Nicht nur als Reflex von
Ausgrenzung und Diskriminierung

DieFaszinationdesradikalenpolitischenls-
lam auf junge eingewanderte Deutsche
wird Ublicherweise auf die Erfahrung
von Ausgrenzung und Diskriminierung
zurlckgefihrt. Die Verweigerung von
Partizipationschancen treibe immer mehr
Immigranten der zweiten und dritten Ge-
neration in die Arme islamistischer Ge-
meinden (Heitmeyer 1997). Dies ist wohl
nichtganzfalsch, istaber-sodie These, die
ich hier vortragen mochte - zu einfach. Es
erklart ndmlich nicht die Attraktivitat die-
serBewegungenauchaufjunge Intellektu-
elle, die als Gymnasiasten oder Studenten
an den Ausbildungsangeboten dieser Ge-
sellschaft partizipieren und die auch als
kiinftige Arzte oderIngenieureguteberuf-
liche Chancen haben. Anhand einer bio-
graphischen Analyse eines ehemaligen
Anhéangers des ,,Kalifatsstaats* des Cema-
leddin Kaplan mdchte ich zeigen, dass die
Grunde komplexer und sublimer sind. Sie
steheninZusammenhangmitderFrageder
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gesellschaftlichen Anerkennung: Diese be-
zieht sich zwar auch auf Fragen von Diskri-
minierung und Ausgrenzung, geht aber
weit dartber hinaus, weil sie auch das Ver-
haltnis zur ersten Generation und zu den
Turkei-Turken thematisiert.

Das Beispiel des ,,Kalifatsstaates**
von Cemaleddin Kaplan

Der Kalifatsstaat des Cemaleddin Kaplan
und seines Sohn und Nachfolgers Metin
Kaplan ist eine der radikalsten islamisti-
schen Gemeinden in Deutschland. Die
Gemeinde konstituierte sich 1983 als
Abspaltung von der Nationalen Sicht, der
europaischen Fraktion der Turkischen
Wohlfahrtspartei von Erbakan. Nach
Kaplans Meinung war es nicht moglich,
auf parlamentarischem Weg in der Turkei
eine islamische Republik zu begrtinden. Er
setzte statt dessen auf eine Basisbewe-
gung: durch eine Rickkehr zu den Quel-
len, also dem Koran, sollte die Zersplit-
terung der Muslime Uberwunden, eine
starke politische Bewegung aufgebaut,
die Macht erobert und als Endziel das Kali-
fat — das wahrend der Revolution abge-
schaffte Amt des Oberhauptes aller Musli-
me - neu errichtet werden. Anfang der
neunziger Jahre radikalisierte sich die
Bewegung zunehmend und nahm immer
mehr einen sektiererischen Charakter an.
Dies druckte sich unter anderem in der
Ausrufung des Glaubenskriegs gegen die
Turkei (1991), der Konstitution einer Exil-
regierung (1992) und der Selbsternen-
nung Kaplans zum Kalifen (1994) aus.
Damit hatte sich der Anfuhrer einer, zu
der Zeit noch ungefahr 1400 Mitglieder
zahlenden, Gemeinde zum Oberhaupt
aller Muslime weltweit erklart. Durch
diese Schritte isolierte sich die Kaplan-
Gemeinde voéllig von den anderen islami-
schen Gemeinden in Deutschland, die den
in ihm zum Ausdruck kommenden Allein-
vertretungsanspruch nicht akzeptieren
konnten und wollten.

DiePolitikKaplanswarauch fiirviele seiner
Anhénger der ersten Stunde nicht mehr
akzeptierbar, strengglaubigen Muslimen
von meist landlichen Hintergrund, die be-
sonders die Ausrufung des Kalifats als
Hybris empfanden. Sie verlieRen die Ge-
meinde; anihre Stelletratenjunge Migran-
ten der zweiten Generation, nicht selten
Akademiker, die an deutschen Universita-
ten studiert hatten. 1995 starb Kaplan und
sein weit weniger charismatischer Sohn
Metin wurde Nachfolger im Kalifat. 1996
kam es zur Spaltung der Gemeinde. lbra-
himSofu,derzuderZeitalsArztinBerlinar-
beitete, wurde seinerseits von seinen An-

hangern zum Kalifen ausgerufen. Metin
Kaplan reagierte darauf mit einer ,,Todes-
Fetva“:WersichzurZeiteinesamtierenden
Kalifen zum Gegenkalifen erklare, verdie-
ne die Todesstrafe. 1997 wurde Ibrahim
Sofu von einem Killerkommando ermor-
det. 1999 wurde Metin Kaplan verhaftet
und im November 2000 vom Oberlandes-
gericht Dusseldorf wegen Aufrufs zum
Mord zuvierJahren Geféangnisverurteilt.
Die folgenden Ausfiihrungen beziehen
sich auf den Zeitraum vor diesen dramati-
schen Ereignissen. Ich hatte 1993 wahrend
meiner Feldforschung in der Augsburger
Gemeinde des Kalifatsstaats mit Sey-
fullah, einem Gymnasiasten und begeis-
terten Gemeindemitglied, zahlreiche
Gesprache und zwei langere Interviews
gefuhrt. Er war 1992 zu der Gemeinde
gestolRen und gehdrte zu den jungen
Intellektuellen, die sich von Cemaleddin
Kaplan faszinieren liel3en.

Selbstfindung und
Selbstverwirklichung nach
westlichem Muster

Seyfullah ist der Jingste von sechs
Geschwistern, vier Bridern und zwei
Schwestern. Er wurde 1976 in einer Klein-
stadt sudlich von Augsburg geboren, wo
die Familie in einer Arbeitersiedlung
lebte. Der Vater war Prediger bei der
Nationalen Sicht gewesen, also der
Gemeinde, von der sich Kaplan abgespal-
ten hatte. Er hatte nach Mdglichkeit ver-
sucht, seine Kinder im islamischen Geist zu
erziehen. Zu dem Zeitpunkt des Gesprachs
war Seyfullah siebzehn Jahre alt und
besuchte das Gymnasium in Augsburg. In
unserem ersten Interview beschrieb er in
einer bemerkenswerten Passage, wie er
in die Gemeinde gekommen ist. Das
Gesprach wurde auf Turkisch gefuhrt.

,.Ich habe begonnen, mich allméhlich [von
meinem Elternhaus] zu trennen. Ich war ja
auf der Schule, also ich war etwas frei (auf
Deutsch), also ich habe alles getan, was ich
wollte (auf Deutsch)... Also wir sind bei-
spielsweise im Ramazan aus der Moschee
ausgerissen und zu dem und jenen gegan-
gen... Ich habe ein Skateboard gekauft.
[Ich lernte] damit springen. Ich habe es ex-
trem betrieben. Ich war der erste turkische
Skateboardfahrer, dort, wo ich wohnte, in
Bobingen. Naturlich waren die Turken da-
gegen... Beim Skateboardfahren habe ich
viele Freunde kennengelernt. Also ich
hatte viele deutsche Freunde; es war
glaube ich, gar kein Turke darunter. Also
ganz viele Deutsche, ganz ganz viele. Kein
turkischer Freund kannte so viele Deutsche
wieich. Alsoich kenne sehrsehrviele Deut-



sche... Dann begann das mit den Graffitis.
Also alle Freunde haben damit angefan-
gen, und ich nattrlich auch. Das alles dau-
erte zwei, drei Jahre. Und dann habe ich
wieder gemerkt: Also es war ruhelos
(huzur yok), ruhelos... Also ich hatte im-
mer schlechte Laune. Wenn eine Kleinig-
keit passiert ist, habe ich aus einer Mucke
einen Elefanten gemacht (auf Deutsch).
Also ich war standig nervds und ange-
spannt. Uberall —in der Familie, auRerhalb
der Familie — Gberall. Ich hatte grof3e Pro-
bleme, also psychisch, also ich hatte groRRe
psychische Probleme... Zu dieser Zeit lief
es auch in der Schule auBergew6hnlich
schlecht. Ich arbeitete, doch ich verstand
nicht, warumesso schlechtlief. Dann hatte
ichin Deutsch eine ,Funf‘undsechs,Vierer*
im Zeugnis. Also in der siebten Klasse kam
plotzlich diese rapide Verschlechterung.
Also psychisch war ich vollig fertig. Dann
schauteich, so geht das nicht. Langsam be-
gann ich den namaz* zu beten - habe aber
mich aber immer noch mit meinen Freun-
den getroffen. Also ich fange mit dem na-
maz an und mache trotzdem noch halb
weiter und dann habe ich langsam zu se-
hen begonnen: Wir sind Muslime, aber wir
kennen den Islam nicht... Dann ist meine
Familie umgezogen, weiter raus. Dann
konnte ich die Freunde nicht mehr so ein-
fach treffen. Ich hatte viel Zeit. Dann habe
ich begonnen viel Fernsehen zu schauen,
also das hat mich sehr beschaftigt, also das
ist sehr schadlich...*

In dieser Zeit wurden Gesprache mit sei-
nem Bruder Ibrahim, der damals bereits in
Berlin Medizin studierte, wichtig. lbrahim
brachte ihm Kaplan néher: ,,Allah, das war
nun etwas ganz anderes als das von den
Hodschas, die ich bisher gehort hatte. Also
das war interessant, [Ibrahim] erzahlte
viel Interessantes und dann hat er mir ein
paar Blucher gegeben. Also Blucher von
Cemaleddin Kaplan... Ich hatte vorher
was gelesen Gber den Islam, aber ich habe
nur die Halfte verstanden, mein Wort-
schatz® war null... Und dann habe ich
Cemaleddin Hoca gelesen — und da gab es
nichts, was ich nicht verstand.* Besonders
wichtig sei fur ihn eine Fahrt zum Bruder
nach Berlin gewesen. ,,Dort bin ich lange
geblieben. Wir haben einiges gemacht:
Bucher gekauft, gelesen. Er hat mir
Bucher empfohlen — und seit damals kann
ich nicht mehr aufhdren.*

Betrachten wir zunéchst die Art und
Weise der Selbstbeschreibung. Seyfullah
gibt uns hier die Beschreibung einer psy-
chischenKrise undihrer Losung. Die Termi-
nologie und die Struktur dieser Schilde-
rung zeigen, dass er sich an einem Modell
des Selbst orientiert, das sich wesentlich
von dem der Generation vor ihm unter-
scheidet. Angehorige der ersten Genera-
tion waren grundsatzlich sehr zurtickhal-
tend, wennichsie nach ihrenindividuellen
Erfahrungen fragte. Sie waren der Mei-
nung, dass das individuelle Selbst fir je-
manden uninteressant ist, der auf der Su-
che nach der Wahrheitist. Was kdnne man
schon aus individuellen Fehlern und Irrti-
mernlernen? Mansollesich lieber der gott-
lichen Wahrheit zuwenden, also in Bezug
auf Religion mit denjenigen sprechen, die
am Besten daruber Bescheid wdussten.
Nach diesem Modell ist das individuelle

Selbst irrelevant. Man gewinnt nichts aus
einer reflexiven Zuwendung zum Selbst -
wichtiger ist es, sich selbst zu transzen-
dieren. Psychische Krisen wurden — wenn
Uberhaupt-nurzoégerlichund mitgroRem
Unbehagen, wenn nicht Scham, angespro-
chen. Ganz anders Seyfullahs Erzahlung.
Sie zentriert sich um ein individuelles
Selbst, dasin einemschmerzhaften Prozess
zu sich selbst findet. Es ist kein Zufall, dass
diese Geschichte fur einen westlichen Le-
ser viel zugénglicher ist, als die Geschich-
ten der ersten Generation®: Seyfullah in-
terpretiert sich selbst mit einem Modell,
das er wahrend des Aufwachsens in
Deutschland erworben hat. Diese Modell
wird Uber eine Vielzahl von Kanélen
vermittelt (Literatur, Diskussionen, Bera-
tungsgesprachen), die alle die Bedeutung
des individuellen Selbst in dieser Kultur
unterstreichen. Werte wie Selbstverwirk-
lichung, Unabhangigkeit, Selbstfindung,
Autonomie artikulieren alle die existen-

zialistische Botschaft, dass man zu dem
werden soll, der man ist. Man mag bereits
hier anmerken, dass ein individualisiertes
Selbst besonders sensibel in Bezug auf An-
erkennung ist. Die Reflexivitat, die in die-
ser Struktur besonders betont wird, flhrt
tendenziell dazu, dass mansich selbst stan-
dig zum Thema macht. Dies macht einen
abhangiger von Bestatigung durch andere
als eine Konzeption, die an der Uberwin-
dung beziehungsweise Transzendierung
des individuellen Selbst interessiert ist.

,.Verdeutschen* -
ethnische Codierungen
unliebsamer Aktivitaten

Seyfullahs Erzahlung gliedert sich in drei

Phasen:

1) Die Phase vor der Hinwendung zu
Kaplan;

2) Die Krise und

3) Die Ldsung.

Dieses Bild kann aus
urheberrechtlichen Grinden
nicht angezeigt werden

Der ,,Kalif von KéIn*

Das Foto zeigt Metin Kaplan, den sogenannten Kalifen von Koln, wahrend des Staats-
schutzprozesses, der im Jahr 2000 vor dem OLG Dusseldorf stattfand. Kaplan wurde vor-
geworfen, eine fur seine Gefolgsleute verbindliche Todesdrohung gegen einen
Abweichler ausgesprochen zu haben, der daraufhin von drei unbekannten Tatern

erschossen wurde.

Foto: dpa-Fotoreport
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Die Schilderung der ersten Phase ist durch
den fast inflationaren Gebrauch der eth-
nischen Zuschreibungen ,,deutsch* und
tarkisch* charakterisiert. Beide Welten
werden in Oppositionzueinander konstru-
iert: Aufder einen Seite schildert Seyfullah
die Welt des Gymnasiums und der Freun-
desgruppe, die als ,.frei* charakterisiert
wird; ihr wird die Welt der Familie und der
turkischen Gemeinde gegenubergestellt,
die als restriktiv beschrieben wird. Dies
ist alles andere als selbstverstandlich. Ge-
nauso plausibel wéare es gewesen, wenn
Seyfullah einen Gegensatz zwischen Ju-
gendkultur und Erwachsenenkultur auf-
gemacht héatte - schlieBlich waren wahr-
scheinlich auch viele Eltern seiner deut-
schenFreundenichtallzugliicklichGberdie
Aktivitaten ihrer Kinder. Der Grund fir die
ethnische Codierung liegt bei den beiden
Institutionen, die fUr einen jungen Turken
in diesem Alter entscheidend sind — nam-
lichdie Schule und das Elternhaus.
Turkische Eltern tendieren sehr schnell
dazu, unliebsame Aktivitaten ihrer Kinder
als ,,verdeutschen* zu interpretieren. In
dieser Komplexitatsreduktion driickt sich
die verbreitete Angst einer ersten Genera-
tion aus, die Kinder an eine ihnen fremde
Umwelt zu verlieren. Dies bedeutet, dass
pubertér rebellisches Verhalten, Unwillen
den Wunschen der Eltern zu entsprechen
oder auch neue Angewohnheiten sehr
schnell ethnisch codiert werden. Eine tir-
kische Gymnasiastin brachte es in einem
Gruppeninterview auf den Punkt: ,,,Mach
mal dies‘, ,mach mal das‘, ,du musst mir
helfen meine Tochter‘, und wenn man das
nicht macht, dann kommt sofort so ein
Spruch: ,du bist ne Faule und ver-
deutscht’.

Vor allem praktizierende Muslime, die
wertebewusster sind als séakular gesinnte
Immigranten, neigen aus dieser Sorge oft
zu einer Uberprotektiven Einstellung.
Eine dhnliche Komplexitatsreduktion —
allerdings mit umgekehrten Vorzeichen -
findet man an den deutschen Schulen. Die
Lehrer neigen dazu, Handlungen ihrer
islamischen Schuler oder ihrer Eltern auf
sislamischen Konservativismus‘ zurtck-
zufuhren — und nicht als Versuche zu
sehen, mit einer strukturell schwierigen
Situation umzugehen.

Ein doppeltes Problem der
Anerkennung

Junge Immigranten sehen sich also mit
einem doppelten Problem der Anerken-
nung konfrontiert. Die Kompromisse und
Mandver, die sie als Tirken in Deutschland
machen, werden von den Eltern prinzi-
piell als Verdeutschung und von den Leh-
rern als Verhaftetsein in der turkischen
und islamischen Kultur interpretiert.
Dabei ist entscheidend, dass diese Ein-
schatzungen mit Wertungen und Ableh-
nungen verbunden sind: In tdrkischen
Familien wird ,,Deutschland* mit kaput-
ten Familienverhaltnissen, sexueller Liber-
tinage, Alkohol, Drogen, Nazitum und
Gewalt gleichgesetzt. Von Deutschen
wird die islamisch-tirkische Familie mit
Ruckstandigkeit, Autoritarismus, Patriar-
chalismus und innerfamilialer Gewalt
gleichgesetzt. Die komplexe Situation der
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jungen Turken aus Einwandererfamilien
wird nicht nur nicht wahrgenommen; die
Kompromisse, die sie erzwingt, werden
auch immer problematisiert und abge-
wertet.

Viele turkische Kinder in dieser Situation
sehen sich gezwungen, zu Hause ,,die
Deutschen* zu verteidigen und in der
Schule den Islam beziehungsweise die
,»turkische Kultur*. Da aber die Kenntnis-
se beider Seiten Ubereinander rudimentar
und stereotyp sind, missen sie das nicht
selten mit den falschen Argumenten tun.
Nicht selten finden sie sich in einer Lage,
in der sie zur Unwahrheit greifen mus-
sen, um die Wahrheit zu sagen. Dies ist
eine sehr schmerzhafte Situation. Obwohl
sie linguistisch in zwei Sprachen kompe-
tent sind, kdnnen sie nicht von einen Kon-
text in den anderen Ubersetzen, weil alles
auf dem falschen Hintergrund interpre-
tiert wird (Schiffauer 2001). Sie finden
sich, wie es der Titel eines der besten
Beschreibungen der Sprachlosigkeit bei
Eingewanderten fasst, ,,lost in trans-
lation” (Hoffmann 1989/1993).

Wenn wir uns Seyfullahs Beschreibung
zuwenden, dann registrieren wir aller-
dings eine Asymmetrie. Die Haufigkeit,
mit der er die ,,deutschen Freunde*
erwahnt, lasst darauf schlieBen, dass er
sich fast verzweifelt um ihre Anerken-
nung bemuht. Dies hangt wohl damit
zusammen, dass er sich im Gymnasium in
einer fast rein deutschen Umgebung wie-
derfindet. Wenn man nur den ersten Teil
von Seyfullahs Beschreibung liest, wirde
man annehmen, dass er friiher oder spater
im Namen der deutschen Kultur mit der
Kultur seiner Eltern brechen wiirde. Wie
bei vielen anderen tritt das Gegenteil ein.
Der Grund durfte darin liegen, dass viele
junge Immigranten sich im Alter von 13
und 14 sehr schmerzhaft der Diskriminie-
rung seitens der deutschen Gesellschaft
bewusst werden. Einer der Griinde durfte
in der generellen Unsicherheit zu suchen
sein, die die Pubertat charakterisiert.
Hinzu tritt jedoch auch als soziologischer
Faktor, dass man in diesem Alter die relativ
geschitzten Spharen von Familie und
Elternhaus verlasst und mit gesellschaftli-
cher Zurtckweisung konfrontiert wird.
Man wird von dem Kollektiv abgelehnt,
dem man eigentlich zugehdren wollte -
und wird auf das Kollektiv zuriickverwie-
sen, aus dem man ausbrechen wollte. Der
daraus resultierende Konflikt kann zahl-
reiche Formen annehmen: Riickzug und
Depression, Aggression oder auch Iden-
tifikation mit radikalen Oppositions-
gruppen.

Seyfullah hat den letzteren Ausweg ge-
waéhlt. Indem er sich der Kaplan-Gemein-
de anschloss, fand er seinen Weg aus der
Krise. Der radikale Islamismus von Cema-
leddin Kaplan bot ihm einen intellektuell
befriedigenden Fluchtpunkt, von dem aus
sich die Welt perspektivisch ordnete.

Der Anspruch, Elite und Vorhut der
Islamischen Revolution zu sein

In der Zeit, in der Seyfullah seine Begeis-
terung fir Kaplan entdeckte, begann
Kaplan die Gemeinde in eine elitére
Kaderpartei zu transformieren, die sich

bewusst an junge Leute wandte. Die Mit-
glieder inszenierten sich als Vorhut einer
islamischen Revolution. Sie organisierten
Wehrsportibungen und begannen, eine
traditional anmutende islamische Klei-
dung anzulegen - die Robe und den Tur-
ban. Damit wurde die neue Identitat aus
dem Kontext der weitgehend geschlosse-
nen Gemeinde hinaus in den Alltag (auch
in die Schule) getragen.

Sehr unverhohlen wurde ein politischer
Fuhrungsanspruch angemeldet: Seyfullah
war Uberzeugt, dass die Fihrungsschicht
eines kunftigen islamischen Staats von
den Mitgliedern der Kaplan-Gemeinde
gestellt werden wiirde. Seiner Meinung
nach stand die Revolution unmittelbar
bevor.

,.Kaplan hat gesagt, die Sache des Islam sei
in der Tlrkei weit vorangeschritten. Sie
wollen ihn nun zum Verstummen bringen,
das klappt aber nicht... Jetzt haben sie
begonnen, langsam den Islam zu verste-
hen, also wir haben Hoffnung.*

Der Anspruch, islamische Elite und Vorhut
der Islamischen Revolution zu sein, wurde
durch selbstorganisierte Schulungen un-
termauert. Seyfullah begann, Arabisch zu
lernen und regelméRig an den Jugend-
treffen am Wochenende in der Gemeinde
teilzunehmen. Dort gehérte er bald zu
dem inneren Kreis, der sich in das islami-
sche Wissen einarbeitete. Dabei speziali-
sierte sich jeder der jungen Manner auf
ein Gebiet. Er selbst habe sich zunéchst in
Dogmatik/Glaubenslehre eingearbeitet
und in dem Zusammenhang unter ande-
rem die Schriften Said Nursis*, Hasan al-
Bannas® und Sayyid Qutb® (des Begriinders
des &gyptischen Islamismus) gelesen. Spa-
ter habe er sich selbst zunehmend den
politischen Fragen zugewendet:

,»,Was ist ein islamischer Staat, [wie verhalt
sich] Demokratie und Islam, was ist die
Aufgabe der neuen Generation? Wir stu-
dieren das Leben des Propheten... Wir
nehmen den Propheten als Vorbild und
studieren zum Beispiel, wie er sich in
bestimmten Situation verhalten hat, wel-
che politische Taktik er gewahlt hat, wie
er sich unter der Folter verhalten hat...*
Insgesamt héatten sie gute Fortschritte
gemacht - sie hatten sich ,,angespitzt wie
einen Bleistift*. Die Organisation des der-
art erarbeiteten Wissens unterscheidet
sich grundlegend von dem der ersten
Generation: Eine Systematik, die Uber-
blicke von Detailinformationen trennt, ist
andie Stelle eines eher flachigen Gewebes
von Geschichten und Erzahlungen ge-
treten.

,»Also wenn du jetzt [einen der Jugendli-
chen] fragst, weil3 er tber die grofRen Li-
nien Bescheid und wenn Du Detail wissen
willst, findet er sofort die einschlagigen
Stellen.* Kurzum: Die jungen Islamisten
eigneten sich das islamische Erbe mit den
intellektuellen Werkzeugen an, die sie an
den deutschen Schulen und Universitaten
erworben hatten.

Der narzisstische Gewinn einer Identifika-
tion als Revolutionér ist nachvollziehbar.
Dennoch erklért das nicht alles. Das Iden-
tifikationsangebot muss auch kognitiv
plausibel sein — es muss eine plausible
Rekonstruktion der bisherigen Erfahrung
erlauben. Tatséchlich scheint Seyfullah



genau dies zu empfinden. Im Gespréach
auRert er sich Uber den Reiz, den Kaplans
Denken auf ihn austibt: Es sei
,Vvollkommen logisch, da ist nichts, was
sich widerspricht, weder vom islamischen
noch vom logischen Standpunkt aus...
also es ist wie in der Mathematik, wenn
man klare Funktionen ableitet*.

An einer anderen Stelle des Interviews
betonte er den ,,Halt“, den er durch
Kaplan gewonnen habe. Dieses Gefiihl
erschlie3t sich, wenn wir betrachten, wie
sich nun das Verhéaltnis zu den drei Ak-
teuren entfaltet, die die Erzéhlung seines
Pubertatskonfliktes bestimmen: Die ,,ers-
te Generation*, die ,,Turkei*; ,,Deutsch-
land*.

Die erste Generation und ihr Traum
von der Ruckkehr

Die Hinwendung zu Kaplan erlaubt es
Seyfullah, Opposition zu artikulieren,
ohne sich dem Vorwurf des ,,Verdeut-
schens* aussetzen zu mussen. Dies lasst
sich an zwei Vorwirfen zeigen, die er
gegen die Elterngeneration erhebt — die
,».Knausrigkeit” und die ,,Unwissenheit*.
Zunachst zum Vorwurf des Geizes:

,,ES gibt Knauser, die das Geld sehr lie-
ben... Wenn so jemand, der sich um sein
Geld furchtet, 10 Mark spendet, sagt er:
,Mein Geld flutscht mir durch die Finger.*
Gleichzeitig aber gibt er, ohne sich zu
schamen, fur sein Haus in der Turkei
100000 Mark, 150000 Mark aus.“... ,,Ohne
zu zogern fliegt da einer in die Turkei, um
sein Haus zu errichten. Alles OK, alles
selbstverstandlich — aber wenn dann die-
ser Mann auf die Pilgerfahrt geht, beginnt
er zu jammern: Ich gehe zur Pilgerfahrt,
ich werde dort sterben, mein Geld kriegt
ein anderer...*

Man versteht diese Passage nur richtig,
wenn man weil3, dass mit dem Vorwurf
der ,,Knausrigkeit* keine Idiosynkrasien
angesprochen sind, sondern der Lebens-
entwuf einer ganzen Generation. Die
Migranten waren in der Absicht nach
Deutschland gekommen, in relativ kurzer
Zeit ein Vermdgen zu machen. Dahinter
stand der Wunsch, ,,die Zukunft zu
sichern*, was in der Regel bedeutete, in
einer der turkischen Grofstadte ein
Unternehmen zu erdffnen. Die rapide
Verschlechterung der Wirtschaftsparame-
ter in der Turkei fuhrte dazu, dass die meis-
ten in Deutschland hdngenblieben. Dies
bedeutete nun nicht, dass der Plan der
Ruckkehr aufgegeben wurde - die Folge
war vielmehr eine bezeichnende Zer-
stickelung der Zukunft. Wenn es auch
zum gegebenen Zeitpunkt nicht mdglich
war, so wirde man doch in finf Jahren
zurtckkehren kénnen. Man richtete sich
im Provisorium ein: Mental orientierte
man sich an der Turkei — faktisch war man
in Deutschland. Jetzt und hier arbeitete
und sparte man, um in Zukunft und dort
leben zu kénnen - ,,leben* im emphati-
schen Sinn, der auch Konsum mit ein-
schlie3t. Man etablierte also ein radikal
zweckrationales Verhaltnis zu Deutsch-
land. Deutschland fir die erste Generati-
on war ein radikal entsymbolisierter
Raum, in dem sich Konsumption Uber-
haupt nicht lohnte, weil man gar nicht

interessiert daran war, hier Status aufzu-
bauen. Kurz: Das Leben dieser Generation
war bestimmt von dem Wunsch ,,einen
Moment friher zuriickkehren zu kon-
nen’.” Dies driickte sich in zahlreichen
Details aus — etwa in der Tatsache, dass die
in der Turkei gekauftem Hauser (die man
einmal im Jahr fur einen Monat bewohn-
te) aulBergewohnlich gut ausgestattet
waren, wahrend es in Deutschland oft am
Notwendigsten fehlte.

Dem steht der Wunsch der

zweiten Generation gegenuber, sich
in der deutschen Umwelt symbolisch
zu behaupten

Fur viele Mitglieder der zweiten Generati-
on war dieses Klammern am Rickkehr-
traum und die damit verbundene Orien-
tierung an der Turkei problematisch. Im
Namen einer fragwirdigen Zukunft
wurde auf Lebensqualitat und auf eine
geachtete Existenz in Deutschland ver-
zichtet. Die Forderung, im ,,hier und jetzt*
zu leben, verband sich mit dem Wunsch,
sich in der deutschen Umwelt symbolisch
zu behaupten — was hiel3, den Geruch des
Verzichts abzustreifen:

»Ichhabeviele Deutsche gehort, die haben
gesagt: ,Ja die Turken sind so, die wollen
Geld machen und die wollen in der Turkei
Land kaufen, die wollen Hauser kaufen*.*
Dagegen wurde gelegentlich ein fast
witender Konsum gesetzt:

,,Oder zeig mir mal einen Deutschen, der
in drei Jahren sieben Autos zu Schrott
gefahren hat. Da wollen die Deutschen
mir erzahlen, dass ich als Auslander viel
spare und driben ein Haus kaufe und
sonst was alles*,

sagte mir ein junger Mann, mit dem ich
in Berlin ein Interview gefihrt hatte
(Schiffauer 1985:171). Es Uberrascht nicht,
dass derartige AuRRerungen leicht Vorwiir-
fe der Verdeutschung nach sich ziehen.
Die Begegnung mit Kaplan gibt nun Sey-
fullah die Mdglichkeit, den Vorwurf der
».Knausrigkeit* in der gleichen Vehemenz
aufrechtzuerhalten und gleichzeitig die
Fallen der ethnischen Codierung zu ver-
meiden. Es wird nicht mehr Konsumstei-
gerung eingeklagt, sondern eine Norm
beschworen, die die Eltern selbst teilen.
Die Ubertriebene Sparsamkeit hindere am
wahrhaft islamischen Leben, sie vermin-
dere die Bereitschaft, fur die Gemeinde zu
spenden oder den islamischen Pflichten
nachzukommen —und sie fuhre dazu, dass
man sich auf die Welt einlasst und deshalb
zu falschen Kompromissen neigt:

,»Also die, die wirklich fur den Islam kamp-
fen, werden zu uns kommen, aber nicht
die alten Typen, die bloR ihre Hande in
den Taschen haben und ihr Geld z&hlen...
Also die Leute, die friher in dieser
Gemeinde waren, die nur die Hande in
den Taschen hatten, um Geld zu zahlen,
die sind schon lange weg, zur Nationalen
Sicht oder zum Prasidium fir Glaubensan-
gelegenheiten.*

Die Vatergeneration mit besserem
Wissen uber den Islam tGbertrumpfen

Der andere Punkt, an dem die Differenz
zur ,.ersten Generation* artikuliert wird,

ist die Frage nach dem ,,Wissen*. Das
gesellschaftlich relevante Wissen ist in
Immigrationssituationen auf spezifische
Weise verteilt. Die Heranwachsenden sind
oft besser in der Lage, die Chancen, M6Ag-
lichkeiten und Gefahrdungen der weite-
ren Umwelt abzuschéatzen als die Eltern,
weil sie einfach weit besser mit den deut-
schen Institutionen vertraut sind. Sie kon-
nen sich trotzdem nicht gegen die Eltern
durchsetzen, die, in der Regel aus Angst,
Verbote aussprechen und diese eher hilf-
los mit einer Berufung auf ,,unsere Kul-
tur* oder ,,unsere Religion*“ begrinden.
Mit der Wendung zu Kaplan gewann Sey-
fullah einen Standpunkt, von dem aus er
der Elterngeneration auch auf diesem,
ihrem ureigenen Feld, etwas entgegen-
setzen konnte. Erlebte die zweite Genera-
tion immer wieder, dass ihre Einschatzun-
gen durch einen Verweis auf den Islam
vom Tisch gewischt wurden, so schafft es
Seyfullah nun, den Islam der Eltern selbst
in Frage zu stellen:

,,Ich sehe einen ziemlichen Unterschied
zwischen der ersten und zweiten Genera-
tion. Zum ersten darin, dass die erste
Generation Uber den Islam sehr wenig
weil3. Die etwas wissen, sind so wenige,
dass man sie mit der Hand aufzéahlen
kann. Meist haben die nur gebetet, gefas-
tet, dann haben sie vielleicht Almosen
gegeben und sind zur Wallfahrt gefah-
ren — also das war’s... Also die zweite
Generation, die ist viel mehr dem Islam
zugeneigt und weil viel besser Uber den
Islam Bescheid. Sie brauchen bloR3 einmal
zu kommen und die jungen Leute ausfra-
gen, dann werden Sie groRe Unterschiede
zu den alten feststellen also in Bezug auf
Glaubenslehre, auf die Philosophie des
Islam oder in Bezug auf die Lebensge-
schichte von Muhammed.*

Damit l&sst sich der Spiel? umkehren:
,.uUnd die alten Leute, was soll ich sagen,
wenn man denen was erzahlt, sagen sie:
,Hey pass mal auf, du bist jiinger alsich, du
hast mir gar nichts zu sagen.* Aber die
ignorieren den Punkt im Islam, an dem es
hei3t: ,Der Islam hat nichts mit dem Alter
zu tun, sondern mit dem Wissen*.*

All dies entlud sich in den Konflikten
mit Mitgliedern der ersten Generation,
die mit ihrer Skepsis Uber Kaplans neuen
Kurs nicht hinter dem Berg hielten. Die
folgende AuRerung Uber ein Gemeinde-
mitglied, das ehemals eine wichtige Funk-
tion in der Moschee hatte, Anfang der
neunziger Jahre aber ausgetreten war,
spricht Bande:

»Abuzer kann den Koran nicht richtig
lesen. Er tritt gegen islamische Positionen
auf und kann noch nicht einmal den
Koran lesen. Ihr habt aus dem Islam einen
Gotzendienst gemacht, sagt er. Ich war
selbst davon Zeuge... Als er hier wegging
sagte er — ich habe es selbst gehort: ,Du
bist auf dem Weg des Teufels, wer sich von
der Gemeinde trennt, ist auf dem Weg des
Teufels.” Er soll das doch am Beispiel des
Propheten, mit Koran und Sunna bewei-
sen: Wenn wir einen Fehler begangen
haben, bitten wir um Verzeihung, machen
wir etwas anderes, sagen es der ganzen
Gemeinde..Ha, ich kenne sie alle wie mei-
nen Vater. Denn ich bin mit ihnen zusam-
men, seit ich geboren bin.*
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Auch hier ist die emotionale Wucht
bedeutsam, die aus diesen Zeilen spricht
(auf dem Band sind die Zeilen kaum ver-
standlich — die Worte Uberstirzen sich
geradezu). Man muss nicht Freudianer
sein, um zu sehen, dass hier eine Verschie-
bung stattfindet: Die Auseinanderset-
zung fuhrt er mit Mannern, die er kennt,
,»Wie seinen Vater* und die — wie sein
Vater —anderer Meinung sind als er. Dabei
ist es durchaus maéglich, dass er nach sei-
ner Hinwendung zu Kaplan in Mannern
wie Abuzer zunéchst sogar die ,,besseren
Vater gesehen hat, Manner, die die
Revolte gegen die Nationale Sicht mitge-
macht hatten. Umso groRer die Enttau-
schung, wenn nicht der Hass, wenn diese
sich nun gegen die Gemeinde stellen.

Die Hinwendung zu Kaplan erlaubtesnun,
diese Ma&nner mit den eigenen Waffen zu
schlagen. Das, was sie jahrelang gepredigt
haben — dass der Islam Lehren und Lernen
ist, dass man ihn auch in den Punkten ak-
zeptieren muss, die einem nicht gefallen —
wird nun gegensie selbst gewendet:

,,.oie machen das, was ihnen gefallt, und
das, was ihnen missfallt unterlassen sie.
Geht das denn fir einen Muslim?*

Hier wird die Autoritat eines systemati-
schen, in Kursen angeeigneten Wissen
gegen ein unsystematisches, autodidak-
tisch erworbenes Wissen in Anschlag
gebracht. Letzteres gerdt damit hoff-
nungslos in die Defensive. Gegeniiber den
sich auf Texte beziehenden Argumenten
der zweiten Generation haben die Meta-
phern und Geschichten der ersten Genera-
tion keinerlei Uberzeugungskraft mehr.

Die Turkei: vom Ort der Sehnsucht
zum Hort des Teufels

Die Hinwendung zu Kaplan bot Seyfullah
auch eine Mdoglichkeit, das Verhéltnis zur
Turkei (und den Tirkei-Turken) neu zu
bestimmen. Die Turkei wurde von der
ersten Generation geradezu mythisiert.
Sie war der Ort der Sehnsucht, ja der Erlo-
sung von der existentiellen Situation der
»Fremdheit” (gurbet). Dies vermittelte
sich durchaus der zweiten Generation, die
mit dem Traum der Ruckkehr aufgewach-
sen ist. Gleichzeitig war den jungen
Deutsch-Turken natirlich klar, dass sie dort
keine Perspektive haben wirden. Die Tir-
kei wurde fur sie zur verlorenen Heimat -
ein Ort, der emotional hoch besetzt war,
zu dem man aber eigentlich nicht zurtck-
kehren wollte. Mit der Wendung zu
Kaplan lief3 sich diese Ambivalenz kognitiv
auflosen: Vom islamistischen Standpunkt
aus betrachtet, kommt die Turkei gegen-
wartig als Heimat nicht in Frage, sie kénn-
te aber in Zukunft, nach einer islamischen
Revolution, zu einer werden.

Beidieser Generationfalltdie Radikalkritik
Kaplans an der gegenwartigen Tlrkei als
eines Regimes des Teufels auf weit frucht-
barerenBodenalsbeiderersten.ImDiskurs
von Seyfullah erscheint die Turkei als Ort,
wo Gewalt, Willkir und Pornographie
herrscht:

,,Heute ist die Turkei ganz wie Europa ge-
worden, ja sie hat Europa noch tbertrof-
fen.” ,,Der turkische Staat wurde auf Blut
begriindet,aufzweiMillionenOpfern,zwei
MillionenausdemgleichenVolk*:,,Esistein
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Regime, das zur Zeit vollig problemlos in
Kurdistan 17 Dorfer mit Vieh und Menschen
zerstort; dagibteskeine Menschenrechte.*
Die Konsequenz daraus ist nun eben nicht,
sich in Deutschland einzurichten, sondern
auf die Revolution in der Tirkei hinzu-
wirken:

,.Wirwollen dieses Regime stiirzen und an
seine Stelle ein gerechtes, ruhiges (adalet-
li, huzurlu), von Terrorismus freies (Regi-
me) setzen, wo jeder Bruder des anderen
ist. Ob Kurde, Araber, Tscherkesse, Laze,
was auch immer.*

Wie fur die Eltern liegt die sinnvolle
Zukunft nicht hier, sondern dort: Nur ist es
nicht die individuelle Zukunft des Hausle-
bauers, sondern die kollektive Zukunft
des Revolutionars. Auch in dieser Frage
wird einerseits Kontinuitat hergestellt
und andererseits Differenz gewahrt. Der
Traum der Eltern wird aufgenommen und
auf einer hoheren Ebene fortgesponnen.

Die Hinwendung zum politischen
Islam schitzt vor dem Vorwurf des
,,Deutschlandlers*

Dies erlaubt es, sich in allen praktischen
Dingen an Deutschland zu orientieren —
ohne den Traum von der Turkei aufzuge-
ben. Wichtig ist dies vor allem in Bezug
auf die Staatsangehorigkeit. Wahrend
diese Frage in den meisten tirkischen
Familien symbolisch stark befrachtet ist
(weil der Erwerb der deutschen Staatsan-
gehorigkeit mit einer Abkehr von der Tir-
kei gleichgesetzt wird — geradezu mit
einem Verrat), sehen die jungen Leute in
der Kaplan-Gemeinde dies sehr pragma-
tisch:

»Fur mich macht es keinen Unter-
schied. Wir sind Muslime. Elhamdullilah —
,Gott sei gepriesen‘. Ob ich nun in der
Hand einen tirkischen oder einen deut-
schen Pass habe — ich bin immer noch der
gleiche...*

Dennoch: Wenn die Revolution komme,
werde er selbstversténdlich zurtickkehren.
Dabei ist vor allem wichtig, dass die Hin-
wendung zu Kaplan vor einem anderen
Vorwurf schitzt, der oft in diesem Zusam-
menhang laut wird:

»ES ist als wenn du zum gavur, zum
Unglaubigen wirst, wenn du die deutsche
Staatsangehdrigkeit erwirbst.*

Gerade dies kann man ihm nicht vorwer-
fen. Ahnliches gilt fir den Vorwurf des
Deutschlandlers, der gegen die Migran-
ten, vor allem aber auch gegen die zweite
Generation erhoben wird:

,.Das habe ich dieses Jahr in der Turkei
gemerkt - die haben nicht mehr
,Deutschlandler’ gesagt.*

Die Hinwendung zum politischen Islam
schutzt, bei allem Einlassen auf Deutsch-
land, vor diesem Pauschalvorwurf der Tur-
kei-Turken.

Im Verhaltnis zu Deutschland:
die Inszenierung von Differenz

In einer ganz anderen Weise erlaubt es die
Hinwendung zu Kaplan schlief3lich, Diffe-
renz und Gemeinsamkeit im Verhaltnis zu
Deutschland zu denken. Auf dieser
Grundlage wird es moglich, das pubertare
Oszillieren zwischen einem Selbstbild ,,als

Deutscher* und einem ,,als Turke** zuguns-
ten eines reflektierteren Verhaltnisses zu
Uberwinden. Die Rezeption von Kaplans
revolutiondrem Islam ermdoglicht ein
outing - ein Inszenieren von Differenz in
der Absicht, die Anerkennung fir den
eigenen Lebensentwurf einzufordern.
Nach der Hinwendung zu Kaplan kommt
Seyfullah zu der Einschatzung, dass es sich
bei den turkischen Muslime um eine dop-
pelt diskriminierte Gruppe handelt: Sie
werden als Tdrken und Muslime ausge-
grenzt. Mit anderen Mitgliedern der
Gemeinde teilt Seyfullah das Gefihl, dass
die Deutschen — wenn lUberhaupt - ,,inte-
grierte Turken wollen, Turken, die so sind
wie sie selbst*“. Wenn er nun in der Offent-
lichkeit islamische Kleidung tragt, dann
betont er auch seine islamische ldentitat
und damit genau das am stérksten diskri-
minierte Attribut. Dies erfordert Mut. Ali,
ein anderer junger Mann in der Gemein-
de, erzahlte von seinen Schwierigkeiten in
dieser Hinsicht:

,.80% der Leute kommen Turbane und
Roben komisch vor. Also wenn sie das auf
der StralRe sehen, dann verhalten sie sich
ablehnend... Ich bin noch nicht so weit.
Wenn ich zu den Treffen oder auf Demons-
trationen gehe, lege ich den Turban
an. [Im Alltag] schaffe ich es noch nicht.
Ich musste eigentlich [den Turban] tra-
gen... Der Muslim muss sich so wie zu
Hause auch auf der StralRe verhalten... Es
verlangt einfach Mut ab. Du wohnst in
Deutschland, du wirst mit Verachtung
angeschaut, jeder schaut... Also diesen
Mut habe ich in mir noch nicht gefunden.
Ich habe mir nur einen Bart wachsen las-
sen. Ich bin der Meinung, dass wir Musli-
me uns endlich ,outen’ sollten (belli etme-
si gerekir, wortlich: erkennbar sein mus-
sen). Wir durfen uns nicht mehr firchten,
weder vor anderen, noch vor uns selbst.
Also was meinen Bart betrifft; also man
muss wegen der anderen Muslime mutig
sein, ,Schau hier ist noch ein Muslim.* Also
in dieser Hinsicht habe ich an Geist
gewonnen. Es geht darum, sich nicht zu
unterwerfen.*

Die Strategie, genau den diskriminierten
Aspekt zu inszenieren, ist eine von ver-
schiedenen Minderheiten gewdhlte Stra-
tegie — von Behinderten bis Schwulen.
Solange man das diskriminierte Attribut
versteckt, bejaht man den missbilligenden
Blick der Mehrheit, ja man blickt auf sich
selbst mit den Augen der Mehrheit, was
nichts anderes heil3t, als dass man nicht zu
den schwulen/islamischen/behinderten
Aspekten seiner selbst steht — und sich
zumindest in gewissen Situationen ihrer
schamt. Letztendlich lauft dies darauf hi-
naus, dass man das Attribut als Stigma
akzeptiert, mit allen Implikationen, die
Irving Goffman (1963/1980) analysiert hat.
Man beginnt, den Alltag vom Stigma her
zu gestalten, das heif3t in Bereiche zu glie-
dern, in denen man sich zu dem Attribut
offen beziehungsweise gefahrlos beken-
nen kann, und in andere, wo man das
Attribut verbirgt. In Bezug auf die Musli-
me der ersten Generation war dies sehr
deutlich: Sie beteten nicht 6ffentlich, wie
es die Religion eigentlich erforderte (und
vor allem wagten sie nicht, an 6ffentli-
chen Platzen wie Autobahnraststatten die



rituellen Waschungen zu vollziehen). Das
outing lauft darauf hinaus, den Spiel3
umzukehren. Das Problem, so die implizi-
te Rhetorik, liegt nicht bei der Minderheit,
die ein Attribut hat, sondern bei der
Mehrheit, die dieses Attribut problema-
tisch findet®. Das Attribut muss offen ins-
zeniert werden —honisoit qui mal y pense.
Dies hat einen direkt befreienden Zug, als
es das Versteckspiel des Alltags beendet.
Gleichzeitig wird die Notwendigkeit der
Rechtfertigung an die anderen zuriickge-
geben. Es geht tatsachlich darum, wie
Ali es sehr luzide formuliert, sich weder
vor sich noch vor anderen mehr zu
furchten.

Outing oder der Versuch,
bestehende Grenzen zu verschieben

DasZieljedesoutingistdasVerschiebendes
sozialen Konsenses. Es geht darum, im Be-
reich des gesellschaftlichen Konsenses
etwas als ,,normal* bzw. ,,selbstverstand-
lich** durchzusetzen, was vorher als ,,un-
normal*“ oder gar pervers ausgegrenzt
wurde. Esgehtdarum, die 6ffentliche Mei-
nung zu verandern, genauer, um die Ver-
schiebung der Grenzen zwischen Statthaf-
tem und Nicht-Statthaftem. Dabei ist das
Austasten der Grenzen von zentraler Be-
deutung. Bemerkenswertwarindiesem Zu-
sammenhang eine Auseinandersetzung,
die Seyfullah mitdem Direktor seines Gym-
nasiums hatte. Bei aller Banalitéat der ver-
handeltenPunkte, lasstsie doch dasMuster
einer aktiven Politik des outing erkennen.
Seyfullah hatte sich vom Unterricht mit
dem Argument entschuldigt, dass das
Ramazanfest stattfinden wirde. Nun
herrscht gerade in der Frage des Termins
des Ramazan zwischen den tirkischen
Gemeinden ein heftiger Glaubensstreit:
Die Kaplan-Gemeinde setzt aus Grinden,
deren Erorterung hier zu weit fuhren
wirde, den Beginn des Ramazan einen
Tag fruher an als das staatliche Prasidium
fur Glaubensangelegenheiten. Seyfullah
lieR sich also einen Tag friher befreien als
die anderen tirkischen Schiiler. Da er nun
aullerdem wahrend des Festes erkrankte
und erst eine Woche spéater wieder in den
Unterricht kam, ergab sich keine Gelegen-
heit zur Erklarung.

,,Nach zwei Wochen hat mich der Direktor
zu sich ins Zimmer gerufen. Als ich dann
rein bin, hat er mich gleich angeschrieen:
Wie ich dazu kdme zu schwénzen. Dann
habe ich ihm alles von vorne, von A bis Z
erklart und der Idiot kapiert es halt nicht.
Dann hat er gemeint: ,Wir kdnnen nicht
far einen einzelnen Ausnahmen ma-
chen‘... Ich mochte aber nach meiner Reli-
gion leben und das tun, was im Koran
steht und nicht das, was das Prasidium fir
Glaubensangelegenheiten sagt ... und ich
akzeptiere nicht, wenn eine so gottlose
Organisation wie das Prasidium als Vertre-
ter des Islams hier in Deutschland akzep-
tiert wird. Und der Direktor hat dann
gemeint: ,Wenn Du den Islam leben willst,
musst du nach Saudi Arabien oder in den
Iran.* Fast hatte ich mich nicht mehr
zuruckgehalten und dem eine aufs Maul
gegeben, weil dasist jader Hammer. Dann
musst du entweder abhauen oder dich zu
unserer Religion bekennen.*

Dieses Bild kann aus
urheberrechtlichen Grinden
nicht angezeigt werden

In der Disko

Ein groRer Teil der in der Bundesrepublik lebenden jungen Muslime, Kinder oder sogar
Enkel der als Gastarbeiter nach Deutschland angeworbenen Migranten fihlen sich in
Deutschland zu Hause und fuhren ein Leben mit denselben Sorgen, aber auch Vergnu-
gungen und Freizeitaktivitdten wie ihre deutschstammigen Altersgenossen. Das Foto
zeigt die im September 2000 in Berlin- Kdpenik eroffnete Diskothek ,,Metro*, die insbe-
sondere von Jugendlichen tirkischer Abstammung gern besucht wird.

Hier wird deutlich an der Grenze gerut-
telt: Die Unterrichtsbefreiung ist ein im
schulischen Kontext knappes und selten
gewahrtes Gut. Jede Gewéahrung dieses
Gutes bedeutet eine Anerkennung. Sey-
fullah stellt nun die Forderung, dass die
abweichende Praxis der Kaplan-Gemein-
de seitens der Schule anerkannt wird (und
damit auch die autoritative Rolle des
Amtes fiur Glaubensangelegenheiten
geschwacht wird). Wie bei jedem outing
war dies ein gelungener Schachzug, der
den Vertreter der Majoritat in die Defensi-
ve brachte: Wenn er nachgab, wiirde er
die Position der Minderheit starken; wenn
er jedoch Widerstand gegen die Forde-
rung artikulierte (etwa mit dem Argu-
ment, dass irgendwo eine Grenze sein
musse), wird noch einmal die Notwendig-
keit und die Erfordernis des outing
bestatigt: Die Islamfeindlichkeit der
Gesellschaft wird einmal erneut unter
Beweis gestellt. Die Reaktion Seyfullahs
zeigt dies deutlich: Er ist emp0Ort. Wir wis-
sen nicht, wie liberal die Schule in Augs-
burg war —aber auch die liberalste Institu-
tion entgeht natdrlich nicht dem Risiko
auf diese Weise ,,entlarvt* zu werden.®

Das Muster, Institutionen
,.entlarven* zu wollen, ist seit der
68er-Bewegung bekannt

In gewissem Sinn geht die hier vorgefiuhr-
te Strategie oft auf: Entweder man macht
einen Gelandegewinn oder man insze-
niert die Notwendigkeit, einen Gelande-
gewinn zu machen. Dabei ist das zugrun-
deliegende Argument immer das gleiche:
,.Wer sind wir denn, uns von einer deut-
schen Institution vorschreiben zu lassen,
wie wir den Islam zu praktizieren haben.*
In gewissem Sinn ist dies ein sehr persuasi-
ves Argument,*° furr das auch weitere Krei-
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se sehr empfanglich sind. Es tut keinen
Abbruch, dass der Konflikt inszeniert
wird, um die Institution ,,vorzufihren*, so
lange man der Uberzeugung ist, dass sich
in der Reaktion der Institution nur ihr
innerstes Wesen zeigt. Sie wird entlarvt.
Was vorher nur vage empfunden wurde,
zeigt sich, materialisiert sich — und kann
deshalb auch (endlich) bekampft werden.
Wenngleich diese Strategie sehr erfolg-
reich ist, kostet sie doch sehr viel Kraft. In
dieser Hinsicht wird der ,,Halt*, den die
Kaplan-Bewegung Seyfullah gibt, sehr
deutlich: Er wird in der Auseinanderset-
zung mit dem Rektor mit Argumenten
ausgestattet, die es ihm erlauben, sich
gegen einen intellektuell Gberlegenen
Gesprachspartner zu behaupten. Seyful-
lah weil3 einfach, was richtig und was
falsch ist — und gewinnt daruber eine
argumentative Eindeutigkeit. Gerade dies
erlaubt es ihm, provokativer als andere
aufzutreten und damit flr sich eine
Flhrungsposition im Kampf um Anerken-
nung zu beanspruchen. Dies dirfte nicht
zuletzt einer der Grunde dafir sein,
warum es der Kaplan-Bewegung gelang,
wieder Boden unter den Fuf3en zu fassen.
Es liegt wohl an der argumentativen Ein-
deutigkeit radikaler Splittergruppen, dass
es diesen nicht selten gelingt, sich an die
Spitze von breiteren Bewegungen zu set-
zen: Wo andere Kompromisse eingehen
waurden, beharren sie auf ihren Positionen
und provozieren damit die Institutionen
zu Reaktionen, die wiederum die Notwen-
digkeit der Bewegung unterstreichen.
Andere Beispiele waren die Maoisten in
der Studentenbewegung, die Lesben bei
den Feministinnen.

Bei diesem Kampf um Anerkennung geht
es nicht um einen Ruckzug aus der deut-
schen Offentlichkeit - sondern ganz im
Gegenteil darum, ein Teil dieser Offent-
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lichkeit zu werden beziehungsweise in ihr
eine Stimme zu erhalten. Jenseits von
allen inhaltlichen AuRerungen wird dies
von Seyfullahs Bereitschaft bezeugt, sich
mir in dem Interview zu erklaren. Dies
drickt sich aber auch in den komplexen
Allianzen aus, die hergestellt werden. Die
Gegner auf der deutschen Seite, also die-
jenigen, die Anerkennung fur Differenz
verweigern, werden generell als ,,Nazis*
gesehen, wobei der Terminus auf alle
auslanderfeindlichen Positionen bezo-
gen wird. Entsprechend gibt es Koali-
tionsmoglichkeiten mit anderen unan-
gepassten Gegnern der ,,Nazis*“ — etwa
Punks.

Das Selbstbild, das all dem korrespondiert,
scheint in einer bemerkenswerten Rede-
wendung durch: Die Deutschen, sagt Sey-
fullah, wollen ,,Turken, die so ,bieder-
meiermaRig‘ (auf Deutsch) leben*. Die
Redewendung ist bezeichnend: Als radi-
kaler politischer Muslim sieht er sich als
Teil der unbequemen Opposition in der
bundesrepublikanischen Gesellschaft.

Wenn die Suche nach Anerkennung
zu Intoleranz und Selbstgerechtig-
keit fuhrt

Die Faszination des islamischen Funda-
mentalismus fur Seyfullah erklart sich aus
dem Versprechen, eine aktive Antwort auf
die komplex gelagerte Anerkennungsprob-
lematik zu geben, die sich ihm als
Angehorigen einer zweiten Generation
von Einwanderern stellen. Eine Rekapitu-
lation und Erweiterung der bislang vor-
gelegten Thesen wird es erlauben, die
Grenzen und die Mdglichkeiten einer der-
artigen Strategie zu bestimmen.

Die Ausgangspassage zeigt, dass die Suche
nach Anerkennung fur Seyfullah zentral
war, lange bevor er sich Kaplan zuwandte.
Man hat dabei nicht das Gefuhl, dass er
Gleichgesinnte fir Aktivitaten wie Skate-
boardfahren oder Graffiti-Sprayen sucht —
sondern im Gegenteil, dass er diese Akti-
vitaten aufnimmt, um in einer Gruppe
anerkannt zu werden. Dahinter durfte das
Bedurfnis stehen, der Situation der
Unsichtbarkeit zu entgehen, die Ralph
Ellison (1947/1984) in seinem Invisible
Man so eindrticklich beschrieben hat. Sey-
fullah moéchte jemand sein, er méchte
etwas Besonderes sein — und deshalb
mochte er anders sein (in dieser Phase als
die anderen Turken). Diese Sehnsucht
darfte von vielen Jugendlichen in der
Pubertét geteilt werden; sie durfte jedoch
bei Einwanderern, die sich einen Platz
schaffen missen, besonders ausgepréagt
sein. Es ist also nicht (immer) eine an sich
vorhandene Differenz, die die Forderung
nach Anerkennung hervorruft. Sondern
es ist das tiefere Bedirfnis, gesehen,
wahrgenommen, geschatzt zu werden,
das Strategien der Differenzproduktion
nach sich zieht.

Als dieser Versuch, Anerkennung zu fin-
den, an der weiteren Gesellschaft schei-
terte, wandte sich Seyfullah der Kaplan-
Gemeinde zu. Dies kann als eine intellek-
tuell Uberzeugendere Lésung des Pro-
blems, besonders und anders zu sein,
interpretiert werden. Seyfullah gewinnt
eine Perspektive, von der aus er sich als
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handelndes Subjekt entwerfen kann.
Durch die Hinwendung zu Kaplan tber-
windet er eine Situation, in der er wesent-
lich durch andere definiert wurde: Als
,Lverdeutscht von seinen Eltern; als
,,Deutschlandler von den Turkei-Turken;
als ,,Muslim* und ,,Turke* von den Deut-
schen. In gewisser Weise eignete er sich
die Definitionsmacht an. Ich sehe darin
den Grund, warum die Kaplan-Bewegung
vor allem fir junge Intellektuelle interes-
sant war, die aus bewusst islamischen
Elternhdusern kamen: Vor allem sie konn-
ten durch die Hinwendung zu Kaplan
Opposition und Identifikation signalisie-
ren.

Der Wunsch nach Anerkennung ist nicht
auf die Unterprivilegierten beschrankt. Er
kann vielmehr mit wachsender Integrati-
on in die Gesellschaft wachsen —vor allem
in Situationen, die durch allgemeine Dis-
kriminierung ausgezeichnet sind. Daflr
gibt es zwei Argumente. Erstens: Inte-
gration bedeutet per Definition mehr
Kontakte zu Mitgliedern der Mehrheits-
gesellschaft und damit auch mehr Még-
lichkeiten, verletzt zu werden. Zweitens:
Berufsmafige Abschliisse enthalten das
Versprechen auf gesellschaftliche Aner-
kennung: Mit den steigenden Erwartun-
gen wachst auch die Verwundbarkeit.
Eine faktische Diskriminierung kann des-
halb umso schmerzhafter empfunden
werden, je mehr man in Bezug auf Ausbil-
dung und Beruf Teil der Gesellschaft
geworden ist.

Die Logik dieser Suche nach Anerkennung
muss allerdings verschleiert werden, um
erfolgreich zu sein. Niemand wird daftr
anerkannt, dass er besonders sein mochte,
sondern allenfalls dafiir, dass er besonders
ist. Der performative Charakter der Pro-
duktion von Differenz muss verborgen
bleiben. Man muss sich nur die Auseinan-
dersetzung mit dem Direktor in Erinne-
rung rufen. Seyfullah hatte keine Aussicht
auf Erfolg gehabt, wenn er darauf bestan-
den hétte, dass er anders behandelt wer-
den will, um seine Besonderheit bestatigt
zu bekommen. Er musste ein allgemeines
Argument vorbringen — namlich auf reli-
giose Wahrheit rekurrieren. Dies begrun-
det die Attraktivitat von Bewegungen wie
der Kaplan-Gemeinde, die im Namen
einer absoluten und authentischen Wahr-
heit spricht. Sie stattet ihren Anhanger
mit einer Position aus, die Anerkennung
geradezu gebieterisch einfordert.

Das Bediirfnis nach Anerkennung begriin-
det also die Attraktivitdt von Bewegun-
gen, die auf radikale Weise Differenz arti-
kulieren. Dies heif3t allerdings nicht, dass
mit der Zugehorigkeit zu einer derartigen
Gruppe alle Anerkennungsprobleme
geldst waren. Im Grunde liegt ihr Problem
paradoxerweise darin, dass sie verspre-
chen, das Problem der Anerkennung ein
fur allemal zu 18sen. Wenn man die gottli-
che Wahrheit bemuht, findet man zwar
einen archimedischen Punkt - aber um
den Preis von Intoleranz und Selbstge-
rechtigkeit. Subjektiv empfinden sie, dass
sie anerkannt werden mussten, weil sie
Recht haben - objektiv wird damit die For-
derung nach Anerkennung in die nach
Konversion der anderen Uberfuhrt (alles
andere ware nicht die wahre Anerken-

nung). Dies bedeutet aber von dem ande-
ren zu verlangen, sich selbst aufzugeben.
Das Bedirfnis nach Anerkennung, das im
Prinzip eine Gegenseitigkeitsverhaltnis
birgt, wird einseitig aufgeldst und damit
ad absurdum gefiuhrt. Konkreter: Wer
absolute Anerkennung fordert, wird diese
nur in geringem MaRe und im kleinen
Kreis erhalten.
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FuBnoten

* Namaz: Das fiinfmal am Tag zu verrichtende rituelle

Gebet.

Dies bezieht sich auf die zahlreichen Arabismen in reli-

giosenTexten, diefurjemanden, derimséakularenSchul-

systemaufgewachsenist, schwer verstandlichsind.

3 Zwei dieser Selbstbilder habe ich in den ,,Gottes-
mannern* rekonstruiert.

4 Said Nursi (1876?-1960): Begriinder der Nurcu-Be-
wegung, die als Antwort auf den radikalen Lai-
zismus der turkischen Revolution ein islamisches
Bildungswerk institutionalisierte. Fur eine ausfuhr-
liche Darstellung siehe Mardin 1989.

® Hasan al-Banna (1906-1949). Begriinder der Mus-
limbruder in Agypten.

¢ Sayyid Qutb (*1906; hingerichtet 1966). Agyptischer
Journalist, dessen Buch ,,Wegzeichen* entscheidend
fur die Auspragung des Islamismus wurde. Zu Qutb
siehe Kepel 1983/1995: 24-71 und Sivan 1985.

" Eine ausfuhrliche Beschreibung bei Schiffauer 1991:

161-195.

Alexander Garcia-Duttmann, von dem eine sehr hell-

sichtige Analyse der Anerkennungspolitik stammt,

zitiert in diesem Zusammenhang den Kampfruf der

Schwulenbewegung: We are here, we are queer, so

get fuckin’ used to it (1997: 107 folgende).

Denjenigen, die in der Studentenbewegung aktiv

waren, ist diese Strategie vertraut, mit denen Institu-

tionender,,repressivenToleranz* Uberfuhrtwurden.

Esistdie Strategie der gekonnten Regelverletzung.

Wie mir ein sehr weltlich gesinnter junger Mann

sagte: ,,Wir sind doch keene, dass wir uns zwingen

lassen, irgendetwas zu machen. Wer sind wir denn

Uberhaupt? Auzerdem: Wo leben wir denn? Wie ich

vorhin gesagt habe: Wir sind Muselmanen und da-

bei bleibt es. Hier kann jeder machen was er will.

Und wenn die noch weiter gackern, dann lass ich

meine Frau auch Schleier anziehen, obwohl sie Ho-

sen anhat...“ (Schiffauer 1985: 171).
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Der Grundsatz religitser Neutralitat des Staates

Islam und deutsche Rechtsordnung
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Organisationsstrukturen, die mit den
deutschen rechtlichen Gegebenheiten in
Einklang stehen, missen die islamischen
Gruppierungen und Gemeinden in
Deutschland weitgehend erst noch her-
ausbilden. Das deutsche Recht bietet
dafir eine Fulle von Moglichkeiten, fur
alle denkbaren Bereiche, ob es sich um die
Tragerschaft von Moscheen und Kultur-
zentren handelt, um Bestattungssitten,
Schlachtvorschriften oder eben auch um
islamischen Religionsunterricht. Der Staat
hat dabei dem Islam den selben Schutz
der Rechtsordnung zu gewahren wie
allen anderen Religionsgemeinschaften
auch. Umgekehrt allerdings dirfen Reli-
gionsgemeinschaften, auch als religiose
Vereine, nur Ziele verfolgen, die im Ein-
klang mit der Verfassung stehen. Bei der
Herausbildung organisatorischer Struktu-
ren sollten sich islamische Gruppen je-
doch fragen, ob sie sich als Aul3enposten
der islamischen Welt verstehen wollen
oder als deutsche Organisationen. Red.

Eine Vielzahl von
Beteiligungsmoglichkeiten

Muslime in Deutschland beteiligen sich zu-
nehmend an islamisch-religios ausgerich-
teten Organisationen, nehmen aber auch
viel weiterreichend am 6ffentlichen Leben
teil. Hierzu zahlen die Mitwirkung in nicht
religionsspezifisch ausgerichteten kultu-
rellen und sozialen Vereinigungen ebenso
wie die Beteiligung an Wahlen und die
Mitwirkung in politischen Parteien. All
dies ist eine Folge der neuen (Selbst-)
Erkenntnis, dass die zugewanderten Mus-
lime auf Dauer in den européischen Zu-
wanderungslandern bleiben werden und
ihre soziale Stellung deshalb neu formu-
lieren mussen.! Die UibergroRe Mehrheit
sieht offenbar keinerlei Probleme darin,
sich am oOffentlichen Leben eines mehr-
heitlich nicht-muslimischen Landes zu be-
teiligen. Sie hebt zu Recht hervor, dass
auch die Interessen der Muslime nur im
Wege aktiver Beteiligung am politischen

und kulturellen Geschehen artikuliert und
durchgesetzt werden kdnnen.

In Deutschland hat sich eine Vielzahl mus-
limischer Vereinigungen in der Form des
eingetragenen Vereins oder als Dach-
verband gebildet.? Die vorwiegend poli-
tisch aktiven Muslime gingen bislang den
Weg, ihre Anliegen in die vorhandenen
politischen Gruppierungen hineinzutra-
gen. Darin spiegelt sich die Tatsache, dass
eine Fulle gesellschaftlicher Anliegen
keine religionsspezifischen Hintergriinde
hat, wennauch die verfolgten Anliegenim
Einzelfall eine — auch - religidse Begrun-
dung finden. Grundsatzlich stellt sich fur
Muslime die Frage, inwelcher Formsieihre
spezifischen religidsen Bedurfnisse verfol-
gen moéchten und kénnen. Religiés homo-
gene Organisations- und Handlungsfor-
men sind fur die Verfolgung vieler religits
motivierter Anliegen nur eine von mehre-
ren Optionen - z. B. gibt es an zahlreichen
Orten christlich-muslimische Vereinigun-
gen® —, in anderen Bereichen hingegen
zwingend. So kann etwa der organisierte
»Ansprechpartner* fur die Einrichtung
eines Islamunterrichts als ordentliches
Schulfach im Sinne des Grundgesetzes
(vgl. dazu unten) nicht aus Nicht-Musli-
men bestehen. Im Folgenden werden nur
solche Organisationen und Koopera-
tionsformen behandelt, die in Deutsch-
land auf der Grundlage deutscher Rechts-
vorschriften etabliert wurden und
werden. Eine personelle und/oder inhalt-
liche Riuckbindung ins Ausland ist damit
nicht generell rechtlich ausgeschlossen;
auch die romisch-katholische Kirche ist ja
keine nur national orientierte Einrich-
tung. Eine solche Rickbindung ist bei
einigen bestehenden Organisationen an-
scheinend auch vorhanden® und kann
durchaus Probleme aufwerfen,® solche
rechtlicher Art aber nur, soweit die Rechts-
ordnung eine ,,Auflensteuerung‘ institu-
tionell verbietet.

Die Bildung islamischer
Religionsgemeinschaften:
Verfassungsrechtliche Grundlagen
und Rahmenbedingungen

Die Rahmenbedingungen religids aus-
gerichteter Organisationen (,,Religions-
gesellschaften* bzw. ,,Religionsgemein-
schaften”, die Begriffe sind heute syno-
nym)werden in Art. 140 Grundgesetz (GG)
festgelegt, welcher unter anderem Art.
137 Weimarer Reichsverfassung (WRV) als
fortgeltend erklart. Diese Norm lautet wie
folgt:

(1) Esbesteht keine Staatskirche.

(2) Die Freiheit der Vereinigung zu Re-
ligionsgesellschaften wird gewahrleistet.
Der Zusammenschluss von Religionsgesell-
schafteninnerhalb desReichsgebiets (heu-

te sinngemaf: Bundesgebiets, d. Verf.) un-
terliegtkeinen Beschrankungen.

(3) Jede Religionsgesellschaft ordnet und
verwaltet ihre Angelegenheiten selbst-
standig innerhalb der Schranken des firal-
le geltenden Gesetzes. Sie verleihtihre Am-
ter ohne Mitwirkung des Staates oder der
birgerlichen Gemeinde.

(4) Religionsgesellschaften erwerben die
Rechtsfahigkeit nach den allgemeinen
Vorschriftendesburgerlichen Rechts.

(5) Die Religionsgesellschaften bleiben
Koérperschaften des offentlichen Rechts,
soweit sie solche bisher waren. Anderen
Religionsgesellschaften sind auf Antrag
gleiche Rechte zu gewahren, wenn sie
durch ihre Verfassung und die Zahl ihrer
Mitglieder die Gewéhr der Dauer bieten.
()

Eine Religionsgemeinschaft liegt nach der
Ublichen Definition vor, wenn Angehérige
desselben Glaubensbekenntnisses oder
mehrerer verwandter Glaubensbekennt-
nisse mit dbereinstimmenden Auffas-
sungen in religidser Hinsicht sich zusam-
menschlieRen, um ihr gemeinsames Be-
kenntnis nach auf3en kundzutun und ihre
durch das religiose Bekenntnis gestellten
Aufgaben gemeinsam zu erfiillen.”
Verfassungsrechtlicher Schutz ergibt sich
dazu aus Art. 4 GG (Religionsfreiheit)® und
aus Art. 9 GG (Vereinigungsfreiheit). Es ist
praktisch unstreitig, dass das im Grund-
gesetz etablierte Staatskirchenrechtange-
sichts der religidsen und weltanschau-
lichen Neutralitat des Staates auch fur die
Einbeziehung nicht-christlicher Religio-
nen wie dem Islam offen ist.°

Festzuhalten ist zunéchst, dass sich Mus-
lime in keiner Hinsicht zu einer einheit-
lichen ,,islamischen* Organisation zusam-
menschlieBen mussen, um die Rechte
geltend machen zu kdnnen, die das Gesetz
fiir Religionsgemeinschaften vorsieht. Das
ergibt sich schon aus dem Vergleich mit
der Organisation von Christen in Deutsch-
land. Weder gibt es eine einzige christliche
Kirche noch auch schlechthin ,,christ-
lichen* Religionsunterricht in staatlichen
Schulen.

Es bahntsich an, dass sich sunnitische, schi-
itische und alevitische Muslime sowie die
Ahmadis (vgl. Beitrag Halm) zu jeweils ei-
genstandigen Organisationen herausbil-
den.® Hier mag in der Zukunft noch die
eine oder andere Auseinandersetzung um
die Bezeichung als ,,islamisch* bzw. ,,mus-
limisch* gefuihrt werden: Die sunnitischen
und schiitischen Mehrheitsrichtungen be-
streiten immer wieder die Zugehorigkeit
der Aleviten und Ahmadis zum Islam. Der
Staat und seine Rechtsordnung kdnnen in
solche Auseinandersetzungen grundséatz-
lich nicht inhaltlich eingreifen. Als Regel
durfte gelten, dass jeder Religionsgemein-
schaft ein Selbstdefinitionsrecht dafur zu-
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steht, welcher Religion sie sich zugehdrig
fuhlt. Nur wenn eine Organisation keiner-
lei inhaltlichen Bezug zu der in Anspruch
genommenen Religion aufweist, um sich
z.B. unter solch ,,falscher Flagge* Vorteile
zu verschaffen, werden Einschrénkungen
greifen.' Fur Aleviten und Ahmadis steht
aber jedenfalls aus historischer Sicht fest,
dass sie sich zumindest innerhalb des Islam
entwickelt haben. Die theologische Dis-
kussion bleibt insoweit rechtlich unmaf-
geblich.

Aus praktischer Sicht sei darauf hingewie-
sen, dass die Anerkennung der Verschie-
denartigkeit religidser Richtungen inner-
halb des Islam die Verhéltnisse nicht
notwendig erschwert, sondern auch er-
leichtern kann. Ist etwa an einem der
gegenwartig eingerichteten ,,Runden Ti-
sche* mit Vertretern von Muslimen und
der staatlichen Seite der Zwang zur Allein-
vertretung und damit zur Einigung z.T.
sehr unterschiedlicher Richtungen besei-
tigt, so entféllt ein erhebliches Konfliktpo-
tentialim Hinblick auf Projekte, die nurein
Teil der Gesprachspartner verfolgt.

In welchen Bereichen wird
die Bildung islamischer Religions-
gemeinschaften erforderlich?

In vielen Bereichen des gesellschaftlichen
Lebens kdnnen Menschen aktiv werden,
ohne sich in bestimmter Weise organisie-
ren zu mussen. Die Entscheidung zur Orga-
nisation wird in der Regel dann erforder-
lich, wenn Handlungsméglichkeiten und
Privilegien angestrebt werden, die dem
einzelnen nicht zur Verfigung stehen. Da-
bei herrscht in Deutschland zwar der
Grundsatz religioser Neutralitat des Staa-
tes.’ Er ist aber nicht mit einem strikten
Laizismus zu verwechseln, wie er etwa in
Frankreich herrscht. Vielmehr ist neben
der Glaubensfreiheit des einzelnen (Art. 4
GG) auch die Kooperation mit Religions-
gemeinschaften und in Grenzen auch de-
ren Forderung verfassungsrechtlich veran-
kert.*®* In mehreren Entscheidungen hat
das Bundesverfassungsgericht bekréaftigt,
dass der Staat verpflichtet ist, selbst Raum

fir die aktive Betatigung der Glaubens-
Uberzeugung zu sichern.** Den verfas-
sungsrechtlichen Schutz genief3en nicht
nur Individuen. Er steht in weitem Umfang
auch inlandischen juristischen Personen
(z.B. eingetragenen Vereinen) zu, welche
die Pflege oder Forderung eines religitsen
Bekenntnisses oder die Verkiindigung des
Glaubens ihrer Mitglieder zum Zweck ha-
ben.* Auch solche Vereinigungen kénnen
demnach eigenstandig ihre Rechte gegen
den Staat geltend machen.*® In den meis-
ten Fallen ist die deutsche Staatsangeho-
rigkeit nicht Voraussetzung fur die Mitwir-
kung in solchen Organisationen.

Die Bildung von Organisationen und Insti-
tutionen kennt auch der Islam, wenn-
gleich er insgesamt keine den Kirchen ver-
gleichbaren Strukturen entwickelt hat.'’
So lasst sich nicht feststellen, dass es etwa
ein islamisch begriindetes Verbot der
Selbstorganisation gibt. Deshalb ist es
Muslimen grundséatzlich zumutbar, sich
die im einzelnen von der Rechtsordnung
aus guten Griunden vorgesehene Organi-
sationsstruktur zu geben, wenn sie die da-
mit verbundenen Rechte austiben wollen.
Andererseits kann dem Islam keine ,,Ver-
kirchlichung* aufgezwungen werden. Die
religionsbezogenen Vorschriften mussen
also ihrerseits im Lichte der Religionsfrei-
heit ausgelegt werden.®® Insgesamt ist
dann neu auszuloten, welcher Grad der
Organisation und Institutionalisierung
tatséachlich erforderlich ist, um die vom Ge-
setzgeber verfolgten Ziele der Verlasslich-
keit zu erreichen.

Die folgenden Ausfiihrungen sollen ange-
sichts der Vielfalt von Betatigungfeldern
alle Organisationsmoglichkeiten fur reli-
gidse Zwecke ansprechen, zumal der ver-
fassungsrechtliche Schutz sich auch auf
den Religionsgesellschaften zugeordnete
Einrichtungen ungeachtet ihrer Rechts-
form bezieht.* Beispielsweise kann ein ge-
meinnutziger Verein steuerwirksam Spen-
den einsammeln; unabhéngig von der
Rechtsform kdnnen sich Religionsgemein-
schaften ohne straenrechtliche Erlaubnis
z.B. nicht-kommerzielle StraBenwerbung
betreiben®® oder ohne Gaststattener-

laubnis Veranstaltungen mit religidsem
Charakter abhalten, die unmittelbar der
Religionsausiibung dienen;® religiose
Korperschaften des offentlichen Rechts
wie die christlichen Grof3kirchen haben so-
gar die Mdoglichkeit, in bestimmten Um-
fang hoheitliche Rechte einschlief3lich der
Gerichtsbarkeit auszutiben (zu Einzelhei-
ten vgl. unten). RegelméBig verlangt die
Rechtsordnung in solchen Féllen, dass der
Akteur neben selbstverstandlicher Rechts-
treue auch eine hinreichende organisato-
rische Stabilitat aufweist. Einschlagige
rechtliche Regelungen finden sich je nach
Handlungsform nicht nur in der Verfas-
sung, sondern auch in einfachen Gesetzen
wie dem BGB, dem Parteiengesetz, der Ab-
gabenordnung u.s.f. Soweit Rechtsvor-
schriften an die Religion bzw. an religiose
Betatigung anknipfen, ist unstreitig da-
von auszugehen, dass der Islam den Be-
griff der Religion erfullt. Auch ist eindeu-
tig, dass solche Vorschriften nicht nur die
christliche, sondern alle Religionen glei-
chermalflen betreffen.

Wer kann islamische
Religionsgemeinschaften bilden?

Die Bildung islamischer Religionsgemein-
schaften — im engeren rechtstechnischen
und im weiteren Sinne —ist in Deutschland
alleine der Eigeninitiative von Muslimen
vorbehalten. Sie kdnnen im Rahmen der
von jedermann zu respektierenden Ge-
setze selbst entscheiden, mit wem sie sich
in welcher Kooperationsform zu welchem
Zweck zusammenschlieBen mochten.?
Nach deutschem Recht ausgeschlossen ist
die aktive staatliche Bildung religitser —
auch muslimischer — Organisationen z.B.
zu Kooperationszwecken. Die verfas-
sungsrechtlich verankerte religitése Neut-
ralitatspflicht des Staates®® verbietet es,
sich einen ,,Wunschpartner* zu schaffen
oder auf die inhaltliche Ausrichtung reli-
giods orientierter Organisationen Einfluss
zunehmen. Auch eine abstrakte staatliche
»Anerkennung* von Religionsgemein-
schaften kennt das deutsche Recht nicht.
Manchen Muslimen, aber auch Vertretern
staatlicher Institutionen mag der Prozess
der Selbstorganisation zu langwierig und
muhsam geraten. Deshalb wird auf beiden
Seitenimmer wieder die Idee vorgebracht,
der Staat selbstsolle Gremien bilden, inde-
nen Muslime in Zusammenarbeit mit
Staatsvertretern ihre Anliegen erdrtern
und bei der Umsetzung mitwirken kénn-
ten. Soweit es dabei um die Einrichtung
von ,,Runden Tischen* z. B. zum Austausch
von Informationen oder zur eher infor-
mellen Planungsvorbereitung konkreter
Einzelprojekte geht, wird ein solches Vor-
gehen haufig Nutzen bringen kdnnen und
ist auch rechtlich unbedenklich. Voraus-
setzung ist dabei, dass sich keine nennens-
werte Gruppierung zuriuckgesetzt fuhlt.
Auf dieser Linie liegen etwa die von staat-
licher Seite mit groRter Behutsamkeit an-
geregten ,,Runden Tische* mit Muslimen
in Baden-Wurttemberg und Bayern, an de-
nen die Einrichtung eines grundgesetz-
konformen islamischen Religionsunter-
richts erortert wird (vgl. hierzu unten).
Die formelle Einrichtung entsprechender
Gremien auf grofReren Ebenen birgt hin-



gegen groflle Schwierigkeiten nicht nur
rechtlicher Natur. In Frankreich ist der Ver-
such, ein derartiges Gremium einzurich-
ten, inden 90er-Jahren gescheitert, weil es
nicht gelungen ist, alle relevanten Rich-
tungen einzubinden.?* Das bedauerliche
Ergebnis langjahriger staatlicher Bemu-
hungen ist eine Vertrauenskrise innerhalb
der muslimischen Gemeinschaft gegen-
Uber ihren immer wieder wechselnden
.Reprasentanten”.?® Dabei ist es fur
AuBenstehende anndhernd unméglich,
die Bedeutung einzelner Gruppen oder
Personen zutreffend zu beurteilen. Die Be-
teiligten selbst werden ein Interesse daran
haben, ihr Gewicht mdglichst stark er-
scheinen zu lassen, so dass eine ,,Auf3en-
steuerung‘“ beider Organisation schon aus
diesen Griinden keinen Erfolg verspricht.
Ahnliche Probleme scheinen sich in Bel-
gienabzuzeichnen. Dort hat man Giberdies
fur die Wahl des Repréasentativorgans ein
Proporzsystem geschaffen, das nach ,,na-
tionalen* Wahlerschaften unterteilt ist.
So werden religiés homogene Gruppen
durch die religionsfremde Nationalita-
tenfrage kinstlich auseinanderdividiert —
ethnisch/nationale Abgrenzung statt Zu-
sammenschluss.?®

Die rechtlichen Einflussmoglichkeiten fur
Religionsgemeinschaften missen nach al-
ledem nichtgenutztwerden, sondernblei-
ben ein ,,Angebot”?, dessen Annahme im
Belieben der Betroffenen steht. Allerdings
bleibt es eine wichtige Aufgabe des Staa-
tes, dafiir Sorge zu tragen, dass Organisa-
tionen nicht die rechtlichen Gestaltungs-
moglichkeiten missbrauchen und unter
dem Deckmantel oder im extremistischen
(Fehl-)Verstéandnis religiéser Vorschriften
rechtswidrige Handlungen begehen oder
verfassungsfeindliche Indoktrination vor-
nehmen. Dieser noch vor den Terroran-
schlagen in den USA geschriebene Satz
bleibt aktuell. So ist nun auch die Abschaf-
fung des sog. ,,Religionsprivilegs* im Ver-
einsrecht (8 2 Abs. 2 Nr. 3 VereinsG) in
Gange.? Religios ausgerichtete Vereine,
die z.B. verfassungsfeindliche Ziele ver-
folgen, kdnnen dann leichter als bislang
verboten werden.

Mogliche Organisationsformen:
Voraussetzungen und Rechtsfolgen

Den Muslimenin Deutschland stehtgrund-
satzlich die gesamte Fulle rechtlicher und
auBerrechtlicher Organisationsformen in
Deutschland offen. Diese unterscheiden
sich erheblich in Voraussetzungen und
Rechtsfolgen. Deshalb mussen Muslime in
jedemFallprifen,welcheFormderOrgani-
sation fir das jeweils angestrebte Ziel die
am besten geeignete ist. Zwangsverein-
nahmungen kann es dabei in keinem Falle
geben. Eine Pflicht zur Aufnahme Aufnah-
mewilliger bestehtnurinseltenen Ausnah-
mesituationen, in denen der Organisation
eine monopolartige Stellung zukommt
und Ausgeschlossene ihre (organisations-
konformen) Anliegen ohne Zugehdrigkeit
nichtwirksam vertreten kénnen.?

Wie eingangs erwahnt, ist es in Deutsch-
land dem Staat verwehrt, die Bildung von
Religionsgemeinschaften aktiv zu betrei-
ben. Dies bedeutet aber nicht, dass es ihm
untersagt ware, in gewissem Umfang z.B.

technisch-organisatorische Hilfestellung
zugewahren. Zudem muss der Staat so viel
Rechtssicherheit herstellen, dass Muslime
die Voraussetzungen fur die jeweils ange-
strebte Organisationsform einschatzen
und sich dementsprechend einrichten
koénnen. Hierbei gibt es erhebliche Unter-
schiede in der vorhandenen Regelungs-
dichte. Die Voraussetzung fur den einge-
tragenen Verein sind vergleichsweise sehr
klar und entsprechend einschatzbar. Jene
fur die Religionsgemeinschaft im Sinne
des Ansprechpartners bei der Einrichtung
des Religionsunterrichts an 6ffentlichen
Schulen nach Art. 7 Abs. 3 GG (vgl. hierzu
unten) sind hingegen in einigen Grund-
satzfragen und vielen Einzelheiten um-
stritten und unsicher. Gerade bei der
aufwendigen Etablierung solcher Organi-
sationen trifft den Staat meines Erachtens
eine gewisse Pflicht zur Kooperation. Es
kann nicht erwartet werden, dass Muslime
mit grolRem und tber Jahre zu entfalten-
dem Aufwand Organisationen bilden,
wenn nicht grundsatzliche Hinweise gege-
ben werden, welche Voraussetzungen aus
rechtlicher Sicht zu erfillen sind, um die
angestrebten Funktionen tibernehmen zu
kdnnen. Andernfalls wiirde die Verwirkli-
chung der verfassungsmafBigen Rechte
praktisch vereitelt.

Im einzelnen ist hier aus rechtlicher Sicht
noch vieles ungekléart. Zwar herrscht wei-
testgehende Einigkeit dariiber, dass der
Islam wie alle anderen Religionen den
bestehenden Schutz der Rechtsordnung
genielt. Eristaber als breitenwirksame Er-
scheinung in Deutschland noch vergleichs-
weise sehr jung und in seinen Strukturen
den bestehenden christlichen Religions-
gemeinschaften nicht ohne weiteres ver-
gleichbar. Von daher empfiehlt es sich
auch, bei anliegenden, den Staat und die
Muslime betreffenden Fragen zunachst
geduldig die Kooperation zu suchen und
Transparenz in den jeweiligen Positionen
herzustellen, statt rechtliche Auseinan-
dersetzungen mit ungewissem Ausgang
zu beginnen.

Der rechtsfahige Verein als
attraktivste Organisationsform

Eine der attraktivsten und auch von Musli-
men bislang am meisten genutzten Orga-
nisationsformen ist die des rechtsfahigen
Vereins. Hierzu ist die Eintragung in das
Vereinsregister notig, das bei den Amtsge-
richten geftihrt wird (vgl. 8 21 BGB). Vor-
aussetzungen fur die Eintragung sind die
Verabschiedung einer Vereinssatzung, die
Anmeldung durch den Vorstand (vgl. § 26
BGB) unter Vorlage der formell und inhalt-
lich ordnungsgemafRien Satzung. Hierbei
sind die vereinsrechtlichen Vorschriften in
einer Art und Weise auszulegen und an-
zuwenden, die dem besonderen ver-
fassungsrechtlichen Schutz der Religions-
gesellschaften angemessen Rechnung tra-
gen.*® Das betrifft vor allem Vorschriften
Uber die interne Verfassung ohne Aul3en-
wirkung. Esistaber auch mdglich, dasssich
derreligiose Verein nach seinem Selbstver-
standnisals Teilgliederung einer Religions-
gemeinschaft konstituiert, ohne schon
deshalb gegen zwingendes Vereinsrecht
zu verstoRen.* Gerade dies kann fir mus-

limische Vereine bedeutsam werden. In je-
dem Falle muss auch Uber die Mitglied-
schaft Klarheit herrschen, wenngleich die
Form des Aufnahmeverfahrens religios
motivierten Besonderheiten folgen mag.
Sind die gesetzlichen Voraussetzungen,
fir deren Einzeldarstellung hier nicht der
Raum ist, erflllt, so besteht ein Anspruch
auf Eintragung in das Vereinsregister.*
Erfahrungsgemal ist die Eintragung
schneller abzuwickeln, wenn die Grin-
dungsmitglieder Gber die deutsche Staats-
angehorigkeit verfugen.

Steht das Interesse an religioser und/oder
kultureller Betatigung im Vordergrund, so
durfte eine Mitfinanzierung der jeweili-
gen Vorhaben durch Spenden von beson-
derer Bedeutung sein. Erfahrungsgemafn
steigt die Bereitschaft zu Spenden dann,
wenn die Spendenbetrage ganz oder teil-
weise steuerlich geltend gemacht werden
kdénnen (vgl. 8§ 10 b EStG), die Gesamtsteu-
erlast also reduziert wird. Voraussetzung
hierfur ist die Anerkennung des Vereins-
zwecks als gemeinnitzig, mildtéatig oder
kirchlich (vgl. 88 51 ff. AO).*® Dann ste-
hen noch weitere Steuerbefreiungen oder
-vergunstigungen z.B. bei der Koérper-
schafts-, Gewerbe- oder Erbschaftssteuer
offen.

Die rechtlichen Details der Anerkennung
unterscheidensich in einer gewissen Band-
breite von Ort zu Ort. Deshalb wird schon
vor Griindung des Vereins empfohlen, die
Formulierung der Passagen in der Vereins-
satzung, welche die gemeinnitzige Aus-
richtung des Vereins regeln, mit dem
zustandigen ortlichen Finanzamt abzu-
sprechen. Ublicherweise gibt es Standard-
formulierungen, die zur Anerkennung der
Gemeinnutzigkeit fuhren. Selbstverstand-
lich muss die tatsachliche Vereinstatigkeit
mit den Satzungsbestimmungen tberein-
stimmen; Gemeinnutzigkeit nur ,,auf dem
Papier bleibt rechtlich unbeachtlich.

In enger Verbindung hiermit steht die Ab-
grenzung des wirtschaftlichen Vereins
(vgl. 8 22 BGB) vom nichtwirtschaftlichen
Verein (,,/dealverein’), wie ihn religitse
Vereine meist bilden. Problematisch kann
die Anerkennung als nichtwirtschaftlicher
Verein dann werden, wenn eine wirt-
schaftliche Tatigkeit z. B. am Markt entfal-
tet wird. Bleibt solche Tatigkeit, beispiels-
weise der Vertrieb religioser Literatur oder
vielleicht kiinftig die kostenpflichtige Er-
teilung von Bescheinigungen uber die is-
lamkonforme Schlachtung von Tieren,
bloRer ,,Nebenzweck’3* im Rahmen einer
religids-ideellen Zielsetzung, so ist dies
rechtlich unschadlich.

Die Anerkennung als Korperschaft
des offentlichen Rechts bietet eine
Fulle von Vorteilen

Einige muslimische Organisationen stre-
ben die Verleihung der Rechte einer Kor-
perschaft des offentlichen Rechts an und
haben entsprechende Antrage bei den zu-
standigen Behorden gestellt.®® Art. 140 GG
in Verbindung mit Art. 137 Abs. 5 WRV er-
offnet Religionsgesellschaften diese Mog-
lichkeit, wenn sie durch ihre Verfassung
und die Zahl ihrer Mitglieder®® die Gewahr
der Dauer bieten. Einen solchen Status ha-
ben in Deutschland z.B. die christlichen
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GroRRkirchen, aber auch der Zentralver-
band der Juden in Deutschland oder die
Heilsarmee in Deutschland.*”

Mit der Anerkennung als Kérperschaft des
offentlichen Rechts ist eine Fulle z.T. sehr
bedeutender rechtlicher Vorteile verbun-
den. Zu nennen sind z.B. das Besteue-
rungsrecht mit Hilfe staatlicher Finanzam-
ter (Art. 137 Abs. 6 WRV), umfangreiche
Steuerprivilegien, der erweiterte Schutz
eigener Betatigung (Zeugnisverweige-
rungsrechte, besondere staatliche Ruck-
sichtnahmepflichten z.B. bei Errichtung
und Betrieb kultischer und anderer religio-
sen Zwecken dienender Einrichtungen),
Teilhaberechte im offentlichen Leben
(Rundfunkrecht, Jugendfursorge), Dienst-
herrenfahigkeit und Disziplinargewalt so-
wie das Parochialrecht (Inanspruchnahme
zuziehender Angehdériger der Religions-
gemeinschaft als Mitglied).*

Voraussetzung dafur
ist die Rechtstreue

Die Verleihung solch weitreichender Rech-
te setzt selbstverstéandlich Rechtstreue der
Religionsgemeinschaft voraus. Sie muss
insbesondere die Gewahr daflr bieten,
dass sie die Ubertragene Hoheitsgewalt
nur im Einklang mit Verfassungsrecht und
sonstigem Gesetz austiben wird und dass
ihr kiinftiges Verhalten die in Art. 1 und 20
des Grundgesetzes formulierten funda-
mentalen Verfassungsprinzipien, dem
staatlichen Schutz anvertraute Grund-
rechte Dritter und die Grundprinzipien des
freiheitlichen Religions- und Staatskir-
chenrechts Deutschlands nicht gefahrdet.
Eine weitergehende Staatsloyalitéat ist
nicht erforderlich.® Nach alledem kommt
z.B. eine Anerkennung nicht in Betracht,
wenn die Religionsgemeinschaft auf die
Verwirklichung einer theokratischen Herr-
schaftsordnung hinwirkt. Ihr Verhalten
muss die Gewahr dafur bieten, dass das
Verbot einer Staatskirche sowie die Prinzi-
pien der religitésen Neutralitat des Staates
und der Paritat der Religionen unangetas-
tet bleiben.*

Malstab fir die Prifung ist bei all diesen
Voraussetzungen nicht der Glaube, son-
dern das tatsachliche Verhalten der Reli-
gionsgemeinschaft.** Rein theologisch-
theoretische Vorbehalte gegen politische
Systeme (z. B. die Qualifikation politischer
Systeme als,,Bestandteil der Welt Satans™)
sind nicht schadlich, solange die Religions-
gemeinschaft den Staat (des Grundgeset-
zes) in ihrem tatséchlichen als von Gott ge-
duldete Ubergangsordnung anerkennt.*
Das kann insbesondere fur schiitische Rich-
tungen bedeutsam werden, die aus reli-
gios-historischen Grunden eine Distanz
zur staatlichen Machtaustibung pflegen.*®
Indesbekenntsich die ganz Giberwiegende
Mehrheit der muslimischen Vereinigun-
gen in Deutschland zur staatlichen Rechts-
ordnung. Die rechtlich schwierigen Einzel-
fragen zu diesem Thema stehen hier nicht
zur Erorterung. Vor der Anerkennung
muss zweifellos eine eingehende Prufung
der Voraussetzungen erfolgen. Immerhin
ist festzuhalten, dass den Muslimen diese
Organisationsform grundsatzlich offen-
steht. Einen ,.christlichen Kulturvorbe-
halt“ kennt die Verfassung nicht.** Auch
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mogen zwar die christlichen Kirchen Mo-
dell fUr den Korperschaftsstatus gestan-
den haben. Eine umstandslose Ubertra-
gung dieses Modells auf alle anderen
Religionsgemeinschaften ist aber nach
Sinn und Zweck der einschlagigen Verfas-
sungsregelungen nicht erforderlich und
damit auch nicht zuléssig.

Nach den Christen stellen die Muslime zah-
lenmafig die zweitgro3te Religion in
Deutschland und vielen anderen europai-
schen Landern. Die wesentlich kleinere ji-
dische Gemeinschaft geniel3t bereits die
Korperschaftsrechte. Allerdingsvertrittsie
andersals der Islam eine schon seit langem
im Lande présente Religion von erheb-
licher Bedeutung im offentlichen Leben.
Jedoch haben auch andere Religionsge-
meinschaften Anspruch auf rechtliche
Gleichbehandlung. Insofern gibt die Aner-
kennung der judischen Gemeinschaften
Mafstébe fir den Umgang mit muslimi-
schen Gemeinschaften vor.

Den Muslimen ist anzuraten, die Anerken-
nung als Korperschaft des 6ffentlichen
Rechts erst dann voranzutreiben, wenn
die Voraussetzungen einer hinreichenden
inneren Verfestigung der jeweiligen Ver-
einigung nachweisbar sind. Zunéchst be-
steht noch eine Hirde, die sich aus den
einschlagigen Empfehlungen der Kultus-
ministerkonferenz vom 12.3.1954 zur Ver-
leihung der Kdorperschaftsrechte ergibt.
Danach biete die Religionsgesellschaft
erst dann die Gewahr auf Dauer, wenn sie
sich im allgemeinen Rechtsleben des Lan-
des als gefugte Organisation zeitlich be-
wabhrt hat. Daraus ergibt sich eine nur vor-
Ubergehende Einschrankung. Die jingste
Entwicklung im Zentralrat der Muslime in
Deutschland* zeigt jedoch, wie instabil
die organisatorischen Verhaltnisse noch
weitgehend sind. Des weiteren sollte
bedacht werden, dass die Aussicht auf 6f-
fentlichen Einfluss und bedeutsame Privi-
legien auch finanzieller Art haufig Vertei-
lungskampfe auszulésen pflegt. Dies ist
erfahrungsgeméan ein normaler Vorgang
auch bei der Verfolgung ideeller Ziele. Es
gilt aber zu bedenken, dass solche Vertei-
lungskampfe ohne gréReren Schaden fir
das verfolgte Ziel nur dann durchzustehen
sind, wenn schon eine gewisse Verfesti-
gung der einzelnen beteiligten Organisa-
tionen erreicht ist. Gro3e Zersplitterung
der Beteiligten fuhrte letztlich zu volliger
Unubersichtlichkeit im Sinne eines ,,jeder
gegen jeden”. Vielleicht sollten Muslime
zunachst noch den ,,Schonraum* bloRer
vereinsrechtlicher Organisation nutzen,
um solche verfestigten Strukturen voran-
zutreiben. Im Rahmen solcher Tatigkeit
koénnen die Voraussetzungen fir die spa-
tere Anerkennung als Kérperschaft erfillt
werden. Der Verein bietet dabei gegenu-
ber der losen Organisation in einer Mo-
scheegemeinde den Vorteil, dass die Frage
der Zugehorigkeit eindeutig geklart ist.*

Die Stiftung kommt islamischen
Organisationsformen nahe

Eine Organisationsform mit deutlicher
struktureller Nahe auch zu Organisations-
formen des Islamischen Rechts (gemein-
nutziger wagf)* ist die der rechtsfahigen
Stiftung des burgerlichen Rechts (88 80 ff.

BGB). Hier kann ein Stiftervermdgen ab
einem gewissen, Ortlich unterschiedlich
angesetzten Mindestbetrag®® z.B. religio-
sen Zwecken zugefihrt werden. In Zeiten
knapper 6ffentlicher Mittel und der Besin-
nungaufdie,,eigentlichen* Aufgaben des
Staates kommt entsprechender privater
Initiative steigende Bedeutung zu.

Moglich waren auch der
nichtrechtsfahige Verein sowie
die politische Partei

Eine mogliche Form der Kooperation ist
der so genannte nichtrechtsfahige Verein
(vgl. 8 54 BGB). Die Frage, welche Rechts-
vorschriften auf ihn anwendbar sind, ist in
hohem MaRe umstritten.”® Nachteilig
kann im Einzelfall sein, dass hier anders als
beim rechtsfahigen Verein keine sog. ,,ju-
ristische Person* mit eigener, von den ein-
zelnen Mitgliedern gel6ster Rechtsfahig-
keit (Fahigkeit, Trager von Rechten und
Pflichten zu sein) entsteht.

Auch die politischen Parteien in Deutsch-
land bestehen aus historischen Griindenin
der Form des nichtrechtsfahigen Vereins.
Wegen ihrer zentralen Funktion als
L, Transmissionsriemen® zwischen Staat
und Gesellschaft in der politischen Wil-
lensbildung (vgl. § 1 ParteiG) verleiht ih-
nen die Verfassung allerdings weitge-
hende Rechte jenseits des Burgerlichen
Rechts. Auch Muslimen steht die Grun-
dung eigenstandiger islamischer Parteien
von Rechts wegen offen. Die inhaltlichen
und formalen Voraussetzungen sind im
Parteiengesetz geregelt. In jlingster Zeit
wurde berichtet, dass die umstrittene Ver-
einigung ,,Milli Gorug*“*® die Griindung ei-
ner eigenen Partei plane.** Die Vereini-
gung, welche diese Meldung mittlerweile
dementiert hat,* soll deshalb ihre Anhan-
ger aufgefordert haben, sich einbirgern
zu lassen.®® Dies kénnte eine Reaktion auf
§ 2 Abs. 3 Nr. 1 ParteiG sein, wonach politi-
sche Vereinigung keine Parteien sind,
wenn ihre Mitglieder oder die Mitglieder
ihres Vorstandes in der Mehrheit Auslan-
dersind.

Muslime findensich mittlerweile aberauch
in allen Parteien des vorhandenen demo-
kratischen Parteienspektrums. Sie vermei-
den damit, sich als Randgruppe zu institu-
tionalisieren; im Nachkriegsdeutschland
haben sich zumindest auf Bundesebene
Parteien, die spezifische Partikularinteres-
sen verfolgen, meist nur kurzfristig und
in massiven Umbruchsituationen (Flicht-
lingsproblematik; Wiedervereinigung) hal-
ten kdnnen. In mehreren Stellungnahmen
muslimischer Verb&nde und Personen aus
den letzten Jahren wird hervorgehoben,
dass fur Muslime alle Parteien wéahlbar
seien, die auf dem Boden des Grundge-
setzes stehen und die den Gottesbezug in
der Praambel des Grundgesetzes beflr-
worten.* Auch hierfur sei eine représen-
tative Stellungnahme zitiert:

,»Da zumindest in der Bundesrepublik
Deutschland Muslime wegen ihres Glau-
bens keinen Verfolgungen ausgesetzt
sind, von ihnen nichts verlangt wird, das
gegen islamische Glaubensgebote ver-
stosst und ihnen von der Verfassung Glau-
bensfreiheit und die freie Entfaltung der
Personlichkeit garantiert wird, kann man



sich schon aus Eigeninteresse diesem Ge-
meinwesen nicht verweigern. Wenn wir
Sympathie und Toleranz einfordern, dann
mussen wir uns auch entsprechend verhal-
ten. Die deutsche Verfassung und die
durch sie gedeckten Gesetze garantieren
uns ein gesittetes Miteinander. Wenn wir
uns an der Verwirklichung dieser Verfas-
sung nichtim Rahmen unserer Méglichkei-
ten beteiligen, und dazu gehdren nun ein-
mal die Wahlen, duirfen wir uns auch nicht
beklagen.”

Daneben gibt es viele andere
rechtliche und informelle
Organisationsformen

Religi6s orientierte Betatigung kann auch
das Wirtschaftsleben erfassen. Steht der
wirtschaftliche Aspekt im Vordergrund,
wie z.B. regelméalig beim entgeltlichen
Vertrieb von Fleisch und Fleischprodukten,
die den Religionsgesetzen entsprechend
behandelt wurden, so ist insoweit die
ideal-vereinsrechtliche Ldsung ausge-
schlossen (vgl. oben). Dasselbe wird fir
Wirtschaftsunternehmen gelten, welche
z.B. Geldanlagemdéglichkeiten und Finan-
zierungen anbieten, die dem streng ver-
standenen koranischen Zinsnahmeverbot
oder dem Verbot des Umgangs mit be-
stimmten Gegenstanden wie Alkohol oder
Schweinefleisch entsprechen. Hierfur ste-
hen im Rahmen der allgemein geltenden
Gesetze®® samtliche biirgerlich-rechtliche
Organisationsformen offen. Vielleicht von
besonderer Attraktivitat konnte im Be-
reich der Kapitalanlage die sog. ,,Stille Ge-
sellschaft”®” (vgl. insbes. §§ 230 f. HGB) mit
institutioneller Gewinn- und Verlustbetei-
ligung des Kapitalgebers werden. Sie ent-
spricht strukturell der islam-rechtlichen
mudaraba®, mit der das Problem verbote-
ner Zinsgeschafte neutralisiert werden
soll.

Vielleicht eine der wichtigsten Optionen
far Muslime ist schlieBlich die Nutzung
rechtlich informeller Kooperationsmog-
lichkeiten. Die Beteiligung am gesell-
schaftlichen Leben bedarf in vielen Fallen
keiner formellen Organisation.> Dies gilt
z.B. fur beratende und streitschlichtende
Tatigkeit auRerhalb staatlich-gerichtsfor-
miger Instanzen. Der Islam kennt keine
dem Christentum vergleichbare Tradition
der formellen Organisation von Glaubi-
gen, auch wenn ihm Institutionen nicht
generell fremd sind.®® Viele Glaubige ver-
lassen sich in Religionsfragen auf die Ein-
sichten und Uberzeugungskraft bestimm-
ter Personen, also auf personliche und
nicht auf institutionelle Autoritat. Korres-
pondierend bilden sich in europaischen
Staaten, mit gewisser Verzégerung auch
in Deutschland, Gremien von Personen,
die z.B. Fragen klaren, welche den exak-
ten Beginn des Fastenmonats Ramadan,
der Gebetszeiten oder allgemeiner des is-
lamkonformen Lebens in der muslimi-
schen Diaspora betreffen. Solche Gremien
kdnnen, wie bei dem so genannten Figh-
Rat® innerhalb der Islamischen Religions-
gemeinschaft Hessen e.V.,, eine rechtsfor-
mige Verankerung haben; notwendig ist
dies nicht. Als offenbar erfolgreiches Bei-
spiel istdasseit 1980/1982 bestehende Isla-
mic Sharia Council in England zu nennen.®?

Es hat bis 1996 ca. 1.500 Streitfélle vorwie-
gend bei Ehestreitigkeiten behandelt. Ihm
ist keine offizielle Funktion zuerkannt; es
Ubernimmt aber wichtige Mediationsauf-
gaben vor allem im Bereich des Familien-
rechts. Die ,,Entscheidungen* solcherart
befragter Personen oder Gremien leben
von der Autoritdt des Entscheidenden,
sind aber nicht rechtsverbindlich. Ebenso
kann selbstverstandlich kein Muslim ge-
zwungen werden, sich solcher Einrichtun-
gen zu bedienen oder auch nur bei ihrer
Tatigkeit mitzuwirken. Es geht also kei-
nesfalls um die gelegentlich befiirchtete
Etablierung einer ,,Parallelrechtsordnung*
mit Einrichtungen, die in Konkurrenz zu
staatlichen Institutionen stuinden, son-
dern alleine um die rechtlich zulassige
Nutzung von rechtlichen und auRerrecht-
lichen Handlungsspielrdumen in einer frei-
heitlichen demokratischen Gesellschaft.®®

Beim Betrieb von Moscheen,
Kulturzentren u. a. hat sich die
Vereinsform bewahrt

Fur den Betrieb von Moscheen, Kultur-
zentren und &hnlichen Einrichtungen ist
grundsatzlich keine bestimmte Organisa-
tionsform vorgeschrieben. Etabliert hat
sich hierfur der eingetragene Verein. Er
hat den Vorzug flexibler Handlungsféhig-
keit durch den Vorstand (§ 26 Abs. 2 BGB),
eindeutiger und den einzelnen entlasten-
der Haftungsregelungen sowie glnstiger
Finanzierungsmoglichkeiten durch steu-
erlich absetzbare Spenden bei Anerken-
nung der Gemeinnutzigkeit (vgl. oben).

Islamische Bestattungssitten und
deutsche Friedhofsordnungen

Die islamischen Bestattungssitten stehen
teilweise im Gegensatz zu bestehenden
Landesgesetzen und Friedhofsordnun-
gen.® Fur viele ansassige Muslime bedeut-
sam ist die Totenwaschung und die Beklei-
dung des Leichnams mit weien Tichern,
die Verrichtung des Totengebets, die Bei-
setzung des Leichnams in nur von Musli-
men genutzten Graberfeldern, die Aus-
richtung des Gesichts des Toten in
Richtung Mekka und die schlichte Anlage
der Grabstatte.® Manches davon Iasst sich
problemlos auf vorhandenen Friedhéfen
ausfuhren, so das Totengebet und die Aus-
richtung des Toten im Grab. Anderes wie
die rituelle Waschung® oder unterschied-
liche Vorstellungen Giber die angemessene
Grabpflege etc. kann Probleme aufwer-
fen. Deshalb besteht unter Muslimen das
Anliegen, eigene Friedhofe zu betreiben,
wie es in Berlin schon Anfang des 20. Jahr-
hunderts am Columbiadamm realisiert
wurde. Soweit landesrechtliche Bestim-
mungen das Betreiben von Friedhofen
vom Korperschaftsstatus der Religionsge-
meinschaft abhangig machen®, wird zu
Uberdenken sein, ob diese Einschrankung
im Lichte des Art. 4 GG aufrechtzuerhalten
ist. Will eine muslimische Gemeinschaft ei-
nen Friedhof einrichten oder mitgestal-
ten, so geniefRt dieses Anliegen den Schutz
der Religionsfreiheit.®® Meines Erachtens
musste eine vereinsrechtliche Organisa-
tion bei hinreichender Verfestigung aus-
reichen.

Schachten und Tierschutz

Wie das Judentum kennt auch der Islam
Vorschriften Uber die Schlachtung von Tie-
ren als Voraussetzung fur religios zul&ssi-
gen Fleischverzehr. Zum einen darf Fleisch
von verendeten Tieren nicht konsumiert
werden.®® Zum anderen betrachten viele
Muslime das Schlachten eines Tiers am
Opferfest (‘id al-adha) im Wege des
Schachtens (Schlachten ohne todbrin-
gende Betdubung) als religitses Gebot.
Das Schlachten ohne vorherige Bet&u-
bung wird seinerseits gemafl dem Tier-
schutzgesetz (8 4a Abs. 1 TierSchG) grund-
satzlich verboten.” Allerdings lasst das
Gesetz selbst in § 4 a Abs. 2 Ausnahmege-
nehmigungen zu. Diese missen Angehori-
gen von Religionsgemeinschaften erteilt
werden, wenn zwingende Vorschriften
der Religionsgemeinschaft das Schachten
vorschreiben oder den Genuss von Fleisch
nicht geschachteter Tiere untersagen. Ei-
nen unabweisbaren religiésen Aspekt ent-
halt dabei zumindest das religids vorge-
schriebene Schlachten von Tieren zum
Opferfest.”

In Hessen hat sich die Islamische Religions-
gemeinschaft Hessen e.V. IRH auf ver-
gleichsweise sehr breiter personeller
Grundlage konstituiert.”? Bestandteil der
IRH ist ein so genannter figh-Rat, welcher
Rechtsgutachten erstattet. Auf der Grund-
lage eines solchen Gutachtens zum
Schachten von Tieren hat die IRH ein —
jungst vom Bundesverwaltungsgericht
wegen angeblich unzureichender Tatsa-
chenfeststellungen aufgehobenes™ - Ur-
teil des Verwaltungsgerichts Darmstadt’™
erstritten, wonach sie als Religionsge-
meinschaft anerkannt wird und demzu-
folge eine Ausnahmegenehmigung nach
8§4aAbs. 2 Nr.2 TierSchG beantragen kann.
Die IRH hat dies als bedeutenden Fort-
schritt bei der Anerkennung religitser Be-
dirfnisse der Muslime in Deutschland ge-
wiirdigt,” andere Muslime sind offenbar
skeptischer. In der in Mlnchen herausge-
gebenen Zeitschrift Al-Islam werden Be-
denken gegen die ,,Verkirchlichung* des
Islam formuliert, wie sie im Vorgehen der
IRH zum Ausdruck komme:™®

»ES geht letztlich darum, ob, wie im Koran
zu lesen, ,das Wort Allahs ... das oberste*
ist. Durfen die Muslime ihre gottgegebe-
nen Rechte und Pflichten - auch in der
nichtmuslimischen Gesellschaft — umset-
zen, oder ist dazu die Genehmigung nicht-
muslimischer  Autoritdten  Vorausset-
zung?””’

Die Antwort hierauf ist aus Sicht des deut-
schen Rechts eindeutig: Wenn das Geneh-
migungserfordernis des TierSchG mit Art.
4 GG vereinbar ist, dann ist eine solche Ge-
nehmigung Voraussetzung. Deren Ertei-
lung muss freilich unter hinreichender
Beachtung der Religionsfreiheit gepruft
werden. Das rechtsverbindliche Ergebnis
einer solchen Prifung ist zu respektieren.
Wer dagegen versto3t, muss mit Sanktio-
nen der Rechtsgemeinschaft rechnen.
Nach Kenntnis des Verfassers wahlen zwar
manche Ordnungsbehdrden bislang den
Weg des,,Wegsehens”, um den moglichen
Konflikt zu entschérfen. Eine solche Stra-
tegie kann kurzfristig befriedend wirken,
untergrabt aber langfristig den Geltungs-
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anspruch des Rechts tiberhaupt und kann
deshalb keine Dauerldsung bilden. In der
Diskussion um die Erlaubnis zum Schéch-
ten wird haufig der Vergleich zwischen
Muslimen und Juden gezogen - die einen
durfen Schachten, die anderen nicht. Das
ist nur schwer zu vermitteln und sollte
auch bei der Auslegung des Begriffs der
Religionsgemeinschaft im Sinne von § 4 a
TierSchG mit bedacht werden.

Die Mitwirkung in staatlichen
Gremien und Einrichtungen

Die formelle Mitwirkung in staatlichen
Gremien oder staatlich organisierten Ein-
richtungen ist in einigen wichtigen Fallen
an den Status einer Korperschaft des 6f-
fentlichen Rechts gebunden (vgl. oben).
Anderes wie seelsorgerische Betreuung
stehtallen Religionsgesellschaften zu (vgl.
Artt. 140 GG, 141 WRYV, § 53 Abs. 1 Straf-
vollzugsG™). Zudem kann auch hierbei der
verfassungsrechtliche Schutz der Reli-
gionsfreiheit (Art. 4 GG) relevant werden.
Diesgiltinsoweit weniger aus der Sicht der
Organisation als vielmehr aus der Sicht des
betroffenen Grundrechtstragers, der z.B.
religidsen Beistand im Krankenhaus, inder
Armee oder im Strafvollzug sucht. Hier
sieht z.B. 8§ 53 Abs. 1 StrafvollzugsG ent-
sprechende Rechte des Inhaftierten auf
seelsorgerlichen Beistand durch seine Reli-
gionsgemeinschaft vor. Ansonsten ist eine
informelle Beteiligung mdglich, die aber
meist nicht rechtsférmig erzwingbar sein
wird.

Die Problematik eines islamischen
Religionsunterrichts

Art. 7 Abs. 3 GG gestaltet den Religions-
unterricht in den 6ffentlichen Schulen mit
Ausnahme der bekenntnisfreien Schulen
als ordentliches Lehrfach. Unbeschadet
des staatlichen Aufsichtsrechtes wird der
Religionsunterricht in Ubereinstimmung
mit den Grundsatzen der Religionsge-
meinschaften erteilt. Einen auf3eren Rah-
men fir Inhalt und Abhaltung des Reli-
gionsunterrichts bieten Grundgesetz und
Landesverfassungen. Die muslimischen
Verbéande, welche bereits Lehrplane fur ei-
nen islamischen Religionsunterricht vor-
gelegt haben,”” bekennen sich in ihren
Satzungen ausdrtcklich zu Grundgesetz
und Landesverfassung(en).

Art. 7 Abs. 3 GG gilt nicht in Bremen und
Berlin; die gegenwartigen rechtlichen
Auseinandersetzungen in dieser Frage in
Berlin sind deshalb nicht ohne weiteres
auf andere Lander Ubertragbar.®® Nicht
hierher gehéren auch Projekte wie die
deutschsprachige islamische Unterwei-
sung in Nordrhein-Westfalen, der mehrre-
ligids angelegte Religionsunterricht in
Hamburg oder die im Herbst 2001 in Bay-
ern angelaufenen Schulversuche einer is-
lamischen Unterweisung im Rahmen des
ansonsten turkischen muttersprachlichen
Erganzungsunterrichts: Bei all diesen
Unternehmungen wurde keine islamische
Religionsgemeinschaft im Sinne des Art. 7
Abs. 3 GG beteiligt.

Konkrete Forderungen nach der Einrich-
tung eines islamischen Religionsunter-
richts im Sinne des Grundgesetzes wurden
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trotz vielfach erklarter grundsatzlicher Be-
reitschaft bislang fast durchweg abge-
wehrt.®* Die Begriindung hierfiir stitzt
sich im Wesentlichen auf den Umstand,
dass kein hinreichend legitimierter An-
sprechpartner zur Verfigung stehe, der
die Inhalte eines solchen Unterrichts mit-
bestimmen konnte.?? In der Tat bedarf es
eines solchen Ansprechpartners, weil die
Verfassung es verbietet, von staatlicher
Seite die Inhalte der jeweils in Rede ste-
henden Religion zu definieren. Dies ist
allein Aufgabe der Religionsgemeinschaf-
ten selbst. Der Staat bendtigt — insbeson-
dere als Aufsichtsbehdrde — einen verlass-
lichen Partner, der zugleich die nétige
Autoritat aufweist, um die Lehrinhalte
verbindlich festlegen zu kénnen. Der Reli-
gionsunterricht ist insofern nicht Gebot,
sondern ,,Angebot* der Verfassung.®

Ein Angebot, nicht ein Gebot
der Verfassung

Freilich kann nicht verlangt werden, dass
die Religionsgemeinschaft als solche erst
auftreten kann, wenn sie einen Grofteil
oder auch nur die Mehrheit der Muslime
auf der jeweils relevanten Ebene (Land
oder Kommune) reprasentiert. Andern-
fallskdnnte eine vielleicht desinteressierte
Mehrheit nomineller Muslime jede Initia-
tive verhindern.

Insgesamt wird man ein gewisses Mal3 an
breiter Institutionalisierung (fester und
auf Dauer angelegter Zusammenschluss
von Personen auf Grund Ubereinstimmen-
der Auffassungen in religidser Hinsicht,
die durch eine Bezeugung/ein Bekenntnis
nach auBen kundgegeben werden®) mit
unabweisbarer Rucksicht auf Sicherheit
und Klarheit des Rechtsverkehrs nach au-
Ren® fordern miissen. Der Staat bendtigt
einen ,,Ansprechpartner”, der die zu leh-
renden Grundsatze verlasslich formuliert
und der Lehrpersonal vorschlagt, das auf
breite Akzeptanz stoRt.® Nicht ausrei-
chend wére ein Zusammenschluss allein zu
dem Zweck, dieser Ansprechpartner zu
werden, wenn nicht zugleich ein weiter-
reichendes religitses Leben innerhalb der
Gemeinschaft entfaltet wird.

Ein solcher Ansprechpartner bendétigt
allerdings nicht notwendig den Status ei-
ner Korperschaft des dffentlichen Rechts®”
(vgl. hierzu oben). Esgentgtvielmehreine
in religidser Grundlage, Organisations-
struktur,  Mitgliedschaftszugehorigkeit
und Leitung/AuRRenvertretung bestimmte
und eindeutige Organisation, wie sie z.B.
der eingetragene Verein bietet. Das
rechtssoziologische Modell ,,Kirche* ist
hierfur kein rechtlich relevanter MaR-
stab.® Vielmehr verbietet es die Verfas-
sung, andere Religionsgemeinschaften in
die Organisationsformen christlicher Kon-
fessionen zu zwangen. Ausreichend wére
wohl die Zusammenarbeit von Représen-
tanten der meisten zahlenméaRig bedeut-
samen Vereinigungen von Muslimen, die
Uberhaupt Interesse an der Etablierung
des islamischen Religionsunterrichts be-
kunden. In diese Richtung gehen offenbar
die vorbereitenden Gesprache in Bayern
und Baden-Wirttemberg zwischen Musli-
men und zustandigen staatlichen Stellen,
wahrend in Hessen offenbar Friktionen

vorherrschen®; entsprechende muslimi-
sche Organisationen auf Landesebene
sind geschaffen bzw. im Entstehen. Die Be-
teiligung von Verbé&nden oder eingetrage-
nen Vereinen als juristische Personen ist
nicht ausgeschlossen, solange die Legiti-
mationdes,,Ansprechpartners flir die Be-
stimmung der inhaltlichen Ausformung
des Religionsunterrichts sich auf naturli-
che Personen zuriickfihren Iasst.®

Eine Ubergangs- und
Erprobungsphase ware sinnvoll

In einer ersten Ubergangs- und Erpro-
bungsphase erscheint nur die Einrichtung
von Schulversuchen an geeigneten Orten
sinnvoll. Fur flachendeckenden Unterricht
fehlt es noch weitgehend an mehreren
Voraussetzungen wie dem hinreichend
stabilen Ansprechpartner auf Landes-
ebene, dem hinreichend approbierten
Lehrplan und religiés wie auch padago-
gisch ausreichend ausgebildeten Lehrern
und entsprechenden Ausbildungsstéatten.
Umso wichtiger ist es, nun im kleinen zu
beginnen und zu erproben, wie das Ver-
fassungsanliegen langfristig in vollem
Umfang umgesetzt werden kann. Ein ge-
wisses Mal3 an ,,Improvisation* wird hier-
bei in einer Ubergangsphase unvermeid-
bar sein; immerhin ist die versuchsweise
Etablierung des Islamunterrichts im be-
schriebenen Sinne néher am Gebot der
Verfassung als die Unternehmen, welche
auf eine Beteiligung islamischer Religions-
gemeinschaften ganz verzichten. In Erlan-
gen hat sich nach Kenntnis des Verfassers
ein reprasentativer Verein unter Mitwir-
kung aller ortsanséssigen, an islamisch reli-
gibsen Angelegenheiten interessierten
Organisationen und Personen gebildet,
der geeigneter Ansprechpartner fir die
Einrichtung eines lokalen Schulversuchs
ist. Ein solcher Schulversuch durfte im Jahr
2002 Wirklichkeit werden.

Die Bildung mehrerer Reprasentanten
unterschiedlicher Richtungen des Islam
ware im Hinblick auf den Religionsunter-
richt nicht hinderlich, solange sie hinrei-
chend voneinander abgrenzbar sind. Kein
Hinderungsgrund kann es also sein, wenn
sich verschiedene ,,Ansprechpartner* kon-
stituieren, etwa Sunniten, Schiiten, Alevi-
ten oder Ahmadis (vgl. oben II.1.b). Auch
die christlichen Kirchen folgen ja keiner
Ubergeordneten zentralen Instanz ,,des*
Christentums schlechthin. Im Gegenteil
wird ein konfessionell getrennter Unter-
richt fir den Regelfall gefordert und kon-
fessionstibergreifender Unterricht nur in
engen Sonderfallen hingenommen.**
Dass der Islam eine solche Entwicklung zur
Organisation grundséatzlich als Méglich-
keit sieht, wurde bereits angesprochen.
Furdie muslimische Seite ergibtsich die Le-
gitimation nicht nur aus historischen Vor-
bildern, sondern auch aus schlichter Not-
wendigkeit (darura)®?, einer schon im
klassischen Islamischen Recht anerkann-
ten Rechtsregel. Zweifellos ist die Etablie-
rung eines bekenntnisorientierten Islam-
unterrichts im Sinne des Islam. Deshalb
sind auch die hierfur erforderlichen MaR-
nahmen gedeckt.

Selbstverstandlich wird ein Islamunter-
richt fur zahlenmaRig kleinere Gruppie-



rungen nur bei einem gewissen ortlichen
Mindestbedarf in Betracht kommen. Hier
lieRe sich z.B. an den Erlass des hessischen
Kultusministeriums zum christlich-konfes-
sionellen Religionsunterricht anknupfen,
wonach Religionsunterricht einzurichten
ist, wenn mindestens acht Schiler teilneh-
men und zu einer padagogisch und schul-
organisatorisch vertretbaren Lerngruppe
zusammengefasst werden kénnen, gege-
benenfalls auch jahrgangs- und schul-
formubergreifend.*

Wer bildet die Religionslehrer aus?

Mit der Erteilung von Religionsunterricht
istdie Frage der Ausbildung von Religions-
lehrern verbunden. Sie kdnnte an isla-
misch-theologischen Fakultaten in Koope-
ration mit erziehungswissenschaftlichen
Fachrichtungen oder in Mischformen er-
folgen. Auch auReruniversitare Ausbil-
dungsstatten sind denkbar. Osterreich
oder Frankreich z. B. verfuigen Uber solche
Einrichtungen. Unbeschadet des inhalt-
lichen Bestimmungsrechts der Religions-
gemeinschaften ware darauf zu achten,
dass die Lehrer soweit im Lebenskontext
der Aufenthaltslander stehen, dass sie die
Schiler adaquat unterrichten koénnen.
Hierzu sind nicht nur ausreichende theolo-
gische, sondern auch padagogische Vor-
kenntnisse erforderlich. Im jeweiligen
Land aufgewachsene und ausgebildete
Lehrer waren deshalb die beste Losung. In
Bayern hat sich sowohl ein Arbeitskreis
von Muslimen gebildet, der entspre-
chende Ldsungen sucht, als auch (unter
Mitwirkung des Verfassers) ein Arbeits-
kreis ,,Ausbildung von islamischen Reli-
gionslehrern an nordbayerischen Univer-
sitdten* konstituiert.

Neben dem Religionsunterricht als or-
dentlichem Lehrfach an 6ffentlichen Schu-
len sieht das Grundgesetz in Art. 7 Abs. 5
die Mdglichkeit zur Grindung von Be-
kenntnisschulen in freier Tragerschaft vor.
Wie beim ,,Ansprechpartner* fir den Reli-
gionsunterricht reicht die Organisation
des Schultragers als eingetragener Verein
aus. Er muss allerdings ebenfalls die recht-
lichen Voraussetzungen fur eine ,,Reli-
gionsgemeinschaft* — Ausrichtung auf ein
auch praktiziertes religidses Bekenntnis —
erfillen und bei seinem Vorhaben den
sonstigen formalen und inhaltlichen
schulrechtlichen Anforderungen genu-
gen. In Baden-Wurttemberg wurde der
Antrag des islamischen Sozialdienst- und
Informationszentrum e.V. auf Genehmi-
gung einer islamischen Grundschule in
Stuttgart unter anderem mit der Begrin-
dung abgewiesen, dass der Antragsteller
nicht diese Voraussetzungen fir eine Reli-
gionsgemeinschaft erfille.*

Partnerschaftliche Regelungen
setzen gegenseitiges Verstandnis
voraus

Eine freiheitliche Rechts- und Gesell-
schaftsordnung wie die der Bundesre-
publik Deutschland bietet eine Fille von
Aktions- und Organisationsméglichkeiten
faralle Menschen imLand. Nichtstaatliche
Direktiven, sondern die Initiative selbstbe-
wusster engagierter Burger sind in aller

Regel Grundlage der Artikulation und
Blndelung von Meinungen und Interes-
sen. FUr diejenigen Muslime, die ihre Sozi-
alisation in der deutschen Gesellschaft er-
fahren haben, wird dies selbstverstandlich
sein. Andere Muslime mit einem abwei-
chenden kulturellen Hintergrund tun sich
erfahrungsgeméanl schwerer mit solchen
Formen der Selbstorganisation. Wer in ei-
ner Diktatur gro3 gewordenist, in der biir-
gerschaftliches Engagement bestenfalls
Misstrauen erregt und schlimmerenfalls
zu staatlichen Sanktionen fuhrt, wird sich
an die Handlungsmoglichkeiten in ganz-
lich andersgearteten Verhaltnissen erst
gewdhnen missen.

Von besonderer Bedeutung fur alle Betei-
ligten wird hierfir die Art und Weise sein,
wie die haufig erforderliche Kooperation
mit staatlichen Stellen verlauft. Entschei-
dend fur das Gelingen der Zusammenar-
beit ist die Bereitschaft, sich in die Situa-
tion des jeweiligen Kooperationspartners
hineinzudenken und dessen mdgliches
Vorverstandnis nach Mdoglichkeit mit zu
bertcksichtigen. Wer weil3, dass er es mit
einem Menschen zu tun hat, der die Be-
gegnung mit Behdrden als angstbesetzte
Angelegenheit erfahren hat, wird nichtin
jeder vermeintlichen Abwehrreaktion
eine Verweigerung oder Zurlickweisung
erkennen. Andererseits sollten Muslime
erkennen, dass der deutsche Staat und die
fur ihn Handelnden auch fur sie und ihre
Anliegen offen sind als Partner und nicht
etwa als Gegner verstanden werden dir-
fen. Nicht jede Ablehnung eines vorge-
brachten Anliegens ist eine unzulassige
Diskriminierung. Nicht jede geltend ge-
machte Beflirchtung ist ein plattes Vorur-
teil. Viele Fragen, auch Rechtsfragen, sind
nach so komplexen Mafistdben zu ent-
scheiden, dass sich die ,,einzig richtige*
Entscheidung oft nicht ausmachen l&sst.
Der Streitum die kopftuchtragende Lehre-
rin® mag hierfiir als Beispiel gentigen.
Umso mehr steht auch den Muslimen in
unserer Gesellschaft der Weg offen, ihre
Ansichten und Anliegen in den o6ffent-
lichen Meinungsstreit einzubringen. Da-
bei mag die in Deutschland Ubliche, gere-
gelte ,,Streitkultur manchen Traditionen
der islamischen Welt nicht entsprechen. Es
wird aber nicht zur Problemldsung beitra-
gen, Meinungsunterschiede, die es auch
unter Muslimen in reicher Zahl gibt, im
Sinne einer Wagenburg-Mentalitat mild-
tatig zu verschweigen. Die Diskussion um
die Stellung der Frau im Islam und in der
deutschen Gesellschaft durfte hier als Bei-
spiel gentigen. Dabei ist die Unterschei-
dung zwischen gesellschaftlicher und
rechtlicher Ebene von groRRer Bedeutung.
Nicht alles, was aus gesellschaftlicher Sicht
winschenswert sein mag, kann rechtlich
erzwungen werden. So zeigen die Ausei-
nandersetzungen uber die Rolle der Frau
etwa in der rémisch-katholischen Kirche,
dass die unterschiedliche Behandlung der
Geschlechter in bestimmten religidsen
Fragen zumindest aus rechtlicher Sicht
hinzunehmen ist.

In diesem Zusammenhang stellt sich
schlie3lich auch die Frage nach den még-
lichen Aufgaben islamischer Organisatio-
nen. Selbstredend kdénnen und missen
diese ihre Ziele selbst definieren. Es ist je-

doch angesichts der bestehenden, weithin
immer noch wenig befriedigenden Infor-
mationslage tber den Islam und die Mus-
lime in unserem Land von groRRer Bedeu-
tung, auch AuRenwirkung zu entfalten,
z.B. durch Stellungnahmen zu wichtigen
politischen und gesellschaftlichen Fragen,
zu Vorgangen in der islamischen Welt, die
Angste und Befiirchtungen auslésen, und
nicht zuletzt zum Leben der Muslime hier.
Neben der Organisation persénlicher Be-
gegnungen stehen noch viele nur spora-
disch genutzte Méglichkeiten in der Me-
dienarbeit offen. Soll eine Wirkung auf die
Gesamtgesellschaft erzielt werden, ist
freilich eine Offnung nach auRen — nicht
zuletzt durch die Verwendung der deut-
schen Sprache — unerlasslich. Auch hier
wird die Grundsatzentscheidung relevant,
ob man sich als deutsche/européische De-
pendance der ,.eigentlichen* islami-
schen/turkischen/arabischen Welt versteht
oder aber als Bevdlkerungsgruppe in
Deutschland bzw. als deutsche Organisa-
tion.

Einen friedfertigen und
verstandigungsbereiten Islam
vorleben

Nicht nur die ungeheuerlichen Terrorakte
in den USA geben Anlass zu dem Hinweis,
dass einerseits die Gefahren, die von den
Aktivitdten muslimischer Extremisten aus-
gehen, nicht zu tbersehen sind. Die euro-
paischen Demokratien sind als ,,wehr-
hafte Demokratien* ausgestaltet. Gerade
Deutschland hatte angesichts seiner ge-
schichtlichen Erfahrungen Anlass, sich
dem Leitsatz ,,keine Freiheit den Feinden
der Freiheit* zu verschreiben. Die Be-
kampfung des politischen und religitsen
Extremismus mit allen rechtsstaatlichen
Mitteln ist eine schlichte Notwendigkeit.
Sie richtet sich gegen Extremisten aller
Schattierungen und damitauch gegensol-
che, die sich auf den Islam berufen. Wenn
also der Islam unter dem Aspekt extremis-
tischer Entwicklungen und ihrer mog-
lichen Auswirkungen auf die Rechtsord-
nung betrachtet wird, so darf hierin kein
generelles Misstrauen gegen den Islam
und die Muslime gesehen werden. Ande-
rerseits kdnnen Muslime zu Recht erwar-
ten, dass zwischen der friedfertigen und
kooperationswilligen tbergrolRen Mehr-
heit einerseits und den zahlenmagig klei-
nen Gruppen von Extremisten anderer-
seits unterschieden wird. Darauf weisen
alle mallgeblichen Vertreter des politi-
schen und gesellschaftlichen Lebens hin,
nicht zuletzt auch der Verfassungs-
schutz.®® Hieran ist gerade in unseren Ta-
gen mit besonderem Nachdruck zu erin-
nern. Berechtigtes Entsetzen und das
verstandliche Anliegen, Terroristen mog-
lichst schnell und mit gebotener Harte zur
Rechenschaft zu ziehen, darf nicht in ab-
lehnende Stimmungen und gar Ubergriffe
gegen unschuldige Bevolkerungsgruppen
umschlagen, die wie die Allgemeinheit
derartige Taten nicht zuletzt aufgrund ih-
rer religiésen Uberzeugung verurteilen.
Zu Recht wirden sich z.B. evangelische
Christen—wie der Verfasser—dagegen ver-
wahren, fur die Gewaltakte von nordiri-
schen Protestanten in Belfast gegen ka-
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tholische Erstklassler auf dem Schulweg
verantwortlich gemacht zu werden. Trotz
oder vielleicht sogar auch wegen der
Spannungen im Gefolge der Anschlage in
den USA kommt der Bildung islamischer
Religionsgemeinschaften als Repréasen-
tanten religios orientierter Menschen und
als Teilhaber am gesellschaftlichen Leben
eine besondere Bedeutung zu. Sie kdnnen
dazu beitragen, neben der Austibung des
Kultes die notwendige innerislamische Bil-
dungsarbeit zu leisten und der deutschen
Offentlichkeit einen friedfertigen und ver-
standigungsbereiten Islam vorzuleben,
welcher alleine der Uberzeugung der
meisten hiesigen Muslime entspricht und
der solcherart einen wichtigen Beitrag zur
Entwicklung unserer Gesellschaft leisten
kann.
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Wenn sechs Prozent aller Schiler Muslime sind

Islamischer Religionsunterricht an
deutschen Schulen?

Eine Bestandsaufnahme

Von Havva Engin

Havva Engin,
M. A, ist Wis-
senschaftliche
Mitarbeiterin
am Institut fur
Erziehungswis-
senschaft der
Technischen
Universitat
Berlin

Auch die Schiler und Schulerinnen islami-
schen Glaubens haben das Recht auf Reli-
gionsunterricht nach Art. 7, Abs. 2 und 3
des Grundgesetzes. Dem stehen die Kul-
tusverwaltungen der Lander auch nicht
entgegen. Was die Umsetzung allerdings
schwer macht, ist, dass der Islam in die
verschiedensten Glaubensrichtungen ge-
spalten ist, und vor allem, dass kein aner-
kannter Ansprechpartner zur Verfiigung
steht. Die Lander in Deutschland sind sehr
unterschiedliche Wege gegangen, dem
Postulat des Grundgesetzes Rechnung zu
tragen, ohne dass es bislang zu einer
befriedigenden L6sung gekommen waére.

Red.

Nur rund 10% der Muslime
in Deutschland sind Mitglied
in Moscheevereinen

In Deutschland ist der Islam in den vergan-
genen Jahrzehnten nach den beiden
groRRen christlichen Glaubensrichtungen
zur drittgroRten Religionsgemeinschaft
angewachsen. Nach Angaben der Bundes-
regierung gehoren in Deutschland ca.
3 Millionen Menschen dem Islam an?; ihr
Anteil an der Gesamtbevoélkerung betragt
rund 4 %. Die meisten Muslime stammen
aus islamischen Entsendelédndern und
kamen nach 1960 im Zuge der Arbeitskraf-
teanwerbung ins Land.

Der Islam spaltet sich &hnlich wie das
Christentum in verschiedene Glaubens-
richtungen auf. Die gréf3te Gruppe bilden
mit rund 80 % die Sunniten, die auch in
Deutschland den Hauptteil der Muslime
stellen. Gefolgt werden sie von der Grup-
pe der Aleviten, die in Deutschland schat-
zungsweise 600000 Menschen umfasst,
und von der Gruppe der Schiiten, deren
Zahl sich auf 125000 belauft.? In &hnlicher
Form ist auch die Zahl der muslimischen
Kinder und Jugendlichen zu differen-
zieren. Offizielle Zahlen sprechen von
750000 muslimischen Kindern in Deutsch-

land, wobei 350000 von diesen sich in der
Schulausbildung befinden und rund 6 %
der Gesamtschulerschaft in Deutschland
stellen.®

Der Islam kennt keine Institution wie die
christlichen Kirchen. Dies hat seine Ursa-
che darin, dass nach islamischer Vorstel-
lung alle Menschen vor Gott gleich sind
und daher keine priesterliche bzw. institu-
tionelle Zwischeninstanz zur Auslegung
der gottlichen Gebote und zur Verbin-
dung zu Gott notwendig ist. Dement-
sprechend existiert im Islam auch keine
Einrichtung, die allein als Ansprechpart-
ner fur alle Fragen des Islam gilt und die
ganze islamische Glaubensgemeinde ver-
tritt. So ist nur ein geringer Prozentsatz
von schatzungsweise 10 % der Muslime in
verschiedenen Moscheevereinen und
Organisationen zusammengeschlossen.*
Diesen kommt jedoch nicht ein so hoher
Stellenwert wie einer christlichen Kirchen-
gemeinde zu.

Der Wunsch nach islamischem
Religionsunterricht ist immer lauter
geworden

Innerhalb der deutschen Integrations-
politik haben in der Vergangenheit Fra-
gen zur religiésen Zugehorigkeit der
Migranten keine vorrangige Rolle ge-
spielt. Zu einer breiteren 6ffentlichen
Diskussion Uber religids begriindete
Interessen und Bedurfnisse von musli-
mischen Zuwanderern fuhrten erst die
immer lauter werdenden Forderun-
gen von verschiedenen islamischen Or-
ganisationen und Vereinigungen in
Deutschland. Besonders in den letzten
Jahren wurde von diesen der Wunsch
nach einem islamischen Religionsunter-
richt als ordentliches Schulfach immer
lauter artikuliert. So versuchten islami-
sche Vereine und Dachorganisationen,
sich zu Religionsgemeinschaften im Sinne
des Grundgesetzes® zusammenzuschlie-
Ben und in dieser Eigenschaft bei den
Kultusministerien die Einrichtung eines
ordentlichen Schulfachs Islamischer Reli-
gionsunterricht zu beantragen.

Ein bekenntnisgebundener islamischer
Religionsunterricht im Sinne Artikel 7
Absatz 3 des Grundgesetztes®, d.h. ein
ordentliches Lehrfach unter staatlicher
Aufsicht, existiert bisher in keinem
Bundesland. Dies hat verschiedene Ur-
sachen. Die wichtigste besteht in dem
bereits genannten Umstand, dass bis-
her fir den Islam eine Ansprechinstitu-
tion fehlt, die auch die Inhalte des isla-
mischen Religionsunterrichts festlegen
kdnnte.

Erste Antrage liegen vor

In den vergangenen Jahren haben in
Deutschland verschiedene islamische
Organisationen sunnitischer und aleviti-
scher Glaubensrichtung Antrage auf Ein-
richtung und Tragerschaft eines konfes-
sionellen Religionsunterrichts gestellt.
Von Organisationen der sunnitischen
Glaubensrichtung liegen Antréage vor aus
den Bundeslandern Baden-W(rttemberg,
Berlin (Islamische Foderation Berlin; Ver-
band Islamischer Kulturzentren), Hessen
(Islamische Religionsgemeinschaft Hes-
sen), Nordrhein-Westfalen (Zentralrat der
Muslime), Rheinland-Pfalz, Saarland, Bre-
men.” In Niedersachsen liegt ein Lehrplan-
entwurf des Zentralrats der Muslime vor.
Allein der Islamischen Foderation Berlin
(IFB), die sich ebenfalls seit 1980 um Ein-
richtung und Tragerschaft eines konfes-
sionellen islamischen Religionsunterrichts
im Bundesland Berlin bemuht, wurde im
November 1998 vom Oberverwaltungsge-
richt Berlin und im Februar 2000 vom Bun-
desverwaltungsgericht der Status einer
Religionsgemeinschaft zuerkannt. Sie
darf nunin der 6ffentlichen Berliner Schu-
le islamischen Religionsunterricht an-
bieten.

Antréage alevitischer Organisationen lie-
gen vor in den Bundeslandern Nordrhein-
Westfalen (Forderation der Aleviten
Gemeinden in Deutschland) und Berlin
(Kulturzentrum Anatolischer Aleviten in
Berlin). Im Sommer 2001 wird eine aleviti-
sche Organisation in Baden-Wurttemberg
(Alevitisches Kulturzentrum Mannheim)
einen Antrag beim Kultusministerium auf
Einrichtung und Tragerschaft fir einen
alevitischen Religionsunterricht ein-
reichen.

Islamunterricht im Rahmen des
Muttersprachlichen Erganzungs-
unterrichts (MEU)

Muslimische Schiler turkischer Herkunft
haben, weil sie die gro3te Gruppe der
Muslime stellen, in den Bundeslandern
Rheinland-Pfalz, Saarland, Schleswig-Hol-
stein, Baden-Wirttemberg, Berlin, Ham-
burg, Hessen, Niedersachsen und Nord-
rhein-Westfalen die Mdéglichkeit, im Rah-
men des freiwilligen Muttersprachlichen
Erganzungsunterrichts (MEU) eine Art
von islamischer Unterweisung zu erhal-
ten. Die Unterweisung erfolgt zu-meist
auf der Grundlage von Richtlinien, welche
die einzelnen Bundeslander in Kooperati-
on mit dem turkischen Staat erstellt
haben. Der Unterricht wird in turkischer
Sprache von Lehrkraften erteilt, die in der
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Turkei ausgebildet wurden und die zum
Zweck der Erteilung von muttersprachli-
chem Erganzungsunterricht nach
Deutschland kommen. Die Schulaufsicht
wird hierbei von den einzelnen Bundes-
landern Gbernommen. Nicht trkischspra-
chige muslimische Schiler kénnen an die-
sem Angebot nicht teilnehmen und besu-
chen daher in der Regel den Ethik-
unterricht. Diesem Unterricht kommt
jedoch nicht der Status eines Religions-
unterrichts zu.

Neben dem Muttersprachlichen Ergén-
zungsunterricht (MEU) haben sich im
Laufe der Jahre in einzelnen Bundeslan-
dern weitere schulische Modelle ausgebil-
det, in deren Rahmen (Uberwiegend tirki-
schen) Kindern muslimischen Glaubens
eine Unterweisung in den Inhalten des
Islams erteilt wird. Allen Modellen
gemeinsam ist, dass sie weder Artikel 7
Absatz 3 noch Artikel 141 des Grundgeset-
zes entsprechen, die den rechtlichen Sta-
tus des Religionsunterrichts in Deutsch-
land regeln. Im Folgenden werden die ein-
zelnen Modelle aus den jeweiligen Bun-
deslandern vorgestellt.

In Nordrhein-Westfalen ,,Islamische
Unterweisung“ auf Deutsch

Im grofiten deutschen Bundesland be-
suchten im Schuljahr 1999/2000 rund
240000 muslimische Schiler die Schule,
wobei die gréRte Zahl von ihnen turki-
scher Herkunft war. Damit stellten die
muslimischen Schiler 9% der Gesamt-
schilerschaft dar.?

So wird in Nordrhein-Westfalen seit 1986
an Grundschulen eine islamische Unter-
weisung im Rahmen des Muttersprach-
lichen Erganzungsunterrichts in den
jeweiligen Herkunftssprachen der musli-
mischen Schiler praktiziert. Mittlerweile
ist dieser Unterricht auch auf weiter-
fuhrende Klassenstufen ausgeweitet wor-
den, sofern sich gentigend interessierte
muslimische Schuler finden.

Das Ministerium fur Schule und Weiterbil-
dung in Nordrhein-Westfalen entschied
sich 1999 aufgrund des Fehlens einer isla-
mischen Religionsgemeinschaft im Sinne
des Grundgesetzes per Runderlass® fiir die
Einrichtung eines staatlichen religions-
kundlichen Faches ,,Islamische Unterwei-
sung“, zunachst im Rahmen eines Schul-
versuchs.

DasFachfindetwdchentlichim zweistindi-
gen Umfang statt. Eswird an allen Schular-
tenangebotenundumfasstdie Klassenstu-
fen der Primarstufe und Sekundarstufe |.
Die Unterrichtssprache ist Deutsch. Der Un-
terricht richtet sich an alle interessierten
Schuler und Schulerinnen unabhéangig ih-
rer Herkunftssprache und Nationalitat.
Nach Anmeldung verpflichten sich die
Schuler und Schilerinnen verbindlich fur
eine einjahrige Teilnahme. Die im Unter-
richt erbrachten Leistungen werden beno-
tetundsindversetzungsrelevant.

Nach Angaben des Ministeriums wurden
bereits 30 Schulen (Stand September
2000) zum Schulversuch zugelassen. Die
das Fach unterrichtenden Lehrkréfte sind
selber muslimischer Glaubenszugehérig-
keit und nehmen an einem Fortbildungs-
lehrgang teil.
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,,Religionsunterricht fur alle*:
Hamburg

Im Bundesland Hamburg wird der Islam im
Rahmen des in Deutschland einmaligen
Fachs Religionsunterricht fur alle gelehrt.
Das Fach wird in deutscher Sprache von
deutschen Religionspadagogen an Stelle
des evangelisch-lutherischen Religionsun-
terrichts angeboten. Wie der Titel es aus-
druckt, nehmen an diesem Religionsunter-
richt Schiler aller Religionen und Konfes-
sionen teil. Ausgangspunkt fir diesen
Unterricht war die Feststellung der Ham-
burger Kirchenverantwortlichen, dass die
Zahl der sich in Hamburg befindenden
Religions- und Glaubensgemeinschaften
mit den Jahren immer starker zunahm. Als
Konsequenz entschied man sich fur eine
interreligiose Ausrichtung des Religions-
unterrichts, um so der religiosen Vielfalt
der Hamburger Bevolkerung Rechnung zu
tragen.

Uberlegungen, interreligidsen Religions-
unterricht einzufuhren, reichen in Ham-
burg bis Anfang der 1970er Jahre zuriick.
1973 wurde von der Alt-Hamburgischen
Kirche eine Praambel fur die Religionslehr-
plane verabschiedet, worin von der Rele-
vanz ,,religiéser Traditionen und Uberzeu-
gungen fur die Selbst- und Weltdeutung
junger Menschen**° die Rede ist. Entschei-
dende Unterstutzung erhielt diese Fest-
stellung durch weitere kirchliche Stellun-
gnahmen, insbesondere durch die 1993
verdffentlichte ,,Welche Schule schulden
wir unseren Kindern und Jugendlichen?*.

Die (innerkirchlich) gefuihrten Diskussio-
nen kamen zu dem Ergebnis, dass der
kunftige evangelische Religionsunterricht
in Hamburg ein Religionsunterricht fur
alle werden miisse. Der aus diesen Uberle-
gungen heraus entwickelte Lehrplan fir
die Grundschule, der den Religionsunter-
richtinterreligios 6ffnete, wurde 1995 von
der Gemischten Kommission positiv be-
schieden. Im gleichen Jahr griindete sich
ein Gespréachskreis Interreligidser Dialog
aus Vertretern der christlichen Kirchen,
des Judentums, der verschiedenen islami-
schen Glaubensrichtungen und des Bud-
dhismus. Dieser formulierte 1997 seine
Empfehlungen zum Religionsunterricht.
Ebenfalls 1997 wurde der Beschluss der
Hamburger Blrgerschaft, ,,die curriculare
Entwicklung des Faches Religion in die ins-
besondere mit dem Entwurf des Grund-
schullehrplans eingeschlagene Richtung
des interreligiosen Dialogs weiterzu-
verfolgen*“**, formuliert. 1999 erfolgte
die positive Stellungnahme des Landes-
schulbeirates zum Religionsunterricht in
Hamburg.

Die Grundsatze eines solchen
interreligiosen Religionsunterrichts

Zu den Grundsatzen des Hamburger Reli-
gionsunterrichts fur alle zahlen*:

* Schilerorientierung

e Traditionsorientierung

« Dialogische Offenheit

e Authentizitat und

* Wissenschaftsorientierung.

Dieses Bild kann aus
urheberrechtlichen Grinden
nicht angezeigt werden

Islamunterricht — aber wie?

Nach offiziellen Zahlen stellen 350 000 muslimische Kinder rund 6% der Gesamtschiler-
schaft in Deutschland. Unter den islamischen Eltern ist in den letzten Jahren der Wunsch
nach islamischen Religionsunterricht an staatlichen Schulen immer lauter geworden. Die
Schulverwaltungen der Bundeslander sind —auch um den Einfluss islamistisch ausgerich-
teter Koranschulen zuriick zu drangen — zunehmend geneigt, sich diesem Wunsch zu
offnen, doch sehen sie sich bei der Umsetzung vor grof3e Schwierigkeiten gestellt: Die
Kinder stammen aus Elternh&ausern, die unterschiedlichen Strémungen des Islam anhan-
gen. Der Islam verfigt im Unterschied zu den christlichen Kirchen nicht tiber Organisa-
tionen, die als Ansprechpartner fur die Ausgestaltung des Religionsunterrichts fungie-
ren konnten. Nur 10% der Muslime in Deutschland sind Mitglied von Moscheevereinen.

Foto: dpa-Fotoreport
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Als Rahmenthemen wurden folgende
Punkte formuliert:*®

1. Wir leben in der Einen Welt: Fragen
nach Ursprung und Ende, Gefédhrdung
und Heilsein.

2. Wir leben in Gemeinschaft: Fragen
nach Frieden und Gewalt, Gerechtig-
keit und Armut, Hoffnung und Resi-
gnation in der Einen Menschheit.

3. Wir leben in einer Welt mit vielfal-
tigen Religionen und Kulturen: Fragen
nach Einzigartigkeit und Gemeinsam-
keit, Eigenem und Fremdem, Dialog
und Konflikt.

4. Ichsuche mitanderen nachSinndesLe-
bens: Fragen nach Gott, Transzendenz
und Heiligem.

Nach Meinung der Verantwortlichen wird
das Hamburger Angebot sehr gut aufge-
nommen und erhalt grof3en Zuspruch von
allen Religions-/Glaubensgemeinschaf-
ten.'* Allerdings stellt auch bei diesem
Modell die Frage der Lehrerausbildung
einen zentralen Knackpunkt dar. Gegen-
wartig wird der Hamburger Religions-
unterrichts fir alle von evangelischen
Religionslehrern erteilt, die in Fortbil-
dungsmafllnahmen sich das Wissen uber
die anderen Religionen aneignen. In
Zukunft sollte sich die religidse Vielfalt der
Schulerschaft jedoch auch in der Lehrer-
schaft widerspiegeln, d.h. auch fur die
nicht-christlichen Lehramtsanwarter(-in-
nen) muss es moglich werden, an deut-
schen Hochschulen die jeweilige Religion
auf das Lehramt hin zu studieren. Dies
bedeutet, dass fur dieses neue Fach neben
neuen religidsen Inhalten auch andere
schulrechtliche = Rahmenbedingungen
geschaffen werden mussen.

In Bayern:
».Religidse Unterweisung turkischer
Schuler islamischen Glaubens*

Auch das Bundesland Bayern zeichnet sich
durch eine zahlenmé&Rig groRRe Gruppe an
muslimischen Schilern und Schulerinnen
aus. Im Schuljahr 1999/2000 besuchten
75000 muslimische Schiler und Schulerin-
nen die 6ffentliche Schule, einschliefilich
Berufsschule. Von diesen waren 56 000,
d. h. rund 75 %, turkischer Herkunft.™

Im Freistaat Bayern wird ein Islamunter-
richt bzw. eine Form der islamisch religio-
sen Unterweisung angeboten, die eine
Besonderheit dieses Bundeslandes dar-
stellt. Der wichtigste Unterschied besteht
darin, dass die bayerische Auspragung der
islamisch religiésen Unterweisung vom
muttersprachlichen Ergénzungsunter-
richt abgekoppelt erteilt wird. Dartber
hinaus wird das Fach, welche fur turki-
sche Schuler ordentliches Lehrfach ist,
nicht in Ubereinstimmung mit den isla-
mischen Religionsgemeinschaften in
Deutschland, sondern auf der Basis von
eigenstandig entwickelten Lehrplanen
unterrichtet.

Der Entschluss, ein derartiges Fach einzu-
richten, reifte im Freistaat Bayern, als in
den 1980er-Jahren eine rege Diskussion
um die religiése Forderung der muslimi-
schen Schiler und Schulerinnen einsetzte,
auch deshalb, weil die ,,Koranschulen*
einenimmer regeren Zulauf innerhalb der
tirkischen Bevolkerung - der grofi3ten

Dieses Bild kann aus
urheberrechtlichen Grinden
nicht angezeigt werden

Die deutsche Sprache als Voraussetzung von Integration

Viele auslandische Eltern kdnnen ihre Kinder wegen unzureichender Deutschkenntnis-
se nicht ausreichend férdern. Hier setzt der Internationalen Bund mit seinem 1997 in
Berlin- Kreuzberg eingefiihrten Angebot von Deutschkursen fir auslandische Mitter
an. In den Raumen einer islamischen Gemeinschaft finden sich die Frauen zu vier Unter-
richtsstunden in der Woche zusammen. Abwechselnd wird in den Kursen mit deutschen
und turkischen Lehrkraften gearbeitet. In Turkisch kdnnen deutsche Regeln besser
erklart werden. AnschlieRend wird dann in den Fortgeschrittenenkursen auf Deutsch
unterrichtet. Der Veranstalter sorgt wahrend der Unterrichtszeit fiir die Betreuung der

Kinder.

muslimischen Gemeinde im Land - ver-
zeichneten. So gewannen Uberlegungen
Auftrieb, in den o6ffentlichen Schulen
gezielt fur turkische Schiler eine ,,reli-
giose Unterweisung* einzurichten. Die
Etablierung eines Religionsunterrichts
entsprechend Artikel 7 Absatz 3 des
Grundgesetzes war auch in Bayern nicht
moglich, da auch hier ein fester Ansprech-
partner bzw. eine Religionsgemeinschaft,
welche verbindlich die im Unterricht zu
lehrenden Glaubensgrundsatze festlegt,
fehlte. Daher erhielt dieses Fach die
Bezeichnung Religitse Unterweisung tur-
kischer Schtler islamischen Glaubens. Die
1986 zu diesem Zweck einberufene Bil-
dungsplankommission beschloss die Ein-
fihrung eines entsprechenden freiwilli-
gen Angebotes. Im gleichen Jahr wurde
mit den Vorbereitungen zur Einfihrung
dieses Faches in tirkischer Sprache und
durch turkische Lehrkréfte begonnen.

Der Unterricht wurde mit dem Schuljahr
1987/88 in den Jahrgangstufen 1 bis 3 auf
freiwilliger Basis in tirkischer Sprache
aufgenommen. Im folgenden Schuljahr
(1988/89) erfolgte seine Ausweitung auf
die Klassenstufen 4 und 5 (Hauptschule).
Im Schuljahr 1998/99 waren im Land Bay-
ern ca. 780 Kurse mit rund 10000 tirkisch-
sprachigen Schilern und Schilerinnen
eingerichtet.’® Im Schuljahr 1999/2000
besuchten rund 11000 Schiler und Schu-
lerinnen das Fach ,,religidse Unterwei-
sung*“. Muslimische Schuler und Schilerin-
nen, welche dieses Fach nicht belegen,
sind verpflichtet, parallel Ethikunterricht
zu belegen. Eine Befragung innerhalb der
Lehrerschaft und der muslimischen
Schulerschaft machte jedoch deutlich,

Foto: dpa-Fotoreport

dass der Ethikunterricht auf wenig Akzep-
tanz stoRt und aus inhaltlichen Griinden
nicht angenommen wird. Insofern stellt es
fur muslimische Schiiler keine echte Alter-
native zur ,,religidsen Unterweisung“ dar,
auch weil die Teilnahme nicht freiwillig
erfolgt, sondern verpflichtend ist.

Die fur dieses Fach der ,,religidsen Unter-
weisung“ maRgeblichen Richtlinien und
verbindlichen Rahmenplane wurden in
Anlehnung an die in der TUrkei erlassenen
Lehrplane fur den ,,Religions- und Ethik-
unterricht* formuliert. Die Themen darin
sind inhaltlich so angelegt, dass sie ihren
Schwerpunkt in der Religionskunde und
in der Lebensfiihrung haben und entspre-
chend religionspadagogischer Grundsat-
ze entwickelt wurden.

Turkische Lehrer unter bayerischer
Schulaufsicht

Der Unterricht wird in turkischer Sprache
von turkischen Lehrern und Lehrerinnen
erteilt, wobei die meisten aus der Turkei
stammen bzw. zu diesem Zweck von der
Schulbehdrde ins Land gerufen werden.
lhre Arbeit unterliegt jedoch ausnahmslos
der bayerischen Schulaufsicht.

Die bayerische Schulbehdrde ist sich Gber
die Schwachen ihres Modells der ,,religio-
sen Unterweisung“ im Klaren, die sich in
einigen Punkten offenbart. Eine davon ist
die der angesprochenen Zielgruppe.
Gegenwartig ist das Angebot nur auf die
turkischsprachigen Schiler beschrankt.
Muslimische Schuler mit einer anderen
Herkunftssprache kénnen dieses Unter-
richtsangebot nicht nutzen und mussen
den Ethikunterricht besuchen. Eine ande-
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re noch zu I6sende Frage ist die der Leh-
rerrekrutierung. Noch kommen die Lehr-
krafte ausschlieBlich aus der Turkei; ihr
Aufenthalt in Bayern ist auf funf Jahre
beschrankt. Danach mussen sie das Land
verlassen und neue Lehrkrafte mussen
angeworben werden. Die wenigsten tir-
kischen Lehrkrafte kennen sich mit der
Lebenssituation der in der Migration auf-
wachsenden Kinder aus. Daruiber hinaus
steht hinter dem Fach keine organisierte
islamische Religionsgemeinschaft, welche
die Lehrinhalte bestimmt und festlegt und
die das Fach unterrichtenden Lehrkréafte
bevollmachtigen kénnte. Insofern han-
delt es sich auch beim bayerischen Modell
juristisch betrachtet um keinen Religions-
unterricht, wie ihn das Grundgesetz vor-
schreibt.’”

So lange die verfassungsrechtlichen Vor-
aussetzungen fur die Einrichtung eines
Islamischen Religionsunterrichts nach
Artikel 7 Absatz 3 Grundgesetz nicht
gegeben sind, sieht die bayerische Schul-
behorde die Moglichkeit fur ein entspre-
chendes ordentliches Lehrfach als nicht
vorhanden an. Aus dieser Situation heraus
wird Uber zwei Alternativen nachgedacht.
Die erste besteht darin, das bisherige tir-
kischsprachige Fach ,,islamische religitse
Unterweisung“ fur die gleiche Schuler-
schaft auf die weiterfihrenden Klas-
senstufen 6 bis 9 bzw. 10 der Hauptschule
auszuweiten. Nach der zweiten Uberle-
gung wird erwogen, ahnlich dem bisheri-
gen Angebot der ,,islamischen religidsen
Unterweisung* eine Unterweisung in
deutscher Sprache fiur alle muslimischen
Schuler der Grundschule und Klassenstufe
5 der Hauptschule, unabhéngig ihrer Her-
kunftssprache, anzubieten. Die Unter-
richtsmaterialien wéren in deutscher
Sprache und das Fach kénnte von muslimi-
schen Lehrkraften erteilt werden, die
zuvor an einer entsprechenden Fortbil-
dung teilnahmen. Damit ware das Land
auch von der Notwendigkeit entbunden,
Lehrkréafte, die in einem anderen Land
ausgebildet wurden, einzustellen.

Islamischer Religionsunterricht in
Berlin vor Gericht erstritten

Der Religionsunterricht im Land Berlin ist
Sache der Religionsgemeinschaften. MaR3-
geblich ist fur dieses Bundesland, wie auch
fur Bremen, nicht Artikel 7 Absatz 3 des
Grundgesetzes, sondern Artikel 141 GG
(,,Bremer Klausel*). Islamischer Religions-
unterricht wird in Berlin gegenwartig
nichtentsprechend Artikel 7 GG noch Arti-
kel 141 GG erteilt, obwohl die klagende
Religionsgemeinschaft Islamische Fodera-
tion Berlin (IFB) am 4.11.1998 vom Ober-
verwaltungsgericht Berlin den Status
Islamische Religionsgemeinschaft zuge-
sprochen bekam und dieses Urteil am
22.2.2000 vom Sechsten Senat des Bun-
desverwaltungsgerichts bestatigt wurde.

Die Islamische Foderation Berlin verkln-
dete nach dem Urteilsspruch, im Schuljahr
2000/2001 an einigen Berliner Grundschu-
len das Fach Islamischer Religionsunter-
richt anbieten zu wollen. Bis dato ist es
nicht dazu gekommen, da die Berliner
Senatsschulverwaltung inhaltliche Mé&n-
gel an den eingereichten Lehrplénen fest-

stellte und diese zur Uberarbeitung an die
Islamische Foderation zurlickgereicht hat.
Das Urteil von 1998 zog den Protest vieler
(turkischer) Personen und Organisationen
auf sich, weil der Recht zugesprochenen
Organisation unterstellt wurde, sie sei
keine Religionsgemeinschaft im Sinne des
Grundgesetzes, sondern eine politische
Organisation, die dazu personelle Bezie-
hungen zur Islamischen Gemeinschaft
Milli Gorus unterhalte, die vom Amt fir
Verfassungsschutz wegen verfassungsge-
fahrdender Aktivitaten observiert werde.
Alternativ wurden andere Modelle vorge-
schlagen, so die Islamkunde, ein nichtbe-
kennendes Fach in deutscher Sprache, das
Uber den Islam informiert. Die damalige
Berliner Schulsenatorin Stahmer (SPD)
beflirwortete dieses Modell und sprach
sich fir dessen praktische Erprobung in
der Berliner Schule aus. Nach den Wahlen
1999 entschied der ihr im Amt nachfol-
gende Schulsenator (ebenfalls SPD) sich
gegen das Modell. Parallel zur Islamkun-
de, welches vom Dachverband Turkischer
Bund Berlin-Brandenburg — TBB - in die
Diskussion gebracht wurde, schlug der
zweite grofl3e Dachverband in Berlin, die
Turkische Gemeinde zu Berlin - TGB - vor,
Islamischen Religionsunterricht einzu-
fuhren, der durch turkische Lehrer in tir-
kischer Sprache erteilt werden kénne, was
jedoch innerhalb der turkischen Commu-
nity auf groBe Ablehnung stiel und als
integrationspolitischer Rickschritt
bezeichnet wurde.

Ein ,,Fenstermodell*, das allen
Zutritt verschafft

Da der Islamische Religionsunterricht der
Islamischen Foderation Berlin ausschlief3-
lich die Glaubensgrundsatze des sun-
nitischen Islam vermittelt und andere
islamische Glaubensrichtungen nicht
bericksichtigt, reichte das Kulturzentrum
der Anatolischen Aleviten in Berlin
(AAKM) im Spatherbst 2000 einen Antrag
auf Tragerschaft und Erteilung eines
bekennenden alevitischen Religionsun-
terrichts bei der Berlin Senatsschulverwal-
tung ein, Uber den die Senatschulverwal-
tung gegenwartig noch nicht entschieden
hat.

Der aktuelle Berliner Schulsenator (SPD)
hat sich unmittelbar nach Amtsiibernah-
me fir eine generelle Neuausrichtung des
Religionsunterrichts in Berlin ausgespro-
chen. Er favorisiert dabei ein Modell Wahl-
pflichtfach Ethik/Philosophie, wonach der
Religionsunterricht fir alle Schtler ver-
bindlich wird. Diejenigen Schuler, die
nicht den Religionsunterricht besuchen
wollen, sollen den Ethik/Philosophie-
Unterricht belegen. Dieses Konzept wird
insbesondere von der CDU und den Kir-
chen unterstutzt. SPD und weitere Partei-
en im Berliner Abgeordnetenhaus lehnen
dieses Modell jedoch ab. Sie schlagen die
Neuregelung des Religionsunterrichts
nach dem Fenstermodell vor.*® Hierbei
handelt es sich um ein ordentliches und
fur alle Schiler und Schilerinnen verbind-
liches Unterrichtsfach, bei dem alle Schiler
unabhangig ihrer religiésen Zugehorig-
keit gemeinsam unterrichtet und tGiber alle
in Berlin vorkommenden Religionen/

Glaubensrichtungen und Uber religitse
Fragen und Werte informiert werden. In
einem weiteren Schritt werden dann die
authentischen Vertreter der jeweiligen
Religionen und Glaubensrichtungen in
den Unterricht einbezogen (fur jede Glau-
bensgemeinschaft wird ein ,,Fenster*
gedffnet) und sind somit im Unterricht
prasent.'®

Es ist angedacht, sowohl im Modell Wahl-
pflichtfach/Ethik/Philosophie als auch im
Fenstermodell den verschiedenen islami-
schen Ausrichtungen Raum zu geben. Da
jedoch fur den Islam weiterhin die juristi-
sche Klarung des Statuses einer Religions-
gemeinschaftim Sinne des Grundgesetzes
aussteht, stellt die Frage, wer die jeweili-
gen islamischen Richtungen vertreten
darf, wer die Lehrinhalte festlegt sowie
fur die Lehrerausbildung verantwortlich
ist, eine schwer zu Uberwindbare Hurde
dar.

Einen einheitlichen islamischen
Religionsunterricht wird es auch
in Zukunft nicht geben kénnen

Die Ausfuhrungen machen deutlich, dass
es in absehbarer Zeit zu einer einheitli-
chen Regelung hinsichtlich des Islami-
schen Religionsunterrichts bundesweit
nicht kommen wird. Allerdings kdnnten
in néchster Zeit folgende Szenarien ein-
treten:

a) Wegen des Fehlens einer Religionsge-
meinschaft im Sinne des Grundgeset-
zes schliefen sich islamischer Organi-
sationen und Vereine aller islamischen
Glaubensrichtungen, die Islamunter-
richt anbieten wollen, zusammen. Sie
erhalten dann vom Staat bzw. Bundes-
land den Status einer Religionsgemein-
schaft. Eine Arbeitsgruppe aus Vertre-
tern aller islamischen Richtungen wird
mit der Entwicklung eines gemeinsa-
men Lehrplans beauftragt und legt die
Grundlagen und Inhalte der Lehrer-
(fort)bildung fir dieses Fach fest. Das
deutschsprachige Fach ist nicht beken-
nend, sondern verfolgt das primare
Ziel, tber den Islam zu informieren.

b) Antragsstellende Organisationen und
Institutionen verschiedener islami-
scher Glaubensrichtungen erhalten -
wie die IFB in Berlin —juristisch den Sta-
tus einer Religionsgemeinschaft. Der
Unterricht ist bekennend, die Inhalte
werden von der Religionsgemein-
schaft festlegt; die Lehrer(fort)bildung
wird ebenfalls durch die Religionsge-
meinschaft koordiniert. Als Ergebnis
gibt es einen sunnitisch islamischen
Religionsunterricht, einen alevitsch
islamischen Religionsunterricht und
einen schiitisch islamischen Religions-
unterricht. Dieses Szenario kénnte sich
neben Berlin auch in anderen Bundes-
landern abspielen, wenn den klagen-
den islamischen Organisationen von
deutschen Gerichten bzw. von den Kul-
tusministerien den entsprechenden
Status bekommen.

Wie immer auch die Szenarien in den ein-

zelnen Bundeslandern verlaufen werden,

die Entwicklung von (juristischen) Instru-
mentarien stellt eine grolRe Notwendig-
keit dar, damit die Lander ziigig und kom-



petent Uber die vorliegenden Antrage
entscheiden und bildungspolitische und
administrative Schritte veranlassen kon-
nen. Nach Ansicht der Bundesauslander-
beauftragten muss dartiber hinaus kunf-
tig eine enge Zusammenarbeit zwischen
den antragsstellenden islamischen Orga-
nisationen und den verantwortlichen
deutschen Behorden angestrebt werden,
insbesondere weil in den einzelnen Bun-
deslandern aufgrund der unterschiedli-
chen juristischen Lage und der besonde-
ren sozialen und religidsen Vielfalt nur
bestimmte Modelle praktikabel sind.?°

FuRnoten

! Die Beauftragte der Bundesregierung fur Auslan-
derfragen: Islamischer Religionsunterricht an staat-
lichen Schulen in Deutschland. Praxis — Konzepte —
Perspektiven. Dokumentation eines Fachgesprachs.
Berlin 2000. S. 7.

Deutscher Bundestag, 14. Wahlperiode, Drucksache
14/4530 (08.11.2000): Antwort der Bundesregierung
auf die GrolRe Anfrage der Abgeordneten Dr. Jirgen
Ruttgers, Erwin Maschewski (Recklinghausen),
Wolfgang Zeitlmann, weiterer Abgeordneter und
der Fraktion der CDU/CSU — Drucksache 14/2301 —
Islam in Deutschland. S. 8.

Deutscher Bundestag, 14. Wahlperiode, Drucksache
14/4530 (08.11.2000): Antwort der Bundesregierung
auf die GroRe Anfrage der Abgeordneten Dr. Jirgen
Ruttgers, Erwin Maschewski (Recklinghausen),
Wolfgang Zeitlmann, weiterer Abgeordneter und
der Fraktion der CDU/CSU — Drucksache 14/2301 —
Islam in Deutschland. S. 42.

4 Staatsinstitut fur Schulpadagogik und Bildungsfor-
schung: Islamischer Religionsunterricht an bayeri-
schen Schulen? - ein Problemaufriss —. Minchen
2000.S. 9.

,,Die Rechtssprechung des Bundesverwaltungsge-
richtsverstehtuntereinerReligionsgemeinschaftden
ZusammenschlussvonPersonen mitgemeinsamenre-
ligitsen Auffassungen von Sinn und Bewaltigung des
menschlichen Lebens, der den vorhandenen Konsens
in umfassender Weise bezeugt. In juristischer Litera-
tur wird hieraus unter anderem abgeleitet, dass die
religiose Vereinigung ein Organ bestimmen muss, das
authentisch Uber Lehre und Ordnung sowie
Grundséatze und Inhalte des Religionsunterrichts ent-
scheidetundsiegegentberdemStaatverbindlichver-
tritt.* Pfaff, U.: Islamische Unterweisung in Nord-
rhein-Westfalen. In: Die Beauftragte der
Bundesregierung fur Auslanderfragen: Islamischer
Religionsunterricht an staatlichen Schulen in
Deutschland. Praxis—Konzepte—Perspektiven. Doku-
mentation eines Fachgespréachs. Berlin 2000. S. 14.
Der Religionsunterricht ist in Deutschland nach Arti-
kel 7 Absatz 3 des Grundgesetzes (GG) eine gemein-
same Angelegenheit des Staates und den betreffen-
den Religions-/Weltanschauungsgemeinschaften. In
den Bundeslandern, in denen diese Regelung Giil-
tigkeit hat, ist der Religionsunterricht bekennend
und ordentliches Lehrfach. Seine Inhalte werden
von den Kirchen und Religionsgemeinschaften be-
stimmt, er ist aber organisatorisch betrachtet staat-
licher Unterricht.

Eine Ausnahme von dieser Regelung stellen die Bun-
deslander Berlin und Bremen dar, die nicht Artikel 7
Absatz 3 GG in Anspruch nehmen, sondern sich auf
Artikel 141 GG berufen (,,Bremer Klausel*). In Berlin
wird der Religionsunterricht von den Religions-
IWeltanschauungsgemeinschaften auBerhalb des
offiziell schulischen Lehrprogramms in alleiniger
Verantwortung in den Schulen erteilt.

Deutscher Bundestag, 14. Wahlperiode, Drucksache
14/4530 (08.11.2000): Antwort der Bundesregierung
auf die GrolRe Anfrage der Abgeordneten Dr. Jirgen
Ruttgers, Erwin Maschewski (Recklinghausen),
Wolfgang Zeitlmann, weiterer Abgeordneter und
der Fraktion der CDU/CSU - Drucksache 14/2301 - Is-
lam in Deutschland. S.42.

Pfaff, U.: Islamische Unterweisung in Nordrhein-
Westfalen. In: Die Beauftragte der Bundesregierung
fur Ausléanderfragen: Islamischer Religionsunter-
richt an staatlichen Schulen in Deutschland. Praxis —
Konzepte - Perspektiven. Dokumentation eines
Fachgesprachs. Berlin 2000. S. 14.

Runderlass des Ministeriums fur Schule und Weiter-
bildung, Wissenschaft und Forschung des Landes
Nordrhein-Westfalen vom 28.5.1999 (BASS 12-05
Nr.5).

Doedens, Folkert: Hamburger Modell: Religionsun-
terricht fur alle. In: Gorsmann, H.-C., Ritter, A. (Hg.):
Interreligitse Begegnungen. Studien zum interreli-
giosen Dialog. Hamburg 1999. S. 33.

* a.a.0.S. 34.
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Dieses Bild kann aus
urheberrechtlichen Grinden
nicht angezeigt werden

Trauerdemonstration nach den Anschlagen vom 11. September 2001

Die Angriffe auf das World Trade Center und das Pentagon am 11. September 2001,
scheinen die Beurteilung des Islam als einer gewaltsamen und Toleranz ausschlieRenden
Religion zu bestatigen. Doch trotz der Trauer um die Opfer und der Angst vor méglichen
weiteren Anschlagen ist es nétig, zu einer besonnenen Betrachtung zuriick zu kehren.
Diese Verpflichtung obliegt uns auch gegentiber der weitaus groReren Zahl friedlieben-
der Muslime sowohl in Deutschland als auch in der arabischen Welt. Mit einem Schwei-
gemarsch am 12. September 2001 in Berlin wollten die Demonstranten ihr Mitgefuhl fur
die Opfer der verheerenden Terroranschlage bekunden. Der Teilnehmer muslimischen
Glaubens, der den Koran mitfuhrt, driickt seine Uberzeugung aus, dass die Terror-

attacken nichts mit seiner Religion zu tun haben.

S

Vortragsskript von Folker Doedens. Vortrag gehal-
ten am 15.09.2000 auf der Tagung ,,Religionen und
wertbezogene Bildung in der Schule* der Freien
Universitat Berlin und der Friedrich-Ebert-Stiftung.
a.a.0.

Vortragsskript von Folker Doedens. Vortrag gehal-
ten am 15.09.2000 auf der Tagung ,,Religionen und
wertbezogene Bildung in der Schule* der Freien
Universitat Berlin und der Friedrich-Ebert-Stiftung.
Staatsinstitut fur Schulpadagogik und Bildungsfor-
schung: Islamischer Religionsunterricht an bayeri-
schen Schulen? — ein Problemaufriss —. Munchen
2000. S. 25.

Staatsinstitut fur Schulpadagogik und Bildungsfor-
schung: Islamischer Religionsunterricht an bayeri-
schen Schulen? — ein Problemaufriss -. Minchen
2000. S. 27.

Vgl. Staatsinstitut fur Schulpadagogik und Bildungs-
forschung: Islamischer Religionsunterricht an
bayerischen Schulen? - ein Problemaufriss —. Mun-
chen 2000. S. 34f.
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8 In dem Mitte Méarz 2001 von Schulsenator Boger vor-
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gelegten Entwurf fur ein neues Schulgesetz kann
das Fenstermodell neben dem Modell Wahlpflicht-
fach Ethik/Philosophie von den Schulen zunéchst als
Modellversuch erprobt werden.

Der Islam mit seinen verschiedenen Ausrichtungen
wiirde im Fenstermodell fur alle Schiler/-innen pra-
sentsein,daeine Unterteilungnach Glaubensrichtun-
gen nicht erfolgt. Siehe G. Eggers: Integrative Facher
zu Lebensfragen, Ethik und Religion: Blicke Uber Ber-
lin hinaus. In: Friedrich-Ebert-Stiftung: Integ-
rative Konzepte wertebezogener Bildung. Anregun-
genund Vorschlage fur die Berliner Schule. Podiums-
diskussionam 22.6.2000in Berlin. Berlin2001.S. 23.
Die Beauftragte der Bundesregierung fur Ausléan-
derfragen: Islamischer Religionsunterricht an staat-
lichen Schulen in Deutschland. Praxis — Konzepte —
Perspektiven. Dokumentation eines Fachgesprachs.
Berlin 2000. S.9.
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Publikationen in der Mediengesellschaft

Positionspapier der Fachkonferenz Publikationen der Zentralen fur politische Bildung (ZpB)

1. Zielsetzungen

Das Leitbild politischer Bildungsarbeit

sind die muindigen Birgerinnen und Bur-

ger, die sich in die Politik einmischen kdn-
nen und dafur sowohl Uber die notwendi-
gen Sachinformationen als auch tber die

Kenntnis der geeigneten Instrumente ver-

fugen. Dartber hinaus soll politische Bil-

dung motivierend wirken und methodi-
sche Anregungen fir die Praxis bieten.

Politische Bildungsarbeit schafft den

Raum, sich kritisch mit Vergangenheit aus-

einanderzusetzen, uUber Loésungen fur

Gegenwartsprobleme nachzudenken und

sich zu fragen, wie die Zukunft gestaltet

werden sollte. Politische Bildung hilft,

Identitaten zu stiften und stéandig weiter-

zuentwickeln.

Politische Bildung ist ein wesentliches Ele-

ment der Politischen Kultur und damit

auch unverzichtbar fir eine lebendige
und entwicklungsfahige Demokratie.

Die Aktivitatenvielfalt wie das konkrete

Themenangebot politischer Bildungsar-

beit lassen sich theoretisch ableiten. Denn

drei Dimensionen von Politik wollen
durch die Angebote bedient sein:

1. Die Spielregeln (Verfassung, Institutio-
nen) sowie die Rahmenbedingungen
politischen Handelns (Wirtschafts- und
Sozialordnung, Politische Kultur, Ge-
schichte) sollen gelernt bzw. bewusst
gemacht werden (polity).

2. Die Inhalte von Politik, die zu gestal-
tenden Sachbereiche sollen in ihrer
Komplexitat, nach ihren wertméaRigen
und interessegebundenen Implikatio-
nen vermittelt werden, z.B. Arbeits-
marktpolitik, Rentenpolitik, Energie-
politik (policy).

3. Die konkreten Entscheidungsablaufe
sollen transparent gemacht werden,
um sich selbst wirkungsvoll einbringen
zu kénnen und um Enttauschungen in
Grenzen zu halten (politics).

Damit ist das Themenspektrum abge-

grenzt.

2. Angebotsformen

Die politische Bildungsarbeit der ZpB —

als Bestandteil des staatlichen Bildungs-

auftrags — wird durch eine Vielfalt von

Angebotsformen geleistet, die kontinu-

ierlich weiterentwickelt werden. Die zwei

Schwerpunkte der Arbeit sind:

+ Die Veranstaltungsarbeit in Form von
Vortragsveranstaltungen, Seminaren,
Kongressen, Studienreisen u.a.; sie
wird je nach Einrichtung in Eigenregie
oder mit Kooperationspartnern oder
durch finanzielle Fo6rderung oder
durch Kombination dieser drei Mdg-
lichkeiten betrieben.

 Die Publikations- und Informations-
arbeit durch Initilerung, Konzeption,
Mitdruck oder AnkaufvonBuchern, Bro-
schiren, Zeitschriften und neuen Me-
dien sowie entsprechender Informa-
tionsdienstleistungen; dazu gehéren
insbesonderedasInternet,audiovisuelle
Medien, Spiele oder Folien. Dartuber hi-
naussinddie ZpB offen flrneue Formen.

Veranstaltungs-und Publikationsarbeiter-
ganzen und befruchten sich wechselseitig.
Als Querschnittsaufgaben aller Bereiche
sind die Pflege von Kontakten zu anderen
Tragern, die VerknUpfung der Bildungsar-
beit auf Landes- und Bundesebene sowie
die Offentlichkeitsarbeitwahrzunehmen.

3. Veranderte Rahmenbedingungen
der Publikationsarbeit der ZpB

Auch bei steigenden Zugangsmaoglichkei-
ten breiter Bevolkerungskreise zu neuen
Medien bleibt das geschriebene Wort ein
unverzichtbarer Bestandteil der Bildungs-
kultur. Das Lesen von Blchern vermittelt
nicht nur Informationen, es strukturiert
Wissen, regt das Denken an und weckt die
Phantasie. Lesekompetenz bildet die Vor-
aussetzung fur eine umfassende Medien-
kompetenz.

4. Komplementarverhaltnis
zwischen Buchpublikationen und
anderen Medien

Fur die Publikations- und Informationsar-

beitderZpBstehendieeinzelnenMedienin

einem Komplementarverhéltnis, das durch
finanzielle, personelle und organisatori-
sche Rahmenbedingungen sowie medien-
padagogische Erwagungen bestimmtwird.

Die Publikations- und Informationsarbeit

der ZpB muss in diesem Zusammenhang

folgende Fragen abwagen:

a) Welche Inhalte sollen mit welchen Prio-
ritdten vermittelt werden?

b) Mit welchem Medium lassen sich die je-
weiligen Inhalte am besten darstellen?

c) Welche Zielgruppen sollen mit welchen
Prioritaten erreicht werden?

d) Welches Medium erreicht welche Ziel-
gruppe am besten?

e) Welches Medium ist am effektivsten
hinsichtlich der Zugéanglichkeit?

f) Welches Medium ist am effizientesten
hinsichtlich der Kosten und organisato-
rischen Bereitstellung?

Hieraus ergeben sich einige Folgerungen

fur die Auswahl einer Medienart:

1) Inhaltliche Wichtigkeit als Aspekt:

Kernthemen der politischen Bildung, tiber

die ein Konsens der ZpB besteht, sollten je-

dem Anfrager fundiertund als Publikation
zuganglich sein. Da die Vermittlung der

Kernthemen eine hohe Prioritat geniel3t,

ist hier auch ein zusatzliches Angebot an-

derer Medien wuinschenswert.

2) Gesamtkonzept des Publikations-, In-
formations- und Medienangebotes:
Erforderlichist ein Gesamtkonzept, so dass
sich sowohl inhaltlich als auch hinsichtlich
der Zielgruppen eine wechselseitig abge-
stimmte und an den Aufgaben ausgerich-
tete Einheit ergibt. Hier sind jeweils Uber-
legungen zur Nachhaltigkeit und zur
Aktualitat von Informationen und Bil-

dungsinhalten zu bericksichtigen.

3) Umsetzung des Gesamtkonzepts:

Trotz der unterschiedlichen organisatori-

schen Strukturen der einzelnen ZpB soll-

ten sich die fur Publikationen und neue

Medien zustandigen Mitarbeiter kontinu-

ierlich Uber die Umsetzung des Gesamt-

konzepts abstimmen (z. B. bei so genann-
ten Mehrfachverwertungen). Eine groRRe
Hilfestellung kann der intensive Informa-
tionsaustausch zwischen den standigen
Konferenzen bieten.

5. Bundeszentrale und

Landeszentralen

Die Bundeszentrale fir politische Bildung

und die 16 Landeszentralen fir politische

Bildung in der Bundesrepublik Deutsch-

land unterliegen sehr unterschiedlichen

organisatorischen, personellen und finan-
ziellen Rahmenbedingungen. Sie orientie-
ren sich an &hnlichen Aufgabestellungen,
erfullen diese jedoch mit verschiedenen

Schwerpunktsetzungen. Dem fdderalis-

tischen Ursprung gemaR leisten die 17

Einrichtungen jeweils eigenstandige Bil-

dungsarbeit, wobei sich die Dienstleistun-

gen und Produkte von Landeszentralen
und Bundeszentrale erganzen. Konkur-
renz kann dabei das Gesché&ft durchaus be-
leben. Landeskunde jedoch ist natur-
gemal eine Doméane der Landeszentralen.

Dariber hinaus bemuhen sich die Zentra-

len fur politische Bildung erfolgreich um

Kooperation, die in den Konferenzen der

Publikationsreferentinnen und -referen-

ten ihren institutionellen Niederschlag

findet. Die Ziele sind:

« Erfahrungsaustausch und Abstimmung
untereinander und mit anderen Konfe-
renzen der ZpB;

+ Herstellung von besserer Marktuber-
sicht; damit sind die Angebote ge-
wissermalien ,,qualitatsgepriuft* und
bieten daher auch Orientierung ange-
sichts eines kaum Uberschaubaren
Marktangebotes;

< Verbilligung des Ankaufs von Verlags-
publikationen durch Poolbildung;

« Aufgreifen neuer Themen und Anre-
gungen fur das Angebot von Verlagen;
damit werden auch Akzente auf dem
Buchmarkt gesetzt, und zwar aufgrund
von Initiativen der ZpB. Dies enthalt
Elemente einer ,,Public Private Partner-
ship*;

e Forderung wenig marktgangiger aber
bedeutsamer Themen und Titel, da die
Nachfrage der ZpB sich fur die Verlage
risikomindernd auswirkt;

e Planung gemeinsamer Publikationen
der ZpB (Beispiele: ,,Die deutsche
Demokratie*, ,,Die deutschen Lander*,
,.verwaltungsatlas Deutschland*).

6. Zusammenfassung
DiePublikationsarbeitderZentralenftrpo-
litische Bildung istunverzichtbar fiir die po-
litische Bildungsarbeit in Deutschland. Die
Bereitstellung neuer Medienangebote er-
weitert ihre Moglichkeiten betrachtlich.
Gleichwohl wird die Verbesserung der Ef-
fektivitat nicht zum Nulltarif zu haben
sein. Der bisherige Themenkatalog fur die
Publikationsarbeit und die qualitativen
Anforderungen bezlglich Kontroversitat,
politischer Neutralitat und Vermittlungs-
anspruchzwischen Wissenschaftund politi-
scher Praxisbehaltenihrevolle Gultigkeit.
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Buch

Die politsche Bildung vor dem
Problem der Einwanderung

Helmut Dauble

Auf dem Weg zum Bundesrepublikaner.
Einwanderung - kollektive Identitat —
politische Bildung

Wochenschau Verlag, Schwalbach/Ts. 2000
(Studien zu Politik und Wissenschaft).

400 Seiten, DM 38,

Die vorliegende Dissertation von Helmut
Dauble widmet sich dem im 6ffentlichen
Bewusstsein hochaktuellen und kontro-
vers diskutierten Themenkomplex, wie die
Bundesrepublik zu einer Einwanderungs-
gesellschaft werden kann, die allen ihren
Mitgliedern eine gleichberechtigte Zuge-
horigkeit zu gewahrleisten vermag. Im
Zentrumseiner Uberlegungen stehen zwei
aufeinander bezogene Fragestellungen,
die im Spannnungsfeld zwischen Ist-Zu-
stand und Soll-Zustand der Bundesrepu-
blik als Einwanderungsland, zwischen der
derzeitigen empirisch gegebenen gesell-
schaftlichen Situation und demokratie-
theoretisch begriindeten wiinschenswer-
ten Transformationsprozessen zu verorten
sind.

Untersucht werden dabei zum einen
exemplarisch die Erfahrungen von Inklusi-
on und Exklusion, d.h. von rechtlicher,
politischer und gesellschaftlicher Zuge-
horigkeit und Ausgrenzung, die Jugendli-
che aus Migrantenfamilien tagtaglich ma-
chen. Als bestimmende Grundlage fur die
Dynamiken von Einschluss und Ausschluss
wird das dominante Selbstverstéandnis,
das ,,Wir-Gefuhl*, der alteingesessenen
Mehrheitsgesellschaft analysiert. Diese
,,kollektive Identitat*, verstanden als
Zusammengehorigkeits-Bewusstsein
einer Gesellschaft (S. 1), bewegt sich Hel-
mut Dauble zufolge zwischen den Polen
ethnisch bestimmter exkludierender Zu-
sammengehdrigkeitsvorstellungen, dem
Konstrukt einer volkisch definierten
homogenen Abstammungs- und Schick-
salsgemeinschaft (Ethnos) auf der einen
Seite und offenen demokratischen staats-
burgerlichen Integrationskonzepten, die
auf den Werten der Verfassung aufbauen
und die Einwanderungsbevdlkerung
gleichberechtigt einschlieBen, (Demos)
auf der anderen Seite.

In einem zweiten Schritt wird ausgelotet,
wie politische Bildung Transformations-
prozesse befordern helfen kann, die zu
einer ,,multiethnischen Staatsblrgerge-
sellschaft* fuhren, in der gleichberechtig-
te Zugehorigkeit und Teilhabe fir die
Migrantenbevdélkerung zur Selbstver-
standlichkeit wird.

Die Studie gliedert sich in sechs Hauptka-
pitel. Nach einer knappen Einleitung, in
der Ziele und Vorgehensweise der Arbeit
skizziert werden, wird im zweiten Kapitel
anhand von schulpraktischen Beobach-
tungen und Interviews von Jugendli-
chen an einer stadtischen Hauptschule

anschaulich ein vorlaufiges Problembe-
wusstsein fur die Relevanz der Thematik
von Inklusion und Exklusion und deren
spezifische Problematik insbesondere im
Kontext des Politikunterrichts geschaffen.
Bereits in diesem Kapitel, das sich als Vor-
studie zum empirischen Hauptteil der
Arbeit versteht, beeindruckt die Tiefen-
scharfe und das Einfuhlungsvermdgen,
mit dem die AuRerungen der Schiilerin-
nen und Schiler wahrgenommen und
interpretiert werden.

Im dritten Kapitel werden die theoreti-
schen Grundlagen diskutiert, die den kon-
zeptionellen Rahmen bilden, vor dessen
Hintergrund die Prozesse von Ein- und
Ausschluss in der gesellschaftlichen und
politischen Landschaft der Bundesrepu-
blik gedeutet werden. Dabei werden ins-
besondere das Konzept der ,,kollektiven
Identitat” sowie die Kategorien von
Ethnos und Demos als deren zentrale Aus-
pragungs- und Begrindungsformen im
Kontext des aktuellen sozialwissenschaft-
lichen Forschungsstandes diskutiert und
im Hinblick auf ihre Bedeutung fur das
bundesrepublikanische Kollektivbewusst-
sein naher bestimmt. In seinen komplexen
theoretischen Uberlegungen erteilt Hel-
mut Déuble essentialistischen Vorstellun-
gen eine klare Absage. Er versteht kollek-
tive Identitat als ,,die gefiihlsmafige Bin-
dung an eine imaginierte Gemeinschaft,
die zu Solidaritat und Loyalitéat berechtigt
und verpflichtet, als Konstrukt, dessen
Zugehorigkeitskriterien wandelbar sind
und gesellschaftlichen Aushandlungspro-
zessen unterliegen. Entsprechend sind
auch Ethnien nicht als naturwichsige
Gegebenheiten zu verstehen, sondern als
historische und soziale Konstruktionen,
die aber zur sozialen Realitat werden,
sofern sie ein Zusammengehdrigkeitsge-
fahl konstituieren und sich als wirkungs-
machtig erweisen.

Im Hinblick auf die aktuelle Situation in
der Bundesrepublik wirft Dauble nun die
in der Forschung kontrovers diskutierte
Frage auf, ob das vorherrschende Selbst-
verstandnis der bundesrepublikanischen
Mehrheitsgesellschaft eher durch die
ethnischen Zusammengehoérigkeitsvor-
stellungen einer ,,Volksnation* (S. 80) ge-
pragt ist oder ob das Bewusstsein vor-
herrscht, zu einer demokratischen Staats-
birgergesellschaft zu gehéren, die offen
ist fur die Inklusion der Migranten und
Migrantinnen und deren Nachkommen.
Seine These, wonach die ,,kollektive Iden-
titatderBundesdeutschen ... alseine spezi-
fische Konstellationvon offenemuniversa-
len Republikanismus und geschlossenem
ethnischemNationalismusgesehen*(S.82)
werden musse, wird in dem folgenden
umfangreichen empirischen Teil (Kap. 4
und 5) auf ihre Realitatsadaquanz hin
untersucht. Dabei bedient sich Dauble
eines originellen methodischen Zugangs.
Erinterpretiertdie in halbstandardisierten
qualitativen Interviews gewonnenen

AuRerungen von Jugendlichen aus Mi-
grantenfamilien Uber ihr Zugehdrigkeits-
verstandnis und ihre Ausgrenzungserfah-
rungen als Widerspiegelung dominanter
Wir-Konzepte der Mehrheitsgesellschaft.
..Derqualitative Weg, derindieser Untersu-
chung eingeschlagen wird, ist die inhalts-
analytische Interpretation von Antworten
einer ausgewahlten Gruppe so genannter
auslandischer Jugendlicher aus Individua-
linterviews. Analysiert und interpretiert
werden also nicht die objektiven Manife-
stationen, welche die kollektive Identitat
der bundesdeutschen Gesellschaft hervor-
bringt, wie etwa die auslanderrechtliche n
Regelungen, sondern ihre subjektive Wi-
derspiegelung, wiessie sich in individuellen
Deutungsmustern ,auslandischer’ Jugend-
licherwiederfindenlassen.“(S.84)

Das mit viel Empathie interpretierte,
héchst aufschlussreiche empirische Mate-
rial macht Uberzeugend deutlich, dass die
interviewten Jugendlichen, die zum Zeit-
punkt der Befragung die 9. und 10. Klasse
einer Stuttgarter Realschule besucht
haben, sich als ,,Inlanderinnen* und ,,In-
lander* begreifen. Sie sehen ihre Lebens-
perspektive in der Bundesrepublik, neh-
men die egalitdren Werte der Verfassung
beim Wort und erheben als Angehdrige
dieser Gesellschaft einen gleichberechtig-
ten Anspruch auf prinzipiell unbehinder-
ten Zugang zu allen Feldern gesellschaftli-
cher Ressourcen (6konomisches, soziales
und kulturelles Kapital). Wéhrend sie
sich selbst dieser Gesellschaft zugehdrig
fuhlen, machen sie gleichzeitig vielfaltige
Erfahrungen, dass ,,ihre* Gesellschaft sie
ausschliefdt, zu ,,Auslandern* macht und
diskriminiert. Im Hinblick auf den Ist-
Zustand des vorherrschenden Selbstver-
standnisses der Mehrheitsgesellschaft
zieht Dauble aus den Erfahrungen der
befragten Jugendlichen den spiegelbildli-
chen Schluss, die Bundesdeutschen seien
in den Nachkriegsjahren sowohl zu einer
gelungenen  Staatsbirgergesellschaft
geworden, als auch im gleichen Male
eine Volksnation geblieben (S. 274f.).

Im letzten Kapitel werden schlief3lich Kon-
sequenzen aus den vorangegangenen
Erkenntnissen hinsichtlich der politischen
Bildung gezogen, als deren Zielkatego-
rie eine demokratische multiethnische
Staatsburgergesellschaft anvisiert wird, in
der alle Inlander und Inlénderinnen sich in
ihrer Vielfalt und Verschiedenheit als
Gleichberechtigte akzeptieren und die
diskursive Teilhabe aller ermdglicht wird.
Vor dem Hintergrund einer kritischen Aus-
einandersetzung mit Konzepten der Aus-
landerpadagogik sowie der interkulturel-
len Erziehung und der diesen Ansatzen
zugrundeliegenden Defizit- bzw. Diffe-
renz-Hypothese skizziert Dauble einen
politikdidaktischen Ansatz, den er ,,(poli-
tische) Bildung zum Staatsburger* (S. 279)
nennt. Eckpfeiler dieses Ansatzes sind die
Erziehung zur Pluralitat, die auf ein Ertra-
gen von Differenz und den Blick fir das
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Gemeinsame abzielt sowie Erziehung zur
Gleichheit, bei der die Handlungs- und Dis-
kursfahigkeit aller ,,Inlander* so zu schu-
len ware, dass sie sich auf die demokrati-
sche Ausgestaltung eines multiethnischen
Gemeinwesens bezieht.

Helmut Dauble hat mit seiner Dissertation
nicht nur einen herausragenden Beitrag
zur Erhellung des Verhaltnisses von
Migrantenbevoélkerung und Mehrheitsbe-
volkerung in der Bundesrepublik geleis-
tet. Sein origineller Ansatz, der komplexe
theoretische Diskussionsstrange mit her-
meneutisch einleuchtend interpretiertem
empirischem Material zu verknipfen ver-
mag, stellt gleichzeitig ein demokratie-
theoretisch Uberzeugendes Pladoyer fir
gesellschaftliche und politische Verhalt-
nisse dar, in der sich ,alte’ und ,neue’
»lnlanderinnen* und ,,Inlander* in ihrer
Verschiedenheit und Vielfalt als Gleichbe-
rechtigte begegnen kénnen.

Dass die Reichweite seiner Hauptanalyse-
kategorien begrenzt ist, raumt D&auble
selbst ein, indem er zum Schluss seiner Stu-
die auf den moéglichen Erklarungswert von
alternativen Ansatzen verweist, die sich
nicht der politischen Integrationsmodelle
von Ethnos und Staatsbirgergesellschaft
als Analysekategorien bedienen. Souver-
an konzediert er, dass eine Untersuchung
des Wirtschaftssystems mit seinen Folge-
wirkungen Egoismus, Leistungsstress und
Massenarbeitslosigkeit fur die Erklarung
der innergesellschaftlichen Dynamiken
von Exklusion und Inklusion ebenfalls pro-
duktiv sein kdnnte.

Problematisch erscheint mir Daubles
Anliegen, das Bewusstsein, Angehoriger
oder Angehoérige einer demokratischen
Staatsburgergesellschaft zu sein, affektiv
zu unterfittern und ein spezifisches
,nationales’ emotionales Zusammenge-
hdrigkeitsgefuhl zu entwickeln (S. 374ff.).
Wieso sollte denn eine emotionale, nicht
,rational unterkuhlte* (S. 368) Identifizie-
rung mit der ,nationalen’ Staatsbirgerge-
sellschaft prioritér sein gegentber grenz-
Uberschreitenden Zugehorigkeits- und
Solidaritatsmustern etwa entlang sozialer,
religioser, geschlechtsspezifischer, poli-
tisch-ideologischer Affinitaten oder einer
universellen kosmopolitischen Orientie-
rung? Werden dadurch nicht neue Aus-
grenzungsprozesse legitimiert und befor-
dert, etwa gegeniber asylsuchenden
Flichtlingen? Nicht zuletzt auf dem Hin-
tergrund einschlagiger historischer Erfah-
rungen ware zudem grundsatzlich zu
fragen, wieweit eine emotionale Identifi-
kation mit einem politischen Kollektiv
Uberhaupt wiinschenswert sein kann.
Allesinallem leistetHelmut Daubles Studie
einen wichtigen Beitrag zum sozialwissen-
schaftlichen Verstandnis zentraler gesell-
schaftlicher und politischer Dynamiken in
der Einwanderungsgesellschaft der Bun-
desrepublik. Nicht zuletzt die Einblicke, die
die empirische Studie hinsichtlich des
Selbstverstandnisses und der Erfahrungen
von Jugendlichen aus Migrantenfamilien
liefert, wie auch die Uberlegungen zur po-
litischen Bildung machen das Buch zu einer
anregenden, aufschlussreichen und wert-
vollen Lektire fir alle, die in der (politi-
schen) Bildungsarbeit tatig und engagiert
sind. Renate Kreile
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Der Totalitarismus
als standige Bedrohung

Klaus Hornung

Die offene Flanke der Freiheit — Studien
zum Totalitarismus im 20. Jahrhundert
Peter Lang, Frankfurt 2001

174 Seiten, 36,- DM

Eine sich auf das Regime und die kommu-
nistischen Systeme gleichermaRlen erstre-
ckende Totalitarismusvorstellung ist in
den 80er-Jahren auf den ,,Faschismus*
reduziert worden. In der deutschen Poli-
tikwissenschaft herrschten damals die
Stimmen vor, die von dieser Vorstellung
abgeruckt waren und die die DDR nicht
langer als totalitares System, sondern als
burokratische Herrschaft und sozialisti-
schen Paternalismus verstanden. Nach
dem Zusammenbruch des kommunisti-
schen Ostblocks und der deutschen Wie-
dervereinigung hat dieses Konzept jedoch
eine Wiederbelebung und Neubewertung
erfahren. Davon zeugen Anfang der 90er-
Jahre die Griindung des Hannah-Ahrendt-
Instituts in Dresden und zahlreiche sich mit
dem Totalitarismus auseinandersetzende
Veroffentlichungen. Eine erhebliche Auf-
merksamkeit konnte damals Klaus Hor-
nungs groRangelegtes Werk ,,Das totalita-
re Zeitalter. Bilanz des 20. Jahrhunderts®,
Berlin 1993, auf sich ziehen (s. die Rezensi-
on von Ernst Lidemann in ,,Der Birger im
Staat“, 1/1994, S. 103/104).

Jetzt hat Hornung dieser Studie eine ,,Die
offene Flanke* betitelte Aufsatzsamm-
lung ,,nachgereicht®. Diese enthélt acht
schon an anderen Stellen (Sammelban-
den, Zeitschriften, Zeitungen) zwischen
1984 und 2000 veroffentlichte Beitrage.
Allein diese Zeitspanne zeigt, dass er nicht
aufgehort hat, Gber die Wurzeln, Erschei-
nungsformen und Gefahren des Totalita-
rismus nachzudenken. So wiurdigte er
Jacob Talmons bahnbrechendes Werk
,,Urspringe der totalitdren Demokratie*
in einem erst im Jahre 2000 in der Zeit-
schrift fur Politik erschienenen und in dem
zu besprechenden Sammelband abge-
druckten Beitrag Uber ,,Politischer Messia-
nismus* (S. 39-85). Zwar gehéren in Euro-
pa die national-sozialistischen und kom-
munistischen Systeme inzwischen der
Geschichte an und deshalb ,,kann man
vom Ende des totalitdren Zeitalters spre-
chen*, doch ist damit fir Hornung der
Totalitarismus noch nicht abgestorben. In
seinem abschlieBenden Aufsatz ,,Meta-
morphosen des Totalitarismus im 20. Jahr-
hundert* (S. 155-174) entdeckt er eine
Fortdauer totalitarer Dispositionen. Diese
beruhen seiner Meinung nach auf folgen-
den Voraussetzungen: ,,Sékularisierte,
religionslose Massengesellschaften in der
technisch-industriellen Zivilisation wirken
wie trockenes Land in Erwartung des
Regens neuer politisch-messianischer Heil-
sangebote. Das rapide Tempo der gesell-
schaftlichen Entwicklung, der Mangel an
geschichtlicher Verwurzelung und histori-
schem Gedachtnis lasst frihere Erfahrun-
gen rasch vergessen” (S. 166). Das ist vor
allem auf Deutschland geminzt. Als wei-
tere Gebiete mit totalitaren Dispositionen
fuhrt er die postkommunistischen Lénder
an. Hatte der Autor hier nicht noch, wenn

auch aus anderen Griinden, pseudodemo-
kratische Staaten in der Dritten Welt hin-
zufiigen kdnnen?
Auf Alexis de Tocqueville und sein be-
riihmtes Werk ,,Uber die Demokratie in
Amerika* beruft sich der in der Ideenge-
schichte gut bewanderte Hornung fra-
gend und warnend in seinem Eingangs-
aufsatz ,,Welche Art von Despotismus die
demokratischen Nationen zu furchten
haben* (S. 155-173). Dem franzdsischen
politischen Denker sind bei seiner Ame-
rikareise Anfang der DreilRigerjahre des
19. Jahrhunderts vor allem die zahlreichen
freiwilligen Assoziationen in der Neuen
Welt aufgefallen. Er wird deshalb in der
heutigen Diskussion Uber die Zivilgesell-
schaft viel zitiert. Diese Vereinigungen
stellen aber nach Tocqueville keinen
Selbstzweck dar: sie dienen der Sicherung
der Freiheit in einer vom Konformismus
und der Despotie bedrohten Massende-
mokratie. Daran kntpft Hornung an; er
warnt vor einem Umschlag der Emanzipa-
tion in eine neue Knechtschaft. Seinen Bei-
trag hat er aber lange vor der Bedrohung
der westlichen Demokratien durch einen
menschenverachtenden Terrorismus ver-
fasst. Deshalb drangt sich die Frage auf, ob
und wie diese die ,,Demokratie in Amer-
kia“ und dartber hinausgehend die west-
lichen Nationen auf Kosten von individu-
ellen Freiheiten verandert. Es ist zu erwar-
ten, dass sich der keine Tabus scheuende
Klaus Hornung dieses Themas annehmen
und die wissenschaftlich-politische Diskus-
sion auch in diesem Falle durch seine The-
sen beleben wird.

Herbert Schneider

Handbuch 6stliches Europa

Harald Roth (Hrsg.)

Studienhandbuch Ostliches Europa

Bd. 1: Geschichte Ostmittel- und Stidost-
europas

Bohlau Verlag Kdln 1999

IX,560S., 4 Karten

DM 49,80

Bis in die juingste Zeit gehort die Geschich-
te Ostmittel- und Sudosteuropas zu den
weifden Flecken im Geschichtsunterricht.
Fdr die Vorbereitung des Unterrichts ist
ein groBerer Aufwand unerlasslich, der
scheinbar zu wenig Nutzen bringt. Aul3er-
dem werden an den Hochschulen nicht
immer Lehrveranstaltungen angeboten,
far die Kenntnisse in den erforderlichen
Fremdsprachen wie Polnisch und Rumé-
nisch entbehrlich sind.

Sich mit der Geschichte dieses Teils Euro-
pas befassen zu muassen, ist eine Binsen-
weisheit. Die Auseinandersetzung mit der
Geschichte ist auf dem Hintergrund der
NATO-Osterweiterung das Gebot der
Stunde. Nur wer die Vergangenheit kennt,
kann der brisanten politischen Situation
des Heute gerecht werden.

Der Herausgeber des Bandes greift ein
berechtigtes Anliegen auf - die Ergebnisse
der Forschung an den Universitaten fur
AulRenstehende wie Schiler, Journalisten
und Studienanfanger fruchtbar zu ma-
chen. Der Aufbau der einzelnen Beitrage
ist fur viele Insider Uberzeugend, geht am



Alltag der Journalisten vorbei: Solide
Recherche ist in der klassischen Form oft
zu zeitraubend, als dass der (festangestell-
te) Redakteur oder der (freie) Journalist
auf ein solches Buch mit zahlreichen Lite-
raturhinweisen zurlckgreifen kodnnte.
Heute springt in solchen Fallen das Inter-
net mit den verschiedenen Suchmaschinen
in die Bresche. Dass in der Bibliogra-
fie Volistandigkeit angestrebt wurde, ist
gut. Allerdings scheiden Quelleneditionen
und Monografien aus den Jahren vor 1960
und in den anderen Sprachen als Deutsch
und Englisch aus, so wichtig sie fir den
Berufs-Historiker sein mdgen. Auf Schiler
kann der Band leicht abschreckend wir-
ken, da zu akademisch und teilweise zu
wenig anschaulich. Studienanfanger wer-
den das Handbuch als solides Nachschla-
gewerk schatzen lernen.

Die Autorinnen und Autoren sind sehr
umsichtig das grol3e Projekt angegangen.
Wer sich hier auskennt, dem begegnen so
bekannte Namen wie Ralph Tuchtenha-
gen (Heidelberg), Katrin Boeckh (Min-
chen) und Thomas Wiinsch (Konstanz).
Der Aufbau des Bandes Uiberzeugt den
aufmerksamen Leser, denn der Argumen-
tationsstrang fuhrt vom Allgemeinen zum
besonderen, von den Grundlagen tiber die
Geschichtsregionen und Staaten bis zu
den landertbergreifenden ethnischen
und religiésen Gruppen. Im ersten grofl3en
Abschnitt ,,Grundlagen” werden in sieben
Kapiteln wesentliche Themen allgemeiner
Art der Geschichtswissenschaft erdrtert.
An der Spitze des Abschnitts steht
das Thema ,,historische Raumbegriffe”,
gefolgt von einem Uberblick Uber die
,,Historiographie” des groRen Raumes
Ostmittel- und Sudosteuropa. ,,Grenzen
und regionale Gliederung” typisieren die
verschiedenen ,naturlichen’, ,linearen’
und ,jurisdiktionellen’ Grenzen. ,,Politi-
sche Kultur” umfasst, so die Autoren Gott-
ner und Roth, die folgenden Begriffe:
Ethnizitat, Nation, Nationalismus, Natio-
nalstaat, Sprachen, Minderheiten und
politische Ideologien (,,Ersatzreligio-
nen”). Das Kapitel ,,Gesellschaft” vermit-
telt klar strukturiert im Blick auf den geo-
grafischen Raum des Bandes, mit den
Schwerpunkten: Vormoderne, Moderni-
sierung und Demographie. Dem Heraus-
geber ist es besonders hoch anzurechnen,
dass er sich mit dem Thema ,,Religionen
und Konfessionen” sehr sachkundig
befasst, zumal dieses Thema in anderen
Publikationen ausgespart wird. In diesem
Studienhandbuch muss es deswegen eror-
tert werden, weil Religion ein zentrales
Thema der Geschichte Ostmittel- und
Sudosteuropas ist. Hilfreich sind ebenso
die Hinweise auf Institutionen im deutsch-
sprachigen, die sich der Konfessionskunde
des Ostlichen Europas widmen. Einiges ist
zu erganzen: An der Universitat Wien
arbeiten Protestanten und Katholiken zu
diesem Themenkreis, in der Schweiz ist die
Universitat Bern zu erwéhnen. Auf3erdem
gibt es in Deutschland die Jesuiten-Hoch-
schule St. Georgen in Frankfurt am Main,
in der grundlegende Fragen des christli-
chen Ostens erforscht werden. Das letzte
Kapitel ist ,,historische Anthropologie”
Uberschrieben, wichtig Forschungsanlie-
gen werden angerissen.

Den Rahmen des Handbuchs bilden die
drei Geschichtsregionen Ostmitteleuropa,
Nordosteuropa und Stidosteuropa. J. Bahl-
ke, der auch den Artikel tUber B6hmen und
Méhren verfasst hat, schrieb den Beitrag
Uber Ostmitteleuropa, das er dahinge-
hend charakterisiert, es sei eine Ge-
schichts- und Kulturregion, die sich im
Westen und Osten markant von den
angrenzenden historischen Groliregionen
abhebt. Im engeren Sinne umfasst Ostmit-
teleuropa das Gebiet zwischen Ostsee und
Adriatischem Meer, zwischen den balti-
schen Staaten im Norden und den slavi-
schen Vélkern im Suden. Der Verfasser
stellt in der Geschichte Ostmitteleuropas
die historischen Grundséatze heraus: (1)
Christianisierung, Nationsbildung und
Landausbau, (2) Standische Libertat und
lange Frihneuzeit, (3) Nationsbildung
und Erweckungsnationalismus und (4)
Ostmitteleuropa 1918-1989. Einerseits
zeugt der Beitrag von profunder Sach-
kenntnis, ist aber andererseits ziemlich
theorielastig — voll verstandlich nur denje-
nigen, die mit der Theoriediskussion ver-
traut sind. Hilfreich sind jedoch seine Hin-
weise auf die Forschungssituation, die bis
jetzt schwierig und ungesichert ist.
Nordosteuropa, so R. Tuchtenhagen, ist als
Begriff in der Geschichtswissenschaft noch
wenig etabliert. Seine Definition: Nord-
osteuropa deckt alle Gebiete ab, die vom
Norden und Osten Europas (im engeren
Sinne: Russland) wéahrend unterschiedli-
cher historischer Epochen direkt oder indi-
rekt beeinflusst wurden und als Uber-
gangsgebiet zwischen diesen Regionen
angesehen werden kénnen. Wenn man
noch weiter differenziert, bleibt fir den
interessierten Leser die ganze Sache dif-
fus. Gerade deshalb sei nachdrucklich da-
rauf hingewiesen, dass nach dem jetzigen
Stand der Forschung dieser Begriff nicht
praziser gefasst werden kann. Wie Tuch-
tenhagen die Geschichte strukturiert,
macht seine Definition (genauer: seinen
Versuch) klar. Er beschreibt sechs Grundzi-
ge: (1) Nordosteuropa als Machtvakuum
(800-1200), (2) Nordosteuropaische Ko-
operationismus und Konfdderalismus
(1200-1500), (3) Nordosteuropa als Teil
des Nordens (1550-1710), (4) Nordosteu-
ropa als Teil des Ostens (1710-1917), (5)
Nordosteuropaische Eigenstaatlichkeit
(1917-1940) und (6) ,,Sowjetisierung” und
»Finnlandisierung” (1940-1990). Ein Blick
auf die Forschungsfragen zeigt eindeutig,
dass noch vieles in der Geschichtsschrei-
bung Nordosteuropas im Fluss ist.

Die Definition des Begriffs ,,Stidosteuro-
pa”istmehrbddig.,,Balkan’ bzw.,,Balkan-
halbinsel” sind die Gebiete sudlich von
Save und Donau, ,,Sudosteuropa” schlief3t
das gesamte Jugoslawien in den Grenzen
von 1989, Ruméanien, Moldawien und Un-
garnein. Durchgesetzt hatsich eine Defini-
tion, die den Forschungsrichtungen ge-
recht wird: Geisteskulturwissenschaftlich,
wirtschaftlich-politisch, auf einzelne Fach-
gebiete bezogen (wie Byzantinistik, Osma-
nistik, Slavistik, Geschichte und Geoprafie).
lhr Ansatz ist daher fachubergreifend.
Auf diesem Hintergrund kdnnen vier Peri-
oden beschrieben werden: (1) Landnahme
und Herrschaftsbildung (bis 1200), (2)
zwischen Halbmond und Doppeladler

(1300-1800), (3) das ,,lange 19. Jahrhun-
dert” (1800 bis etwa 1900) und (4) die
staatliche Neuordnung nach dem Ersten
Weltkrieg (1918-1997). Im Gegensatz zur
Erforschung der Geschichte Nordosteuro-
pas hat die Geschichtsschreibung Stidost-
europas dadurch groRere Fortschritte
gemacht, dass Impulse der franzdsischen
Schule der ,,Annales” aufgegriffen wur-
den. Infolgedessen konnten einige Beson-
derheiten der Geschichte Siidosteuropas
(wie die wirtschaftliche Ruckstandigkeit)
klarer werden.

Das Herzstuick des Bandes umfasst 41 L&an-
derartikel auf insgesamt 348 Seiten. Die
langsten Artikel zu je 20 Seiten wurden
Uber das Habsburgerreich, Polen und
Ungarn verfasst. In den kiirzesten Artikeln
werden unter anderem Kurland, Pom-
mern, Triest und Venedig behandelt. Die
Artikel sind immer gleich aufgebaut:
Historische Grundlage, Forschungsfragen
und Auswabhlbibliografie. Der Teil ,,histo-
rische Grundlage” ist nach den Leitlinien
der jeweiligen Lander strukturiert, so dass
man sich leicht in die Geschichte dieser
Lander (und Volker) einarbeiten kann. Die
Auswahlbibliografie bietet teilweise gute
Literaturhinweise; bei einzelnen Landern
— wie Litauen - werden zuviele For-
schungsergebnisse in litauischer Sprache
angegeben. Das ist deshalb schade, weil
politische Geschichte, Kultur und Brauch-
tum viel zu fesselnd sind, als dass sie nur
den ,,Insidern” zugéanglich sind. Hier ware
ein Hinweis dringend notig gewesen, dass
in Litauen grundlegende Darstellungen in
die englische oder deutsche Sprache Uber-
setzt werden mussten. In dieser Hinsicht
ist zum Beispiel die ungarische Forschung
einen Schritt weiter. Maxime: Wir kdnnen
nur dann unsere Anliegen im Westen ver-
treten, wenn unsere Vorstellungen und
Plane in einer westlichen Sprache zugéng-
lich sind.

Polen, ,,the Heart of Europe” (N. Davies),
gehort zu den wichtigen Beitragen, die
sehr solide abgefasst sind und eine intensi-
ve Auseinandersetzung mit der Materie
verraten. Besonders ist auf die Teile hinzu-
weisen, die der Kirchen-, Kultur- und Tole-
ranzgeschichte gewidmet sind (,,Goldenes
Zeitalter”, ,,Asyl fur Ketzer”). Vor allem ist
die Toleranz ein Merkmal in der Geschich-
te Polens zu einer Zeit, in der in West- und
Mitteleuropa die Glaubenskampfe tob-
ten. Was fur die Geschichtsschreibung
Litauens gefordert wurde, 16ste die Histo-
riographie hier in oft vorbildlicher Weise
ein — Gesamtdarstellungen sind vielfach in
einer westlichen Sprache verdffentlich
worden. Dabei ist ausdrucklich darauf hin-
zuweisen, dass die wichtigsten Fachzeit-
schriften in deutscher Sprache erscheinen
und eine aufmerksame Lekttre lohnen. —
Ahnliches ist bei der Geschichtsschreibung
Ungarns festzustellen.

Abgerundet wird dieser Band durch sie-
ben Darstellungen, die landerubergrei-
fenden ethnischen und religiésen Grup-
pen gewidmet sind. Dabei handelt es sich
um die Armenier, Aromunen, Deutschen,
Griechen, Juden, Muslime und Zigeuner/
Roma. Diese Darstellungen fassen einzel-
ne Punkte der vorhergehenden Landerar-
tikel zusammen. Grundlegend ist der
Anhang, der von den Zeittafeln Uber Orts-
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register bis zu den vier Karten alles einsch-
lieRBt, was fur eine vertiefte Weiterarbeit
relevant ist. — Die vielen kritischen Anmer-
kungen durfen keinesfalls dartber hin-
wegtauschen, dass es sich bei diesem Band
um eine Publikation handelt, die in jede
Bibliothek und in die Hand eines jeden
Dozenten gehort. Fur Schiler und Studi-
enanfanger ist der niedrige Preis wichtig;
das sorgfaltig durchdachte didaktische
Konzept muss unbedingt erwahnt wer-
den. Wie der Herausgeber in der Vorbe-
merkung andeutet, wird ein Studien-
handbuch zur ,,Geschichte des Russischen
Reiches und der Sowjetunion” vorberei-
tet, auf das man auf alle Falle gespannt
sein darf. Wolfgang Heller

Méchtige Ministerprasidenten

Herbert Schneider
Ministerprasidenten

Profil eines politischen Amtes

im deutschen Foderalismus

Verlag Leske + Budrich, Opladen 2001,
434 Seiten, DM 72,—

Ministerprasidenten in Deutschland sind
Gegenstand zahlreicher Memoiren, Bio-
grafien und sogar von Romanen. Im
Bereich der Politikwissenschaft findet sich
hier jedoch eine ,,Forschungs- und Literatur-
licke* (S. 11), der Herbert Schneider mit
seinem Buch begegnen méchte. Hierzu
hat er mit seinen Mitarbeitern eine umfas-
sende Studie angefertigt, die auf einer
schriftlichen Befragung und miindlichen
Interviews mit amtierenden und ehemali-
gen Ministerprasidenten beruht.

In seinem Buch setzt sich Schneider mit der
Stellung, dem Einfluss und den Aufgaben
von Ministerprasidenten auseinander,
zeichnet mogliche Lebens- und Karriere-
wege nach und untersucht ihr Selbstver-
standnis, ihren Regierungsstil und ihre
Rolle im Bund und in Europa. Daruber hi-
naus schenkt er auch den Staatskanzleien,
als ,,Vorhofen der Macht* (S. 282) und
den beiden Politikfeldern Medien- und
Standortpolitik der Ministerprasidenten
Beachtung. Schneider gelingt es, die theo-
retisch dargestellten Sachverhalte durch
die Erfahrungen der Ministerprasidenten
anschaulich darzustellen und eine Verbin-
dung von Foéderalismus- und Elitenfor-
schung herzustellen.

In seiner Darstellung beschrankt sich
Schneider auf die Zeit nach 1945. Das Amt
desMinisterprésidenteninDeutschlander-
halt nach dem Zweiten Weltkrieg einen
Macht- und Bedeutungszuwachs - insbe-
sondere durch die konsequente foderalis-
tische Besatzungspolitik der USA. Die Mini-
sterprasidenten stellen Ansprechpartner
fur die Besatzungsméachte dar und fuhlen
sich, bei noch fehlender gesamtstaatlicher
Vertretung, verantwortlich fur die natio-
nale Interessenartikulation. Diese ,,Zwit-
terstellung“ (S. 363) ist mit der Griindung
der Bundesrepublik beendet, dennoch
bleibt der Bedeutungszuwachs durch die
Institution desBundesratesbestehen. Uber
den Bundesrat und uiber fuhrende Positio-
neninder jeweiligen Partei kdnnen die Mi-
nisterprasidenten Einfluss auch auf bun-
despolitische Entscheidungen nehmen.
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Dabei erweisen sie sich vor den Wahlen in
der Regel als Parteisdhne, in der Gbrigen
Zeitnehmen sie die vom Volk an sie heran-
getragene, allgemein akzeptierte, eher
neutrale Stellung eines Landesvatersein.
Gemeinsamkeiten im Selbstverstandnis
zeigen sich dartiber hinaus in der bei allen
vorherrschenden Vorstellung, ,,Huter des
Foderalismus* (S. 365) zu sein, insbeson-
dere im sich vereinigenden Europa.
Zunehmend sehen sie sich aber auch in der
Rolle eines Managers, Kommunikators
und Anwalts. Der Auspragungsgrad die-
ser Verstandnisse variiert in Abhangigkeit
von der spezifischen Situation des jeweili-
gen Landes.

Eine wichtige Voraussetzung fir den
Zugang zum Amt des Ministerprasidenten
stellt der Universitatsabschluss dar — auf-
fallend ist die hohe Zahl der ,,juristischen
Doktorgrade* (S. 119). Im Vergleich zu
den Spitzenpolitikern der Bonner bzw.
Berliner Regierung erweisen sich die Minis-
terprasidenten jedoch eher als ,,boden-
standiger Teil* (S. 365) der politischen
Elite. Dies mag damit zusammenhangen,
dass die SPD in ahnlich groRem Ausmalf
wie die CDU Regierungsverantwortung in
den Landern ibernommen hat. Damit ver-
half der Foderalismus zunéchst ,,zu einer
gewichtigern Rolle von Arbeiterkindern
in der politischen Willensbildung, als es
die langjahrige Dominanz der ,burgerli-
chen’ Parteien in Bonn gestattet hatte (S.
117). Diese Funktion wird wohl mit einer
zunehmenden ,,Verbirgerlichung der
ehemaligen Arbeiterpartei* (S. 117) an
Bedeutung verlieren.

Das Amt des Ministerprasidenten wird oft
als Vorstufe zum Amt des Bundeskanzlers
angesehen, umgekehrt Ubernehmen im
Rahmen der so genannten Elitenzirkula-
tion aber auch Bundespolitiker das Amt
des Ministerprasidenten. Kennzeichen ih-
rer politischen Karriere istdahereine ,,Ver-
klammerung von Landes- und Bundese-
bene* (S. 385). Eine strikte Zuteilung zu
bestimmten Karrieremustern erweist sich
als schwierig. Typische Muster wie die
».Standardkarriere*, die ,,reine politische
Karriere* und die ,,cross-over-Karriere*
missen um solche wie ,Karrieremi-
schung*, ,,Wendekarriere* und ,,politi-
sche Karriere mit Berufsvorphase* erwei-
tert werden.

Mit Ausnahme der Stadtstaaten Gberneh-
men die Lander das Kanzlerprinzip -
Unterschiede gibt es in dem Grad der Ver-
antwortlichkeit gegentiber dem Parla-
ment. Der Ministerprésident besitzt die
Richtlinienkompetenz, durch die er die
Mdoglichkeit hat, ,,Richtung, Grundsatze
und Ziele der Regierungsarbeit fur die
Dauer einer Legislaturperiode zu bestim-
men* (S. 50). Die Richtlinienkompetenz
darf in ihrer Bedeutung aber nicht Gber-
schatzt werden. Sie ist zwar eine Quelle
der Macht, steht aber neben solchen wie
Ansehen in der Bevolkerung, Medienpra-
senz, der Stellung innerhalb der Partei,
der Zugehdorigkeit zu bestimmten Partei-
fuhrungsgremien auch auf Bundesebene
und der Arbeit der Staatskanzleien.

Die Ausgestaltung des parlamentarischen
Systems variiert von Bundesland zu Bun-
desland. Uberall kommt dem Parlament
aber eine groflRere Bedeutung zu als auf

Bundesebene, da dem Ministerprasiden-
ten das Recht zur Parlamentsauflésung
fehlt. Der Ministerprasident wird als Re-
gierungschef von den Landtagen ge-
wahlt. Die Landtagswahlen besitzen aber
Uberwiegend den Charakter eines Plebis-
zits Uber den Kandidaten fur das Amt des
Ministerpréasidenten, wodurch den eine
besondere Bedeutung zukommt und so
ein gewisses MalR an Volkslegitimitat
gewabhrleistet wird. Am starksten zeigt
sich dies in den ostdeutschen L&ndern.
Schneider setzt sich in seinem Buch mit der
Idee der Volkswahl des Ministerprasiden-
ten auseinander und kommt zu der
Ansicht, dass diese nur sinnvoll sein kann,
wenn die Gesetzgebungsfunktion der
Landtage aufgewertet wird und somit
Entschadigung fur den Verlust der Wahl-
funktion darstellt. Problematisch ist das
hohe Ungleichgewicht zwischen dem
Ministerprasidenten und seiner Regie-
rung und dem Landtag, das aus einer
Abgabe von Zustéandigkeiten an den Bund
resultiert. Vorteil der Volkswahl wére mit-
unter eine Beguinstigung der Angehori-
gen von kleinen Parteien. Bei den Mini-
sterprésidenten selbst stof3t die Idee der
Volkswahl Uberwiegend auf Ablehnung;
nur ein ehemaliger Ministerprasident
auBert sich klar positiv dazu.

Der Regierungsstil der Ministerprasiden-
ten ist kooperativ, wobei die Ministerkol-
legen die starkste Bericksichtigung bei
Entscheidungen erfahren.

Im Gremium der Ministerprasidentenkon-
ferenz, die nicht im Grundgesetz erwahnt
ist, werden gemeinsame Entschliisse ge-
fasst. Sie dient zudem dem ,,vertraulichen
Gedankenaustausch* (S. 367) und ist dem
Auge der Medien weitgehend entzogen.
Der Ministerprasident vereint die Staats-
oberhaupt- und Regierungscheffunktion
in seiner Person, eine Trennung wie auf
Bundesebene gibt es nicht. Ihm kommt
die Aufgabe der AuRBenvertretung seines
Landes gegentiber den Gbrigen Bundes-
landern, dem Bund, der EU und auslandi-
schen Staaten zu. Insbesondere die Kon-
takte zur EU werden von den Ministerpra-
sidenten als sehr wichtig eingeschatzt;
erhebliche Unterschiede zeigen sich aber
in der Schaffung und Pflege dieser Auf3en-
beziehungen. Kritiker werfen Minister-
prasidenten mit ,,Ambitionen auf das
Kanzleramt* (S. 70) immer wieder eine
NebenauRenpolitik in Konkurrenz zu der
des Bundes vor.

Als wichtigste Qualifikationen fir einen
Ministerprésidenten sehen diese selbst
Glaubwairdigkeit, Verantwortungsgefuhl,
Mut zu unpopuldren Entscheidungen,
Augenmalfd und Durchsetzungskraft. Bei
einer rein funktionalen Betrachtungswei-
se, die sich auf solche Qualifikationen
bezieht, die zur ,,effektiven Wahrneh-
mung des Amtes bendtigt* (S. 79) werden,
liegen die Akzente anders. In der Nach-
kriegszeit kam - aufgrund des totalen
Zusammenbruchs des Wertesystems — der
Glaub- und Vertrauenswirdigkeit eine
besondere Bedeutung zu. Die z. T. kiinstli-
che Ziehung der Landergrenzen stellt bis
heute an die Ministerprasidenten die Auf-
gabe der Schaffung von Identifikationsan-
geboten - dies kbnnen Symbole wie Flag-
gen oder Hymnen sein, die Funktion kann



aber auch vom Ministerprasident selbst als
,»sinnlich wahrnehmbares Autoritétssym-
bol* (S. 84) tbernommen werden. Er muss
ein groRes MaB an Integrationsfahigkeit
besitzen, um unterschiedliche Stromun-
gen im Land zu einer gemeinsamen Kon-
fliktldsung zu vereinigen. Es erweist sich
fur diese Zwecke als hilfreich, dass, mit
Ausnahme der Stadtstaaten, die Minister-
prasidenten tberwiegend aus ihrem Re-
gierungsland stammen - in Bayern
schreibt dies die Verfassung sogar vor. Im
Umgang mit den Medien darf dem Minis-
terprasidenten kommunikative Kompe-
tenz nicht fehlen. Diese benétigt er auch,
ebenso wie Verhandlungsfahigkeit, um
seiner Mittlerrolle zwischen ,,Regierungs-
apparat und Parlament, Staat und Gesell-
schaft, Land und Bund“ gerecht zu wer-
den.

Die wichtigsten Politikfelder der Minister-
prasidenten sind heute die Medien- und
Standortpolitik, letztere spatestens seit
dem Aufkommen der Massenarbeitslosig-
keit. Zur Standortpolitik zahlen ,alle
MaRnahmen, die das als Region definierte
Land zur Verbesserung seiner Position im
wirtschaftlichen Wettbewerb ergreift (S.
367). Die Medienpolitik mit ihren kontro-
versen Diskussionen beispielweise tUber
Struktur und Finanzierung des offentlich-
rechtlichen Rundfunks gilt hierbei als
,»,Nagelprobe fir die Bewdahrung des
Foderalismus* (S. 307). Mit dem Aufkom-
men der privaten und neuen Medien
haben die Presse- und Kommunikations-
abteilungen der Staatskanzleien zum
Nachteil der Grundsatzabteilungen eine
gewichtigere Rolle erhalten. Die allgemei-
ne Bedeutung der Staatskanzleien als
Koordinierungs- und Filhrungsinstrument
des Ministerprasidenten ist abhéangig vom
jeweiligen Ministerprasidenten.

In seiner Schlussbetrachtung beschéftigt
sich Schneider u.a. mit der Frage, ob in
Deutschland eine ,,Kanzlerdemokratie*
oder ,,Republik der Landesfursten* vor-
herrsche. Er macht den Vorschlag von
einer ,,Republik des Kanzlers und der Lan-
desfursten* (S. 371) zu sprechen. Diese
Bezeichnung wére auch in einem zuneh-
menden Wettbewerbsféderalismus ge-
rechtfertigt. Die hierzu in Deutschland
vorherrschende Diskussion wurde von
einer Regierungserklarung mit der Forde-
rung nach mehr Eigenverantwortung der
Lander vom bayrischen Ministerpréasiden-
ten Stoiber in Gang gesetzt. Die unter-
schiedlichen Vorschlage, die nicht nur eine
Neuordnung der Finanzbeziehungen,
sondern u.a. auch eine deutliche Tren-
nung der Aufgaben von Bund und Lan-
dern vorsehen, stoRen auf kontroverse
Reaktionen bei den Ministerprasidenten.

Mit einer vergleichenden Betrachtung der
Schweiz, Osterreich und den USA rundet
Schneider seine Untersuchung ab.

Die Kantone der Schweiz sind durch das
Kollegialprinzip verbunden, einen vor-
herrschenden Spitzenpolitiker und die
Richtlinienkompetenz gibt es hier nicht.
Der Kantonalprasident wird jeweils fur
ein Jahr gewaéhlt und verstehtsich als ,,pri-
mus inter pares der Exekutive. Direkten
Zugriff auf die Bundesregierung besitzt
weder der Président noch seine Regie-
rung; zur VergroRerung des Einflusses

kdnnen sie, mit Ausnahme von funf Kan-
tonen, indenen ihnen dies aufgrund einer
Machtkonzentration verwehrt ist, Mit-
glied der Konferenz der Kantonsregierun-
gen werden oder sich in den Stéanderat
wahlen lassen.

In Osterreich kommt dem Landeshaupt-
mann neben der Funktion des Regierungs-
chefs,,eine Funktionsfulle zu, die[...] dem
Landeshauptmann im Staatwillensbil-
dungsprozess der Lander deutlich mehr
Einfluss auf die Regierungsgeschafte
eroffnet als dem Bundeskanzler* (S. 372).
Historisch und durch die Tatsache bedingt,
dass den Landern nur wenig Bereiche der
eigenstédndigen Gesetzgebung zugespro-
chen sind, setzen sich die Landerparla-
mente bisher nach einem festgeschriebe-
nen Proporz zusammen - gegenlaufige
Tendenzen sind aber zu erkennen, Salz-
burg und Tirol haben diesen bereits ab-
geschafft. Der Landeshauptmann nimmt
vorwiegend die Funktion einer Identifika-
tionsperson wahr. Einfluss auf die Bundes-
politik Gbt er tber die Konferenz der Lan-
deshauptleute und durch fiihrende Posi-
tionen in den beiden Osterreichischen
GroRparteien aus.

In den USA haben die Gouverneure der
Einzelstaaten eine anerkannte ,,Rolle als
politische Fihrer* (S. 373); es herrscht al-
lerdings eine Diskrepanz zwischen ihrer
tatsachlichen verfassungsrechtlichen und
der ihnen durch die 6ffentliche Meinung
zugesprochenen Position. Im Unterschied
zu Deutschland gibt es in den USA kein
».KabinettalsEntscheidungsorgan* (S. 374).
Die Gouverneure haben das Selbstver-
standnis eines ,,Chief Legislators* (S. 375);
die fehlende Richtlinienkompetenz wird
durch die gouvernamentale Patronat ge-
macht, die ihnen ,,Gefolgschaft und Loya-
litatsichert* (S. 375), ausgeglichen.
Insgesamt hat der Ministerprésident in
Deutschland im internationalen Vergleich
eine starke Stellung. Dies hangt mit seiner
Bundesratsmitgliedschaft und fiihrenden
Positionen in der Bundespolitik, mit der
Zustandigkeit fur den Verwaltungsbe-
reich seines Landes und seiner nicht
begrenzten Amtszeit zusammen. Ein-
schrankungen ergeben sich allenfalls in
der Gesetzgebung, die in grofl3en Teilen
dem Bund vorbehalten ist - aber unter
Mitwirkung der Lander(-Ministerprasi-
denten)! Nadja Himpler

Russland heute

Angelika NuRBberger,
Margareta Mommsen (Hrsg.)
Krise in Russland.

Politische und sozialrechtliche
Lésungsansatze.

Berlin Verlag Berlin 1999;

229 Seiten, DM 58,

Der Sammelband geht auf eine Tagung
zurick, die vom 1. April bis zum 3. April
1998 stattfand. Das Max-Planck-Institut
fur auslandisches und internationales
Sozialrecht (Munchen), das Geschwister-
Scholl-Institut fur politische Wissenschaf-
ten (Universitat Minchen) und die Evan-
gelische Akademie haben sie in Tutzing
am Starnberger See durchgefthrt. Ziel-

gruppe der Referate sind diejenigen, die
am wissenschaftlichen Dialog interessiert
sind und die historischen Umwandlungen
in Russland aufmerksam verfolgen.

Die Konzeption dieses Bandes hat ihren
besonderen Reiz darin, dass russische
Sozialwissenschaftler und westliche Beob-
achter im gleichen Umfang zu Wort kom-
men: Die einen beziehen Stellung zu All-
tagsproblemen ihres Landes von ihrer
Warte aus, die anderen bringen dankihrer
Distanz Lésungsanséatze fur die Zukunft
ein. AuBerdem werden die politischen
und sozialen Probleme dieses Vielvolker-
staates durch die Ergebnisse verschie-
dener wissenschaftlicher Disziplinen
analysiert und anschaulich gemacht.
Ldsungsansatze werden reflektiert und
Alternativen auf der Grundlage einer Skiz-
ze der Probleme aufgezeigt, die esin Ver-
gangenheit und Gegenwart gegeben hat.
Die Herausgeberinnen haben sich der
Thematik unter vier Aspekten genahert:
An den Beginn der Textsammlung haben
sie die ,,Interpretationsanséatze zur politi-
schen Krise gestellt. Fir den zweiten Teil
haben sie auf 57 Seiten eine Besonderheit
herausgegriffen: ,,Die Entwicklung des
Rechts — Stagnation oder Fortschritt?”
Den dritten Teil widmen sie den ,,Detail-
betrachtungen zur gesellschaftlichen Ent-
wicklung” auf 47 Seiten und stellen dem
im letzten Teil gegenuber —,,Bestimmung
der wirtschaftlichen Entwicklung durch
interne und externe Faktoren™.

Vier Gruppen grenzen die Thematik ein:
(1) Zeitgeschichte (Eichwede, Mommsen,
Segbers), (2) Rechtswissenschaft (v. May-
dell, Blankenagel, NuRberger), (3) Sozio-
logie (Huber, Pavlova-Silvanskaja) und (4)
Politologie (v. Beyme, Zagorskij). Aller-
dings ist die Zuordnung zu einer Gruppe
nicht immer einfach — so kébnnen Huber
der vierten Gruppe und Zagorskij der drit-
ten angehdren.

Wolfgang Eichwede beschreibt ,,Paradig-
men, Symbole und Inszenierungen im
Wandel. Uberlegungen zur politischen
Kultur im heutigen Russland”. Dabei geht
es ihm um typische Problemlagen, die
durch die grundlegenden Veranderungen
im politischen Stil des neuen Russland ent-
standen sind. Hauptmerkmal ist ein
»pseudoplurales” System, das aus dem
hemmungslosen Ringen um Einfluss-
spharen und Machtgruppen hervorgeht.
Fur Eichwede ergibt es sich daher von
selbst, dass Jelzin fur diese Aufgaben -
wegen ihrer Komplexitat — nicht geeignet
war. Margareta Mommsen greift in der
ganzen Entwicklung einen anderen
Aspekt heraus: ,,Die vollziehende Gewalt
in Jelzins ,\Wahlmonarchie’.” Die Grund-
muster seiner Herrschaftsaustibung sind
das stéandige Kaderkarussell und der tbli-
che Austausch der Kader als einem typisch
sowjetischen Herrschaftsmechanismus.
Diese Technik hat man, so Mommesen, in
der Moskauer Publizistik als die russische
Variante des amerikanischen Prinzips des
checks and balances beschrieben. Die Ero-
sion des Zentralstaates fuhrt zur wachsen-
den Macht der Gouverneure und der
Regionalverwaltungen. Politologische
Durchblicke der Analyse von Mommsen
fasst Klaus Segbers unter dem Thema
..Regionale und sektorale Aspekte des
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Wandlungsprozesses: Chancen und
Gefahrdungen” zusammen. Vor allem
betont erin seinem Beitrag, dass die Rege-
lungsversuche des Zentralstaates gegen-
Uber der wirksamen Globalisierung eine
nachgeordnete Rolle spielen. Die Veran-
derung des Staates durch Globalisierung,
Integration und Fragmentierung hétten
ein hoheres Gewicht als etwa die Politik
des Moskauer Zentrums. Am Ende seien
die Motoren des Wandels in Russland eher
auf wirtschaftlichem und gesellschaftli-
chem Gebiet zu finden, besonders wenn
es um internationale Interessen geht.

Im zweiten Teil des Bandes kommt die
Rechtswissenschaft zu Wort unter dem
Motto: ,,Die Entwicklung des Rechts: Stag-
nation oder Fortschritt?” Bernd von
Maydell auRertsich zu dem Thema,,Sozia-
le und politische Stabilitat in Ubergangs-
regimen”. Sein Beitrag bezieht die Lage in
den anderen Landern Osteuropas ein und
arbeitet auf dieser Grundlage die Beson-
derheiten der russischen Lage heraus.
Alexander Blankenagel diskutiert die
Frage, welche Auswirkungen eine schwa-
che Staatlichkeit habe, in seinem Beitrag
,,Vollzugsprobleme einer neuen Rechts-
ordnung”. Blankenagel unterstreicht,
Russland musse mit den Problemen
foderaler und finanzieller Erosion der
staatlichen Starke kampfen. Der extreme
Zentralismus werde dann zum Problem,
wenn das Parlament sich weigere, grund-
legende Gesetze zu verabschieden.
GroRer Regelungsbedarf bestiinde im
Arbeits- und Sozialversicherungsrecht. Ein
Hemmschuh sei auch, dass die Juristen
ihre Ausbildung in der Ara der UdSSR
erfahren hatten und tradieren wollten.
Die juristische Infrastruktur fuhre dazu,
dass die neue Rechtsordnung kaum umge-
setzt werden kénne. Die gesamte Erschei-
nung sei jedoch voriubergehendes Merk-
mal der Systemtransformation. Angelika
NufBberger setzt sich mit den konkreten
Gesetzesinitiativen auseinander, die im
Sozialrecht des postsowjetischen Russ-
lands schon erkennbar sind. Das drickt
der Titel ihres Beitrages aus: ,,Experimen-
telle Gesetzgebung. Ein Lésungsansatz in
der Entwicklung des Sozialrechts der
Russlandischen Foderation.” lhrer Auffas-
sung nach kann man die heutige Vorge-
hensweise des Gesetzgebers mit dem
russischen Wort ,,krju/kotvorstvo™ ange-
messen beschreiben. Damit ist gemeint,
dass durch ein kleinliches Vorgehen
(,,Hadkchen machen”) Angelegenheiten
durch burokratisches Vorgehen verzo-
gert, sogar verschleppt werden. Fikti-
ve Regelungen, Widersprichlichkeiten,
Systemwidrigkeiten sind die Folge. Aul3er-
dem sind die Reformen des Sozialrechts
kurzlebig. In diesen Kontext gehéren
unter anderem auch die groRe Zahl
systemfremder Privilegien und die
»Schwarzen Lécher”, in denen die Gelder
versickern.

Der folgende dritte Teil befasst sich mit
der Realitat; essind ,,Detailbetrachtungen
zur gesellschaftlichen Entwicklung™. Die
Soziologin Marina Pavlova-Silvanskaja
geht von einer Analyse der Meinungsum-
fragen in Russland aus. In dem ,,kurzen
Abriss zur sozialen Krise in Russland”
zeichnet sie ein dusteres Bild von der

ASYA

sozialen Lage im Lande, die sich immer
mehr verscharft. Die Zusagen in der Ver-
fassung von 1993 (,,Sozialstaat...”) seien
bis heute nicht eingehalten worden. Dies
fihre zu einer instabilen Lage in
der Gesellschaft wie ebenso einer
Abschwachung der Arbeitsmotivation —
bedrohliches Anwachsen des kriminellen,
abweichenden und amoralischen Verhal-
tens seien die Auswirkung. Pavlova-Sil-
vanskaja untermauert ihre Aussagen mit
einer Fllle jungster Daten. Der Heidelber-
ger Politologe Klaus von Beyme wendet
sich in seinem Beitrag verschiedenen
soziologischen Punkten zu. Seine Aus-
fihrungen hat er Uberschrieben mit
,.Sozialer Wandel und politische Krise in
Russland. Der Zerfall der Sozialstruktur in
der Transformationsperiode und die post-
kommunistische Soziologie”. Im Mittel-
punkt des Interesses stehen der Wandel
der Sozialstrukturen, die Veranderungen
in den Sozialwissenschaften und beson-
dersinder Soziologie. Man habe zwar, wie
Beyme hervorhebt, system- und akteurs-
orientierte Ansatze tbernommen, aber bis
heute dominiere die unkritische Umfrage-
forschung mit quantitativen Methoden.
Auf Grund einschneidender Veranderun-
gen in der Sozialstruktur muissten sich die
Soziologen nun mit Gruppen beschafti-
gen, die bis zu diesem Zeitpunkt eine Rand-
erscheinung der Kriminalstatistik waren.
Neue Arbeitslose seien nun pauschal ein
Teil der Unterschichten. Die Schichtenana-
lyse beruhe lediglich auf der Einsch&tzung
des Arbeitseinkommens. Das Realeinkom-
men, das aus der Schattenwirtschaft
kommt, werde nicht bertcksichtigt. Prob-
lematisch sei die Analyse auch deshalb,
weil sich tatséchlich noch keine neuen
Strukturen verfestigt hatten. Die neuen
sozialen Differenzierungsprozesse seien
alarmierend - soziale Ungleichheiten
kdnnten zu sozialen Spannungen fuhren.
Wie von Beyme hervorhebt, werde bisher
kaum zwischen Staat und (Zivil-)Gesell-
schaft unterschieden.

Der Sammelband schlie3t mit einem Teil
unter der Uberschrift ,,Bestimmung der
wirtschaftlichen Entwicklung durch inter-
ne und externe Faktoren”. Méaria Huber
befasstsich inihrem Aufsatz mitder ,,wirt-
schaftlichen Umgestaltung und Sozialpo-
litik”. lhre besondere Aufmerksamkeit
gilt den Entwicklungen bis zu Beginn des
Jahres 1999. Wirtschaftspolitische Experi-
mente unter Egofr Gajdar (*1956) und die
Heraufkunft der August-Krise seien durch
das Dilemma deutlich absehbar gewesen.
Aber schon zuvor héatte die improvisierte
Finanzpolitik zu widersprichlichen Wir-
kungen geflihrt. Besonders gravierende
Folgen der August-Krise seien unter ande-
rem die weitgehende Umstellung der
Wirtschaft auf Tauschgeschéafte und
Geldsurrogate in vielen Regionen. Eine
weitere Erscheinung seien in neuerer Zeit
Auftragsmorde zur Beseitigung von Kon-
kurrenten in der neuen reichen Unterneh-
merklasse, viele Falle noch nicht aufge-
klart. Die Russland-Hilfe ist ihrem Umfang
nach fast schon legendéar. Aber, so stellt
Andrej Zagorskij die Frage, hilft die Hilfe
auch? Seine Betrachtungen dieser grund-
legenden Uberlegung tberschreibt er
»otabilisierungspolitik von auflen”. Er

zeigt, dass die grof3e Anzahl von Kredit-
vergaben und sonstigen Formen externer
Hilfe entweder im Sande verlaufen ist
oder nicht die gewilnschte Wirkung
gezeigt hat. Seines Erachtens kann Hilfe
aus dem Ausland nur dann stabilisierend
wirken, wenn der Empfanger schon ent-
sprechende Programme vorbereitet hat.
Laut Informationen des Russlandischen
Finanzministeriums halten die Russlan-
dischen Behdrden die internationalen
Vorgaben in vielen Féllen nicht ein.
Der vorliegende Band ist fuir versierte Leh-
rer und aufgeschlossene Schiller ein guter
Einstieg in einen oft komplexen Fragen-
kreis.

Wolfgang Heller

Aus dem Innenleben der Stasi

Josef Budek/Jan Eik/Karl Wilhelm Fricke/
Wolfgang Templin

Die Zentrale — Geschichte, Funktion und
die herausragenden Personen des
Ministeriums fur Staatssicherheit der DDR
ASAK Verlag Normannenstralle

Berlin 2001
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Das Buch schildert die Entstehung, die
Geschichte und die Methoden des Mi-
nisteriums fur Staatssicherheit der DDR,
das im Buchtitel als ,,Die ,,Zentrale* be-
nanntwird. ,,Die Zentrale* ist das erste im
ASTAK VERLAG NORMANNENSTRASSE
erschienene Buch. (Die Abkilrzung ASTAK
steht fur Antistalinistische Aktion und
dies war der Name des Tragervereins, den
die Burgerrechtsbewegung der ehema-
ligen DDR im Sommer 1990 zur Einrich-
tung der Gedenkstatte Normannenstralle
grindete).

Die erste Publikation dieses neugegrun-
deten Verlages vereinigt auf 142 Seiten
vier Beitrage, die durch Bilder und Doku-
mente zur Geschichte des Lichtenberger
Komplexes an der Normannenstralle er-
génzt werden. Die Autoren, Burgerrecht-
ler, wissen aufgrund eigener leidvoller
Erfahrungen, wovon sie reden.

Der Artikel von Josef Budeck beschéftigt
sich mit der Geschichte der heutigen For-
schungs- und Gedenkstatte Normannen-
stral3e, die auf Initiative der Blrgerrecht-
ler von 1989 und davor im Gebaude des
friheren Ministeriums fur Staatssicher-
heit eingerichtet und von ihnen seit 1990
betrieben wird. Der Verfasser erlautert,
dass in der Gedenkstatte der Opfer der
Stasi gedacht werde und es ihr For-
schungszweck es sei, zu verstehen, wie es
den Mitarbeitern dieses DDR- Ministeri-
ums gelingen konnte, die eigene Bevolke-
rung einerseits zu unterdricken und zu
bespitzeln und andererseits zur Koopera-
tion zu bewegen. Budek sieht die Stasi in
der Tradition der Tscheka, die Lenin zum
Schutze seiner Partei gegrindet hatte,
und verweist darauf, dass sich die Stasileu-
te selbst Tschekisten nannten. Die Auf-
traggeber fur die jeweilige Ebene der
Stasi hatten nicht nur im Politblro, son-
dern auch in den Bezirks- und Kreisleitun-
gen der SED gesessen. Budek rechnet
nicht nur mit den auch in den alten Bun-
deslandern hinreichend negativ bekann-



ten Stasi-GrofRen wie Honecker und Krenz
ab, sondern zahlt hierzu auch die Genos-
sen Modrow, Schabowski und die anderen
Sekretare. Er erklart, warum sich der Zorn
der nichtangepassten DDR- Burger vor-
nehmlich gegen diese ,,Elitetruppe* ge-
richtet habe. Fir die meisten Leser dirfte
der Alarmplan des Stellvertretenden Mi-
nisters vom 11. Januar 1990 eine neue
Information beinhalten: hier wurde
bestimmt, welche Teile der Zentrale bei
einer Erstirmung zu sichern, bzw. frei zu
gegeben seien. In einer Dienstbespre-
chung in Anwesenheit des neu ernannte
Ministerprasidenten Modrow, wurden
Beschlisse Gber den Umbau der Stasi in
ein Amt fur nationale Sicherheit getrof-
fen worden. Weitere Uberlegungen gal-
ten der Sicherung des beruflichen Uber-
lebens der Tschekisten in einem kiinftigen
Staat.

Der reich mit Schwarz-Weil3-Fotos be-
bilderte Beitrag von Jan Eik schildert
zunéchst die Entwicklung der Stadt Lich-
tenberg von 1900 bis zur Einrichtung des
Ministeriums fur Staatssicherheit im Jahre
1950. Die Beschreibung bis zum Jahr 1945
entspricht im wesentlichen einer Ublichen
Ortschronik und durfte nur fur Leser von
Interesse sein, die eine besondere Bezie-
hung zu diesem Ort haben. 1945 ergab
sich dann der erste historische Bezug
zur spateren DDR: dem Haftling Erich
Honecker gelang bei einem Arbeitsein-
satz im Lichtenberger Frauenjugendge-
fangnis die Flucht. Mit Hilfe seiner spéate-

ren Ehefrau, einer Gefangniswachtmei-
sterin, kehrte er freiwillig in die Haft
zurick und entging der Strafe fir den
Ausbruch. 1950 beschloss die provisori-
sche Volkskammer der DDR das Gesetz
Uber die Bildung des Ministeriums fur
Staatssicherheit, als dessen stellvertreten-
der Minister Erich Mielke ernannt wurde.
Das Ministerium wurde im um- und ausge-
bauten friheren Lichtenberger Finanz-
amt an der Normannen-Ecke Magdale-
nenstralle eingerichtet. Eik vermittelt
Uber die Schilderung der raumlichen Aus-
dehnung und die Steigerung der Mitar-
beiterzahlen eindrucksvoll, wie es Mielke
gelang, seine Behérde zu einem immer
wichtigeren Machtorgan der SED zu ent-
wickeln. Welchen Ideenreichtum Mielke
und seine Leute aufbrachten, um ihr
Expansionsstreben zu realisieren, schil-
dert der Autor am Beispiel der neuaposto-
lischen Glaubigen, die die ministerielle
Ruhe in der Normannenstralie storten. Fur
sie erbaute der geheime Dienst weit vom
alten Standort und in Rekordzeit ein
neues Gemeindezentrum- wohl das einzi-
ge Gotteshaus, das je von einen Geheim-
dienst errichtet worden sein dirfte.

Der Beitrag von Karl Wilhelm Fricke tragt
den Titel ,,Schild und Schwert* und umfas-
st eine mit Dokumenten, Zitaten und
Augenzeugenberichten grindlich beleg-
te Chronik der Stasi von ihrer Griindung
1950 bis zu ihrer Entmachtung im Januar
1990. Instruktiv sind die Schilderung und
Erlauterung der Organisation des Ministe-

riums fur Staatssicherheit, ihre Hauptfel-
der, Abwehr und Aufklarung, jeweils per-
sonifiziert durch ihre Leiter, Erich Mielke
und Markus Wolf. Der Autor stellt klar,
dass es ohne die Herrschaft der SED keine
Stasi gegeben hatte, die Abhangigkeit
jedoch eine gegenseitige war. Belegt an
Beispielfallen, die zum Teil auch ihren
Niederschlag in westlichen Medien gefun-
den haben, zeigt der Autor das unheilvol-
le Wirken dieser Institution sowohl in der
DDR als auch in der Bundesrepublik und in
anderen europadischen und auch aufRereu-
ropaischen Landern auf. Besonders die
Berichte von Opfern der Stasi Uber die
ihnen zugefiigte menschenverachtende
Behandlung machen die Darstellung
besonders authentisch.

In seinem mit ,,Der 15. Januar 1990 Giber-
titelten Beitrag bietet Wolfgang Templin,
Mitglied des runden Tisches um Jirgen
Modrow und Teilnehmer der vom neuen
Forum initiierten Demonstration vor der
Stasi-Zentrale am 15 Januar des Jahres,
eine personliche Schilderung seines Erle-
bens der Ereignisse dieses Tages.

Dieses Buch bietet eine zuverlassige und
pragnante Information Uber das Ministe-
rium fur Staatssicherheit. Die wesentli-
chen Aspekte, der Aufbau einer immer
machtigeren

Machtinstanz, ihre Organisation, ihre Pro-
tagonisten und die angewandten Metho-
den werden klar herausgearbeitet.

Dorothee Kallenberg-Laade
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Noch im Jahr 2001 erscheint,

als Band 29 der ,,Schriften zur politischen
Landeskunde Baden-Wirttembergs*

Hilde Cost und Margot Korber-Weik (Hrsg.)
Die Wirtschaft von Baden-Wirttemberg

im Umbruch

Stuttgart 2001, Landeszentrale fur politische
Bildung in Verbindung mit dem Verlag
W. Kohlhammer Stuttgart, ca. 300 Seiten

Im Vorwort der Landeszentrale zu die-
sem Band, der gerade recht zum Lan-
desjubilaum von Baden-Wirttemberg
erscheint, heiBtesu.a.:

»Bislang jedenfalls hat sich Baden-
Wirttemberg wirtschaftlich gut ent-
wickelt, wie die Erfolgsdaten in seiner
gerade funfzigjahrigen Geschichte zei-
gen. Die hier vorgelegte Regionalstu-
die soll Starken und Schwachen analy-
sieren, nicht zuletzt als Grundlage fir
zukunftsorientiertes politisches Han-
deln. Zugleich soll diese Studie Ver-
standnis  fur  volkswirtschaftliche
Zusammenhange fordern, wie es dem
Auftrag politischer Bildung entspricht.
Gerade weil wir wissen, dass die Ver-
mittlung von Kenntnissen Uber wirt-
schaftliche Zusammenhange faktisch
nicht den Stellenwert in der Bildung
aufweist, den sie haben musste — weder
in der Schule noch in der auRerschuli-
schen Jugend- und Erwachsenenbil-
dung. Auch das kdnnte sich — langfristig
gesehen - zu einem Standortnachteil
auswachsen.

Der Band enthalt die folgenden Bei-

trage:
Wirtschaftlicher Wohlstand in Baden-
Wirttemberg: Herausforderungen,

Strategien, Perspektiven im Uberblick
(Hilde Cost, Margot Kérber-Weik) — Der
Wohlstand von Regionen: beschreiben,
erklaren, gestalten (Margot Korber-
Weik) — Von der Agrar- zur Dienstleis-
tungsgesellschaft: Baden-Wuirttem-
berg 1800-2000 (Reiner Flik) — Schwabi-
scher Pietismus und Feinmechanik:
Wiurttembergs ,,innerweltliche Askese*
(Berthold Leibinger) — Reichtum mit
Ausnahmen: Der Wohlstand und seine
Verteilung in Baden-Wurttemberg (Jur-
gen Volkert) — Starken mit Schwachen:
Die Position Baden-Wurttembergs im
Wettbewerb der Regionen (Thomas
Kubler) — Mehr als AuBenhandel:
Baden-Wirttemberg im Globalisie-
rungsprozess (Ingrid Fugel-Waverijn) —

Herausgegeben von

Hilde Cos

Margot korber-Weik

~ Landeszentr
flir politische Bildung

Schneller, produktiver, innovativer:
Baden-Wirttembergs Wirtschaft im
Strukturwandel (Gerhard Fuchs, Ortwin
Renn) — Der industrielle Kern: Das Ver-
arbeitende Gewerbe in Baden-Wirt-
temberg nach Branchen und Regionen
(Wolfgang Walla) — Telekommunikati-
on und Internet als Chance: Neue Kon-
zepte fur international wettbewerbs-
fahige Dienstleistungen aus Baden-
Wirttemberg (Martina Schéfer, Jose-
phine Hofmann) - Innovation durch
regionale Kooperation: Forschung und
Entwicklung in Baden-Wirttemberg
(Hariolf Grupp) - Zukunft zwischen
Fachkraftebedarf und Arbeitslosigkeit:
Beschéaftigung in Baden-Wirttemberg
(Renate Brujmann) — Ein Beitrag zum
lebenslangen Lernen: Starkung der
Weiterbildung durch Hochschulreform
in Baden-Wurttemberg (Michael Ler-
chenmuller, Elke Platz-Waury) — Wege

zur nachhaltigen Entwicklung: Umwelt
und Umweltpolitik in Baden-Wurttem-
berg (Georg Herb, Heike Kademann,
Gerda Zartner-Nyilas) — Burgernaher
und leistungsféahiger: Verwaltungsre-
form in Baden-Wurttemberg am Bei-
spiel der Kommunen (Manfred Matus-
za) — Neben Brussel und Berlin: Wirt-
schaftspolitik in Baden-Wirttemberg
(Roland Sturm unter Mitarbeit von
Edmund Ortwein)

Der neue Band kann gegen eine Schutz-
gebuhr von 5 € zzgl. Versandkosten
schriftlich bestellt werden bei der Ver-
lagsgesellschaft W. E. Weinmann m.b.H,
Karl-Benz-Strafle 19, 70794 Filderstadt,
e-mail:  w.e.weinmann@t-online.de.
Besteller von aul3erhalb Baden-Wirt-
temberg verweisen wir auf die Buch-
handelsausgabe des W. Kohlhammer
Verlags Stuttgart.
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